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I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1
Staatsform

(1) Burgenland ist ein demokratischer und sozialer Rechtsstaat.
(2) Burgenland gründet auf der Freiheit und Würde des Menschen; es schützt die Entfaltung seiner

Bürger in einer gerechten Gesellschaft.
(3) Burgenland ist ein selbständiges Bundesland der demokratischen Republik Österreich.

Artikel 2
Staatsgewalt

Die Staatsgewalt geht vom Volk aus. Sie wird vom Volk in Wahlen, Volksbegehren und Volksab-
stimmungen sowie durch seine verfassungsmäßig bestellten Vertretungsorgane ausgeübt.

Artikel 3
Parteien

Die Existenz und Vielfalt politischer Parteien sind wesentliche Bestandteile der demokratischen
Ordnung des Landes. Die politischen Parteien wirken an der politischen Willensbildung des Volkes
mit.

Artikel 4
Landesgebiet

(1) Burgenland umfaßt das durch Staatsverträge und Gesetze in seinem gegenwärtigen Bestand
festgelegte Landesgebiet.

(2) Staatsverträge, mit denen die Bundesgrenzen geändert werden, dürfen nur mit Zustimmung des
Landes abgeschlossen werden, wenn dadurch zugleich eine Änderung von Landesgrenzen des Bur-
genlandes erfolgen soll.

(3) Grenzänderungen innerhalb des Bundesgebietes, mit denen zugleich eine Änderung der Grenzen
des Burgenlandes erfolgen soll, bedürfen eines Landesgesetzes sowie damit übereinstimmender
Gesetze des Bundes und der betroffenen Länder. Für Grenzbereinigungen genügen ein Landesgesetz
und damit übereinstimmende Gesetze der betroffenen Länder.

(4) Sofern es sich nicht um Grenzbereinigungen handelt, bedürfen Beschlüsse des Landtages über
Grenzänderungen gemäß Abs. 2 und 3 der Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder
und einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen.

Artikel 5
Landesbürgerinnen und Landesbürger

Österreichische Staatsbürgerinnen und Staatsbürger, die in einer Gemeinde des Burgenlandes ihren
Wohnsitz haben, sind Burgenländische Landesbürgerinnen und Landesbürger.

Artikel 6
Landessprache

Die deutsche Sprache ist, unbeschadet der den sprachlichen Minderheiten bundesgesetzlich
eingeräumten Rechte, die Landessprache.

Artikel 7
Landeshauptstadt und Sitz der obersten Organe

(1) Landeshauptstadt und Sitz des Landtages und der Landesregierung ist die Freistadt Eisenstadt.
(2) Für die Dauer außerordentlicher Verhältnisse kann die Landeshauptfrau oder der Landeshaupt-

mann den Sitz der Landesregierung und mit Zustimmung der Präsidentin oder des Präsidenten des
Landtages den Sitz des Landtages an einen anderen Ort verlegen.
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Artikel 8
Landessymbole

(1) Die Farben des Burgenlandes sind rot-gold.
(2) Das Landeswappen des Burgenlandes ist in goldenem Schild ein roter, golden gekrönter und

bewehrter, rot bezungter, widersehender Adler mit ausgebreiteten Schwingen, der auf einem schwarzen
Felsen steht, in den Oberecken von zwei schwarzen, breitendigen Kreuzchen begleitet wird und dessen
Brust mit einem dreimal von rot und kürsch gespaltenen und golden eingefaßten Schildchen belegt
ist.

(3) Das Landessiegel des Burgenlandes weist das in Absatz 2 beschriebene Landeswappen mit der
Umschrift “Land Burgenland” auf.

(4) Die Landeshymne des Burgenlandes ist das Lied “Mein Heimatvolk, mein Heimatland”.
(5) Nähere Bestimmungen über die burgenländischen Landessymbole und deren Verwendung sind

durch Landesgesetz zu treffen.

II. GESETZGEBUNG DES LANDES

A. LANDTAG

Artikel 9
Organ der Gesetzgebung

Der Landtag übt die Gesetzgebung des Landes aus.

Artikel 10
Zusammensetzung und Wahl des Landtages
(1) Der Landtag besteht aus 36 Mitgliedern (Landtagsabgeordneten). Bei Abstimmungen und

Anträgen im Landtag ist von dieser Zahl auszugehen.
(2) Die Mitglieder des Landtages werden auf Grund des gleichen, unmittelbaren, freien, geheimen

und persönlichen Verhältniswahlrechtes gewählt.
(3) Wahlberechtigt sind alle Landesbürgerinnen und Landesbürger, die am Wahltag das 16. Leben-

sjahr vollendet haben und vom Wahlrecht nicht ausgeschlossen sind.
(4) Wählbar sind alle Wahlberechtigten, die am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben.
(5) Die Ausschließung vom Wahlrecht und von der Wählbarkeit kann in der Landtagswahlordnung,

auch in jeweils unterschiedlichem Umfang, nur als Folge rechtskräftiger gerichtlicher Verurteilung
vorgesehen werden.

(6) Der Wahltag muß ein Sonntag oder ein anderer öffentlicher Ruhetag sein.

Artikel 11
Wahlkreise

(1) Für die Wahl in den Landtag wird das Burgenland in sieben Wahlkreise eingeteilt.
(2) Die Wahlkreise umfassen folgende Gebiete:
Wahlkreis 1: den politischen Bezirk Neusiedl am See;
Wahlkreis 2: die Städte mit eigenem Statut Eisenstadt und Rust sowie den politischen Bezirk Eisen-

stadt-Umgebung;
Wahlkreis 3: den politischen Bezirk Mattersburg;
Wahlkreis 4: den politischen Bezirk Oberpullendorf;
Wahlkreis 5: den politischen Bezirk Oberwart;
Wahlkreis 6: den politischen Bezirk Güssing;
Wahlkreis 7: den politischen Bezirk Jennersdorf.
(3) Die Zahl der Mitglieder des Landtages ist auf die Wahlberechtigten eines Wahlkreises

(Wahlkörper) im Verhältnis der Bürgerinnen- und Bürgerzahl der Wahlkreise zu verteilen. Die Bürg-

LANDESVERFASSUNG



erinnen- und Bürgerzahl der Wahlkreise ist die Zahl der Staatsbürgerinnen und Staatsbürger, die nach
dem endgültigen Ergebnis der jeweils letzten Volkszählung (Registerzählungsgesetz, BGBl.  I
Nr. 33/2006, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 125/2009) im Burgenland ihren Hauptwohnsitz
hatten. Eine Gliederung der Wählerschaft in andere Wahlkörper ist nicht zulässig.

(4) Die näheren Bestimmungen über die Verteilung der Mitglieder des Landtages auf die Wahlkreise,
über die Wahlberechtigten und die Wählbarkeit sowie das Wahlverfahren sind (einschließlich Regelun-
gen über den Wohnsitz und die Briefwahl) durch die Landtagswahlordnung zu treffen.

Artikel 12
Gesetzgebungsperiode

(1) Die Gesetzgebungsperiode des Landtages dauert fünf Jahre vom Tage seines ersten Zusam-
mentrittes an gerechnet, jedenfalls aber bis zu dem Tage, an dem der neue Landtag zusammentritt.
Die Landesregierung hat die Wahl des Landtages so anzuordnen, daß der neue Landtag am Tage nach
dem Ablauf des fünften Jahres der Gesetzgebungsperiode zusammentreten kann.

(2) Der neue Landtag ist so einzuberufen, daß die Abhaltung seiner ersten Sitzung innerhalb von
acht Wochen - im Falle des Art. 100 B-VG innerhalb von vier Wochen - nach der Wahl möglich ist.

(3) Den neuen Landtag hat die Präsidentin oder der Präsident des alten Landtages zur ersten Sitzung
einzuberufen, in der sie oder er den einstweiligen Vorsitz führt. Für die Vertretung der Präsidentin
oder des Präsidenten ist Artikel 18 sinngemäß anzuwenden.

Artikel 13
Auflösung des Landtages

(1) Vor Ablauf der Gesetzgebungsperiode kann der Landtag durch Gesetz seine Auflösung
beschließen. Die Beschlußfassung über dieses Gesetz kann erst am zweiten Werktag nach der Ein-
bringung des Antrages erfolgen. Zu einem solchen Beschluß ist die Anwesenheit von mindestens der
Hälfte der Landtagsabgeordneten erforderlich. Auch in diesem Fall dauert die Gesetzgebungsperiode
bis zum Zusammentritt des neuen Landtages.

(2) Die Landesregierung hat binnen drei Wochen nach der Auflösung des Landtages Neuwahlen
auszuschreiben und den Wahltag so festzusetzen, daß die Wahl zum frühestmöglichen Zeitpunkt
durchgeführt werden kann. Artikel 12 Absätze 2 und 3 sind anzuwenden.

Artikel 14
Landtagsklubs

(1) Abgeordnete, die derselben wahlwerbenden Partei angehören, bilden den Landtagsklub dieser
Partei.

(2) Mitglieder der Landesregierung gehören jeweils dem Landtagsklub jener Abgeordneten der-
selben wahlwerbenden Partei bei der Landtagswahl an, auf Grund deren Wahlvorschlages (Artikel 53
Absatz 4) sie zu Mitgliedern der Landesregierung gewählt wurden. Sofern die Person bei der Land-
tagswahl keiner wahlwerbenden Partei angehört hat, ist bei gemeinsamen Wahlvorschlägen zudem
klarzustellen, welchem Landtagsklub das Regierungsmitglied zuzuordnen ist.

Artikel 15
Wahl der Präsidentinnen und der Präsidenten des Landtages

(1) Der Landtag wählt aus seiner Mitte die Präsidentin oder den Präsidenten, die Zweite Präsidentin
oder den Zweiten Präsidenten und die Dritte Präsidentin oder den Dritten Präsidenten. Die Präsidentin-
nen und Präsidenten des Landtages bleiben auch nach Ablauf der Gesetzgebungsperiode oder nach
Auflösung des Landtages im Amt, bis der neue Landtag die neuen Präsidentinnen und Präsidenten
gewählt hat.

(2) Die Präsidentin oder der Präsident, die Zweite Präsidentin oder der Zweite Präsident und die
Dritte Präsidentin oder der Dritte Präsident werden vom Landtag mit einfacher Stimmenmehrheit auf

LANDESVERFASSUNG



Grund eines gemeinsamen Wahlvorschlags jener Parteien gewählt, denen nach den Absätzen 4 bis 7
eine Präsidentin oder ein Präsident zukommt; der Wahlvorschlag muss jeweils von mehr als der Hälfte
der Landtagsabgeordneten dieser Parteien unterfertigt sein.

(3) Wird ein gemeinsamer Wahlvorschlag nicht eingebracht oder erhält er nicht die erforderliche
Stimmenanzahl, so sind die Präsidentin oder der Präsident, die Zweite Präsidentin oder der Zweite
Präsident und die Dritte Präsidentin oder der Dritte Präsident nach den Bestimmungen der Absätze 4
bis 7 zu wählen.

(4) Die Präsidentin oder der Präsident wird auf Grund eines Wahlvorschlages der an Mandaten
stärksten, bei gleicher Mandatsstärke von der nach dem Ergebnis der letzten Landtagswahl an Stimmen
stärksten Partei gewählt. Die Präsidentin oder der Präsident ist gewählt, wenn der Wahlvorschlag min-
destens zwei Drittel der Anzahl an Stimmen, bezogen auf die Zahl der Landtagsabgeordneten jener
Partei, die den Wahlvorschlag eingebracht hat, erhält. Erhält dieser Wahlvorschlag nicht die erforder-
liche Stimmenanzahl, dann wird die Präsidentin oder der Präsident in einem gesonderten Wahlgang
ohne Bindung an diesen Wahlvorschlag mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt.

(5) Die Zweite Präsidentin oder der Zweite Präsident wird auf Grund eines Wahlvorschlags der an
Mandaten zweitstärksten, bei gleicher Mandatsstärke von der nach dem Ergebnis der letzten Land-
tagswahl an Stimmen zweitstärksten Partei gewählt. Die Zweite Präsidentin oder der Zweite Präsident
ist gewählt, wenn der Wahlvorschlag mindestens zwei Drittel der Anzahl an Stimmen, bezogen auf
die Zahl der Landtagsabgeordneten jener Partei, die den Wahlvorschlag eingebracht hat, erhält. Erhält
dieser Wahlvorschlag nicht die erforderliche Stimmenanzahl, dann wird die Zweite Präsidentin oder
der Zweite Präsident in einem gesonderten Wahlgang ohne Bindung an diesen Wahlvorschlag mit
einfacher Stimmenmehrheit gewählt.

(6) Die Dritte Präsidentin oder der Dritte Präsident wird in sinngemäßer Anwendung des Artikels 53
Absatz 7 des Landes-Verfassungsgesetzes LGBl. Nr. 42/1981 in der Fassung LGBl. Nr. 75/2013
gewählt.

(7) Erstattet eine Partei, der nach den Bestimmungen dieses Artikels eine Präsidentin oder ein Präsi-
dent zukommt, keinen oder nur einen ungültigen Wahlvorschlag, dann wird die betreffende Präsidentin
oder der betreffende Präsident auf Vorschlag der übrigen anspruchsberechtigten Parteien in der Rei-
henfolge absteigender Mandatsstärke (bei gleicher Mandatsstärke in der Reihenfolge absteigender
Stimmenanzahl nach dem Ergebnis der letzten Landtagswahl) mit einfacher Stimmenmehrheit
gewählt.

(8) Gehört eine oder ein nach den Bestimmungen dieses Artikels gewählte Präsidentin oder
gewählter Präsident nicht derjenigen Partei an, aufgrund deren Wahlvorschlag sie oder er gewählt
wurde, so wird ihr bzw. sein Amt dieser Partei zugerechnet.

Artikel 16
Abberufung der Präsidentinnen und der Präsidenten des Landtages

(1) Der Landtag kann die Präsidentin oder den Präsidenten, die Zweite Präsidentin oder den Zweiten
Präsidenten sowie die Dritte Präsidentin oder den Dritten Präsidenten durch Beschluss abberufen.

(2) Ein Antrag auf Abberufung der Präsidentin oder des Präsidenten, der Zweiten oder Dritten
Präsidentin oder des Zweiten und Dritten Präsidenten kann gültig nur von mehr als der Hälfte der
Landtagsabgeordneten jener Parteien gestellt werden, über deren Wahlvorschlag sie gewählt wurden.

(3) Ein Beschluss, mit dem die Präsidentin oder der Präsident abberufen wird, kann nur bei Anwe-
senheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder des Landtages und mit einfacher Mehrheit der
abgegebenen Stimmen gefasst werden. Ein Beschluss, mit dem die Zweite und die Dritte Präsidentin
oder der Zweite und Dritte Präsident abberufen werden, kann nur mit einer Mehrheit von mindestens
zwei Dritteln der Anzahl der Stimmen, bezogen auf die Zahl der Landtagsabgeordneten jener Parteien,
über deren Wahlvorschlag sie gewählt wurden, gefasst werden.

(4) Wurde die Zweite oder die Dritte Präsidentin oder der Zweite oder der Dritte Präsident in einem
gesonderten Wahlgang ohne Bindung an einen Wahlvorschlag gewählt, kann ein Beschluss, mit dem
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eine so gewählte Präsidentin oder ein so gewählter Präsident abberufen wird, gültig nur bei Anwe-
senheit von mindestens der Hälfte der Landtagsabgeordneten und mit einfacher Mehrheit der
abgegebenen Stimmen gefasst werden.

Artikel 17
Aufgaben der Präsidentin und des Präsidenten des Landtages

(1) Die Präsidentin oder der Präsident beruft den Landtag in jedem Jahr zu einer ordentlichen
Tagung und innerhalb der Tagung zu den einzelnen Sitzungen ein. Die ordentliche Tagung soll nicht
vor dem 15. September beginnen und nicht länger als bis zum 1. August des folgenden Jahres währen.
Die Präsidentin oder der Präsident kann den Landtag auch zu außerordentlichen Tagungen einberufen.

(2) Wenn die Landesregierung oder mindestens ein Sechstel der Mitglieder des Landtages es ver-
langen, so hat die Präsidentin oder der Präsident den Landtag binnen einer Woche so einzuberufen,
dass er innerhalb einer weiteren Woche zusammentreten kann. Sofern diese in die tagungsfreie Zeit
fällt, hat die Präsidentin oder der Präsident zugleich auch eine außerordentliche Tagung einzuberufen.

(3) Die Präsidentin oder der Präsident führt den Vorsitz im Landtag, ihr bzw. sein Stimmrecht
bleibt gewahrt.

Artikel 18
Vertretung der Präsidentinnen und der Präsidenten des Landtages

(1) Im Falle der Verhinderung wird die Präsidentin oder der Präsident durch die Zweite Präsidentin
oder den Zweiten Präsidenten und bei deren oder dessen Verhinderung durch die Dritte Präsidentin
oder den Dritten Präsidenten vertreten.

(2) Die Präsidentin oder der Präsident kann sich bei der Führung des Vorsitzes im Landtag durch
die Zweite Präsidentin oder den Zweiten Präsidenten oder die Dritte Präsidentin oder den Dritten
Präsidenten vertreten lassen.

(3) Wenn die gewählten Präsidentinnen und Präsidenten an der Ausübung ihres Amtes verhindert
oder ihre Ämter erledigt sind, führt das an Jahren älteste Mitglied des Landtages den Vorsitz, sofern
es an der Ausübung seiner Funktionen nicht gehindert ist und einer Partei angehört, die im Zeitpunkt
der Verhinderung der Gewählten oder der Erledigung der Ämter im Präsidium des Landtages vertreten
war; dieses Mitglied hat den Landtag sofort einzuberufen und nach Eröffnung der Sitzung die Wahl
von drei Vorsitzenden, welche die Funktionen der verhinderten Präsidentin oder Präsidenten
übernehmen oder im Falle der Erledigung der Ämter, die Wahl der Präsidentin oder Präsidenten
vornehmen zu lassen.

(4) Wenn das Mitglied des Landtages dieser Pflicht binnen drei Tagen, vom Eintritt der Verhin-
derung der Präsidentinnen oder der Präsidenten oder der Erledigung der Ämter an gerechnet, nicht
nachkommt, gehen die vorher genannten Rechte an das nächste jeweils älteste Mitglied des Landtages
über, bei dem die in Absatz 3 angeführten Voraussetzungen zutreffen.

(5) Die so gewählten Vorsitzenden bleiben im Amt, bis mindestens eine oder einer der an der
Ausübung ihrer Funktionen verhinderten Präsidentinnen oder Präsidenten ihr bzw. sein Amt wieder
ausüben kann.

Artikel 19
Landtagsdirektion

(1) Die Landtagsdirektion ist die Geschäftsstelle des Landtages. Diese besteht aus der Landtagsdi-
rektorin oder dem Landtagsdirektor, deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter und den
übrigen Bediensteten.

(2) Die Präsidentin oder der Präsident bestellt nach Maßgabe der Bestimmungen der Geschäftsor-
dnung des Landtages die Landtagsdirektorin oder den Landtagsdirektor, deren oder dessen Stel-
lvertreterin oder Stellvertreter und die Bediensteten der Landtagsdirektion.

(3) Der Landtagsdirektorin oder dem Landtagsdirektor obliegt die Leitung des inneren Dienstes
der Landtagsdirektion. Die Landtagsdirektorin oder der Landtagsdirektor und deren oder dessen Stel-
lvertreterin oder Stellvertreter müssen rechtskundige Verwaltungsbedienstete sein.
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Artikel 20
Öffentlichkeit der Sitzungen und sachliche Immunität

(1) Die Sitzungen des Landtages sind öffentlich.
(2) Die Öffentlichkeit wird ausgeschlossen, wenn es von der oder von dem Vorsitzenden oder von

mindestens einem Sechstel der anwesenden Mitglieder des Landtages verlangt und vom Landtag nach
Entfernung der Zuhörerinnen und Zuhörer beschlossen wird.

(3) Wahrheitsgetreue Berichte über die Verhandlungen in den öffentlichen Sitzungen des Landtages
und seiner Ausschüsse bleiben von jeder rechtlichen Verantwortung frei.

Artikel 21
Geschäftsordnung des Landtages

(1) Die Führung der Geschäfte des Landtages sowie der besondere Schutz und die Geheimhaltung
von Informationen und der Schutz personenbezogener Daten im Bereich des Landtages werden durch
ein besonderes Gesetz geregelt, welches nur bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder
des Landtages und mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen
beschlossen oder geändert werden kann (Geschäftsordnung des Landtages).

(2) In der Geschäftsordnung ist auch zu bestimmen, daß der Landtag zur Vorberatung seiner Ver-
handlungsgegenstände Ausschüsse zu bilden hat. Die Zusammensetzung der Ausschüsse hat den
Grundsätzen der Verhältniswahl (d`Hondtsches Verfahren) zu entsprechen.

(3) Das Parlamentarische Datenschutzkomitee ist zuständig für die Aufsicht über die Datenverar-
beitungen

1. des Landtages einschließlich dessen Mitgliedern in Ausübung ihres Mandates, seiner Organe,
insbesondere des Landes-Rechnungshofes, sowie der Funktionärinnen oder Funktionäre von
Untersuchungsausschüssen gemäß Artikel 46 Absatz 1 und 1a L-VG, § 53 und Anlage 1 der
Geschäftsordnung des Burgenländischen Landtages und

2. im Bereich der Verwaltungsangelegenheiten des Landtages und seiner Organe.

B. STELLUNG DER MITGLIEDER DES LANDTAGES

Artikel 22
Freies Mandat, erneute Zuweisung eines Mandats

(1) Die Mitglieder des Landtages sind bei Ausübung dieses Berufes an keinen Auftrag gebunden.
(2) Hat ein Mitglied des Landtages aus Anlaß seiner Wahl zum Mitglied der Landesregierung auf

sein Mandat verzichtet, so ist ihm nach dem Ausscheiden aus diesem Amt, im Falle des Artikels 58
nach dem Ende der Betrauung mit der Fortführung der Verwaltung, von der zuständigen Wahlbehörde
das Mandat erneut zuzuweisen, wenn dieses Mitglied nicht binnen acht Tagen auf die Wiederausübung
des Mandates verzichtet hat.

(3) Durch die erneute Zuweisung endet das Mandat jenes Mitgliedes des Landtages, welches das
Mandat des vorübergehend ausgeschiedenen Mitgliedes innegehabt hat.

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten auch, wenn eine Bewerberin oder ein Bewerber die auf sie oder auf
ihn gefallene Wahl zum Mitglied des Landtages aus Anlass ihrer oder seiner Wahl zum Mitglied der
Landesregierung nicht angenommen hat.

(5) Mitglieder des Landtages können aus bestimmten Gründen für die Dauer von mindestens drei
Monaten und höchstens einem Jahr Karenzurlaub gegen Entfall der Bezüge in Anspruch nehmen. Der
Karenzurlaub ist durch die Präsidentin oder den Präsidenten des Landtages auszusprechen. Für diese
Zeit wird das Mandat durch eine Bewerberin oder einen Bewerber der wahlwerbenden Partei, der
auch das in Karenzurlaub befindliche Mitglied angehört, ausgeübt (Vertretung). Auf solche Vertreter
finden Artikel 22 Absatz 1 bis 4 und Artikel 23 bis 28 sinngemäße Anwendung. Die näheren Bestim-
mungen sind durch die Geschäftsordnung des Landtages zu treffen.
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Artikel 23
Angelobung

(1) Die Mitglieder des Landtages haben bei ihrem Eintritt in den Landtag über Aufforderung der
Präsidentin oder des Präsidenten des alten Landtages durch die Worte “Ich gelobe” unverbrüchliche
Treue der Republik Österreich und dem Burgenland, stete und volle Beachtung der Gesetze und gewis-
senhafte Erfüllung ihrer Pflichten zu geloben.

(2) Später eintretende Landtagsabgeordnete leisten über Aufforderung der Präsidentin oder des
Präsidenten des Landtages die Angelobung bei ihrem Eintritt.

Artikel 24
Persönliche Immunität

(1) Die Mitglieder des Landtages dürfen wegen der in Ausübung ihres Berufes geschehenen Ab-
stimmungen niemals, wegen der in diesem Beruf gemachten mündlichen oder schriftlichen Äußerun-
gen nur vom Landtag verantwortlich gemacht werden; dies gilt nicht bei behördlicher Verfolgung
wegen Verleumdung.

(2) Die Mitglieder des Landtages dürfen wegen einer strafbaren Handlung - den Fall der Ergreifung
auf frischer Tat bei Verübung eines Verbrechens ausgenommen - nur mit Zustimmung des Landtages
verhaftet werden. Desgleichen bedürfen Hausdurchsuchungen bei Mitgliedern des Landtages der Zus-
timmung des Landtages.

(3) Ansonsten dürfen Mitglieder des Landtages ohne Zustimmung des Landtages wegen einer straf-
baren Handlung nur dann behördlich verfolgt werden, wenn diese offensichtlich in keinem Zusam-
menhang mit der politischen Tätigkeit der oder des betreffenden Landtagsabgeordneten steht. Die
Behörde hat jedoch eine Entscheidung des Landtages über das Vorliegen eines solchen Zusammen-
hanges einzuholen, wenn dies die oder der betreffende Landtagsabgeordnete oder mindestens ein Drit-
tel der Mitglieder des mit diesen Angelegenheiten betrauten ständigen Ausschusses verlangt. Im Falle
eines solchen Verlangens hat jede behördliche Verfolgungshandlung sofort zu unterbleiben oder ist
eine solche abzubrechen.

(4) Die Zustimmung des Landtages gilt in allen diesen Fällen als erteilt, wenn der Landtag über
ein entsprechendes Ersuchen der zur Verfolgung berufenen Behörde nicht innerhalb von acht Wochen
entschieden hat; zum Zwecke der rechtzeitigen Beschlußfassung des Landtages hat die Präsidentin
oder der Präsident des Landtages ein solches Ersuchen spätestens am vorletzten Tag dieser Frist zur
Abstimmung zu stellen. Die tagungsfreie Zeit wird in diese Frist nicht eingerechnet.

(5) Im Falle der Ergreifung auf frischer Tat bei Verübung eines Verbrechens hat die Behörde der
Präsidentin oder dem Präsidenten des Landtages sogleich die geschehene Verhaftung bekanntzugeben.
Wenn es der Landtag oder in der tagungsfreien Zeit der mit diesen Angelegenheiten betraute ständige
Ausschuß verlangt, muß die Haft aufgehoben oder die Verfolgung überhaupt unterlassen werden.

(6) Die Immunität der Mitglieder des Landtages endet mit dem Tag des Zusammentrittes des neuen
Landtages, bei Organen des Landtages, deren Funktion über diesen Zeitpunkt hinausgeht, mit dem
Erlöschen dieser Funktion.

Artikel 25
Unvereinbarkeiten

(1) Die Mitglieder des Landtages dürfen nicht gleichzeitig Mitglieder des Europäischen Parla-
mentes, des Nationalrates, des Bundesrates oder der Bundesregierung sein.

(2) Die Mitglieder des Landtages haben sich aller Verpflichtungen zu enthalten, die ihre politische
Unabhängigkeit beeinträchtigen.

(3) Für die Mitglieder des Landtages gelten weiters die in bundesgesetzlichen Vorschriften geregel-
ten Unvereinbarkeiten.
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Artikel 26
Öffentlich Bedienstete - Bewerbung um ein Mandat,

Mandatsausübung
(1) Bewerben sich öffentlich Bedienstete um ein Mandat im Landtag, ist ihnen die dafür erforder-

liche freie Zeit zu gewähren.
(2) Öffentlich Bedienstete, die Mitglieder des Landtages sind, sind auf ihren Antrag in dem zur

Ausübung ihres Mandates erforderlichen Ausmaß dienstfrei oder außer Dienst zu stellen. Während
der Dienstfreistellung gebühren die Dienstbezüge in dem Ausmaß, das der im Dienstverhältnis tat-
sächlich erbrachten Arbeitsleistung entspricht, höchstens aber 75 vH der Dienstbezüge; diese Grenze
gilt auch, wenn weder die Dienstfreistellung noch die Außerdienststellung in Anspruch genommen
wird. Die Außerdienststellung bewirkt den Entfall der Dienstbezüge.

(3) Öffentlich Bedienstete, die wegen der Ausübung ihres Mandates am bisherigen Arbeitsplatz
nicht eingesetzt werden können, haben Anspruch darauf, dass ihnen eine zumutbare gleichwertige -
mit ihrer Zustimmung auch eine nicht gleichwertige - Tätigkeit zugewiesen wird. Die Dienstbezüge
richten sich nach der tatsächlich ausgeübten Tätigkeit.

Artikel 27
Bezüge

Die Mitglieder des Landtages erhalten aus Landesmitteln für die Ausübung ihrer Tätigkeit Bezüge.
Die näheren Bestimmungen sind durch Landesgesetz zu treffen.

Artikel 28
Mandatsverlust

(1) Ein Mitglied des Landtages wird seines Mandates verlustig:
a) wenn es die Angelobung nicht in der im Artikel 23 vorgeschriebenen Weise oder überhaupt

nicht leistet oder sie unter Bedingungen oder Vorbehalten leisten will;
b) wenn es durch 30 Tage den Eintritt in den Landtag verzögert hat oder durch 30 Tage ohne

einen vom Landtag anerkannten triftigen Grund den Sitzungen des Landtages ferngeblieben
ist und der nach Ablauf der 30 Tage an ihn öffentlich und im Landtag gerichteten Auf-
forderung der Präsidentin oder des Präsidenten des Landtages, binnen weiterer 30 Tage zu
erscheinen oder seine Abwesenheit zu rechtfertigen, nicht Folge geleistet hat;

c) wenn seine Wahl durch den Verfassungsgerichtshof für ungültig erklärt wird;
d) wenn es nach erfolgter Wahl die Wählbarkeit verliert;
e) wegen Unvereinbarkeit.

(2) Über den Eintritt des Mandatsverlustes erkennt der Verfassungsgerichtshof (Artikel 141 B-VG).

C. WEG DER LANDESGESETZGEBUNG

Artikel 29
Gesetzesvorschläge

(1) Gesetzesvorschläge gelangen an den Landtag als Anträge seiner Mitglieder oder Ausschüsse,
als Vorlagen der Landesregierung oder als Volksbegehren.

(2) Jeder Gesetzesvorschlag, der technische Vorschriften enthält oder ändert, ist der Kommission
der Europäischen Gemeinschaften zu übermitteln, es sei denn, es handelt sich lediglich um eine voll-
ständige Übertragung einer internationalen oder europäischen Norm. In diesem Fall genügt die Mit-
teilung, um welche Norm es sich handelt.

(3) Die Beschlußfassung eines Landesgesetzes im Sinne des Absatz 2 im Landtag darf erst nach
Vorliegen der in den maßgeblichen europäischen Vorschriften vorgesehenen Voraussetzungen erfol-
gen. Die näheren Bestimmungen sind durch die jeweils in Betracht kommenden landesrechtlichen
Vorschriften zu treffen.
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Artikel 30
Volksbegehren

(1) Die Landesregierung hat ein
1. von mindestens 6 000 zum Landtag wahlberechtigten Bürgerinnen und Bürgern,
2. von mindestens zehn Gemeinden auf Grund einstimmig gefasster und übereinstimmender Ge -

meinderatsbeschlüsse oder
3.von mindestens 18 Gemeinden auf Grund übereinstimmender Gemeinderatsbeschlüsse

gestelltes Verlangen auf Erlassung, Änderung oder Aufhebung von Gesetzen (Volksbegehren) un-
verzüglich dem Landtag zur geschäftsordnungsmäßigen Behandlung zu übermitteln.

(1a) Ein Volksbegehren gemäß Absatz 1 Z 2 oder Z 3 ist unzulässig, wenn der Gesetzesvorschlag
mit negativen finanziellen Auswirkungen auf die Gebarung des Landes verbunden ist.

(2) Die Einleitung des Verfahrens für ein Volksbegehren ist bei der Landesregierung zu beantragen.
Ein Antrag gemäß Absatz 1 Z 1 muß von mindestens 2 000 zum Landtag wahlberechtigten Bürgerin-
nen und Bürgern unterzeichnet sein. Das Volksbegehren muß in Form eines Gesetzesentwurfes gestellt
werden.

(3) Bei einem Volksbegehren sind alle zum Landtag wahlberechtigten Bürgerinnen und Bürger
stimmberechtigt.

(4) Gesetzesbeschlüsse, die auf einem Volksbegehren beruhen, sind mit Berufung auf dieses Volks-
begehren kundzumachen.

(5) Die näheren Bestimmungen sind durch Landesgesetz zu treffen.

Artikel 31
Beschlußerfordernisse

(1) Zu einem Beschluß des Landtages ist, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt wird,
die Anwesenheit von mindestens einem Drittel der Mitglieder des Landtages und die Mehrheit der
abgegebenen Stimmen erforderlich.

(2) Landesverfassungsgesetze oder in einfachen Landesgesetzen enthaltene Verfassungsbestim-
mungen können nur bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder des Landtages und
mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen beschlossen oder geändert
werden; sie sind als solche („Landesverfassungsgesetz“, „Verfassungsbestimmung“) ausdrücklich zu
bezeichnen.

Artikel 32
Mitwirkung von Bundesorganen, Zustimmung der Bundesregierung

Insoweit ein Landesgesetz bei der Vollziehung die Mitwirkung von Bundesorganen vorsieht, muss
zu dieser Mitwirkung die Zustimmung der Bundesregierung eingeholt werden. Solche Gesetzes-
beschlüsse sind unmittelbar nach der Beschlussfassung des Landtages von der Landeshauptfrau oder
dem Landeshauptmann dem Bundeskanzleramt bekanntzugeben. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn
die Bundesregierung nicht innerhalb von acht Wochen nach dem Tag, an dem der Gesetzesbeschluss
beim Bundeskanzleramt eingelangt ist, der Landeshauptfrau oder dem Landeshauptmann mitgeteilt
hat, dass die Mitwirkung der Bundesorgane verweigert wird. Vor Ablauf dieser Frist darf die Kund-
machung des Gesetzesbeschlusses nur erfolgen, wenn die Bundesregierung die ausdrückliche Zus-
timmung mitgeteilt hat.

Artikel 33
Volksabstimmung

(1) Ein Gesetzesbeschluß des Landtages ist nach Beendigung des Verfahrens gemäß Artikel 32 je-
doch vor seiner Beurkundung und Gegenzeichnung einer Volksabstimmung zu unterziehen, wenn es
der Landtag beschließt oder von mindestens 12 000 zum Landtag wahlberechtigten Bürgerinnen und
Bürgern schriftlich verlangt wird. In diesen Fällen darf der Gesetzesbeschluß erst dann beurkundet,
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gegengezeichnet und verlautbart werden, wenn die Mehrheit der abgegebenen Stimmen ergeben hat,
daß der Gesetzesbeschluß des Landtages Gesetzeskraft erhalten soll.

(2) Eine Volksabstimmung findet nicht statt, wenn der Gesetzesbeschluß
1. zur Abwehr von Schäden in Katastrophenfällen und bei Seuchen oder zur Beseitigung von

Notlagen sowie zur Abwehr schwerwiegender volkswirtschaftlicher Schäden gefaßt wurde
oder

2. in Ausführung bundesgesetzlicher Vorschriften innerhalb einer bestimmten Frist zu fassen
war oder

3. überwiegend abgabenrechtliche Vorschriften enthält.
(3) Bei einer Volksabstimmung sind alle zum Landtag wahlberechtigten Bürgerinnen und Bürger

stimmberechtigt.
(4) Gesetzesbeschlüsse, die auf einer Volksabstimmung beruhen, sind mit Berufung auf das Ergeb-

nis dieser Volksabstimmung kundzumachen.
(5) Die näheren Bestimmungen sind durch Landesgesetz zu treffen.

Artikel 34
Beurkundung, Gegenzeichnung

(1) Das verfassungsmäßige Zustandekommen eines Gesetzesbeschlusses ist von der Präsidentin
oder vom Präsidenten des Landtages zu beurkunden und von der Landeshauptfrau oder vom Lan-
deshauptmann gegenzuzeichnen. Hierauf hat die Landeshauptfrau oder der Landeshauptmann den
Gesetzesbeschluß unter Berufung auf den Beschluß des Landtages unverzüglich im Landesgesetzblatt
kundzumachen.

(2) Auf gemeinsamen Beschluß der Präsidentinnen und der Präsidenten des Landtages können Än-
derungen im Text des Gesetzesbeschlusses zur Behebung von Formfehlern, stilistischen oder
sinnstörenden Fehlern vorgenommen werden.

Artikel 35
Kundmachung und Inkrafttreten

(1) Gesetzesbeschlüsse, Staatsverträge und Vereinbarungen gemäß Artikel 80 sowie Verordnungen
der Landesregierung und der Landeshauptfrau oder des Landeshauptmannes sind im “Landesgeset-
zblatt für das Burgenland” zu verlautbaren. Bei Anlagen zu Verordnungen kann, wenn auf Grund
ihres Umfanges oder ihrer technischen Gestaltung ein nicht vertretbarer Aufwand entstünde, gesetzlich
eine andere Art der Verlautbarung bestimmt werden.

(2) Die verbindliche Kraft von Landesgesetzen, Staatsverträgen und Vereinbarungen gemäß Art. 80
sowie Verordnungen der Landesregierung und der Landeshauptfrau oder des Landeshauptmannes be-
ginnt, wenn nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist, nach Ablauf des Tages ihrer Kundmachung im
Landesgesetzblatt und erstreckt sich, wenn nicht ausdrücklich anderes bestimmt wird, auf das gesamte
Landesgebiet. Im Fall außerordentlicher Verhältnisse, in denen eine Verlautbarung von Verordnungen
der Landesregierung oder der Landeshauptfrau oder des Landeshauptmannes im Landesgesetzblatt
nicht rasch genug möglich ist, kann gesetzlich neben der Verlautbarung im Landesgesetzblatt auch
eine andere Art der Verlautbarung bestimmt werden, wobei deren verbindliche Kraft mit dieser Ver-
lautbarung beginnt.

(3) Die Landesregierung wird ermächtigt, Rechtsvorschriften, die als Landesverfassungsgesetze
oder Landesgesetze in Geltung stehen, in ihrer durch spätere Vorschriften ergänzten oder abgeänderten
Fassung durch Kundmachung im Landesgesetzblatt mit rechtsverbindlicher Wirkung neu zu verlaut-
baren.

(4) Die Berichtigung von Druckfehlern in den Verlautbarungen des Landesgesetzblattes obliegt
der Landeshauptfrau oder dem Landeshauptmann.

(5) Die näheren Bestimmungen über Verlautbarungen sind durch Landesgesetz zu treffen.
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Artikel 36
Anfechtung von Landesgesetzen

(1) Mindestens ein Drittel der Mitglieder des Landtages kann beantragen, daß ein Landesgesetz
zur Gänze oder daß bestimmte Stellen eines Landesgesetzes vom Verfassungsgerichtshof als verfas-
sungswidrig aufgehoben werden. Der Antrag hat die gegen die Verfassungsmäßigkeit des Landesge-
setzes sprechenden Bedenken im einzelnen darzulegen.

(2) Die Mitglieder des Landtages, die einen Antrag im Sinne des Absatz 1 gestellt haben, haben
außerdem eine Bevollmächtigte oder einen Bevollmächtigten oder mehrere Bevollmächtigte für ihre
Vertretung im Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof zu bezeichnen.

D. MITWIRKUNG AN DER VOLLZIEHUNG

Artikel 37
Landesvoranschlag, Grundsätze der Finanzgebarung

(1) Der Landeshaushalt besteht aus dem Ergebnis-, dem Finanzierungs- und dem Vermögen-
shaushalt. Finanzjahr ist das Kalenderjahr.

(1a) Dem Landtag ist spätestens einen Monat vor Ablauf des Finanzjahres von der Landesregierung
ein Voranschlag der Einzahlungen und Erträge sowie der Auszahlungen und Aufwendungen des Lan-
des für das folgende Finanzjahr vorzulegen (Landesvoranschlag). Der Landesvoranschlag hat den
Ergebnisvoranschlag, den Finanzierungsvoranschlag und den Stellenplan sowie gegebenenfalls weitere
für die Haushaltsführung wesentliche Grundlagen zu enthalten.

(2) Der Landtag beschließt den Landesvoranschlag vor Beginn des Finanzjahres.
(3) Der vom Landtag beschlossene Landesvoranschlag ist die Grundlage für die Gebarung des Lan-

des.
(4) Die Landesregierung ist bei der Vollziehung des Landesvoranschlages an die Grundsätze der

Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit gebunden.
(5) Die Landesregierung kann dem Landtag im Laufe eines Finanzjahres Nachträge zum Landesvo-

ranschlag vorlegen.
(6) Die Finanzgebarungen des Landes und sonstiger Rechtsträger (ausgenommen Gemeinden und

Gemeindeverbände), die im Sinne des Europäischen Systems volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen
2010 (ESVG 2010) dem Sektor Staat zugerechnet werden und deren Organisationsrecht in die Geset-
zgebungskompetenz des Landes fällt, sind risikoavers auszurichten. Insbesondere sind bei der Fi-
nanzgebarung keine vermeidbaren Risiken einzugehen und volle Transparenz zu gewährleisten.

(7) Die näheren Bestimmungen über die risikoaverse Ausrichtung der Finanzgebarung sind durch
Landesgesetz zu treffen.

Artikel 37a
Landesvermögen

Für Bürgschaften zu Lasten des Landes, Leasingfinanzierungen, zur Veräußerung oder Belastung
von Landesvermögen sowie für Kreditoperationen des Landes ist die Zustimmung oder die Ermäch-
tigung des Landtages erforderlich.

Artikel 37b
Sicherung der Leistungen der Daseinsvorsorge

(1) Von den Anteilsrechten an der Energie Burgenland AG müssen mindestens 51% im Eigentum
des Landes Burgenland stehen oder dem Land Burgenland über eigene Unternehmen zugerechnet
werden. 

(2) Die Versorgung der Gemeindebürger mit einwandfreiem Trinkwasser ist eine Pflichtaufgabe
der Gemeinde oder eines hiefür gebildeten Gemeindeverbandes. Für die vom Benützer zu entrichtende
Gebühr kann die Gemeinde oder der Gemeindeverband unter Bedachtnahme auf die Leistungsfähigkeit
der Bevölkerung Höchstbeträge festsetzen.
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Artikel 38
Voranschlagsprovisorium

Wird der Landesvoranschlag nicht vor Beginn des folgenden Finanzjahres beschlossen, so ist die
Landesregierung ermächtigt, den Landeshaushalt für die ersten drei Monate des folgenden Finanz-
jahres unter sinngemäßer Anwendung des Landesvoranschlages für das vorhergegangene Finanzjahr
zu führen. Dabei dürfen Auszahlungen und Aufwendungen, sofern ihre Höhe nicht durch Gesetz oder
sonstige generelle Norm zwingend vorgeschrieben ist, für einen Monat ein Zwölftel der veranschlagten
entsprechenden Auszahlungen und Aufwendungen des vorhergegangenen Jahres nicht übersteigen.
Die zur Erfüllung bereits vor Eintreten des Provisoriums bestehender rechtsverbindlicher Verpflich-
tungen erforderlichen Auszahlungen und Aufwendungen sind nach Maßgabe ihrer Fälligkeit zu be-
streiten. Nach Ablauf der drei Monate hat der Landtag durch Beschluß Vorkehrungen für die
Haushaltsführung zu treffen.

Artikel 39
Finanzplan

(1) Die Landesregierung hat anläßlich der Vorlage des ersten Budgets ihrer Funktionsperiode dem
Landtag einen Finanzplan über die Grundlagen der Veranschlagungen für den Zeitraum der nächsten
fünf Jahre vorzulegen.

(2) Der Finanzplan hat insbesonders zu enthalten:
1. Umfang und Zusammensetzung der voraussichtlichen Auszahlungen und Aufwendungen in

dem Zeitraum der nächsten fünf Jahre, gegliedert nach Jahresbeträgen und Aufgabenbere-
ichen;

2. die Bedeckungsmaßnahmen, die hiefür in Aussicht genommen werden;
3. die Annahmen über die wirtschaftliche Entwicklung;
4. die dazu erforderlichen Erläuterungen.

(3) Bei der Beschlußfassung des Landesvoranschlages sind allfällige Abweichungen vom Finanz-
plan festzustellen. Der Finanzplan ist dieser Feststellung entsprechend fortzuführen.

Artikel 40
Finanzielle Auswirkungen neuer rechtsetzender Maßnahmen

Jedem Entwurf eines Landesgesetzes, einer Verordnung oder einer sonstigen Maßnahme, der mit
zusätzlichen finanziellen Auswirkungen verbunden sein könnte, ist eine Berechnung anzuschließen,
aus der die Gesamtbelastung des Landes sowie die in den einzelnen Finanzjahren anfallenden Anteile
hervorgehen. Die Notwendigkeit der Auszahlungen und Aufwendungen ist zu begründen, und für ihre
Bedeckung sind entsprechende Vorschläge zu erstatten.

Artikel 41
Rechnungsabschluss

Die Landesregierung hat dem Landtag ehestens, jedenfalls aber vor der Vorlage des Landesvoran-
schlages für das folgende Finanzjahr, den Rechnungsabschluss über das vergangene Finanzjahr
vorzulegen. Der Rechnungsabschluss hat die Ergebnisrechnung, die Finanzierungsrechnung, die Ver-
mögensrechnung und die Nettoveränderung sowie gegebenenfalls weitere Nachweise zu enthalten.

Artikel 42
Landesausschüsse

(1) Der Landtag kann zur Beratung allgemein bedeutsamer Angelegenheiten der Regierungspolitik
Landesausschüsse einsetzen.

(2) Einem Landesausschuß gehören an: die sachlich zuständigen Mitglieder der Landesregierung,
Mitglieder des Landtages und die Vorständinnen oder Vorstände der sachlich zuständigen Abteilungen
des Amtes der Landesregierung.
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(3) Die Mitglieder des Landtages werden vom Landtag in den Landesausschuß nach dem Grundsatz
der Verhältniswahl entsendet.

(4) Ein Landesausschuß kann nach Bedarf Sachverständige beiziehen.
(5) Die erstmalige Einberufung eines Landesausschusses obliegt der Präsidentin oder dem Präsi-

denten des Landtages. Ein Landesausschuß ist einzusetzen, wenn dies ein Mitglied der Lan-
desregierung oder mindestens ein Drittel der Mitglieder des Landtages beantragen. Der Antrag ist zu
begründen.

(6) Die näheren Bestimmungen sind durch die Geschäftsordnung des Landtages zu treffen.

Artikel 42a
Hauptausschuß

(1) Dem Hauptausschuß obliegt die Mitwirkung an der Erlassung von Notverordnungen durch die
Landesregierung (Artikel 50).

(2) Der Hauptausschuß besteht aus der Obfrau oder dem Obmann, deren oder dessen Stellvertreterin
oder Stellvertreter und der vom Landtag zu bestimmenden Zahl von weiteren Mitgliedern, die jedoch
sieben nicht übersteigen darf. Alle Mitglieder des Hauptausschusses werden vom Landtag aus seiner
Mitte nach dem Grundsatz der Verhältniswahl gewählt, wobei jedoch unter Bedachtnahme auf diesen
Grundsatz dem Hauptausschuß mindestens ein Mitglied jeder im Landtag vertretenen Partei angehören
muß. Sollte eine Partei einen ihr zustehenden Wahlvorschlag nicht erstatten, hindert dies nicht die
Aufnahme der Tätigkeit des Ausschusses, sofern mindestens zwei Drittel der Ausschußmitglieder
gewählt worden sind.

(3) Für die Obfrau oder den Obmann, deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter sowie
für jedes weitere Mitglied ist in gleicher Weise ein Ersatzmitglied zu bestellen. Der Hauptausschuss
wählt aus seiner Mitte eine Erste Schriftführerin bzw. einen Ersten Schriftführer und eine Zweite
Schriftführerin bzw. einen Zweiten Schriftführer.

(4) Die näheren Bestimmungen sind durch die Geschäftsordnung des Landtages zu treffen. Darin
ist insbesondere vorzusorgen, daß der Hauptausschuß jederzeit einberufen werden und zusammentreten
kann.

Artikel 42b
Ausschuß für europäische Integration und grenzüberschreitende Zusammenarbeit

(1) Dem Ausschuß für europäische Integration und grenzüberschreitende Zusammenarbeit obliegt
insbesondere die Besorgung von Aufgaben, die der Landtag gemäß Artikel 83 in Angelegenheiten
der europäischen Integration wahrzunehmen hat.

(2) Der Ausschuß für europäische Integration und grenzüberschreitende Zusammenarbeit besteht
aus der Obfrau oder dem Obmann, deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter und der vom
Landtag zu bestimmenden Zahl von weiteren Mitgliedern. Alle Mitglieder des Ausschusses werden
vom Landtag aus seiner Mitte nach dem Grundsatz der Verhältniswahl gewählt, wobei jedoch unter
Bedachtnahme auf diesen Grundsatz dem Ausschuß mindestens ein Mitglied jeder im Landtag vertrete-
nen Partei angehören muß. Sollte eine Partei einen ihr zustehenden Wahlvorschlag nicht erstatten,
hindert dies nicht die Aufnahme der Tätigkeit des Ausschusses, sofern mindestens zwei Drittel der
Ausschußmitglieder gewählt worden sind.

(3) Für die Obfrau oder den Obmann, deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter sowie
jedes weitere Mitglied ist in gleicher Weise ein Ersatzmitglied zu bestellen. Der Ausschuss wählt aus
seiner Mitte eine Erste Schriftführerin bzw. einen Ersten Schriftführer und eine Zweite Schriftführerin
bzw. einen Zweiten Schriftführer.

(4) Die näheren Bestimmungen sind durch die Geschäftsordnung des Landtages zu treffen.
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Artikel 43
Überprüfung der Geschäftsführung der Landesregierung

Fragerecht des Landtages
(1) Der Landtag ist befugt, die Geschäftsführung der Landesregierung zu überprüfen und deren

Mitglieder über alle Gegenstände der Vollziehung, soweit es sich nicht um die Verwaltungsgerichts-
barkeit handelt, zu befragen und alle einschlägigen Auskünfte zu verlangen.

(2) Dem Fragerecht unterliegen insbesondere Regierungsakte, Angelegenheiten der behördlichen
Verwaltung, der Verwaltung des Landes als Träger von Privatrechten sowie der gesellschaft-
srechtlichen Beteiligungen des Landes. Hiervon ausgenommen sind Bereiche, die der Wahrung
berechtigter Geheimhaltungsinteressen, insbesondere im Hinblick auf Datenschutz sowie auf
Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, unterliegen.

(3) Die näheren Bestimmungen sind durch die Geschäftsordnung des Landtages zu treffen.

Artikel 44
Fragerecht der Mitglieder des Landtages

Jedes Mitglied des Landtages hat das Recht, an die Mitglieder der Landesregierung schriftliche
Anfragen sowie in den Sitzungen des Landtages kurze mündliche Anfragen zu richten. Die näheren
Bestimmungen sind durch die Geschäftsordnung des Landtages zu treffen.

Artikel 44a
Aktuelle Stunde

(1) Der Landtag ist befugt, über Themen von allgemeinem aktuellem Interesse aus dem Bereich
der Vollziehung des Landes, soweit es sich nicht um die Verwaltungsgerichtsbarkeit handelt, eine
Aussprache durchzuführen; dabei können weder Anträge gestellt noch Beschlüsse gefaßt werden.

(2) Die näheren Bestimmungen sind durch die Geschäftsordnung des Landtages zu treffen.

Artikel 45
Regierungserklärung und Informationspflicht

(1) Die Landesregierung hat am Beginn ihrer Funktionsperiode eine Regierungserklärung
abzugeben, die insbesondere die Schwerpunkte der künftigen Regierungstätigkeit zu enthalten hat.

(2) Darüber hinaus hat die Landesregierung den Landtag über alle geplanten bedeutsamen
Regierungsakte frühzeitig zu informieren.

Artikel 46
Entschließungen und Einsetzung von Untersuchungsausschüssen

(1) Der Landtag ist befugt, seinen Wünschen über die Ausübung der Vollziehung, soweit es sich
nicht um die Verwaltungsgerichtsbarkeit handelt, in Entschließungen Ausdruck zu geben und Unter-
suchungsausschüsse einzusetzen.

(1a) Untersuchungsausschüsse können durch Beschluss des Landtages oder auf Verlangen von
mindestens einem Viertel der Mitglieder des Landtages in Angelegenheiten des selbständigen
Wirkungsbereiches des Landes eingesetzt werden.

(2) Alle Rechtsträger, die der Kontrolle des Landes-Rechnungshofs unterliegen, sind verpflichtet,
dem Ersuchen dieser Ausschüsse um Beweiserhebungen in angemessener Frist Folge zu leisten und
auf Verlangen ihre Akten vorzulegen.

(3) Die näheren Bestimmungen sind durch die Geschäftsordnung des Landtages zu treffen.

Artikel 47
Enqueten

Der Landtag hat auf Beschluß oder auf Verlangen von mindestens einem Drittel seiner Mitglieder
eine parlamentarische Enquete über Angelegenheiten seines Wirkungsbereiches abzuhalten. Hiebei
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sind, soweit dies einer umfassenden Information dient, schriftliche Äußerungen einzuholen sowie
Sachverständige und andere Auskunftspersonen beizuziehen. Die näheren Bestimmungen sind durch
die Geschäftsordnung des Landtages zu treffen.

Artikel 48
Auskunftsrecht und Akteneinsicht

(1) Jedes Mitglied des Landtages hat das Recht, von den Mitgliedern der Landesregierung Auskün-
fte über Angelegenheiten einzuholen, die Gegenstand einer Verhandlung des Landtages sind. Hiebei
ist im Amt der Burgenländischen Landesregierung die erforderliche Akteneinsicht zu gewähren. Von
der Akteneinsicht ausgenommen sind Akten oder Aktenbestandteile, die der Wahrung berechtigter
Geheimhaltungsinteressen, insbesondere im Hinblick auf Datenschutz sowie auf Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnisse, unterliegen.

(2) Wird dem Begehren des Mitgliedes des Landtages nicht entsprochen, so hat auf dessen Ver-
langen das Mitglied der Landesregierung dies im Landtag zu begründen.

E. MITWIRKUNG AN DER BESTELLUNG DES BUNDESRATES

Artikel 49
Wahl der Mitglieder und Ersatzmitglieder

(1) Die vom Land zu entsendenden Mitglieder des Bundesrates und ihrer Ersatzmitglieder sind
vom Landtag für die Dauer der Gesetzgebungsperiode des Landtages nach den Grundsätzen der Ver-
hältniswahl unter Bezeichnung des an erster Stelle entsendeten Vertreters des Landes zu wählen.
Hiebei muß mindestens ein Mandat der Partei zufallen, die die zweithöchste Anzahl von Sitzen im
Landtag hat oder, wenn mehrere Parteien die gleiche Anzahl von Sitzen haben, die zweithöchste Zahl
von Wählerstimmen bei der letzten Landtagswahl aufweist. Bei gleichen Ansprüchen mehrerer
Parteien entscheidet das Los.

(2) Die Mitglieder des Bundesrates müssen zum Landtag wählbar sein.
(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für den Fall der erforderlichen Nach-

wahl eines Mitgliedes des Bundesrates oder eines Ersatzmitgliedes.

III. VOLLZIEHUNG DES LANDES

A. LANDESREGIERUNG

Artikel 50
Aufgaben

(1) Die Landesregierung übt die Vollziehung des Landes, soweit es sich nicht um die Verwaltungs-
gerichtsbarkeit handelt,  aus.

(2) Wenn die sofortige Erlassung von Maßnahmen, die verfassungsgemäß einer Beschlußfassung
des Landtages bedürfen, zur Abwehr eines offenkundigen, nicht wieder gutzumachenden Schadens
für die Allgemeinheit zu einer Zeit notwendig wird, in der der Landtag nicht rechtzeitig zusammen-
treten kann oder in seiner Tätigkeit durch höhere Gewalt behindert ist, kann die Landesregierung im
Einvernehmen mit dem Hauptausschuß (Artikel 42a) diese Maßnahmen durch vorläufige gesetzän-
dernde Verordnungen treffen. Diese sind von der Landesregierung unverzüglich der Bundesregierung
zur Kenntnis zu bringen.

(3) Jede nach Absatz 2 erlassene Verordnung ist von der Landesregierung unverzüglich dem Land-
tag vorzulegen, den der Präsident des Landtages, sobald das Hindernis für das Zusammentreten des
Landtages weggefallen ist, für einen der folgenden acht Tage einzuberufen hat. Binnen vier Wochen
nach der Vorlage, bei einem länger als vier Wochen andauernden Hindernis für das Zusammentreten
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des Landtages binnen vier Wochen nach dem Wegfall dieses Hindernisses, hat der Landtag entweder
an Stelle der Verordnung ein entsprechendes Landesgesetz zu beschließen oder durch Beschluß das
Verlangen zu stellen, daß die Verordnung von der Landesregierung sofort außer Kraft gesetzt wird.
Diesem Verlangen hat die Landesregierung unverzüglich zu entsprechen. Zum Zweck der rechtzeitigen
Beschlußfassung des Landtages hat der Präsident die Vorlage spätestens am vorletzten Tag der vier-
wöchigen Frist zur Abstimmung zu stellen; die näheren Bestimmungen trifft die Geschäftsordnung
des Landtages. Wird die Verordnung nach den vorhergehenden Bestimmungen von der Lan-
desregierung aufgehoben, treten mit dem Tag des Inkrafttretens der Aufhebung die gesetzlichen Bes-
timmungen wieder in Wirksamkeit, die durch die Verordnung aufgehoben worden waren.

(4) Die im Absatz 2 bezeichneten Verordnungen dürfen jedenfalls nicht eine Abänderung lan-
desverfassungsgesetzlicher Bestimmungen bedeuten und weder eine dauernde finanzielle Belastung
des Landes, noch eine finanzielle Belastung des Bundes oder der Gemeinden, noch finanzielle
Verpflichtungen der Staatsbürger, noch eine Veräußerung von Landeseigentum, noch Maßnahmen in
Angelegenheiten des Arbeiterrechtes sowie Arbeiter- und Angestelltenschutzes, soweit es sich um
land- und forstwirtschaftliche Arbeiter und Angestellte handelt, noch endlich solche in Angelegen-
heiten der Kammern für Arbeiter und Angestellte auf land- und forstwirtschaftlichem Gebiet zum
Gegenstand haben.

Artikel 51
Zusammensetzung

(1) Die Landesregierung besteht aus dem Landeshauptmann, dem Landeshauptmann-Stellvertreter
und drei weiteren Mitgliedern, die den Titel Landesrat führen.

(2) Die Mitglieder der Landesregierung müssen zum Landtag wählbar sein.

Artikel 52
Unvereinbarkeiten

(1) Ein Mitglied der Landesregierung darf nicht gleichzeitig Mitglied des Europäischen Parla-
mentes, des Nationalrates, des Bundesrates, der Bundesregierung, eines Gemeindevorstandes (Stadt-
senates) oder eines Vorstandes eines Gemeindeverbandes sein.

(2) Ein Mitglied der Landesregierung hat sich aller Verpflichtungen zu enthalten, die seine politis-
che Unabhängigkeit beeinträchtigen.

(3) Für die Mitglieder der Landesregierung gelten weiters die in bundesgesetzlichen Vorschriften
geregelten Unvereinbarkeiten.

Artikel 53
Wahl der Mitglieder der Landesregierung

(1) Die Landesregierung wird vom Landtag nach der Wahl der Präsidenten (Art. 15) für die Dauer
der Gesetzgebungsperiode des Landtages gewählt. Die Mitglieder der Landesregierung bleiben jedoch
auch nach Ablauf der Gesetzgebungsperiode oder nach Auflösung des Landtages im Amt bis die neue
Landesregierung gewählt ist.

(2) Die nach dem Ergebnis der letzten Landtagswahl an Stimmen stärkste Partei lädt die anderen
Parteien, die Mandate im Landtag erzielt haben, zu ersten Verhandlungen zur Bildung der neuen Lan-
desregierung ein.

(3) Der Landeshauptmann, der Landeshauptmann-Stellvertreter und die übrigen Mitglieder der
Landesregierung werden vom Landtag in einem Wahlgang gewählt. Die Wahl erfolgt auf Grund eines
Wahlvorschlages, der so viele Personen zu enthalten hat, wie die Landesregierung Mitglieder hat und
hievon eine Person als Kandidat für das Amt des Landeshauptmannes und eine Person als Kandidat
für das Amt des Landeshauptmann-Stellvertreters bezeichnen muss.

(4) Ein Wahlvorschlag ist im Wege der Landtagsdirektion mindestens 48 Stunden vor der Sitzung
schriftlich einzubringen und muss von mindestens einem Drittel der Landtagsabgeordneten unterfertigt
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sein. Die zeitgleiche Unterstützung mehrerer Wahlvorschläge durch einen Landtagsabgeordneten ist
nicht zulässig.

(5) Liegen mehrere Wahlvorschläge vor, so ist über jeden Wahlvorschlag gesondert abzustimmen.
Der Wahlvorschlag, der von der größten Zahl an Landtagsabgeordneten unterfertigt ist, hat dabei als
erster zur Abstimmung zu gelangen.

(6) Für die Wahl der Landesregierung ist die Anwesenheit mindestens der Hälfte der Mitglieder
des Landtages und die einfache Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. Erlangt
keiner der im Rahmen einer Sitzung zur Abstimmung gelangten Wahlvorschläge die erforderliche
Mehrheit, sind vor jedem weiteren Wahlgang Verhandlungen zur Bildung der neuen Landesregierung
zu führen.

(7) Die näheren Regelungen für den Wahlvorgang werden in der Geschäftsordnung des Landtages
getroffen.

Artikel 54
Angelobung

(1) Der Landeshauptmann leistet bei Antritt seines Amtes vor dem Landtag das Gelöbnis: “Ich
gelobe, daß ich die Verfassung und alle Gesetze des Landes getreu beachten und meine Pflichten nach
bestem Wissen und Gewissen erfüllen werde.”

(2) Die übrigen Mitglieder der Landesregierung leisten dieses Gelöbnis vor dem Landtag in die
Hand des Landeshauptmannes.

(3) Die Mitglieder der Landesregierung werden überdies nach den Bestimmungen des B-VG auf
die Bundesverfassung angelobt.

Artikel 55
Vertretung der Mitglieder der Landesregierung

(1) Die Vertretung der Mitglieder der Landesregierung ist durch die Geschäftsordnung der Lan-
desregierung zu regeln. Für den Fall, daß deren Verhinderung auf Krankheit oder sonstigem unab-
wendbaren Ereignis beruht und länger als drei Monate dauert, hat der Landtag für die Dauer der
Verhinderung ein Ersatzmitglied der Landesregierung zu wählen. Artikel 53 Absatz 3, 4, Absatz 5 er-
ster Satz, Absatz 6 und 7 gilt sinngemäß.

(2) Wird kein Wahlvorschlag gemäß Absatz 1 erstattet, ist die Regelung der Geschäftsordnung der
Landesregierung über die Vertretung der Mitglieder der Landesregierung anzuwenden.

(3) Der Präsident des Landtages hat die Landtagsabgeordneten unverzüglich über die Verhinderung
des Mitgliedes der Landesregierung zu informieren und zum Zweck der Wahl eines Ersatzmitgliedes
der Landesregierung den Landtag einzuberufen.

(4) Sind der Landeshauptmann und der Landeshauptmann-Stellvertreter gleichzeitig verhindert
und dauert deren Verhinderung voraussichtlich länger als drei Monate, so hat der Präsident des Land-
tages ein Mitglied der Landesregierung mit der Vertretung zu betrauen. Die Vertretung endet mit dem
Wegfall der Verhinderung.

Artikel 56
Politische Verantwortlichkeit der Landesregierunggegenüber dem Landtag; 

Amtsverzicht
(1) Die Landesregierung ist dem Landtag hinsichtlich des selbständigen Wirkungsbereiches des

Landes verantwortlich.
(2) Die Mitglieder der Landesregierung können auf Grund eines Mißtrauensantrages durch

Beschluß abberufen werden.
(3) Ein Misstrauensantrag gegen ein Mitglied der Landesregierung kann gültig nur von mindestens

einem Drittel der Mitglieder des Landtages gestellt werden.
(4) Ein Beschluss, mit dem ein Mitglied der Landesregierung abberufen wird, kann nur bei Anwe-
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senheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder des Landtages und mit einfacher Mehrheit der
abgegebenen gültigen Stimmen gefasst werden.

(5) (Anm.: entfällt laut LGBl. Nr. 64/2014)

(6) Ein Mitglied der Landesregierung kann sein Amt vorzeitig zurücklegen. Die Erklärung über
die Zurücklegung ist schriftlich abzugeben. Sie wird mit der Übergabe an den Landeshauptmann wirk-
sam. Die Erklärung des Landeshauptmannes über die Zurücklegung seines Amtes wird mit der Über-
gabe an den Präsidenten des Landtages wirksam.

Artikel 57
Rechtliche Verantwortlichkeit der Mitglieder der Landesregierung

(1) Die Mitglieder der Landesregierung sind dem Landtag hinsichtlich des selbständigen Wirkungs-
bereiches des Landes gemäß Artikel 142 und 143 B-VG verantwortlich.

(2) Zu einem Beschluß, mit dem Anklage wegen Gesetzesverletzung erhoben wird, bedarf es der
Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Mitglieder des Landtages.

(3) Der Geltendmachung dieser Verantwortung steht die Immunität nicht im Wege.

Artikel 58
Übergangsregierung

(1) Wenn die Mitglieder der Landesregierung aus dem Amte scheiden, so hat der Präsident des
Landtages bis zur Wahl der neuen Landesregierung Mitglieder der scheidenden Landesregierung oder
Beamte des Amtes der Landesregierung mit der Fortführung der Verwaltung zu betrauen.

(2) Der Präsident des Landtages hat die Landtagsabgeordneten unverzüglich über das Ausscheiden
der Mitglieder der Landesregierung zu informieren und zum Zweck der Wahl einer neuen Lan-
desregierung den Landtag einzuberufen. Artikel 53 Absatz 3, 4, Absatz 5 erster Satz, Absatz 6 und 7
gilt sinngemäß.

(3) Diese Bestimmungen finden sinngemäß Anwendung, wenn einzelne der gewählten Mitglieder
aus der Landesregierung ausscheiden.

Artikel 59
Geschäftsordnung der Landesregierung

(1) Die Landesregierung gibt sich ihre Geschäftsordnung selbst.
(2) In der Geschäftsordnung ist festzusetzen, welche Angelegenheiten der kollegialen Beratung

und Beschlußfassung der Landesregierung unterliegen und welche Angelegenheiten durch die einzel-
nen Mitglieder der Landesregierung selbständig erledigt werden können.

(3) Die Landesregierung kann bei Aufstellung ihrer Geschäftsordnung beschließen, daß einzelne
Gruppen von Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung wegen ihres sachlichen Zusammen-
hanges mit Angelegenheiten des selbständigen Wirkungsbereiches des Landes im Namen des Lan-
deshauptmannes von Mitgliedern der Landesregierung zu führen sind. In diesen Angelegenheiten sind
die betreffenden Mitglieder der Landesregierung an die Weisungen des Landeshauptmannes ebenso
gebunden (Artikel 20 B-VG) wie dieser an die Weisungen der Bundesregierung oder der einzelnen
Bundesminister.

Artikel 60
Beschlusserfordernisse

(1) Die Beschlusserfordernisse für die Beschlussfassung der Landesregierung sind unbeschadet
der Bestimmung des Absatz 2 in der Geschäftsordnung der Landesregierung festzulegen.

(2) Zu Beschlüssen, mit denen
1. die Geschäftsordnung der Landesregierung erlassen (abgeändert) wird,
2. die Geschäftseinteilung des Amtes der Landesregierung erlassen (abgeändert) wird,
3. die Landeshaushaltsordnung erlassen (abgeändert) wird,
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4. Beteiligungen an Gesellschaften eingegangen werden, oder
5. die Vorlage des Landesvoranschlages an den Landtag beschlossen wird

ist die Zustimmung von mindestens drei Viertel der Mitglieder der Landesregierung erforderlich.

Artikel 61
Durchführung der Beschlüsse der Landesregierung

Die Beschlüsse der Landesregierung werden durch den Landeshauptmann und das ihm unterstellte
Amt der Landesregierung durchgeführt.

Artikel 62
Informationspflicht, Geheimhaltung

(1) Die Landesregierung hat nach Maßgabe des Artikel 22a Absatz 1 und 2 B-VG Informationen
von allgemeinem Interesse in einer für jedermann zugänglichen Art und Weise zu veröffentlichen und
jedermann Zugang zu Informationen zu gewähren.

(2) Die Mitglieder der Landesregierung sind zur Geheimhaltung über alle ihnen ausschließlich aus
ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen verpflichtet, soweit und solange deren
Geheimhaltung aus zwingenden integrations- oder außenpolitischen Gründen, im Interesse der nationalen
Sicherheit, der umfassenden Landesverteidigung oder der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung
und Sicherheit, zur Vorbereitung einer Entscheidung, zur Abwehr eines erheblichen wirtschaftlichen
oder finanziellen Schadens einer Gebietskörperschaft oder eines sonstigen Selbstverwaltungskörpers
oder zur Wahrung überwiegender berechtigter Interessen eines anderen erforderlich ist.

(3) Von der Verpflichtung zur Wahrung von Geheimhaltungspflichten können die Mitglieder der
Landesregierung in den Angelegenheiten der Landesverwaltung durch einen unter sinngemäßer An-
wendung des Artikels 60 Absatz 2 zu fassenden Beschluss der Landesregierung entbunden werden.
In den Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung und der dem Landeshauptmann übertra-
genen Verwaltung von Bundesvermögen erfolgt die Entbindung durch den Landeshauptmann.

Artikel 63
Teilnahme an Landtagssitzungen

(1) Die Mitglieder der Landesregierung sind berechtigt, an allen Beratungen des Landtages
teilzunehmen. Sie müssen nach Maßgabe der Geschäftsordnung des Landtages auf ihr Verlangen
jedesmal gehört werden. Dem Verlangen von mindestens einem Drittel der Mitglieder des Landtages
auf Anwesenheit von Mitgliedern der Landesregierung ist zu entsprechen.

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten sinngemäß auch für die Beratungen in den Auss-
chüssen. An Beratungen der Untersuchungsausschüsse sind die Mitglieder der Landesregierung jedoch
nur auf besondere Einladung zur Teilnahme berechtigt.

Artikel 64
Bezüge der Mitglieder der Landesregierung

Die Mitglieder der Landesregierung haben gegenüber dem Land Burgenland Anspruch auf Bezüge,
soweit nicht Ansprüche gegenüber dem Bund nach bundesrechtlichen Regelungen bestehen. Die
näheren Bestimmungen sind durch Landesgesetz zu treffen.

B. LANDESHAUPTMANN

Artikel 65
Aufgaben des Landeshauptmannes

(1) Der Landeshauptmann vertritt das Land. Er führt den Vorsitz in der Landesregierung und ist
Vorstand des Amtes der Landesregierung.

(2) (Anm.: Entf. gem. LGBl. Nr. 54/2025)
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(3) Der Landeshauptmann und die ihm unterstellten Landesbehörden üben die Vollziehung in den
Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung aus.

(4) Der Landeshauptmann und die ihm unterstellten Behörden im Lande besorgen die ihnen über-
tragene Verwaltung des Bundesvermögens.

(5) Wenn in Angelegenheiten der unmittelbaren Bundesverwaltung die sofortige Erlassung von
Maßnahmen zur Abwehr eines offenkundigen, nicht wieder gutzumachenden Schadens für die All-
gemeinheit zu einer Zeit notwendig wird, zu der die obersten Organe der Verwaltung des Bundes
wegen höherer Gewalt nicht in der Lage sind, hat der Landeshauptmann an deren Stelle die Maßnah-
men zu treffen.

Artikel 66
Vertretung des Landeshauptmannes

Der Landeshauptmann wird durch den Landeshauptmann-Stellvertreter vertreten.

C. VERWALTUNGSGERICHTSBARKEIT DES LANDES

Artikel 66a
Landesverwaltungsgericht

(1) Für das Land Burgenland besteht ein Landesverwaltungsgericht. Dieses hat seinen Sitz in der
Landeshauptstadt Eisenstadt.

(2) Das Landesverwaltungsgericht besteht aus folgenden Mitgliedern: Präsidentin oder Präsident,
Vizepräsidentin oder Vizepräsident und der erforderlichen Zahl von sonstigen Mitgliedern.

(3) Die Mitglieder des Landesverwaltungsgerichtes werden von der Landesregierung zu Richterin-
nen und Richtern ernannt und sind in Ausübung ihres richterlichen Amtes unabhängig.

(4) Die Organisation und das Dienstrecht des Landesverwaltungsgerichtes werden durch Landes-
gesetz geregelt.

D. MITWIRKUNG DER LANDESBÜRGERINNEN UND
LANDESBÜRGER AN DER VOLLZIEHUNG

Artikel 67
Volksbefragung

(1) Die Landesregierung kann zur Erforschung des Willens der Landesbürgerinnen und Landes-
bürger über grundsätzliche Fragen der Landesvollziehung sowie über Planungen und Projektierungen
aus dem selbständigen Wirkungsbereich des Landes eine Volksbefragung anordnen.

(2) Eine Volksbefragung ist anzuordnen, wenn dies mindestens 6 000 zum Landtag wahlberechtigte
Bürgerinnen und Bürger verlangen.

(3) Die näheren Bestimmungen sind durch Landesgesetz zu treffen.

Artikel 68
Bürgerinnen- und Bürgerinitiative sowie Bürgerinnen- und Bürgerbegutachtung

(1) Jede Landesbürgerin und jeder Landesbürger hat das Recht, in allen Angelegenheiten mit Aus-
nahme jener der Landesverwaltungsgerichtsbarkeit, die von Organen des Landes wahrzunehmen sind,
die Vornahme einer bestimmten, den Aufgabenbereich einer Gemeinde übersteigenden Maßnahme
durch die Landesregierung zu beantragen.

(2) Eine Initiative muß von der Landesregierung einer Beratung und Beschlußfassung unterzogen
werden, wenn sie von mindestens 25 von Hundert zum Landtag wahlberechtigten Bürgerinnen bzw.
Bürgern, die in einer Gemeinde, für die die Initiative von unmittelbarer Bedeutung ist, ihren Wohnsitz
haben, unterstützt wird. Der Beschluß der Landesregierung ist kundzumachen.
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(3) In dem die Organisation der Gemeindeverwaltung regelnden Gesetz (Artikel 87) ist vorzusehen,
daß das Recht der Bürgerinnen- und Bürgerinitiative auch insofern gewährleistet ist, als es Maßnahmen
betrifft, die den Aufgabenbereich einer Gemeinde berühren.

(4) Gesetzesvorschläge der Landesregierung von grundsätzlicher Bedeutung sollen der Öffentlichkeit
in geeigneter Weise bekanntgegeben werden. Ebenso sind selbständige Anträge von Landtagsabgeord-
neten und der Ausschüsse des Landtages auf Erlassung eines Gesetzes von grundsätzlicher Bedeutung
aufgrund eines Beschlusses des zuständigen Ausschusses des Landtages der Öffentlichkeit in geeigneter
Weise bekannt zu geben. Jede Landesbürgerin und jeder Landesbürger hat das Recht, innerhalb von
sechs Wochen nach Bekanntgabe eine Stellungnahme zu dem Gesetzesvorschlag abzugeben.

(5) Verwaltungsrechtliche Vorschriften werden nicht berührt.
(6) Die näheren Bestimmungen sind durch Landesgesetz zu treffen.

Artikel 69
Informations- und Beschwerderecht der Bürgerinnen und Bürger

Die Landesregierung hat im Amt der Landesregierung und in jeder Bezirkshauptmannschaft eine
rechtskundige oder einen rechtskundigen Bediensteten zu beauftragen, Bürgerinnen und Bürgern in
Rechtsangelegenheiten Informationen zu erteilen und Beschwerden entgegenzunehmen.

Artikel 70
Volksanwaltschaft

Die Zuständigkeit der bundesgesetzlich eingerichteten Volksanwaltschaft erstreckt sich auch auf
den Bereich der Verwaltung des Landes Burgenland.

E. AMT DER LANDESREGIERUNG

Artikel 71
Organisation

(1) Die Geschäfte der Landesregierung und des Landeshauptmannes sind vom Amt der Lan-
desregierung zu besorgen.

(2) Das Amt der Landesregierung gliedert sich in Abteilungen, auf die die Geschäfte nach ihrem
Gegenstand und ihrem sachlichen Zusammenhang aufgeteilt werden. Nach Bedarf können die
Abteilungen zu Gruppen zusammengefaßt werden.

Artikel 72
Geschäftseinteilung und Geschäftsordnung des Amtes der Landesregierung

(1) Die Zahl der Abteilungen und die Aufteilung der Geschäfte auf sie, im Bedarfsfall auch die
Zusammenfassung der Abteilungen zu Gruppen, wird in der Geschäftseinteilung des Amtes der Lan-
desregierung festgesetzt. Die Geschäftseinteilung wird vom Landeshauptmann mit Zustimmung der
Landesregierung (Artikel 60 Absatz 2) erlassen.

(2) Die Abteilungen des Amtes der Landesregierung besorgen die ihnen nach der Geschäftsein-
teilung zukommenden Geschäfte unter der Leitung und Verantwortung der Landesregierung oder
einzelner Mitglieder derselben und, soweit es sich um solche der mittelbaren Bundesverwaltung han-
delt, unter der Leitung des Landeshauptmannes nach den Bestimmungen der vom Landeshauptmann
mit Zustimmung der Landesregierung (Artikel 60 Absatz 2) zu erlassenden Geschäftsordnung des
Amtes der Landesregierung.

Artikel 73
Landesamtsdirektor

(1) Die Leitung des inneren Dienstes des Amtes der Landesregierung obliegt unter der unmittel-
baren Aufsicht des Landeshauptmannes (Landeshauptmann-Stellvertreters) dem Landesamtsdirektor.
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(2) Zum Landesamtsdirektor ist von der Landesregierung ein rechtskundiger Bediensteter des
Amtes der Landesregierung zu bestellen.

(3) In Verhinderung des Landesamtsdirektors kommen dessen Obliegenheiten dem in der gleichen
Weise wie der Landesamtsdirektor zu bestellenden rechtskundigen Bediensteten des Amtes der Lan-
desregierung zu (Landesamtsdirektor-Stellvertreter).

(4) Der Landesamtsdirektor hat für einen gesetzmäßigen, einheitlichen und geregelten Geschäfts-
gang in sämtlichen Geschäften des Amtes der Landesregierung zu sorgen. Er ist auch in den Angele-
genheiten der mittelbaren Bundesverwaltung das Hilfsorgan des Landeshauptmannes.

F. GEBARUNGSKONTROLLE

Artikel 74
Aufgaben des Landes-Rechnungshofs

(1) Der Burgenländische Landes-Rechnungshof ist zur Unterstützung des Landtages bei der dem
Landtag obliegenden Gebarungskontrolle des Landes sowie zur Gebarungskontrolle der Gemeinden
und anderer durch Gesetz bestimmter Rechtsträger berufen. Der Landes-Rechnungshof ist
(unbeschadet des Absatz 3) ein Organ des Landtages und als solches bei Erfüllung der ihm zukom-
menden Aufgaben an keine Weisungen von Organen der staatlichen Verwaltung gebunden und un-
mittelbar nur dem Landtag verantwortlich.

(2) Der Landes-Rechnungshof hat folgende Aufgaben:
1. die Prüfung der Gebarung des Landes;
2. die Prüfung der Gebarung

a) der der Landesregierung unterstellten öffentlichen Ämter;
b) der Anstalten, Stiftungen und Fonds, die von Organen des Landes oder von Personen (Per-

sonengemeinschaften) verwaltet werden, die hiezu von Organen des Landes bestellt sind;
c) öffentlich-rechtlicher Körperschaften, Fonds, Stiftungen und Anstalten mit Mitteln des

Landes;
3. die Prüfung der Gebarung von Unternehmungen, die das Land allein betreibt oder an denen

ihm die finanziellen Anteile zu mehr als 25 % zustehen. Einer solchen finanziellen Beteili-
gung ist die Beherrschung von Unternehmungen durch andere finanzielle oder sonstige Maß-
nahmen gleichzuhalten. Die Zuständigkeit des Landes-Rechnungshofes erstreckt sich auch
auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen die vorangeführten Voraussetzungen
zutreffen, wobei dieses Beteiligungsverhältnis jeweils von einer Stufe zur nächsten zu prüfen
ist;

4. die Prüfung der Gebarung von nicht unter Z 3 fallenden Unternehmungen, an denen eine
zusammengerechnete Beteiligung des Landes einerseits und burgenländischer Gemeinden
und/oder burgenländischer Gemeindeverbände andererseits zu mehr als 25 % vorliegt. Einer
solchen finanziellen Beteiligung ist die Beherrschung von Unternehmungen durch andere fi-
nanzielle oder sonstige Maßnahmen gleichzuhalten. Die Zuständigkeit des Landes-Rech-
nungshofes erstreckt sich auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen die
vorangeführten Voraussetzungen zutreffen, wobei dieses Beteiligungsverhältnis jeweils von
einer Stufe zur nächsten zu prüfen ist;

5. die Prüfung der widmungsgemäßen Verwendung und der Wirksamkeit der vom Land
gewährten finanziellen Förderungen, einschließlich der vom Land übernommenen Haftungen
für den Bereich der Haftung;

6. die Erstellung von - für die Aufsichtsbehörde nicht verbindlichen - Gutachten über die
Gebarung der Gemeinden und Gemeindeverbände über Auftrag der Landesregierung nach
Maßgabe des Absatz 3;

7. die Mitwirkung an der Beurteilung der finanziellen Auswirkungen von Gesetzesvorhaben des
Landes auf Ersuchen des Landtages oder eines seiner Ausschüsse;
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8. die Mitwirkung an der gemeinschaftsrechtlichen Finanzkontrolle;
9. die Prüfung der Gebarung der Gemeinden mit weniger als 10 000 Einwohnern;

10. die Prüfung der Gebarung von Stiftungen, Fonds und Anstalten, die von Organen einer
Gemeinde mit weniger als 10 000 Einwohnern oder von Personen (Personengemeinschaften)
verwaltet werden, die hiezu von Organen einer Gemeinde mit weniger als 10 000 Einwohnern
bestellt sind;

11. die Prüfung der Gebarung von Unternehmungen, an denen einer Gemeinde mit weniger als
10 000 Einwohnern allein oder gemeinsam mit anderen der Zuständigkeit des Landes-Rech-
nungshofes unterliegenden Rechtsträgern finanzielle Anteile zu mehr als 50% zustehen oder
die eine solche Gemeinde allein oder gemeinsam mit anderen solchen Rechtsträgern betreibt.
Einer solchen finanziellen Beteiligung ist die Beherrschung von Unternehmungen durch andere
finanzielle oder sonstige Maßnahmen gleichzuhalten. Die Zuständigkeit des Landes-Rechnung-
shofes erstreckt sich auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen die vorange-
führten Voraussetzungen zutreffen, wobei dieses Beteiligungsverhältnis jeweils von einer Stufe
zur nächsten zu prüfen ist;

12. die Prüfung der Gebarung öffentlich-rechtlicher Körperschaften mit Mitteln einer Gemeinde
mit weniger als 10 000 Einwohnern;

13. die Prüfung der Gebarung der Gemeinden mit mindestens 10 000 Einwohnern;
14. die Prüfung der Gebarung von Stiftungen, Fonds und Anstalten, die von Organen einer

Gemeinde mit mindestens 10 000 Einwohnern oder von Personen (Personengemeinschaften)
verwaltet werden, die hiezu von Organen einer Gemeinde mit mindestens 10 000 Einwohnern
bestellt sind;

15. die Prüfung der Gebarung von Unternehmungen, an denen einer Gemeinde mit mindestens
10 000 Einwohnern allein oder gemeinsam mit anderen der Zuständigkeit des Landes-Rech-
nungshofes unterliegenden Rechtsträgern finanzielle Anteile zu mehr als 50% zustehen oder
die eine solche Gemeinde allein oder gemeinsam mit anderen solchen Rechtsträgern betreibt.
Einer solchen finanziellen Beteiligung ist die Beherrschung von Unternehmungen durch andere
finanzielle oder sonstige Maßnahmen gleichzuhalten. Die Zuständigkeit des Landes-Rechnung-
shofes erstreckt sich auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen die vorange-
führten Voraussetzungen zutreffen, wobei dieses Beteiligungsverhältnis jeweils von einer Stufe
zur nächsten zu prüfen ist;

16. die Prüfung der Gebarung öffentlich-rechtlicher Körperschaften mit Mitteln einer Gemeinde
mit mindestens 10 000 Einwohnern.

(2a) Die für die Überprüfung der Gemeinden geltenden Bestimmungen des Absatz 2 finden sin-
ngemäß Anwendung auf die Überprüfung der Gebarung der Gemeindeverbände.

(3) Bei der Erfüllung von Aufträgen gemäß Absatz 2 Z 6 gilt der Landes-Rechnungshof als eine
dem Amt der Landesregierung einbezogene Einrichtung zur Erstellung von Gutachten über die
Gebarung der genannten Rechtsträger für die Ausübung der Aufsicht nach den gemeinderechtlichen
Vorschriften und ist nicht Organ des Landtages gemäß Absatz 1. Die Landesregierung hat die Präsi-
dentin oder den Präsidenten des Landtages von solchen Prüfungsaufträgen in Kenntnis zu setzen. Der
Landes-Rechnungshof ist bei Erstellung von Gutachten gemäß Absatz 2 Z 6 unabhängig und an keine
Weisungen gebunden.

(4) Weitere Aufgaben können dem Landes-Rechnungshof nur mit Landesgesetz übertragen wer-
den.

(5) Der Landes-Rechnungshof hat - unbeschadet einer allfälligen Einschränkung des Umfangs der
Prüfung aufgrund eines Verlangens gemäß Artikel 74a Absatz 1 Z 1 bis 7 - die ihm obliegenden Prü-
fungs- und Begutachtungsaufgaben dahingehend auszuüben, ob und allenfalls inwieweit die betref-
fende Gebarung ziffernmäßig richtig ist, mit den bestehenden Rechtsvorschriften übereinstimmt sowie
den Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit entspricht.

(6) Entstehen zwischen dem Landes-Rechnungshof und einem seiner Prüfungsbefugnis unterliegen-
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den Rechtsträger Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung der Bestimmungen, die die
Zuständigkeit des Landes-Rechnungshofes regeln, so entscheidet darüber auf Antrag der Lan-
desregierung oder des Landes-Rechnungshofes der Verfassungsgerichtshof.

Artikel 74a
Verfahren des Landes-Rechnungshofes

(1) Der Landes-Rechnungshof hat Prüfungen im Sinne des Artikels 74 Absatz 2 Z 1 bis 5 von Amts
wegen oder auf Verlangen

1. des Landtages;
2. eines Drittels der Mitglieder des Landtages;
3. eines Landtagsklubs, dessen Mitgliederanzahl ein Drittel der Anzahl der Mitglieder des Lan-

tages nicht erreicht (einmal je Kalenderjahr);
4. des Landes-Rechnungshofausschusses;
5. dreier Mitglieder des Landes-Rechnungshofausschusses;
6. der Landesregierung oder
7. eines Mitgliedes der Landesregierung im Rahmen des den Mitgliedern der Landesregierung

in der Geschäftsordnung der Landesregierung (Referatseinteilung) zugewiesenen sachlichen
Aufgabenbereichs (einmal je Kalenderjahr) durchzuführen.

(1a) Der Landes-Rechnungshof hat Prüfungen im Sinne des Artikels 74 Absatz 2 Z 9 bis 12 von
Amts wegen durchzuführen.

(1b) Der Landes-Rechnungshof hat Prüfungen im Sinne des Artikels 74 Absatz 2 Z 13 bis 16
1. auf begründetes Ersuchen der Landesregierung oder
2. auf Beschluss des Landtages

durchzuführen. In jedem Jahr dürfen nur zwei Ersuchen gemäß Z 1 sowie zwei Anträge gemäß Z 2
gestellt werden. Ersuchen der Landesregierung gemäß Z 1 sind nur hinsichtlich jener Gemeinden
zulässig, die im Vergleich mit anderen Gemeinden über eine auffällige Entwicklung bei Schulden
oder Haftungen verfügen. Dies gilt auch für Beschlüsse des Landtages gemäß Z 2.

(2) Der Landes-Rechnungshof hat dem Landtag das Ergebnis einer von Amts wegen eingeleiteten
Prüfung (Absatz 1 und Absatz 1a) unverzüglich nach Abschluss der Prüfung in einem schriftlichen
Bericht mitzuteilen. Gleichzeitig ist ein solcher Bericht vom Landes-Rechnungshof der geprüften
Stelle, der Landesregierung sowie im Falle einer Prüfung gemäß Absatz 1a dem Gemeinderat und
dem Bürgermeister der betreffenden Gemeinde zur Kenntnis zu bringen. Im Falle einer Befassung
des Landes-Rechnungshofes gemäß Artikel 74 Absatz 2 Z 8 hat der Landes-Rechnungshof den
demgemäß erstatteten schriftlichen Bericht unverzüglich nach Abschluss der Prüfung der antragstel-
lenden und der geprüften Stelle, dem Landtag und der Landesregierung zur Kenntnis zu bringen. Nach
Durchführung dieser Maßnahmen hat der Landes-Rechnungshof derartige Berichte in geeigneter
Weise zu veröffentlichen.

(3) Der Landes-Rechnungshof hat der Stelle, die das Verlangen auf die entsprechende Prüfung
gestellt hat, das Ergebnis einer auf Verlangen eingeleiteten Prüfung (Absatz 1 Z 1 bis 7 und Absatz
1b) unverzüglich nach Abschluss der Prüfung in einem schriftlichen Bericht mitzuteilen. Gleichzeitig
ist ein solcher Bericht vom Landes-Rechnungshof

1. der geprüften Stelle,
2. dem Landtag,
3. im Fall einer Prüfung gemäß Absatz 1 Z 1 bis 5 und 7 der Landesregierung und
4. im Falle einer Prüfung gemäß Absatz 1b dem Gemeinderat und dem Bürgermeister der betr-

effenden Gemeinde
zur Kenntnis zu bringen. Danach hat der Landes-Rechnungshof derartige Berichte in geeigneter  Weise
zu veröffentlichen.

(4) Der Landes-Rechnungshof hat Gutachten gemäß Artikel 74 Absatz 2 Z 6 der Landesregierung
sowie Stellungnahmen gemäß Artikel 74 Absatz 2 Z 7 der Präsidentin oder dem Präsidenten des Land-
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tages unverzüglich nach Abschluss der Prüfung schriftlich zu übermitteln.
(5) Der Landes-Rechnungshof hat dem Landtag jeweils bis spätestens 31. März einen zusammen-

fassenden schriftlichen Bericht über seine Tätigkeit im vorangegangenen Kalenderjahr (Tätigkeits-
bericht) zu übermitteln.

Artikel 74b
Organisation des Landes-Rechnungshofes

(1) Der Landes-Rechnungshof besteht aus der Direktorin oder dem Direktor des Landes-Rechnung-
shofes und den sonstigen Bediensteten.

(2) Die Direktorin oder der Direktor des Landes-Rechnungshofes wird - nach öffentlicher Auss-
chreibung und Durchführung einer Anhörung durch die Mitglieder des Landes-Rechnungshofauss-
chusses, zu der die Präsidentin oder der Präsident des Landtages einzuladen hat - vom Landtag auf
Grund eines Vorschlags der Präsidentin oder des Präsidenten des Landtages bei Anwesenheit von
mindestens der Hälfte der Mitglieder mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen
bestellt.

(3) Die Direktorin oder der Direktor des Landesrechnungshofes - und im Vertretungsfall die
Vertreterin oder der Vertreter - sind hinsichtlich ihrer rechtlichen Verantwortlichkeit den Mitgliedern
der Landesregierung gleichgestellt (Artikel 57).

(4) Die Amtsperiode der Direktorin oder des Direktors des Landes-Rechnungshofes beträgt zehn
Jahre; eine Wiederbestellung ist unzulässig. Die Amtsperiode der Direktorin oder des Direktors endet
vor ihrem Ablauf im Sinne des ersten Satzes durch

1. einen gegenüber der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landtages erklärten schriftlichen,
unwiderruflichen Verzicht auf die weitere Amtsausübung;

2. den Wegfall einer Bestellungsvoraussetzung;
3. ein auf Verlust des Amts lautendes Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes gemäß Ar-

tikel 142 B-VG oder
4. die Abberufung durch Beschluss des Landtages, für den die gleichen Anwesenheits- und Zus-

timmungserfordernisse wie bei der Bestellung (Absatz 2) gelten.

Artikel 74c
Ausführungsregelungen

Die näheren Bestimmungen über die Aufgaben, das Verfahren und die Organisation des Landes-
Rechnungshofes sind mit Landesgesetz zu treffen.

Artikel 75
Landes-Rechnungshofausschuss

(1) Der Landes-Rechnungshofausschuss besteht aus der Obfrau oder dem Obmann, der Stel-
lvertreterin oder dem Stellvertreter der Obfrau oder des Obmannes und sieben weiteren Mitgliedern.
Diese werden vom Landtag aus seiner Mitte nach den Grundsätzen der Verhältniswahl unter Bedacht-
nahme darauf, dass dem Landes-Rechnungshofausschuss mindestens ein Mitglied jeder im Landtag
vertretenen Partei angehören muss, wie folgt gewählt:

1. a) Die Obfrau oder der Obmann wird auf Vorschlag jener an Stimmen stärksten im Landtag
vertretenen Partei gewählt, der kein Mitglied in der Landesregierung zukommt.

b) Die Stellvertreterin oder der Stellvertreter der Obfrau oder des Obmannes wird auf Vorschlag
der an Stimmen zweitstärksten im Landtag vertretenen Partei gewählt, der kein Mitglied in
der Landesregierung zukommt.

c) Ist nur eine Partei nicht in der Landesregierung vertreten, so wird die Obfrau oder der Obmann
auf Vorschlag dieser und die Stellvertreterin oder der Stellvertreter der Obfrau oder des Ob-
mannes auf Vorschlag der im Landtag an Stimmen schwächsten in der Landesregierung
vertretenen Partei gewählt.

d) Sind alle im Landtag vertretenen Parteien auch in der Landesregierung vertreten, dann wird
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die Obfrau oder der Obmann auf Vorschlag der im Landtag an Stimmen schwächsten Partei
und die Stellvertreterin oder der Stellvertreter der Obfrau oder des Obmannes auf Vorschlag
der im Landtag an Stimmen zweitschwächsten Partei gewählt.

2. Für die Wahl der Obfrau oder des Obmannes und der Stellvertreterin oder des Stellvertreters
der Obfrau oder des Obmannes und der sieben weiteren Mitglieder sind die näheren Bestim-
mungen durch die Geschäftsordnung des Landtages zu treffen.

3. Für die Obfrau oder den Obmann, die Stellvertreterin oder den Stellvertreter der Obfrau oder
des Obmannes sowie jedes Mitglied ist in gleicher Weise ein Ersatzmitglied zu bestellen.
Der Landes-Rechnungshofausschuss wählt aus seiner Mitte eine Erste oder einen Ersten und
eine Zweite oder einen Zweiten Schriftführer.

(2) Erstattet eine Partei, der gemäß Absatz 1 Mitglieder im Landes-Rechnungshofausschuss zukom-
men, keinen oder nur einen ungültigen Wahlvorschlag, dann werden die betreffenden Mitglieder des
Landes-Rechnungshofausschusses auf Vorschlag der übrigen anspruchsberechtigten Parteien in der
Reihenfolge absteigender Stimmenstärke mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt. Für den Fall, dass
es keine stimmenschwächere Partei gibt, oder erstattet auch diese keinen oder nur einen ungültigen
Wahlvorschlag, so geht das Wahlvorschlagsrecht auf die Parteien in aufsteigender Stimmenstärke
über. In beiden Fällen werden die so gewählten Mitglieder denjenigen Parteien zugerechnet, denen
nach dem Grundsatz der Verhältniswahl das Wahlvorschlagsrecht zugekommen wäre.

(3) Die Stellung eines Mitgliedes der Landesregierung ist mit der Stellung eines Mitgliedes oder
eines Ersatzmitgliedes des Landes-Rechnungshofausschusses unvereinbar.

(4) Die Mitglieder des Landes-Rechnungshofausschusses sind zur Geheimhaltung von aus der
amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen verpflichtet, soweit und solange deren Geheimhal-
tung aus den in Artikel 22a Absatz 2 zweiter Satz B-VG genannten Interessen erforderlich ist und sie
davon nicht vom Landes-Rechnungshofausschuss selbst entbunden sind, wobei die näheren Bestim-
mungen durch die Geschäftsordnung des Landtages zu treffen sind.

(5) Die Mitglieder des Landes-Rechnungshofausschusses behalten ihre Funktion, bis ein neu
gewählter Landtag den Landes-Rechnungshofausschuss gewählt hat. Der Landes-Rechnungshofauss-
chuss ist in der ersten Sitzung des Landtages zu wählen.

Artikel 76
Einberufung und Beschlussfähigkeit

(1) Der Landes-Rechnungshofausschuss ist nach Bedarf von der Obfrau oder vom Obmann oder
bei Verhinderung von der Stellvertreterin oder vom Stellvertreter, so einzuberufen, dass er in
angemessener Frist zusammentreten kann. Sie oder er ist verpflichtet, den Ausschuss zu einer Sitzung
einzuberufen, wenn dies von mindestens zwei Mitgliedern des Landes-Rechnungshofausschusses ver-
langt oder von der Direktorin oder vom Direktor des Landes-Rechnungshofes beantragt wird. Wenn
die Obfrau oder der Obmann, bei Verhinderung die Stellvertreterin oder der Stellvertreter, die Ein-
berufung nicht fristgerecht vornimmt, ist diese von der Präsidentin oder vom Präsidenten des Land-
tages vorzunehmen. Dieser oder diesem obliegt in diesem Fall die Festlegung der Tagesordnung
(Abs. 3). Sie oder er ist verpflichtet, Verlangen nach Abs. 3 nachzukommen.

(2) Der Landes-Rechnungshofausschuss beschließt mit einfacher Stimmenmehrheit. Er ist
beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder (Ersatzmitglieder) anwesend sind. Den Vorsitz führt
die Obfrau oder der Obmann; im Fall ihrer oder seiner Verhinderung wird sie oder er von der Stel-
lvertreterin oder dem Stellvertreter der Obfrau oder des Obmannes vertreten. Bei gleichzeitiger Ver-
hinderung von Obfrau und Obmann sowie deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreters
obliegt die Vorsitzführung dem an Lebensjahren ältesten anwesenden Mitglied des Ausschusses.

(3) Die Tagesordnung wird von jener Person festgelegt, welche zur Sitzung eingeladen hat. Min-
destens zwei Mitglieder des Landes-Rechnungshofausschusses können schriftlich bei der ein-
berufenden Person verlangen, dass ein Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung gesetzt wird.
Diesem Verlangen ist nachzukommen.
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(4) Zur Anhörung der Bewerber für die Funktion der Direktorin oder des Direktors des Landes-
Rechnungshofes durch die Mitglieder des Landes-Rechnungshofausschusses hat die Präsidentin oder
der Präsident des Landtages einzuladen.

Artikel 77
Auskunfts- und Befragungsrechte

Die Mitglieder der Landesregierung und die Präsidentinnen oder Präsidenten des Landtages sind
verpflichtet, über Einladung der Obfrau oder des Obmannes (der Stellvertreterin oder des Stel-
lvertreters der Obfrau oder des Obmannes) des Landes-Rechnungshofausschusses an den Sitzungen
des Landes-Rechnungshofausschusses zur Erteilung von Auskünften und Aufklärung teilzunehmen.
Die Direktorin oder der Direktor des Landes-Rechnungshofes hat an den Beratungen des Landes-
Rechnungshofausschusses über die dem Landtag übermittelten Berichte des Landes-Rechnungshofes
teilzunehmen; sie oder er hat das Recht, in den Beratungen des Ausschusses bei Behandlungen dieser
Berichte gehört zu werden und deren Inhalt kurz darzustellen. Der Landes-Rechnungshofausschuss
hat das Recht, Landesbedienstete zur Erteilung von Auskünften und Aufklärungen den Sitzungen des
Landes-Rechnungshofausschusses beizuziehen.

Artikel 78
Geschäftsordnung

Für die Geschäftsordnung des Landes-Rechnungshofausschusses sind die Bestimmungen der
Geschäftsordnung des Landtages sinngemäß anzuwenden. Der Landes-Rechnungshofausschuss kann
mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln eine Geschäftsordnung selbst beschließen.

Artikel 79
Prüfungsaufträge an den Rechnungshof

Der Landtag hat auf Beschluß oder auf Verlangen von mindestens einem Drittel seiner Mitglieder
den Rechnungshof mit der Durchführung besonderer Akte der Gebarungsüberprüfung des Landes zu
beauftragen.

IV. STAATSVERTRÄGE UND VEREINBARUNGEN

Artikel 80
Gegenstand der Staatsverträge und Vereinbarungen

(1) Das Land Burgenland kann in Angelegenheiten seines selbständigen Wirkungsbereiches
Staatsverträge mit an Österreich angrenzenden Staaten oder deren Teilstaaten abschließen. Der Lan-
deshauptmann hat dabei vor Aufnahme von Verhandlungen die Bundesregierung zu unterrichten und
vor Abschluß des Staatsvertrages die Zustimmung der Bundesregierung einzuholen.

(2) Das Land Burgenland und der Bund können untereinander Vereinbarungen über Angelegen-
heiten ihres jeweiligen Wirkungsbereiches schließen.

(3) Das Land Burgenland kann in Angelegenheiten seines selbständigen Wirkungsbereiches mit
den anderen Bundesländern Vereinbarungen schließen; sie sind der Bundesregierung unverzüglich
zur Kenntnis zu bringen.

Artikel 81
Genehmigungserfordernisse

(1) Gesetzesergänzende oder gesetzesändernde Staatsverträge des Landes mit an Österreich an-
grenzenden Staaten oder deren Teilstaaten sowie Staatsverträge, deren Inhalt die Erlassung oder Än-
derung eines Landesgesetzes erfordert, bedürfen der Zustimmung des Landtages.

(2) Gesetzesergänzende oder gesetzesändernde Vereinbarungen des Landes mit anderen Bundeslän-
dern oder dem Bund sowie Vereinbarungen, deren Inhalt die Erlassung oder Änderung eines Landes-

LANDESVERFASSUNG



gesetzes erfordert, bedürfen der Zustimmung des Landtages.
(3) Staatsverträge des Landes, die nicht unter die Bestimmung des Absatzes 1 fallen und Verein-

barungen des Landes, die nicht unter die Bestimmung des Absatzes 2 fallen, sind dem Landtag zur
Kenntnis zu bringen.

(4) Für Staatsverträge und Vereinbarungen im Sinne der Absätze 1 bis 3 gelten die Bestimmungen
der Artikel 31 und 34 sinngemäß.

Artikel 82
Anwendung völkerrechtlichen Vertragsrechtes

Auf Vereinbarungen im Sinne des Artikel 80 Absatz 2 sind die Grundsätze des völkerrechtlichen
Vertragsrechtes anzuwenden; dies gilt auch für Vereinbarungen im Sinne des Artikels 80 Absatz 3,
soweit nicht durch übereinstimmende Verfassungsgesetze der beteiligten Länder anderes bestimmt
wird.

Artikel 83
Mitwirkung des Landtages in Angelegenheiten dereuropäischen Integration

(1) Die Landesregierung hat dem Landtag alle Vorhaben im Rahmen der europäischen Integration, die
1. der Bund dem Land mitgeteilt hat und die Gesetzgebung des Landes betreffen oder
2. sonst von wesentlichem Interesse für das Land sind, 

umgehend zur Kenntnis zu bringen. Die Landesregierung hat dem Landtag dabei die Frist, die der
Bund dem Land für die Abgabe einer Stellungnahme eingeräumt hat, mitzuteilen.

(2) Der Landtag kann seinen Standpunkt zu einem Vorhaben im Rahmen der europäischen Inte-
gration, das ihm nach Absatz 1 zur Kenntnis gebracht wurde, in einer Entschließung (Artikel 46 Absatz
1) äußern.

(3) Die Landesregierung ist an den Inhalt von gemäß Absatz 2 vom Landtag fristgerecht mitgeteilten
Entschließungen gebunden, wenn und soweit es sich um eine Angelegenheit handelt, die ganz oder in
einzelnen Bestimmungen in die Gesetzgebungskompetenz des Landes fällt. Die Landesregierung darf
davon nur aus zwingenden landes- oder integrationspolitischen Gründen abweichen. Diese Gründe
sind dem Landtag unverzüglich mitzuteilen.

(4) Der Landtag kann sich bei der Erfüllung der ihm nach diesem Artikel zukommenden Aufgaben
des Ausschusses für europäische Integration und grenzüberschreitende Zusammenarbeit (Artikel 42b)
bedienen.

V. GEMEINDEN

Artikel 84
Begriff und rechtliche Stellung

(1) Das Land gliedert sich in Gemeinden.
(2) Die Gemeinde ist Gebietskörperschaft mit dem Recht auf Selbstverwaltung und zugleich Ver-

waltungssprengel.
(3) Die Gemeinde ist selbständiger Wirtschaftskörper. Sie hat das Recht, innerhalb der Schranken

der allgemeinen Bundes- und Landesgesetze Vermögen aller Art zu besitzen, zu erwerben und darüber
zu verfügen, wirtschaftliche Unternehmungen zu betreiben, sowie im Rahmen der Finanzverfassung
ihren Haushalt selbständig zu führen und Abgaben auszuschreiben.

Artikel 85
Wirkungsbereich

(1) Der Wirkungsbereich der Gemeinde ist in den Angelegenheiten der Landesvollziehung ein
eigener und ein vom Land übertragener.

(2) Die in den Gesetzen geregelten Angelegenheiten, einschließlich jener des Artikels 84 Absatz 3,
sind solche des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde, soweit sie ausdrücklich als solche beze-
ichnet sind. Alle anderen Angelegenheiten der Gemeinde sind solche des übertragenen Wirkungs-
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bereiches.
(3) Die Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches hat die Gemeinde im Rahmen der Gesetze

und Verordnungen in eigener Verantwortung frei von Weisungen und unter Ausschluß eines
Rechtsmittels an Verwaltungsorgane außerhalb der Gemeinde zu besorgen. Dem Land kommt
gegenüber der Gemeinde bei Besorgung ihres eigenen Wirkungsbereiches ein Aufsichtsrecht zu.

(4) Die Angelegenheiten des übertragenen Wirkungsbereichs hat die Gemeinde nach Maßgabe der
Gesetze im Auftrag und nach den Weisungen des Landes zu besorgen.

Artikel 86
Unvereinbarkeiten

(1) Ein Mitglied eines Gemeindevorstandes (Stadtsenates) darf nicht gleichzeitig Mitglied der Lan-
desregierung sein.

(2) Für die Bürgermeister, ihre Stellvertreter und die Mitglieder des Stadtsenates in den Städten
mit eigenem Statut gelten weiters die in bundesgesetzlichen Vorschriften geregelten Unverein-
barkeiten.

Artikel 87
Organisation

Die Organisation der Gemeindeverwaltung wird durch Landesverfassungsgesetz geregelt.

VI. ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 88
Übergangsbestimmung

Akte der Vollziehung und sonstige Rechtsakte auf Grund des Landes-Verfassungsgesetzes vom
15. Jänner 1926 über die Verfassung des Burgenlandes, LGBl. Nr. 3, zuletzt geändert durch die Lan-
des-Verfassungsgesetznovelle 1979, LGBl. Nr. 32, werden durch dieses Landes-Verfassungsgesetz
nicht berührt; dies gilt auch für Wahlen und Bestellungen von Organen des Landes.

Artikel 89
Abgabenfreiheit

Die zur Durchführung eines Volksbegehrens, einer Volksabstimmung, einer Volksbefragung oder
Bürgerinitiative und Bürgerbegutachtung erforderlichen Eingaben, Bestätigungen und sonstigen
Schriften sind von Landes- und Gemeindeverwaltungsabgaben befreit.

Artikel 90
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Landes-Verfassungsgesetz tritt am 4. Oktober 1982 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Lan-
des-Verfassungsgesetz vom 15. Jänner 1926 über die Verfassung des Burgenlandes, LGBl. Nr. 3,
zuletzt geändert durch die Landes-Verfassungsgesetznovelle 1979, LGBl. Nr. 32, außer Kraft.

(2) Die Bestimmungen über die Zusammensetzung der Landesregierung (Artikel 51 Absatz 1) und
die Wahl ihrer Mitglieder (Artikel 53 Absätze 2 und 7) sowie über die Gebarungskontrolle (Artikel 74
bis 80) treten mit Beginn der nach dem 30. September 1982 neu anlaufenden Gesetzgebungsperiode
des Landtages in Kraft.

(3) Die Änderung des Inhaltsverzeichnisses, der Art. 5, 7 Abs. 2, Art. 10 Abs. 2, 3 und 4, Art. 11
Abs. 3 erster und zweiter Satz, Art. 11 Abs. 4, Art. 12 Abs. 3, Art. 14 zweiter Satz und die Neuerlas-
sung der Art. 15 bis 19 und die Änderung des Art. 20 Abs. 2 durch die Novelle LGBl. Nr. 10/2008
treten mit 1. Jänner 2008 in Kraft.

(4) In der Fassung des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 75/2013 treten in Kraft:
1. die Eintragung im Inhaltsverzeichnis zu Art. 32, Art. 37, Art. 75 und Art. 90 sowie Art. 4
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Abs. 2, 3 und 4, Art. 11 Abs. 3, Art. 14, Art. 32, Art. 35 Abs. 2, die Überschrift zu Art. 37,
Art. 37 Abs. 6 und 7, Art. 37b, Art. 64, Art. 68 Abs. 1, Art. 74 Abs. 1, Art. 74a Abs. 1,
Art. 74b Abs. 2, die Änderung der Überschrift zu Art. 75, Art. 75 Abs. 1, 2, 3, 4 und 5, Art. 76,
Art. 77 und Art. 78 mit dem der Kundmachung folgenden Tag,

2. die Eintragungen im Inhaltsverzeichnis zu den Unterabschnittsbezeichnungen des III. Ab-
schnitts und zu Art. 66a sowie Art. 43 Abs. 1, Art. 44a Abs. 1, Art. 46 Abs. 1, Art. 50 Abs. 1,
die Unterabschnittsbezeichnungen im III. Abschnitt, Art. 66a und Art. 85 Abs. 3 mit 1. Jänner
2014.

(5) Für das Inkrafttreten der durch das Landesverfassungsgesetz LGBl. Nr. 64/2014 eingefügten
oder neu gefassten Bestimmungen gilt Folgendes:

1. Art. 12 Abs. 2 und Art. 15 Abs. 7 treten mit 1. Jänner 2015 in Kraft.
2. Art. 22 Abs. 5, Art. 30 Abs. 1, 1a und 2, Art. 46 Abs. 1a, Art. 51 Abs. 1 in der Fassung der

Z 8, Art. 55 Abs. 1, 2 und 3, Art. 56 Abs. 3, 4 und 5, Art. 58 Abs. 2, Art. 60 sowie Art. 75
Abs. 1 Z 1 lit. a und lit. b treten mit Beginn der XXI. Gesetzgebungsperiode des Landtages
in Kraft.

3. Art. 53 tritt mit Ablauf des Tages der Wahl des Landtages für die XXI. Gesetzgebungsperiode
in Kraft und ist erstmals bei der Wahl der Landesregierung für die XXI. Gesetzgebungspe-
riode anzuwenden. Die Wahl der Mitglieder der Landesregierung in der XX. Gesetzge-
bungsperiode ist nach den bis zum Inkrafttreten der Novelle LGBl. Nr. 64/2014 geltenden
Bestimmungen durchzuführen.

4. Art. 51 Abs. 1 in der Fassung der Z 9 tritt mit Beginn der XXII. Gesetzgebungsperiode des
Landtages in Kraft. Zugleich tritt Art. 51 Abs. 1 in der Fassung der Z 8 außer Kraft.

5. Art. 74 Abs. 1, Art. 74 Abs. 2 Z 8 bis 16, Art. 74a Abs. 1a, 1b, 2 und 3 treten mit 1. Jänner
2016 in Kraft.

(6) Für das Inkrafttreten des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 43/2020 gilt Folgendes:
1. die Änderungen des Art. 15 und Art. 16 Abs. 2 treten mit Ablauf des Tages der Wahl des

Landtages für die XXIII. Gesetzgebungsperiode des Landtages in Kraft und sind erstmals
bei der Wahl der Präsidenten für die XXIII. Gesetzgebungsperiode des Landtages anzuwen-
den.

2. die Änderung im Inhaltsverzeichnis, Art. 10 Abs. 5, Art. 19 Abs. 3, Art. 24 Abs. 1, Art. 32,
Art. 37 Abs. 1, 1a und 6, Art. 38, Art. 39 Abs. 2 Z 1, Art. 40, Art. 41, Art. 43 Abs. 2, Art. 48
Abs. 1, Art. 72 Abs. 1 und 2 sowie Art. 73 Abs. 2 und 3 treten mit dem der Kundmachung
folgenden Tag in Kraft.

(7) Die Änderung im Inhaltsverzeichnis, Art. 14, 21 Abs. 1 und 3, Art. 62, 69 und 74 Abs. 2 und 2a
sowie Art. 75 Abs. 4 in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2025 treten mit 1. September 2025 in
Kraft; gleichzeitig entfällt Art. 65 Abs. 2.
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I. EINBERUFUNG UND BILDUNG DES LANDTAGES
§ 1

Aufgaben des Landtages
Der Landtag übt die Gesetzgebung des Landes aus und wirkt an der Vollziehung nach Maßgabe

der Landesverfassung mit.
§ 2

Verhandlungssprache
Die deutsche Sprache ist die Verhandlungssprache des Landtages und seiner Ausschüsse.

§ 3
Einberufung zur ersten Sitzung

(1) Der neue Landtag ist vom Präsidenten des alten Landtages schriftlich so einzuberufen, daß die
Abhaltung seiner ersten Sitzung innerhalb von acht Wochen - im Falle des Art. 100 B-VG innerhalb
von vier Wochen - nach der Wahl möglich ist.

(2) Die Landtagsabgeordneten haben sich zu der in der Einladung festgesetzten Stunde im
angegebenen Sitzungssaal zu versammeln.

(3) Der Präsident des alten Landtages eröffnet die Sitzung und führt bis zur Wahl des neuen Präsi-
denten den Vorsitz.

(4) Er hat zwei Landtagsabgeordnete zur vorläufigen Besorgung der Geschäfte der Schriftführer
zu berufen. Diese dürfen nicht derselben politischen Partei angehören.

§ 4
Angelobung der Landtagsabgeordneten

(1) Die Landtagsabgeordneten haben bei ihrem Eintritt in den Landtag über Aufforderung des Präsi-
denten des alten Landtages durch die Worte „Ich gelobe“ unverbrüchliche Treue der Republik Öster-
reich und dem Burgenland, stete und volle Beachtung der Gesetze und gewissenhafte Erfüllung ihrer
Pflichten zu geloben.

(2) Später eintretende Landtagsabgeordnete leisten über Aufforderung des Präsidenten des Land-
tages die Angelobung bei ihrem Eintritt.

§ 5
Wahl der Präsidenten des Landtages

(1) Der Landtag wählt aus seiner Mitte den Präsidenten, den Zweiten Präsidenten und den Dritten
Präsidenten. Die Präsidenten bleiben auch nach Ablauf der Gesetzgebungsperiode oder nach Auflö-
sung des Landtages im Amt, bis der neue Landtag die neuen Präsidenten gewählt hat.

(2) Der Präsident, der Zweite Präsident und der Dritte Präsident werden vom Landtag mit einfacher
Stimmenmehrheit auf Grund eines gemeinsamen Wahlvorschlages jener Parteien gewählt, denen nach
den Absätze 4 bis 7 ein Präsident zukommt; der Wahlvorschlag muß jeweils von mehr als der Hälfte
der Landtagsabgeordneten dieser Parteien unterfertigt sein.

(3) Wird ein gemeinsamer Wahlvorschlag nicht eingebracht oder erhält er nicht die erforderliche
Stimmenanzahl, so sind der Präsident, der Zweite Präsident und der Dritte Präsident nach den Bes-
timmungen der Absätze 4 bis 7 zu wählen.

(4) Der Präsident wird auf Grund eines Wahlvorschlages der an Mandaten stärksten, bei gleicher
Mandatsstärke von der nach dem Ergebnis der letzten Landtagswahl an Stimmen stärksten Partei
gewählt. Der Präsident ist gewählt, wenn der Wahlvorschlag mindestens zwei Drittel der Anzahl an
Stimmen, bezogen auf die Zahl der Landtagsabgeordneten jener Partei, die den Wahlvorschlag einge-
bracht hat, erhält. Erhält dieser Wahlvorschlag nicht die erforderliche Stimmenanzahl, dann wird der
Präsident in einem gesonderten Wahlgang ohne Bindung an diesen Wahlvorschlag mit einfacher Stim-
menmehrheit gewählt.

(5) Der Zweite Präsident wird auf Grund eines Wahlvorschlages der an Mandaten zweitstärksten,
bei gleicher Mandatsstärke von der nach dem Ergebnis der letzten Landtagswahl an Stimmen zweit-
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stärksten Partei gewählt. Der Zweite Präsident ist gewählt, wenn der Wahlvorschlag mindestens zwei
Drittel der Anzahl an Stimmen, bezogen auf die Zahl der Landtagsabgeordneten jener Partei, die den
Wahlvorschlag eingebracht hat, erhält. Erhält dieser Wahlvorschlag nicht die erforderliche Stimme-
nanzahl, dann wird der Zweite Präsident in einem gesonderten Wahlgang ohne Bindung an diesen
Wahlvorschlag mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt.

(6) Der Dritte Präsident wird in sinngemäßer Anwendung des § 8 Absatz 7 der Geschäftsordnung
des Burgenländischen Landtages, LGBl. Nr. 47/1981, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013,
gewählt.

(7) Erstattet eine Partei, der nach den Bestimmungen der vorhergehenden Absätze ein Präsident
zukommt, keinen oder nur einen ungültigen Wahlvorschlag, dann wird der betreffende Präsident auf
Vorschlag der übrigen anspruchsberechtigten Parteien in der Reihenfolge absteigender Mandatsstärke
(bei gleicher Mandatsstärke in der Reihenfolge absteigender Stimmenanzahl nach dem Ergebnis der
letzten Landtagswahl) mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt.

(8) Gehört ein nach den Bestimmungen der vorhergehenden Absätze gewählter Präsident nicht der-
jenigen Partei an, aufgrund deren Wahlvorschlag er gewählt wurde, so wird sein Amt dieser Partei
zugerechnet.

§ 6
Abberufung der Präsidenten des Landtages

(1) Der Landtag kann den Präsidenten, den Zweiten Präsidenten sowie den Dritten Präsidenten auf
Grund eines Mißtrauensantrages durch Beschluß abberufen.

(2) Ein Mißtrauensantrag gegen den Präsidenten wie auch gegen den Zweiten und Dritten Präsi-
denten kann gültig nur von mehr als der Hälfte der Landtagsabgeordneten jener Parteien gestellt wer-
den, über deren Wahlvorschlag sie gewählt wurden.

(3) Ein Beschluß, mit dem der Präsident abberufen wird, kann nur bei Anwesenheit von mindestens
der Hälfte der Mitglieder des Landtages und mit einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefaßt
werden. Ein Beschluß, mit dem der Zweite und Dritte Präsident abberufen wird, kann nur mit einer
Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der Anzahl der Stimmen, bezogen auf die Zahl der Land-
tagsabgeordneten jener Parteien, über deren Wahlvorschlag sie gewählt wurden, gefaßt werden.

(4) Wurde der Zweite oder der Dritte Präsident in einem gesonderten Wahlgang ohne Bindung an
einen Wahlvorschlag gewählt, kann ein Beschluß, mit dem ein so gewählter Präsident abberufen wird,
gültig nur bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Landtagsabgeordneten und mit einfacher
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefaßt werden.

§ 7
Vertretung der Präsidenten des Landtages

(1) Im Falle der Verhinderung wird der Präsident durch den Zweiten Präsidenten und bei dessen
Verhinderung durch den Dritten Präsidenten vertreten.

(2) Der Präsident kann sich bei der Führung des Vorsitzes im Landtag durch den Zweiten Präsi-
denten oder den Dritten Präsidenten vertreten lassen.

(3) Wenn die gewählten Präsidenten an der Ausübung ihres Amtes verhindert oder ihre Ämter
erledigt sind, führt der an Jahren älteste Landtagsabgeordnete den Vorsitz im Landtag, sofern er an
der Ausübung seiner Funktionen nicht gehindert ist und einer Partei angehört, die im Zeitpunkt der
Verhinderung der Gewählten oder der Erledigung der Ämter im Präsidium des Landtages vertreten
war; dieser Landtagsabgeordnete hat den Landtag sofort einzuberufen und nach Eröffnung der Sitzung
die Wahl von drei Vorsitzenden, welche die Funktionen der verhinderten Präsidenten übernehmen
oder im Falle der Erledigung der Ämter, die Wahl der Präsidenten vornehmen zu lassen.

(4) Wenn er dieser Pflicht binnen drei Tagen, vom Eintritt der Verhinderung der Präsidenten oder
der Erledigung der Ämter an gerechnet, nicht nachkommt, gehen die vorher genannten Rechte an den
nächsten jeweils ältesten Landtagsabgeordneten über, bei dem die im Absatz 3 angeführten Voraus-
setzungen zutreffen.
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(5) Die so gewählten Vorsitzenden bleiben im Amt, bis mindestens einer der an der Ausübung ihrer
Funktionen verhinderten Präsidenten sein Amt wieder ausüben kann.

§ 8
Wahl der Mitglieder der Landesregierung

(1) Die Landesregierung wird vom Landtag nach der Wahl der Präsidenten (§ 5) sowie der Schrift-
führer und Ordner (§ 15) für die Dauer der Gesetzgebungsperiode des Landtages gewählt. Die Mit-
glieder der Landesregierung bleiben jedoch auch nach Ablauf der Gesetzgebungsperiode oder nach
Auflösung des Landtages im Amt bis die neue Landesregierung gewählt ist.

(2) Die nach dem Ergebnis der letzten Landtagswahl an Stimmen stärkste Partei lädt die anderen
Parteien, die Mandate im Landtag erzielt haben, zu ersten Verhandlungen zur Bildung der neuen Lan-
desregierung ein.

(3) Der Landeshauptmann, der Landeshauptmann-Stellvertreter und die übrigen Mitglieder der
Landesregierung werden vom Landtag in einem Wahlgang gewählt. Die Wahl erfolgt auf Grund eines
Wahlvorschlages, der so viele Personen zu enthalten hat, wie die Landesregierung Mitglieder hat und
hievon eine Person als Kandidat für das Amt des Landeshauptmannes und eine Person als Kandidat
für das Amt des Landeshauptmann-Stellvertreters bezeichnen muss.

(4) Ein Wahlvorschlag ist im Wege der Landtagsdirektion mindestens 48 Stunden vor der Sitzung
schriftlich einzubringen und muss von mindestens einem Drittel der Landtagsabgeordneten unterfertigt
sein. Die zeitgleiche Unterstützung mehrerer Wahlvorschläge durch einen Landtagsabgeordneten ist
nicht zulässig.

(5) Liegen mehrere Wahlvorschläge vor, so ist über jeden Wahlvorschlag gesondert abzustimmen.
Der Wahlvorschlag, der von der größten Zahl an Landtagsabgeordneten unterfertigt ist, hat dabei als
erster zur Abstimmung zu gelangen.

(6) Für die Wahl der Landesregierung ist die Anwesenheit mindestens der Hälfte der Mitglieder
des Landtages und die einfache Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. Erlangt
keiner der im Rahmen einer Sitzung zur Abstimmung gelangten Wahlvorschläge die erforderliche
Mehrheit, sind vor jedem weiteren Wahlgang Verhandlungen zur Bildung der neuen Landesregierung
zu führen.

§ 9
Angelobung der Mitglieder der Landesregierung

(1) Der Landeshauptmann leistet bei Antritt seines Amtes vor dem Landtag das Gelöbnis: „Ich
gelobe, daß ich die Verfassung und alle Gesetze des Landes getreu beachten und meine Pflichten nach
bestem Wissen und Gewissen erfüllen werde.“

(2) Die übrigen Mitglieder der Landesregierung leisten dieses Gelöbnis vor dem Landtag in die
Hand des Landeshauptmannes.

(3) Die Bestellungsurkunden des Landeshauptmannes und der übrigen Mitglieder der Lan-
desregierung sind vom Präsidenten des Landtages mit dem Tag der Angelobung gemäß Absatz 1 und
2 auszufertigen und, soweit es sich um die übrigen Mitglieder der Landesregierung handelt, vom Lan-
deshauptmann gegenzuzeichnen.

§ 10
Landtagsklubs

(1) Mitglieder des Landtages derselben wahlwerbenden Partei haben zu Beginn einer Gesetzge-
bungsperiode, spätestens jedoch einen Monat vom Tag des ersten Zusammentrittes des Landtages an
gerechnet, das Recht, sich in einem - einzigen - Klub zusammenzuschließen. Wird von Landtagsab-
geordneten einer wahlwerbenden Partei dem Präsidenten mehr als ein Zusammenschluss mitgeteilt,
so ist die zahlenmäßig größere Gruppe von Landtagsabgeordneten als Klub anzuerkennen. Bei gleicher
Personenzahl ist jene Gruppe von Landtagsabgeordneten als Klub anzuerkennen, der der Listenerste
des jeweiligen Landeswahlvorschlages angehört.
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(2) Landtagsabgeordnete, die nicht derselben wahlwerbenden Partei angehören, können sich zu
Beginn einer Gesetzgebungsperiode, spätestens jedoch einen Monat vom Tag des ersten Zusammen-
trittes des Landtages an gerechnet, nur mit Zustimmung des Landtages in einem Klub zusammen-
schließen.

(3) Für den Zusammenschluss zu einem Klub und den Bestand eines Klubs ist die Zahl von min-
destens zwei Mitgliedern erforderlich.

(4) Die Konstituierung eines Klubs sowie jede Neubestellung der Obmänner und ihrer Stellvertreter
sowie der geschäftsführenden Obmänner sind dem Präsidenten des Landtages schriftlich mitzuteilen.

(5) Ist ein geschäftsführender Obmann bestellt worden, so übt dieser alle nach diesem Gesetz dem
Obmann des Klubs zukommenden Rechte und Pflichten aus.

(6) Den Klubs sind zur Erfüllung ihrer parlamentarischen Aufgaben das erforderliche Personal und
die notwendigen Sacheinrichtungen zur Verfügung zu stellen. Die personelle Grundausstattung eines
Klubs umfasst einen Klubdirektor und eine Sekretariatskraft. Zudem sind jedem Klub

1. bei einer Mitgliederzahl ab vier: ein Referent,
2. bei einer Mitgliederzahl ab sechs: ein Referent und ein Sachbearbeiter,
3. bei einer Mitgliederzahl ab zehn: zwei Referenten, zwei Sachbearbeiter sowie ein halbes Voll -

zeitäquivalent einer Sekretariatskraft,
4. bei einer Mitgliederzahl ab fünfzehn: drei Referenten, drei Sachbearbeiter sowie ein halbes Voll -

zeitäquivalent einer Sekretariatskraft,
zur Verfügung zu stellen.

(7) Unbeschadet Artikel 14 Absatz 2 L-VG sind Mitglieder der Landesregierung bei der Min-
destzahl nach Abs. 3, der Berechnung der Ausstattung mit Personal und Sacheinrichtungen nach Abs. 6
sowie im Hinblick auf die Höhe der Unterstützung nach dem Burgenländischen Landtagsklubsfi-
nanzierungsgesetz - Bgld. LKFinG, LGBl. Nr. 79/2012 in der jeweils geltenden Fassung, nicht zu
berücksichtigen.

§ 11
Präsidialkonferenz

(1) Die Präsidenten des Landtages und die Obmänner der Klubs sind Mitglieder der Präsidialkon-
ferenz. Die Obmänner der Klubs können sich von ihren Stellvertretern (§ 10 Absatz 1) vertreten lassen.

(2) Die Präsidialkonferenz ist ein beratendes Organ. Sie wird vom Präsidenten einberufen und
geleitet. Die Einberufung hat zu erfolgen, wenn dies ein Mitglied verlangt. Die Präsidialkonferenz er-
stattet insbesondere Vorschläge zur Erstellung und Durchführung der Arbeitspläne, zur Festlegung
der Tagesordnungen und der Sitzungszeiten des Landtages, zur Zuweisung von Vorlagen an die Auss-
chüsse sowie zur Koordinierung der Sitzungszeiten der Ausschüsse.

(3) Der Präsident erläßt nach Beratung in der Präsidialkonferenz die Hausordnung.
(4) Die drei Präsidenten bilden das Präsidium des Burgenländischen Landtages; dieses entscheidet

einvernehmlich.

II. GESCHÄFTSFÜHRUNG DER PRÄSIDENTEN DES
LANDTAGES UND LANDTAGSDIREKTION

§ 12
Geschäftsführung des Präsidenten des Landtages

(1) Der Präsident wacht darüber, daß die Würde und die Rechte des Landtages gewahrt, die dem
Landtag obliegenden Aufgaben erfüllt und die Verhandlungen ohne unnötigen Aufschub durchgeführt
werden.

(2) Der Präsident hat den Ort, die Tagesordnung und die Dauer jeder Sitzung des Landtages zu
bestimmen, führt den Vorsitz, leitet die Verhandlungen, eröffnet und schließt die Sitzungen.

(3) Er handhabt die Geschäftsordnung und achtet auf deren Einhaltung, erteilt das Wort, stellt die
Fragen zur Abstimmung und spricht das Ergebnis aus.
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(4) Der Präsident führt die erforderlichen Zuweisungen der im § 20 Abs. 1 aufgezählten Verhand-
lungsgegenstände in der auf ihr Einlangen folgenden Sitzung des Landtages an die Ausschüsse durch.

(5) Er hat das Recht der Entgegennahme und der Zuteilung aller an den Landtag gelangenden
Schriftstücke.

(6) Wahlen und Bestellungen auf die Tagesordnung zu stellen, ist der Präsident jederzeit berechtigt.
(7) Er handhabt die Hausordnung und hat für die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung im

Sitzungssaal und in den Räumen des Landtages zu sorgen. Er ist jederzeit, insbesondere im Falle einer
Störung, berechtigt, die Sitzung auf längstens 48 Stunden zu unterbrechen oder zu schließen; er kann
die Entfernung einzelner Ruhestörer und die Räumung der Galerie verfügen.

(8) Dem Präsidenten obliegt die Vertretung des Landtages und seiner Ausschüsse nach außen. Er
unterzeichnet schriftliche Ausfertigungen, die vom Landtag ausgehen.

(9) Zur Wahrnehmung seiner Aufgaben ist dem Präsidenten und dem Zweiten Präsidenten das er-
forderliche Personal zur Verfügung zu stellen.

§ 13
Gemeinsam auszuübende Rechte der Präsidenten des Landtages

(1) Der Präsident erstellt den Voranschlag betreffend den Landtag. Nach Beschlussfassung im Prä-
sidium übermittelt der Präsident den Voranschlag samt Anlagen der Landesregierung.

(2) Der Präsident hat im Rahmen des beschlossenen Landesvoranschlages die Ausgaben für den
Landtag zu bewilligen. Ausgaben, die im Einzelfall 50 000 Euro überschreiten, sind vom Präsidium
zu genehmigen.

(3) Das Präsidium kann Änderungen im Text eines Gesetzesbeschlusses zur Behebung von Form-
fehlern, stilistischen oder sinnstörenden Fehlern vornehmen.

§ 14
Landtagsdirektion

(1) Zur Besorgung der parlamentarischen Dienste und der Verwaltungsangelegenheiten im Bereich
des Landtages ist die Landtagsdirektion berufen, die dem Präsidenten des Landtages untersteht. Sie
ist die ständige Geschäftsstelle des Landtages, seiner Ausschüsse, der Präsidenten und der Präsidi-
alkonferenz.

(2) Der Präsident des Landtages bestellt im Einvernehmen mit der Landesregierung den Landtags-
direktor, den Landtagsdirektor-Stellvertreter und die übrigen Bediensteten der Landtagsdirektion und
weist das Personal den Landtagklubs zu. Bei der Bestellung der den Landtagsklubs zuzuweisenden
Bediensteten kommt den jeweiligen Klubobmännern ein Vorschlagsrecht zu und ist darüber hinaus
das Einvernehmen mit ihnen herzustellen.

(3) Die Leitung der Landtagsdirektion obliegt, unbeschadet des Weisungsrechtes des Präsidenten
des Landtages, dem Landtagsdirektor. Der Landtagsdirektor und sein Stellvertreter müssen recht-
skundige Verwaltungsbedienstete sein.

(4) Die Bediensteten des Landtages sind hinsichtlich ihrer Stellung, Pflichten und Rechte den Lan-
desbediensteten gleichgestellt.

(5) Soweit es zur Besorgung der Aufgaben der Landtagsdirektion und der Landtagsklubs erforder-
lich ist, kann der Präsident des Landtages im Einvernehmen mit der Landesregierung fallweise auch
andere Bedienstete des Amtes der Landesregierung verwenden und Einrichtungen des Amtes der Lan-
desregierung benützen.

§ 15
Schriftführer und Ordner

(1) Die Schriftführer haben den Präsidenten des Landtages bei der Geschäftsführung zu unter-
stützen.

(2) Sie besorgen insbesondere die notwendigen Verlesungen im Landtag und wirken bei der Er-
mittlung des Ergebnisses der Abstimmungen und Wahlen mit. Des weiteren haben sie die amtliche
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Verhandlungsschrift auf ihre Richtigkeit zu prüfen und mitzuunterfertigen.
(3) Die Ordner haben den Präsidenten des Landtages bei der Handhabung der Hausordnung, ins-

besondere bei der Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung im Sitzungssaal zu unterstützen.
(4) Die zwei Schriftführer und die zwei Ordner sind aus der Mitte des Landtages im Anschluß an

die Wahl der Präsidenten des Landtages nach den Grundsätzen der Verhältniswahl zu wählen.

III. RECHTE UND PFLICHTEN
DER LANDTAGSABGEORDNETEN

§ 16
Hinterlegung des Wahlscheines, Sitz und Stimme

(1) Jedem Landtagsabgeordneten ist nach seiner Wahl oder nach seiner Berufung als Ersatzmann
von der Landeswahlbehörde ein Wahlschein auszustellen. Dieser ist vor Eintritt in den Landtag in der
Landtagsdirektion zu hinterlegen.

(2) Jeder Landtagsabgeordnete, dessen Wahlschein in der Landtagsdirektion hinterlegt ist, hat für
die Dauer der jeweiligen Gesetzgebungsperiode so lange Sitz und Stimme im Landtag, als sein Mandat
nicht erloschen ist.

(3) Die Landtagsdirektion hat jedem Landtagsabgeordneten, für den der Wahlschein hinterlegt ist,
eine amtliche Legitimation mit seinem Lichtbild auszustellen.

§ 17
Teilnahmepflicht

(1) Jeder Landtagsabgeordnete ist verpflichtet, an den Sitzungen des Landtages und der Ausschüsse,
in die er gewählt ist, teilzunehmen. Er muß jede auf ihn gefallene Wahl annehmen. Aus triftigen Grün-
den kann ihn der Landtag davon entbinden.

(2) Ein Landtagsabgeordneter, der wegen Krankheit oder anderen triftigen Gründen verhindert ist,
an Sitzungen des Landtages oder seiner Ausschüsse teilzunehmen, hat dies dem Präsidenten des Land-
tages vor Beginn der Sitzung unter Angabe von Gründen mitzuteilen. Diese Mitteilung kann auch
durch den Klub erfolgen, dem der verhinderte Landtagsabgeordnete angehört.

(3) Teilt ein Landtagsabgeordneter dem Präsidenten des Landtages eine Verhinderung von mehr
als 30 Tagen mit und ist diese nicht durch Krankheit begründet, so hat der Präsident des Landtages
dies dem Landtag bekanntzugeben. Wird gegen die Triftigkeit des Grundes der Abwesenheit eine Ein-
wendung erhoben, so entscheidet der Landtag ohne Debatte, ob der Landtagsabgeordnete aufzufordern
ist, unverzüglich an den Sitzungen des Landtages wieder teilzunehmen. 

(4) Landtagsabgeordnete können einen Karenzurlaub gemäß Artikel 22 Absatz 5 L-VG gegen Ent-
fall der Bezüge in der Dauer von mindestens drei Monaten und höchstens einem Jahr in Anspruch
nehmen, wenn sie

1. Mutter oder Vater eines Kindes werden, und zwar ab der Geburt des Kindes, oder
2. schwer erkrankte nahe Angehörige mit Anspruch auf Pflegegeld zumindest der Stufe 3 nach

dem Bundespflegegeldgesetz, BGBl. Nr. 110/1993, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.  I
Nr. 40/2024, unter gänzlicher Beanspruchung ihrer Arbeitskraft in häuslicher Umgebung pflegen.

Nahe Angehörige im Sinne der Z 2 sind Ehegatten oder eingetragene Partner und Personen, die
mit dem Landtagsabgeordneten in gerader Linie verwandt sind, ferner Geschwister, Schwiegereltern,
Stief-, Wahl-, Schwieger- und Pflegekinder sowie die Person, mit der der Landtagsabgeordnete in
Lebensgemeinschaft lebt.

(5) Landtagsabgeordnete, die einen Karenzurlaub gemäß Absatz 4 in Anspruch nehmen wollen,
haben dies dem Präsidenten des Landtages unter Angabe des Zeitraumes des Karenzurlaubes zu
melden. Im Falle des Karenzurlaubes gemäß Absatz 4 Z 1 hat diese Meldung spätestens zwei Monate
vor dem gewollten Wirksamkeitsbeginn zu erfolgen. Der Präsident des Landtages hat die Lan-
deswahlbehörde über Meldungen gemäß Satz 1 unverzüglich zu informieren. Die Landeswahlbehörde
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hat sodann den Vertreter des in Karenzurlaub befindlichen Mitgliedes unter sinngemäßer Anwendung
der §§ 85 und 87 der LTWO 1995, für die angegebene Zeit des Karenzurlaubes zu berufen.

(6) Landtagsabgeordnete, die einen Karenzurlaub in Anspruch nehmen, haben den Wegfall der Vo-
raussetzungen der Karenzierung dem Präsidenten des Landtages unverzüglich zu melden. Im Falle
des Wegfalles des Grundes der Karenzierung endet der Karenzurlaub vorzeitig.

§ 18
Mandatsverlust

(1) Ein Landtagsabgeordneter wird seines Mandates verlustig:
a) wenn er die Angelobung nicht in der im Artikel 23 L-VG vorgeschriebenen Weise oder über-

haupt nicht leistet oder sie unter Bedingungen oder Vorbehalten leisten will;
b) wenn er durch 30 Tage den Eintritt in den Landtag verzögert hat oder durch 30 Tage ohne

einen vom Landtag anerkannten triftigen Grund den Sitzungen des Landtages ferngeblieben
ist und der nach Ablauf der 30 Tage an ihn öffentlich und im Landtag gerichteten Auf-
forderung des Präsidenten des Landtages, binnen weiterer 30 Tage zu erscheinen oder seine
Abwesenheit zu rechtfertigen, nicht Folge geleistet hat;

c) wenn seine Wahl durch den Verfassungsgerichtshof für ungültig erklärt wird;
d) wenn er nach erfolgter Wahl die Wählbarkeit verliert;
e) wegen Unvereinbarkeit.

(2) Wird einer der im Absatz 1 lit. a, b und d genannten Fälle dem Präsidenten des Landtages zur
Kenntnis gebracht, so hat er dies dem Landtag bekanntzugeben, der mit einfacher Mehrheit den im
Artikel 141 Absatz 1 lit. c B-VG vorgesehenen Antrag beschließt. In den Fällen des Absatz 1 lit. e
finden die Vorschriften des § 10 des Bundesgesetzes über die Transparenz und Unvereinbarkeiten für
oberste Organe und sonstige öffentliche Funktionäre (Unvereinbarkeits- und Transparenz-Gesetz
(Unv-Transparenz-G)), BGBl. Nr. 330/1983, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 141/2013, mit
der Maßgabe Anwendung, daß der Landtag mit einfacher Mehrheit den in dieser Bestimmung vorge-
sehenen Antrag beschließt.

(3) Wird ein Beschluß nach Absatz 2 vom Landtag gefaßt, so hat der Präsident des Landtages den
Antrag namens des Landtages beim Verfassungsgerichthof einzubringen.

(4) Nach Einlangen eines Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes beim Präsidenten des Land-
tages, mit dem der Verlust eines Mandates ausgesprochen wird, hat der Präsident des Landtages jene
Person, die durch das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes ihres Mandates für verlustig erklärt
worden ist, hievon zu verständigen. Der Verlust des Mandates tritt an jenem Tag ein, der der Zustellung
des Erkenntnisses an den Präsidenten des Landtages folgt. Der Präsident des Landtages hat in der
nächsten Sitzung des Landtages das Erkenntnis bekanntzugeben.

(5) Absatz 4 gilt sinngemäß auch für den Fall, daß der Verfassungsgerichthof einer Wahlanfechtung
stattgegeben hat, weil eine nicht wählbare Person für gewählt erklärt oder einer wählbaren Person die
Wählbarkeit zu Unrecht aberkannt worden ist.

(6) Im Falle des Artikels 141 Absatz 2 B-VG verlieren die betroffenen Landtagsabgeordneten ihr
Mandat erst mit dem Zeitpunkt der Hinterlegung der Wahlscheine der bei der Wiederholungswahl
gewählten Landtagsabgeordneten in der Landtagsdirektion.

(7) Verzichtet ein Landtagsabgeordneter auf die weitere Ausübung seines Mandates, so wird dieser
Verzicht mit dem Einlangen der Mitteilung der Landeswahlbehörde beim Präsidenten des Landtages
rechtswirksam, sofern in der Verzichtserklärung nicht ein späterer Zeitpunkt angeführt ist.
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IV. RECHTE UND PFLICHTEN DER MITGLIEDER DER
LANDESREGIERUNG

§ 19
Teilnahmerecht und -pflicht

(1) Die Mitglieder der Landesregierung sind berechtigt, an allen Beratungen des Landtages
teilzunehmen. Sie können zu wiederholten Malen und jederzeit, jedoch ohne Unterbrechung eines
Redners, zum jeweiligen Verhandlungsgegenstand das Wort ergreifen. Ein Stimmrecht kommt ihnen
nicht zu.

(2) Dem Verlangen von mindestens einem Drittel der Mitglieder des Landtages auf die Anwesenheit
von Mitgliedern der Landesregierung ist zu entsprechen. Dieses Verlangen ist schriftlich beim Präsi-
denten des Landtages einzubringen.

(3) Diese Bestimmungen gelten sinngemäß auch für die Beratungen in den Ausschüssen.

V. VERHANDLUNGSGEGENSTÄNDE DES LANDTAGES
UND VERFAHREN

§ 20
Verhandlungsgegenstände

(1) Gegenstände der Verhandlung im Landtag sind:
1. Volksbegehren
2. selbständige Anträge von Landtagsabgeordneten
3. selbständige Anträge von Ausschüssen
4. Vorlagen der Landesregierung
5. Notverordnungen der Landesregierung
6. Staatsverträge des Landes mit an Österreich angrenzenden Staaten oder deren Teilstaaten

sowie Vereinbarungen des Landes mit dem Bund oder mit anderen Ländern
7. Berichte über den Verkehr des Landtages nach außen
8. Berichte der Landesregierung; Regierungserklärung
9. Prüfungsverlangen an den Landes-Rechnungshof, Berichte des Landes-Rechnungshofs über

durchgeführte Prüfungen, Tätigkeitsberichte, Ersuchen um Beurteilung der finanziellen
Auswirkungen von Gesetzesvorhaben des Landes durch den Landes-Rechnungshof und die
dazu einlangenden Stellungnahmen des Landes-Rechnungshofs

10. Prüfungsaufträge an den Rechnungshof, Berichte des Rechnungshofes
11. Zustimmung und Ermächtigung zu Verfügungen über das Landesvermögen gemäß Art. 37a

L-VG
12. Berichte der Volksanwaltschaft
13. Einsprüche gegen Gesetzesbeschlüsse, Mitteilungen der Bundesregierung im Rahmen deren

Mitwirkung an der Landesgesetzgebung
14. Anfragen und Anfragebeantwortungen
15. Aussprache über Themen von allgemeinem aktuellen Interesse (Aktuelle Stunde)
16. Wahlen und sonstige dem Landtag obliegende Bestellungen
17. Berichte von Untersuchungsausschüssen
18. Ersuchen um die Ermächtigung zur Verfolgung von Personen wegen Beleidigung des Landtages
19. Ersuchen im Zusammenhang mit der behördlichen Verfolgung von Landtagsabgeordneten
20. Bittschriften und Eingaben an den Landtag
21. Einsetzung von Landesausschüssen
22. Berichte der Landesausschüsse
23. Entschließungen und Anträge betreffend die Abhaltung von Enqueten 
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24. Tätigkeitsberichte des Bundesrates
(2) Verhandlungsgegenstände, die vor Beendigung der Gesetzgebungsperiode nicht abschließend

behandelt werden, gelten als erledigt.
§ 21

Volksbegehren
(1) Bei Festlegung der Tagesordnung des Landtages haben Volksbegehren vor allen übrigen Gegen-

ständen Vorrang.
(2) Die Vorberatung eines Volksbegehrens hat innerhalb von drei Monaten nach Zuweisung durch

den Präsidenten des Landtages an den Ausschuß zu beginnen; nach weiteren sechs Monaten ist dem
Landtag jedenfalls ein Bericht zu erstatten.

§ 22
Selbständige Anträge von Landtagsabgeordneten

(1) Jeder Landtagsabgeordnete ist berechtigt, selbständige Anträge zu stellen.
(2) Jeder Antrag muß unter Einrechnung des Antragstellers von mindestens zwei Landtagsabge-

ordneten unterstützt sein, wobei er jedoch jedenfalls vom Antragsteller unterzeichnet sein muß. Die
Unterstützung erfolgt durch das Beisetzen der eigenhändigen Unterschrift oder auf die vom Präsidenten
des Landtages im Landtag gestellte Frage durch Erheben von den Sitzen.

(3) Selbständige Anträge einzelner Landtagsabgeordneter, welche sich nicht auf eine Vorlage der
Landesregierung beziehen, müssen in der Landtagsdirektion schriftlich eingebracht und der Vorber-
atung in einem Ausschuß unterzogen werden.

(4) Sie müssen mit der Formel versehen sein: „Der Landtag wolle beschließen“; ferner den Wortlaut
des zu fassenden Beschlusses und die Bezeichnung des Ausschusses, welchem er zur Vorberatung
zugewiesen werden soll, enthalten.

(5) Selbständige Anträge sind bei der Landtagsdirektion mindestens eine Stunde vor Beginn der
Sitzung einzubringen, widrigenfalls sie erst im Einlauf der nächsten Sitzung berücksichtigt werden.

(6) Der Präsident des Landtages hat selbständige Anträge dahingehend zu prüfen, ob eine
Beschlussfassung im Landtag rechtlich zulässig ist. Ist dies aus seiner Sicht nicht gegeben, so ist dieser
Antrag in der Präsidialkonferenz zu beraten und auf Beschluss des Präsidiums entweder in  einer
späteren  Sitzung des Landtages im Einlauf zu berücksichtigen oder zur geschäftsordnungsgemäßen
Behandlung nicht zuzulassen.

(7) Jeder gehörig unterstützte selbständige Antrag eines Landtagsabgeordneten oder eines Auss-
chusses wird vervielfältigt und an die Landtagsabgeordneten verteilt, wobei dies auch auf elektronis-
chem Weg erfolgen kann.

(8) Die Verlesung eines selbständigen Antrages findet nur auf Anordnung des Präsidenten oder
über einen ohne Debatte zu fassenden Beschluß des Landtages statt.

(9) Selbständige Anträge - ausgenommen Abänderungsanträge - können bis eine Stunde vor Beginn
der Sitzung im Plenum vom Antragsteller geändert oder zurückgezogen werden. Abänderungsanträge
können hingegen bis zum Beginn der Abstimmung im Ausschuss vom Antragsteller geändert oder
zurückgezogen werden. Die Zurückziehung eines selbständigen Antrages hat schriftlich zu erfolgen
und ist vom Präsidenten des Landtages dem Landtag mitzuteilen. Über die Mitteilung findet keine
Debatte statt.

(10) Hat der Ausschuß die Vorberatung eines selbständigen Antrages nicht binnen sechs Monaten
nach Zuweisung durch den Präsidenten des Landtages begonnen, so kann von jedem Antragsteller
verlangt werden, daß innerhalb von sechs Monaten ab Übergabe des Verlangens mit der Vorberatung
begonnen wird. Ein solches Verlangen ist dem Präsidenten des Landtages schriftlich zu übergeben,
der hievon dem Landtag Mitteilung macht und die Verständigung des Obmannes des Ausschusses
durch die Landtagsdirektion veranlaßt.

(11) Anträge, die eine über den Landesvoranschlag hinausgehende Belastung des Landes vorsehen
oder bewirken, sind vom Präsidenten des Landtages vor Behandlung im Landtag dem Finanzausschuß
mit dem Auftrag zuzuweisen, innerhalb von höchstens drei Monaten eine gutächtliche Äußerung
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abzugeben. Wenn innerhalb dieser Frist kein Gutachten erstattet wird, ist der Antrag der geschäftsor-
dnungsmäßigen Behandlung zu unterziehen.

§ 23
Selbständige Anträge von Ausschüssen

(1) Jeder Ausschuß kann selbständige Anträge auf Erlassung von Gesetzen oder Fassung von
Beschlüssen stellen, die mit den dem Ausschuß zur Vorberatung zugewiesenen Gegenständen in
Verbindung stehen. § 22 Absatz 11 ist anzuwenden.

(2) Der Landtag beschließt, ob über einen solchen Antrag unmittelbar in die zweite Lesung einzuge-
hen ist oder ob er einem anderen Ausschuß zur neuerlichen Vorberatung zugewiesen werden soll.

§ 24
Dringlichkeitsanträge

(1) Anträge, die ohne Ausschussberatungen im Landtag zur Verhandlung gelangen sollen, sind als
dringlich zu bezeichnen. Jeder Landtagsklub kann jährlich zwei dringliche Anträge stellen. Über diese
Anzahl hinausgehende Anträge sind von wenigstens einem Viertel der Landtagsabgeordneten zu un-
terfertigen. Kein Landtagsabgeordneter darf mehr als zwei dringliche Anträge unterstützen, die in der-
selben Sitzung eingebracht werden. Dringlichkeitsanträge sind mindestens eine Stunde vor Beginn
der Sitzung in der Landtagsdirektion einzubringen.

(2) Gesetzesanträge dürfen nicht im Dringlichkeitswege verhandelt werden.
(3) Dringlichkeitsanträge, die eine Entschließung, mit welcher der Landtag seinen Wünschen über

die Ausübung der Vollziehung Ausdruck geben will, beinhalten, sind nach Erledigung der Tagesord-
nung, spätestens jedoch um 15 Uhr, frühestens aber drei Stunden nach Eingang in die Tagesordnung,
von jenem Landtagsabgeordneten, der den Antrag als erster unterfertigt hat, mündlich zu begründen
und anschließend hat darüber eine Debatte stattzufinden.

(4) Bei Dringlichkeitsanträgen, die keine Entschließung zum Inhalt haben, erhält der als erster
Antragsteller unterfertige Landtagsabgeordnete nur zur Begründung der Dringlichkeit das Wort. Über
die Dringlichkeit ist ohne Debatte abzustimmen. Wird dem Antrag die Dringlichkeit durch Beschluss
zuerkannt, so ist nach Erledigung der Tagesordnung, spätestens jedoch nach fünf Stunden, frühestens
aber drei Stunden nach Eingang in die Tagesordnung in die Verhandlungen über den Gegenstand
selbst einzugehen. Wird diese abgelehnt, so ist der Antrag dem zuständigen Ausschuss zur geschäft-
sordnungsgemäßen Behandlung zuzuweisen.

(5) Langen mehrere Anträge gemäß Absatz 3 oder 4 vor einer Sitzung des Landtages ein, so ist für
die Reihenfolge deren Behandlung die Reihenfolge des Einlangens in der Landtagsdirektion maßge-
blich, wobei mit dem ersten Antrag spätestens nach fünf Stunden zu beginnen ist.

(6) Über den Zeitpunkt des Beginns der Behandlung eines oder mehrerer Dringlichkeitsanträge
gemäß Absatz 3 und 4 entscheidet der Präsident des Landtages.

§ 25
Vorlagen der Landesregierung

(1) Vorlagen der Landesregierung bedürfen keiner Unterstützung und können ohne Vorberatung
nicht abgelehnt werden.

(2) Der Landtag kann ausnahmsweise in besonders dringlichen Fällen beschließen, daß über eine
Vorlage der Landesregierung im Landtag schriftlich oder mündlich berichtet wird, ohne daß dieselbe
einem Ausschuß zur Vorberatung zugewiesen wird. Über diese Vorlage hat das nach der Geschäft-
sordnung der Landesregierung zuständige Mitglied der Landesregierung zu berichten.

(3) Die Landesregierung kann ihre Vorlagen bis zum Beginn der Abstimmung im Ausschuß ändern
oder zurückziehen; die Zurückziehung ist schriftlich einzubringen und vom Präsidenten des Landtages
dem Landtag mitzuteilen. Über die Mitteilung findet keine Debatte statt.

(4) Die Vorlage der Landesregierung über den Landesvoranschlag ist von dem nach der Geschäft-
sordnung der Landesregierung zuständigen Mitglied mündlich einzubegleiten. Daran kann sich eine
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Debatte frühestens in der folgenden Sitzung des Landtages anschließen.
(5) Die Landesregierung hat in der ersten Sitzung des Landtages nach ihrer Wahl eine

Regierungserklärung abzugeben, die insbesondere die Schwerpunkte der künftigen Regierungstätigkeit
zu enthalten hat.

§ 25a
Notverordnungen der Landesregierung

(1) Über die Vorlage einer von der Landesregierung erlassenen Notverordnung (Artikel 50 Absatz
2 und 3 L-VG) hat der Landtag binnen vier Wochen nach der Vorlage, bei einem länger als vier
Wochen andauernden Hindernis für das Zusammentreten des Landtages binnen vier Wochen nach
dem Wegfall dieses Hindernisses entweder anstelle der Verordnung ein entsprechendes Landesgesetz
zu beschließen oder durch Beschluß das Verlangen zu stellen, daß die Verordnung von der Lan-
desregierung außer Kraft gesetzt wird. Diesem Verlangen hat die Landesregierung sofort zu
entsprechen.

(2) Zum Zweck der rechtzeitigen Beschlußfassung des Landtages hat der Präsident des Landtages
diese Vorlage spätestens am vorletzten Tag der vierwöchigen Frist zur Abstimmung zu stellen.

§ 26
Staatsverträge und Vereinbarungen

(1) Staatsverträge mit an Österreich angrenzenden Staaten oder deren Teilstaaten sowie Verein-
barungen mit dem Bund oder mit anderen Ländern in Angelegenheiten des selbständigen Wirkungs-
bereiches, die auch die Landesgesetzgebung binden sollen, sind von der Landesregierung dem Landtag
als Vorlage der Landesregierung zuzuleiten.

(2) Bei Staatsverträgen und Vereinbarungen, die auch die Landesverfassungsgesetzgebung binden
sollen, sind im Genehmigungsbeschluß des Landtages der Staatsvertrag, die Vereinbarung oder im
Staatsvertrag oder in der Vereinbarung enthaltene Bestimmungen ausdrücklich als „verfassungsän-
dernd“ zu bezeichnen.

(3) Anläßlich der Genehmigung eines solchen Staatsvertrages oder einer solchen Vereinbarung
kann der Landtag beschließen, daß der Staatsvertrag oder die Vereinbarung durch Erlassung von Geset-
zen zu erfüllen ist. Der Beschluß verpflichtet die Landesregierung zur Vorlage eines Geset-
zesvorschlages an den Landtag.

§ 27
Prüfungsaufträge an den Rechnungshof,

Berichte des Rechnungshofes
(1) Der Landtag hat auf Beschluß oder auf Verlangen von mindestens einem Drittel seiner Mit-

glieder den Rechnungshof mit der Durchführung besonderer Akte der Gebarungsüberprüfung des Lan-
des zu beauftragen.

(2) Das im Absatz 1 angeführte Verlangen ist beim Präsidenten des Landtages schriftlich einzubrin-
gen. Der Präsident ist verpflichtet, dieses Verlangen den Landtagsklubs innerhalb von 24 Stunden in
vollem Wortlaut zuzustellen, wobei dies auch auf elektronischem Weg erfolgen kann, und das Ein-
langen dem Landtag spätestens in der nächsten Landtagssitzung bekannt zu geben.

(3) Der Präsident hat den Beschluss oder das Verlangen gemäß Absatz 1 unverzüglich dem Rech-
nungshof unter Berücksichtigung des Artikel 127 Absatz  7 B-VG mitzuteilen.

(4) Über die Berichte des Rechnungshofes hat der Ausschuß die Vorberatung binnen sechs Monaten
zu beginnen.

(5) Der Präsident und der Vizepräsident des Rechnungshofes sind berechtigt, an den Verhandlungen
des Landtages sowie seiner Ausschüsse und deren Unterausschüsse über die Berichte des Rechnung-
shofes teilzunehmen.
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§ 28
Überprüfung der Geschäftsführung der Landesregierung,

Auskunftsrecht und Akteneinsicht
(1) Der Landtag ist befugt, die Geschäftsführung der Landesregierung zu überprüfen und deren

Mitglieder über alle Gegenstände der Vollziehung zu befragen und alle einschlägigen Auskünfte zu
verlangen.

(2) Dem Fragerecht unterliegen insbesondere Regierungsakte, Angelegenheiten der behördlichen Ver-
waltung, der Verwaltung des Landes als Träger von Privatrechten sowie der gesellschaftsrechtlichen
Beteiligungen des Landes. Hiervon ausgenommen sind Bereiche, die der Wahrung berechtigter
Geheimhaltungsinteressen, insbesondere im Hinblick auf Datenschutz sowie auf Geschäfts- und Betrieb-
sgeheimnisse, unterliegen.

(3) Jeder Landtagsabgeordnete hat das Recht, von den Mitgliedern der Landesregierung Auskünfte
über Angelegenheiten einzuholen, die Gegenstand einer Verhandlung des Landtages sind. Hiebei ist
im Amt der Burgenländischen Landesregierung die erforderliche Akteneinsicht zu gewähren. Von der
Akteneinsicht ausgenommen sind Akten oder Aktenbestandteile, die der Wahrung berechtigter
Geheimhaltungsinteressen, insbesondere im Hinblick auf Datenschutz sowie auf Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnisse, unterliegen.

(4) Wird dem Begehren des Landtagsabgeordneten nicht entsprochen, so hat auf dessen Verlangen
das Mitglied der Landesregierung dies im Landtag zu begründen.

§ 28a
Wahrung des Datenschutzes und Verarbeitung personenbezogener Daten 

im Bereich des Landtages
(1) Im Rahmen der Tätigkeit des Landtages ist bei der Weitergabe von Informationen, selbst wenn

sie im Zuge von Beratungen in nicht öffentlichen Sitzungen bekannt werden, das Grundrecht auf
Datenschutz gemäß § 1 des Datenschutzgesetzes - DSG, BGBl. I Nr. 165/1999, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 70/2024, im Einklang mit dem Grundsatz der Öffentlichkeit parlamen-
tarischer Tätigkeit zu wahren.

(2) Hat das zuständige Organ bzw. ein Mitglied des Landtages gegen die Weitergabe von Infor-
mationen Bedenken, so darf es die Informationen nur in einer den Erfordernissen des Absatz 1
entsprechenden Weise weitergeben.

(3) Der Landtag einschließlich seiner Mitglieder, seine Organe sowie die Funktionäre von Unter-
suchungsausschüssen im Sinne des Artikel 46 Absatz 1 und 1a L-VG, § 53 sowie der Anlage 1, sind
berechtigt, personenbezogene Daten für Zwecke der Gesetzgebung, der Mitwirkung an der Vol-
lziehung des Bundes einschließlich deren Kontrolle sowie der Mitwirkung an Vorhaben im Rahmen
der Europäischen Union zu verarbeiten.

(4) Die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten im Sinne des Art. 9 Abs. 1
der Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverrdnung), ABl. Nr. L 119 vom 04.05.2016 S. 1 (im Folgenden: DSGVO), ist für Zwecke der
Gesetzgebung, der Mitwirkung an der Vollziehung des Bundes einschließlich deren Kontrolle sowie
der Mitwirkung an Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union zulässig, soweit dies zur Aufgaben-
erfüllung erforderlich ist und somit und solange ein erhebliches öffentliches Interesse an der Verar-
beitung besteht und wirksame Maßnahmen zum Schutz der Rechte und Freiheiten der betroffenen
Personen bestehen.

(5) Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten über gerichtlich oder verwaltungsbehördlich
strafbare Handlungen oder Unterlassungen, insbesondere auch über den Verdacht der Begehung von
Straftaten, sowie über strafrechtliche Verurteilungen oder vorbeugende Maßnahmen ist für Zwecke
der Gesetzgebung, der Mitwirkung an der Kontrolle der Vollziehung des Landes einschließlich deren
Kontrolle sowie der Mitwirkung an Vorhaben im Rahmen der Europäischen Integration zulässig,
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soweit und solange dies zur Aufgabenerfüllung erforderlich ist.
(6) Verantwortlicher gemäß Art. 4 Z 7 DSGVO für Datenverarbeitungen zur Erfüllung der geset-

zlichen Aufgaben des Landtages, seiner Organe und dessen Mitglieder sowie der Funktionäre des
Verfahrensrichters und -anwalts gemäß Anlage 1 einschließlich der jeweiligen Vorbereitung ist der
Landtag. Der Landtag handelt durch die im Gesetz über die Geschäftsordnung des Burgenländischen
Landtages vorgesehenen Organe und Mitglieder.

(7) Der Landtag wird nach außen durch den Präsidenten des Landtages vertreten. Er entscheidet
für den Landtag über datenschutzrechtliche Anträge von betroffenen Personen und vertritt den Landtag
in behördlichen oder gerichtlichen Verfahren in datenschutzrechtlichen Angelegenheiten des Land-
tages.

§ 28b
Rechte betroffener Personen

(1) Für Verhandlungsgegenstände, die im Landtag entstehen, und deren Vorbereitung gelten die
Rechte der betroffenen Personen gemäß den Art. 13 bis 19 und 21 DSGVO und § 1 Abs. 3 DSG, im
Hinblick auf Art. 23 Abs. 1 lit. e und h DSGVO nach Maßgabe der Abs. 2 bis 8. Dasselbe gilt für son-
stige Anträge und die dazu gefassten Beschlüsse, Verlangen, Berichte der Ausschüsse, Minderheits-
berichte, abweichende persönliche Stellungnahmen, Stenographische Protokolle und auszugsweise
Darstellungen, Konsultationsvereinbarungen sowie sonstige parlamentarische Dokumente, die im
Landtag entstehen, und deren jeweilige Vorbereitung.

(2) Die nach Art. 13 und 14 DSGVO vorgeschriebenen Informationen sind in Form einer Erklärung
auf elektronischem Weg zur Verfügung zu stellen (Datenschutzerklärung). Die Informationspflichten
gemäß Art. 13 Abs. 1 lit. e sowie Art. 14 Abs. 1 lit. d und e und Abs. 2 lit. f DSGVO finden keine An-
wendung.

(3) Das Auskunftsrecht gemäß Art. 15 DSGVO und § 1 Abs. 3 DSG findet in Bezug auf Datenver-
arbeitungen durch den Landtag einschließlich seiner Mitglieder sowie der Funktionäre von Unter-
suchungsausschüssen im Sinne des Artikel 46 Absatz 1 und 1a L-VG, § 53 sowie der Anlage 1 keine
Anwendung

1. bei nicht-öffentlichen Informationen oder Gegenständen und Inhalten nichtöffentlicher, ver-
traulicher oder geheimer Beratungen, Verhandlungen, Sitzungen und Beschlüsse,

2. hinsichtlich der Rechte gemäß Art. 15 Abs. 1 lit. c und g sowie Abs. 3 DSGVO,
3. in Bezug auf einzelne oder mehrere Mitglieder des Landtages in Ausübung ihres Mandates.
(4) Das Recht auf Berichtigung gemäß Art. 16 DSGVO und § 1 Abs. 3 DSG ist auf Schreibfehler

und andere offensichtliche Unrichtigkeiten beschränkt. Zu darüberhinausgehenden unrichtigen oder
unvollständigen personenbezogenen Daten kann die betroffene Person eine (ergänzende) Erklärung
abgeben, die ohne Kosten für die betroffene Person gemeinsam mit den als unrichtig oder unvoll-
ständig gerügten personenbezogenen Daten zu veröffentlichen ist. In Bezug auf wörtliche Protokolle
über die Befragung von Auskunftspersonen und Sachverständigen in einem Untersuchungsausschuss
besteht das Recht auf Berichtigung für Auskunftspersonen bzw. Sachverständige nur im Rahmen und
Umfang der Anlage 1.

(5) Das Recht auf Löschung gemäß Art. 17 DSGVO und § 1 Abs. 3 DSG umfasst bei den in Abs. 1
genannten parlamentarischen Dokumenten nur das Recht auf Entfernung veröffentlichter personen-
bezogener Daten von der Website des Landtages.

(6) Das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung gemäß Art.  18 DSGVO und die Mit-
teilungspflicht gemäß Art. 19 DSGVO kommen nicht zur Anwendung.

(7) Das Widerspruchsrecht gemäß Art. 21 DSGVO ist auf die Veröffentlichung der in Abs. 1 genan-
nten parlamentarischen Dokumente beschränkt. Anstelle eines Nachweises überwiegender schutzwürdi-
ger Gründe für die Verarbeitung durch den Verantwortlichen genügt die Glaubhaftmachung solcher
Gründe.

(8) Sämtliche in Abs. 2 bis 7 genannten Beschränkungen gelangen nur insoweit zur Anwendung,
als die Beschränkung jeweils zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben des Landtages und seiner Mit-
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glieder, seiner Organe sowie der Funktionäre von Untersuchungsausschüssen im Sinne des Artikel 46
Absatz 1 und 1a L-VG, § 53 sowie der Anlage 1 geeignet und erforderlich ist.

§ 28c
Datenschutz bei zugeleiteten Verhandlungsgegenständen

(1) In Bezug auf dem Landtag zugeleitete Verhandlungsgegenstände sind die Rechte der betroffe-
nen Personen gemäß den Art. 15 bis 21 DSGVO und § 1 DSG beim jeweiligen Urheber geltend zu
machen. Urheber im Sinne dieses Gesetzes ist das Organ, unter dessen Aufsicht und Verantwortung
Informationen erstellt oder dem Landtag zugeleitet wurden. Der Urheber hat den Landtag unverzüglich
schriftlich über allenfalls getroffene Veranlassungen zu informieren und gegebenenfalls eine daten-
schutzrechtlich angepasste Version zu übermitteln. Diese ist der weiteren Behandlung im Landtag zu-
grunde zu legen, sofern dem nicht überwiegende Gründe entgegenstehen.

(2) Abs. 1 erster und dritter Satz gelten sinngemäß in Bezug auf Akten und Unterlagen, die einem
Untersuchungsausschuss des Landtages gemäß Artikel 46 L-VG vorgelegt wurden, sowie für sonstige
zugeleitete parlamentarische Dokumente und Stellungnahmen.

§ 28d
Datenschutzbelehrung

Alle Landtagsabgeordneten sind nachweislich über die einschlägigen datenschutzrechtlichen Rechte
und Pflichten sowie über die Folgen einer Verletzung von Datenschutzvorschriften zu belehren.

§ 29
Schriftliche Anfragen

(1) Jeder Landtagsabgeordnete hat das Recht, an die Landesregierung oder eines ihrer Mitglieder
schriftliche Anfragen über Angelegenheiten zu richten, die in den Vollziehungsbereich von Landes-
organen fallen oder von allgemeiner landespolitischer Bedeutung sind. An ein einzelnes Mitglied der
Landesregierung darf eine Anfrage nur über eine Angelegenheit gerichtet werden, die nach der
Geschäftsordnung der Landesregierung in dessen sachlichen Wirkungsbereich fällt.

(2) Die Anfrage muß begründet und mit der eigenhändigen Unterschrift des Fragestellers versehen
sein. Sie ist beim Präsidenten des Landtages schriftlich einzubringen. Der Präsident des Landtages
hat die Anfrage ohne unnötigen Aufschub zu prüfen, ob sie den formellen Erfordernissen entspricht
und ob die Landesregierung oder das befragte Mitglied nicht offenbar unzuständig ist. Stellt er dabei
einen Mangel fest, so hat er die Anfrage, allenfalls nach Anhörung der Landesregierung oder des be-
fragten Regierungsmitgliedes, zurückzustellen.

(3) Eine den formellen Erfordernissen entsprechende Anfrage an die Landesregierung hat der Präsi-
dent des Landtages unverzüglich an deren Vorsitzenden, sonstige Anfragen an das befragte Mitglied
der Landesregierung weiterzuleiten, wobei dies auch auf elektronischem Weg erfolgen kann.
Fragesteller können ihre Anfrage schriftlich bis zum Einlangen der Beantwortung beim Präsidenten
des Landtages zurückziehen. Der Präsident des Landtages veranlaßt die unverzügliche Verständigung
des Befragten und teilt die Zurückziehung in der nächstfolgenden Sitzung dem Landtag mit.

(4) Der Befragte hat innerhalb von sechs Wochen von dem der Zustellung nachfolgenden Tag an
gerechnet mündlich oder schriftlich zu antworten. Ist dem Befragten eine Erteilung der gewünschten
Auskunft nicht möglich, so hat er dies in der Beantwortung zu begründen. Auf Debatten über eine
mündliche Beantwortung finden die Bestimmungen des § 64 Anwendung.

(5) Die Anfrage und ihre Beantwortung sind in der amtlichen Verhandlungsschrift und im Sitzungs-
bericht (Wortprotokoll) aufzunehmen. Unbeschadet der Landtagsanhängigkeit kann innerhalb von
zwei Wochen ab Einlangen der Beantwortung Akteneinsicht nach § 28 beantragt werden.

(6) Der Landtag kann ohne Debatte beschließen oder jeder Landtagsklub kann höchstens zwei Mal
jährlich verlangen, dass über die schriftliche Beantwortung einer Anfrage in der Sitzung, in welcher
der Präsident des Landtages das Einlangen der Anfragebeantwortung bekannt gegeben hat, nach
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Erledigung der Tagesordnung, spätestens nach fünf Stunden, frühestens aber drei Stunden nach Ein-
gang in die Tagesordnung, eine Debatte stattfindet. Ein derartiges Verlangen ist spätestens eine Stunde
vor Sitzungsbeginn schriftlich beim Präsidenten des Landtages einzubringen.

(6a) Darüber hinaus kann ein Verlangen im Sinne des Abs. 6 von einem Drittel der Landtagsabge-
ordneten eingebracht werden.

(7) Werden in derselben Sitzung ein oder mehrere Dringlichkeitsanträge oder dringliche Anfragen
behandelt, so ist diese Debatte erst danach durchzuführen.

(8) Bei der Debatte über eine Anfragebeantwortung darf kein Redner länger als 20 Minuten
sprechen.

(9) Bei einer solchen Debatte kann nur ein allfällig begründeter Antrag gestellt werden, daß der
Landtag die Beantwortung als begründet oder als nicht ausreichend begründet erachte. Dieser Antrag
ist schriftlich einzubringen und muss von mindestens vier Landtagsabgeordneten unterstützt sein.

§ 30
Dringliche Anfrage

(1) Der Landtag kann ohne Debatte beschließen oder jeder Landtagsklub kann höchstens zwei Mal
jährlich verlangen, dass eine in derselben Sitzung vor Eingang in die Tagesordnung eingebrachte
schriftliche Anfrage an ein Mitglied der Landesregierung vom Fragesteller nach Erledigung der Tage-
sordnung, spätestens nach fünf Stunden, frühestens aber drei Stunden nach Eingang in die Tagesord-
nung, mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde.

(2) Darüber hinaus kann ein Verlangen im Sinne des Absatz 1 von mindestens sechs Landtagsab-
geordneten eingebracht werden, wobei einem solchen Antrag stattzugeben ist, wenn er von mindestens
einem Viertel der Landtagsabgeordneten unterstützt wird.

(3) Das befragte Mitglied der Landesregierung ist verpflichtet, nach der Begründung der Anfrage
und vor Eingang in die Debatte eine Stellungnahme zum Gegenstand abzugeben.

(4) Bei der Debatte über dringliche Anfrage darf kein Redner länger als 20 Minuten sprechen.
(5) Bei der Debatte über eine dringliche Anfrage dürfen nur Entschließungsanträge gestellt werden,

die in einem direkten inhaltlichen Zusammenhang mit der Anfrage stehen. Das Vorliegen des direkten
inhaltlichen Zusammenhangs ist vom Präsidenten festzustellen. Die Entschließungsanträge sind un-
verzüglich dem zuständigen Ausschuss zur Behandlung zuzuweisen.

(6) Langen mehrere Anfragen gemäß Absatz 1 vor einer Sitzung des Landtages ein, so ist für die
Reihenfolge deren Behandlung die Reihenfolge des Einlangens in der Landtagsdirektion maßgeblich,
wobei mit der ersten Anfrage - abgesehen von der Regelung im letzten Satz - spätestens um 15 Uhr
zu beginnen ist. Über den genauen Zeitpunkt des Beginns der Behandlung der dringlichen Anfrage
entscheidet der Präsident des Landtages. Sollten in derselben Sitzung des Landtages sowohl
Dringlichkeitsanträge gemäß § 24 als auch dringliche Anfragen eingelangt sein, sind zuerst die
Dringlichkeitsanträge zu behandeln und erst danach die dringlichen Anfragen.

§ 31
Kurze mündliche Anfragen

(1) Jeder Landtagsabgeordnete kann in den Sitzungen des Landtages kurze mündliche Anfragen
an die Mitglieder der Landesregierung richten.

(2) Das befragte Mitglied der Landesregierung ist verpflichtet, die Anfragen mündlich in derselben
Sitzung, in der sie gestellt werden, zu beantworten. Ist dem Befragten die Erteilung der gewünschten
Auskunft nicht möglich, so hat er dies in der Beantwortung zu begründen.

(3) Am Beginn der Tagesordnung (§ 56 Absatz 5) jeder Sitzung des Landtages steht eine Frages-
tunde; Ausnahmen bestimmt der Präsident des Landtages nach Beratung in der Präsidialkonferenz.
Die Fragestunde darf 60 Minuten nicht überschreiten; eine zur Beantwortung aufgerufene Anfrage ist
jedoch abschließend zu behandeln.

(4) Zulässig sind kurze Fragen im Sinne des § 28. Jede Anfrage darf nur eine konkrete Frage en-
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thalten und nicht in mehrere Unterfragen geteilt sein. Die Fragestellung darf höchsten zwei Minuten
dauern.

(5) Der Präsident des Landtages hat die Anfrage dahingehend zu prüfen, ob das befragte Mitglied
der Landesregierung zu ihrer Beantwortung nicht offenbar unzuständig ist und ob sie den formellen
Erfordernissen des Absatz 4 entspricht. Stellt der Präsident fest, dass die Anfrage den im ersten Satz
genannten Bedingungen nicht entspricht, so hat er die Anfrage zurückzuweisen.

(6) In jeder Fragestunde kann lediglich ein Mitglied der Landesregierung befragt werden. Der Präsi-
dent des Landtages legt nach Beratung in der Präsidialkonferenz die Reihenfolge der Befragung der
Mitglieder der Landesregierung in den Fragestunden wie auch die Reihung der Fragesteller fest. Bei
der Reihung der Fragesteller ist auf die Abwechslung der Fragesteller verschiedener Klubs Bedacht
zu nehmen.

(7) Die Beantwortung hat so kurz und konkret zu erfolgen, wie es die Anfrage zulässt und darf
höchstens fünf Minuten dauern.

(8) Nach Beantwortung der Anfrage ist der Fragesteller berechtigt, bis zu zwei Zusatzfragen zu
stellen. Diese Zusatzfragen können nur unmittelbar nach der Beantwortung der Anfrage gestellt wer-
den. Danach können auch andere Landtagsabgeordnete, jedoch höchstens einer je Landtagsklub, je
eine weitere Zusatzfrage stellen. Jede Zusatzfrage muss in unmittelbarem Zusammenhang mit der
Hauptfrage stehen und die Fragestellung darf höchstens eine Minute dauern. Die Beantwortung einer
Zusatzfrage darf höchstens zwei Minuten dauern.

(9) Melden sich mehrere Landtagsabgeordnete gleichzeitig zu einer weiteren Zusatzfrage zu Wort,
so bestimmt der Präsident des Landtages die Reihenfolge, in der die weiteren Zusatzfragen zu stellen
sind.

§ 31a
Aussprache über Themen von allgemeinem aktuellem Interesse

(1) Der Landtag kann über Themen von allgemeinem aktuellem Interesse aus dem Bereich der Vol-
lziehung des Landes eine Aussprache in Form einer Aktuellen Stunde durchführen; dabei können
weder Anträge gestellt noch Beschlüsse gefaßt werden.

(2) Eine Aktuelle Stunde findet in den Sitzungen des Landtages statt, wenn dies von zumindest
einem Klub verlangt wird. Ein solches Verlangen muß jedenfalls vom Obmann des jeweiligen Klubs
(seinem Stellvertreter) und einem weiteren Mitglied des Klubs unterstützt sein. Während einer Tagung
des Landtages kann jeder Klub höchstens einmal ein derartiges Verlangen stellen, wobei einvernehm-
liche Anträge aller im Landtag vertretenen Klubs nicht eingerechnet werden.

(3) Ein Antrag auf Durchführung einer Aktuellen Stunde darf nur für die nächste Sitzung gestellt
werden und muß spätestens am dritten Tag vor der Sitzung des Landtages, in der die Aktuelle Stunde
stattfinden soll, schriftlich dem Präsidenten im Wege der Landtagsdirektion überreicht werden. In
diese Frist werden Samstage, Sonntage und anerkannte Feiertage nicht eingerechnet. Im Antrag ist
das Thema, das behandelt werden soll, anzugeben. Ein Antrag, der nicht zeitgerecht gestellt wird,
Anträge, in denen mehrere Themen oder kein Thema angegeben werden, sowie Anträge, die über die
in Absatz 2 festgelegte Anzahl hinausgehen, sind den antragstellenden Klubs zurückzustellen und gel-
ten als nicht eingebracht. Der Präsident hat von jedem gültig eingebrachten Antrag unverzüglich die
einzelnen Abgeordneten und die Mitglieder der Landesregierung abschriftlich in Kenntnis zu setzen.
Der antragstellende Klub kann seinen Antrag bis zu Beginn der Aktuellen Stunde zurückziehen.

(4) Von den gültig eingebrachten Anträgen hat der Präsident einen auf die Tagesordnung der näch-
sten Sitzung zu setzen, wobei nach Maßgabe des Absatz 2 auf einen Wechsel zwischen den antrag-
stellenden Klubs Bedacht zu nehmen ist. Zieht ein Klub seinen Antrag zurück, ist er erst beim nächsten
Wechsel zu berücksichtigen. Einvernehmliche Anträge aller im Landtag vertretenen Klubs ändern die
Reihenfolge nicht.

(5) In der Aktuellen Stunde kann nur ein Antrag behandelt werden. Die Aktuelle Stunde ist nach
der Fragestunde durchzuführen. 

(6) Zu Beginn der Aktuellen Stunde ist einem Sprecher der antragstellenden Klubs Gelegenheit zu
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geben, als erster Redner die Meinung der Antragsteller zum Thema darzulegen; sodann ist je einem
Sprecher jener Klubs, denen der erste Redner nicht angehört, Gelegenheit zur Meinungsäußerung zu
geben. Für die Reihenfolge der Reden und die Worterteilung an die Mitglieder der Landesregierung
gilt ansonsten § 64 sinngemäß.

(7) Die Dauer der Aussprache in der Aktuellen Stunde soll in der Regel 90 Minuten nicht über-
schreiten. Sofern die Redezeit der Mitglieder der Landesregierung insgesamt 15 Minuten überschreitet,
verlängert sich die Redezeit der Abgeordneten im Ausmaß der Überschreitung. Der Präsident hat die
Aktuelle Stunde nach 120 Minuten jedenfalls für beendet zu erklären.

(8) Die Redezeit der ersten Wortmeldung der im Absatz 6 erster Satz genannten Sprecher ist auf
15 Minuten beschränkt. Die Redezeit jedes Regierungsmitgliedes ist pro Wortmeldung auf fünf
Minuten beschränkt, wobei die Redezeit aller Mitglieder der Landesregierung zusammengerechnet
35 Minuten nicht übersteigen darf. Die Redezeit der übrigen Redner ist auf fünf Minuten beschränkt.
Jeder Redner darf sich - es sei denn, es handelt sich um Mitglieder der Landesregierung - nur einmal
zu Wort melden. Die Bestimmungen über die tatsächliche Berichtigung finden keine Anwendung.

§ 32
Anfragen an den Präsidenten des Landtages

und die Obmänner der Ausschüsse
(1) Jeder Landtagsabgeordneter hat das Recht, an den Präsidenten und an die Obmänner der Auss-

chüsse schriftliche Anfragen zu richten. Diese Anfragen sind nach Einlangen binnen sechs Wochen
zu beantworten.

(2) Der Befragte muss schriftlich antworten. Ist dem Befragten eine Erteilung der gewünschten
Auskunft nicht möglich, so hat er dies in der Beantwortung zu begründen.

§ 33
Anfechtung von Landesgesetzen

(1) Mindestens ein Drittel der Landtagsabgeordneten kann beantragen, daß ein Landesgesetz zur
Gänze oder daß bestimmte Stellen eines Landesgesetzes vom Verfassungsgerichtshof als verfas-
sungswidrig aufgehoben werden. Der Antrag hat die gegen die Verfassungsmäßigkeit des Landesge-
setzes sprechenden Bedenken im einzelnen darzulegen.

(2) Die Landtagsabgeordneten, die einen Antrag im Sinne des Absatzes 1 gestellt haben, haben
außerdem einen Bevollmächtigten oder mehrere Bevollmächtigte für ihre Vertretung im Verfahren
vor dem Verfassungsgerichtshof zu bezeichnen. Wird ein solcher nicht ausdrücklich namhaft gemacht,
so gilt der erstunterzeichnete Antragsteller als Bevollmächtigter.

(3) Die Landtagsabgeordneten, die einen Antrag im Sinne des Absatzes 1 gestellt haben, haben
den Präsidenten des Landtages unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen. Der Präsident des Landtages
hat die Anfechtung allen Landtagsabgeordneten mitzuteilen.

§ 34
Petitionen

(1) Petitionen an den Landtag sind vom Präsidenten des Landtages an den Petitionsausschuß zu
verweisen.

(2) Petitionen sind in der Landtagsdirektion mit kurzer Angabe ihres Inhaltes in ein Verzeichnis
einzutragen.

(3) Der Petitionsausschuß kann Petitionen zunächst der Landesregierung zur Äußerung innerhalb
einer angemessenen, drei Monate nicht überschreitenden Frist übermitteln.

(4) Wenn es der Petitionsausschuß zur Klärung der Berechtigung einer Petition für zweckmäßig
hält, kann er den Einschreiter um schriftliche Erläuterung der Eingabe ersuchen oder ihn einladen,
diese Eingabe vor dem Ausschuß mündlich zu erörtern. Kommt der Einschreiter einer entsprechenden
Einladung nicht nach, so ist der Ausschuß nicht verpflichtet, die Eingabe weiter zu behandeln; auf
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diese Rechtsfolge ist in der Einladung ausdrücklich hinzuweisen. Anonyme Eingaben, Eingaben die
ein klares Begehren nicht erkennen lassen sowie Eingaben, die Angelegenheiten betreffen, die nicht
in Gesetzgebung oder Vollziehung Landessache sind, sind nicht zu behandeln.

(5) Der Petitionsausschuß hat - auf Grund seiner Beratungen und allfälliger Erörterungen mit dem
Einschreiter gemäß Abs. 4 - die Petitionen schriftlich zu beantworten oder hierüber dem Landtag zu
berichten. Der Präsident des Landtages hat alle Abgeordneten über die Behandlung der eingelangten
Petitionen in geeigneter Weise zu informieren.

§ 35
Entschließungen und Abhaltung von Enqueten

(1) Der Landtag ist befugt, seinen Wünschen über die Ausübung der Vollziehung in Entschließun-
gen Ausdruck zu geben.

(2) Der Landtag hat auf Beschluß oder auf Verlangen von mindestens einem Drittel der Land-
tagsabgeordneten eine parlamentarische Enquete über Angelegenheiten seines Wirkungsbereiches
abzuhalten. Hiebei sind, soweit dies einer umfassenden Information dient, schriftliche Äußerungen
einzuholen, sowie Sachverständige und andere Auskunftspersonen beizuziehen.

(3) Der Antrag auf Abhaltung einer Enquete ist beim Präsidenten des Landtages schriftlich
einzubringen und hat jedenfalls Gegenstand, Teilnehmer und einen Vorschlag über den Tag der En-
quete zu enthalten.

Der Präsident des Landtages hat die Enquete so einzuberufen, daß sie innerhalb von vier Wochen
ab dem vorgeschlagenen Tag abgehalten werden kann.

(4) Die näheren Regelungen über den Ablauf einer Enquete - insbesondere hinsichtlich des Teil-
nehmerkreises - trifft der Hauptausschuß.

(5) Den Vorsitz in der Enquete führt der Präsident des Landtages. Für die Vorsitzführung bei einer
Enquete gelten die Bestimmungen des § 12 Absatz 7.

(6) Die Enqueten sind für Medienvertreter zugänglich, sofern der Hauptausschuß (Absatz 4) nicht
anderes beschließt. Personen, die berechtigt sind, den Sitzungen der Ausschüsse des Landtages beizu-
wohnen, dürfen jedenfalls als Zuhörer anwesend sein. Über die Zutrittsmöglichkeit der Medienvertreter
entscheidet der Präsident des Landtages nach Maßgabe der räumlichen Möglichkeiten.

(7) Über die Verhandlungen in einer Enquete werden, sofern die dem Teilnehmerkreis der Enquete
angehörenden Abgeordneten für Teile derselben nicht anderes beschließen, Wortprotokolle verfaßt
und vervielfältigt herausgegeben.

§ 36
Vervielfältigung und Verteilung von Verhandlungsunterlagen

Folgende Schriftsätze sind zu vervielfältigen und an die Landtagsabgeordneten zu verteilen, wobei
dies auch auf elektronischem Weg erfolgen kann:

Volksbegehren, selbständige Anträge von Landtagsabgeordneten, selbständige Anträge von Auss-
chüssen, Vorlagen der Landesregierung, Notverordnungen der Landesregierung, Staatsverträge des Lan-
des mit an Österreich angrenzenden Staaten oder deren Teilstaaten sowie Vereinbarungen des Landes
mit dem Bund oder mit anderen Ländern, Berichte über den Verkehr des Landtages nach außen, Berichte
der Landesregierung, Regierungserklärungen, Prüfungsverlangen an den Landes-Rechnungshof, Berichte
des Landes-Rechnungshofs, Ersuchen um Beurteilung der finanziellen Auswirkungen von Geset-
zesvorhaben des Landes durch den Landes-Rechnungshof und die dazu einlangenden Stellungnahmen
des Landes-Rechnungshofs, Prüfungsaufträge an den Rechnungshof, Berichte des Rechnungshofes, Er-
suchen um Zustimmung und um Ermächtigung zu Verfügungen über das Landesvermögen, Berichte
der Volksanwaltschaft, Einsprüche gegen Gesetzesbeschlüsse, Mitteilungen der Bundesregierung im
Rahmen deren Mitwirkung an der Landesgesetzgebung, Anfragen und Anfragebeanwortungen, Anträge
auf Durchführung einer Aussprache über Themen von allgemeinem aktuellem Interesse (Aktuelle
Stunde), Wahl- und Besetzungsvorschläge, Berichte und Minderheitsberichte von Ausschüssen, Berichte
des Immunitätsausschusses, Berichte von Untersuchungsausschüssen, Bittschriften und Eingaben an den
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Landtag, Anträge betreffend die Einsetzung von Landesausschüssen, Berichte der Landesausschüsse,
Anträge betreffend Entschließungen und die Abhaltung von Enqueten sowie Tätigkeitsberichte des Bun-
desrates.

§ 37
Sachliche Immunität

Wahrheitsgetreue Berichte über die Verhandlung in den öffentlichen Sitzungen des Landtages und
seiner Ausschüsse bleiben von jeder rechtlichen Verantwortung frei.

VI. BILDUNG DER AUSSCHÜSSE UND VERFAHREN

§ 38
Bildung der Ausschüsse

(1) Zur Vorberatung der Verhandlungsgegenstände hat der Landtag Ausschüsse zu bilden. Sie kön-
nen als ständige Ausschüsse zur Vorberatung bestimmter Angelegenheiten bestellt werden. In den
Ausschüssen sind die Parteien nach dem Verhältnis ihrer Stärke vertreten. Die Anzahl der Mitglieder
und Ersatzmitglieder wird vom Landtag durch Beschluß bestimmt.

(2) Die Zuteilung der auf jede Partei entfallenden Anzahl von Obmännern, ihren Stellvertretern,
Schriftführern sowie der Mitglieder erfolgt durch den Präsidenten des Landtages mittels der Wahlzahl,
die wie folgt zu berechnen ist: Die Anzahl der Landtagsabgeordneten, die den einzelnen Parteien ange-
hören, wird nach ihrer Größe geordnet, nebeneinander geschrieben; unter jede Summe wird die Hälfte
geschrieben, darunter das Drittel, das Viertel und nach Bedarf die weiterfolgenden Teilzahlen. Als
Wahlzahl gilt die Zahl, welche in der Reihe die sovielte ist, als die Zahl der zu vergebenden Auss-
chußmitglieder beträgt. Auf jede Partei entfallen so viele Mitglieder, als die Wahlzahl in der Anzahl
der Landtagsabgeordneten enthalten ist, die der betreffenden Partei angehören.

(3) Die Wahl (Abwahl) erfolgt auf Grund von Wahlvorschlägen jener Parteien, denen die betref-
fenden Mandate in den Ausschüssen zukommen. Die auf den Wahlvorschlägen genannten Bewerber
sind gewählt, wenn die Wahlvorschläge mehr als die Hälfte der Stimmen jener Parteien, die die
Wahlvorschläge eingebracht haben, erhalten. Sollte eine Partei einen ihr zustehenden Wahlvorschlag
nicht erstatten, hindert dies nicht die Aufnahme der Tätigkeit des Ausschusses, sofern mindestens
zwei Drittel der Ausschußmitglieder gewählt worden sind.

§ 39
Konstituierung der Ausschüsse

(1) Die Konstituierung der Ausschüsse erfolgt durch den Präsidenten des Landtages, der den Vorsitz
bis zur Wahl des Obmannes führt.

(2) Jeder Ausschuß wählt einen Obmann und so viele Obmann-Stellvertreter und Schriftführer, als
für notwendig erachtet werden.

(3) Das Ergebnis der Wahl ist dem Präsidenten des Landtages bekanntzugeben und von diesem
dem Landtag mitzuteilen.

§ 40
Rechte und Pflichten des Obmannes

(1) Der Obmann und im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter bestimmt die Tagesordnung,
beruft den Ausschuß zu seinen Sitzungen ein, eröffnet und schließt die Sitzungen, handhabt die
Geschäftsordnung und achtet auf deren Beobachtung, sorgt für die Aufrechterhaltung der Ruhe und
Ordnung während der Sitzung und ist auch berechtigt, die Sitzung auf längstens 24 Stunden zu unter-
brechen. Eine Vertagung der Sitzung bedarf eines Beschlusses.

(2) Der Obmann hat den Ausschuß einzuberufen, wenn es zur Beratung eines zugewiesenen Gegen-
standes erforderlich ist, wenn er es sonst für notwendig hält oder wenn es ein Viertel der Mitglieder
des Ausschusses unter gleichzeitiger Einbringung eines Antrages verlangt. Dem Verlangen ist binnen
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zwei Wochen zu entsprechen. Das gleiche gilt auch für die Fortführung vertagter Sitzungen.
(3) Im Zusammenhang mit der Vorberatung eines Verhandlungsgegenstandes kann der Obmann

und im Fall seiner Verhinderung sein Stellvertreter mit Zustimmung des Präsidenten des Landtages
die Mitglieder des Ausschusses zu Besichtigungen und Anhörungen an Ort und Stelle einladen.

(3a) Bei gleichzeitiger Verhinderung von Obmann und Stellvertreter obliegt die Einberufung zu
Sitzungen und die Bestimmung der Tagesordnung dem Präsidenten des Landtages. Sind Obmann und
Stellvertreter gleichzeitig verhindert, obliegen die sonstigen Rechte und Pflichten gemäß Abs. 1 dem
an Lebensjahren ältesten anwesenden Mitglied des Ausschusses, das Recht nach Abs. 3 dem an Leben-
sjahren ältesten Mitglied des Ausschusses.

(4) In der Landtagsdirektion ist ein Terminplan mit Angabe der Tagesordnung über die Sitzungen
der Ausschüsse und Unterausschüsse aufzulegen.

§ 41
Zutritt zu den Ausschußsitzungen

(1) Die Ausschußsitzungen sind nicht öffentlich. Die Mitglieder des Landtages, der Lan-
desregierung, der Landesamtsdirektor und der Landtagsdirektor sowie sein Stellvertreter können mit
beratender Stimme teilnehmen. Mitarbeiter der Landtagsklubs können als Zuhörer teilnehmen.

(2) Landesbedienstete, die von dem Regierungsmitglied, in dessen Geschäftsbereich der vom Auss-
chuß zu behandelnde Gegenstand fällt, beigezogen werden, können mit Zustimmung des Ausschusses
an der betreffenden Sitzung mit beratender Stimme teilnehmen. § 42 Absatz 5 gilt sinngemäß.

(3) Über die Veröffentlichung von Berichten über die beratenden Verhandlungsgegenstände hat
der Obmann unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen des § 43 zu entscheiden.

(4) Ausnahmsweise kann ein Ausschuß Sitzungen oder Abschnitte einer Sitzung mit Ausschluß
aller Personen abhalten, die weder dem Landtag angehören noch gemäß § 19 Absatz 1 und 3 bzw.
§ 27 Absatz 5 zur Teilnahme an den Verhandlungen berechtigt sind.

§ 42
Beiziehung von Nichtmitgliedern

(1) Landtagsabgeordnete können zur Teilnahme an den Sitzungen mit beratender Stimme beige-
zogen werden.

(2) Zur Begründung eines selbständigen Antrages ist der Antragsteller, wenn er nicht selbst Mitglied
des Ausschusses ist, einzuladen. Von mehreren Antragstellern ist stets nur der Erstunterzeichnete zu
laden.

(3) Die Ausschüsse haben das Recht, durch den Präsidenten des Landtages Sachverständige,
Auskunftspersonen oder Interessenvertreter zur mündlichen Anhörung oder zur Abgabe eines
schriftlichen Gutachtens einzuladen. Für die Bewilligung der damit verbundenen Kosten ist § 13 Ab-
satz 2 anzuwenden. Kommt es bei der Auswahl dieser Personen zu keiner Einigung im Ausschuß, so
ist auf Verlangen mindestens eines Drittels der Ausschußmitglieder eine solche Anzahl von Personen
einzuladen, daß eine ausgewogene Meinungsbildung möglich ist.

(4) Wenn dem Ausschuß die Beiziehung von Landesbediensteten erforderlich erscheint, hat die
Einladung durch den Landesamtsdirektor zu erfolgen. Dieser hat vorher die Zustimmung der Lan-
desregierung bzw. des zuständigen Mitgliedes der Landesregierung einzuholen.

(5) Die nach Absatz 3 und 4 beigezogenen Personen haben nach ihrer Anhörung bzw. Erstattung
ihres Gutachtens den Sitzungsraum zu verlassen, wenn der Ausschuß nicht etwas anderes beschließt.

(6) Die vom Landtag entsendeten Mitglieder des Bundesrates können bei der Behandlung der
Tätigkeitsberichte des Bundesrates über ihre Tätigkeit im Bundesrat berichten. Absatz 3 erster Satz
und Absatz 5 gelten sinngemäß.

§ 43
Vertrauliche Sitzungen

(1) Die Ausschüsse können beschließen, daß und inwieweit ihre Verhandlungen sowie die von
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ihnen gefaßten Beschlüsse vertraulich sind. Zu einem solchen Beschluß ist eine Mehrheit von min-
destens zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen erforderlich.

(2) Mitteilungen über deren Verlauf und die Beschlüsse vertraulicher Sitzungen an die Öf-
fentlichkeit sind untersagt.

§ 44
Teilnahmepflicht und Erlöschen des Ausschußmandates

(1) Die Ausschußmitglieder sind verpflichtet, an den Sitzungen und Arbeiten des Ausschusses
teilzunehmen.

(2) Das Ausschußmandat erlischt, wenn das Mitglied es zurücklegt, wenn es abgewählt wird oder
wenn der Ausschuß neu gebildet wird.

(3) Das Erlöschen des Ausschußmandates wird, außer im Falle einer Neubildung des Ausschusses,
mit dem Einlangen der diesbezüglichen Mitteilung beim Präsidenten des Landtages wirksam. Dieser
hat hievon dem Obmann des Ausschusses Mitteilung zu machen und erforderlichenfalls die Wahl
eines neuen Mitgliedes zu veranlassen.

(4) Ist ein Ausschußmitglied verhindert, so kann es sich durch ein Ersatzmitglied des Ausschusses
vertreten lassen.

(5) Zu den Ausschußsitzungen sind auch die Ersatzmitglieder einzuladen.

§ 45
Beschlußfähigkeit und Geschäftsbehandlung

(1) Jeder Ausschuß ist beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder einschließlich
des Obmannes oder eines seiner Stellvertreter anwesend sind. Die Anwesenheit der zur
Beschlußfähigkeit erforderlichen Anzahl der Mitglieder ist nur bei Abstimmungen und Wahlen
notwendig.

(2) Jeder Beschluß wird, soweit in diesem Gesetz nicht anderes bestimmt ist, mit Stimmenmehrheit
der anwesenden Ausschußmitglieder gefaßt. Der Vorsitzende übt sein Stimmrecht gleich den anderen
Mitgliedern aus. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt.

(3) Der Ausschuß kann mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder
beschließen, daß die Redezeit eines jeden Redners, mit Ausnahme des Berichterstatters, ein bestimmtes
Ausmaß nicht überschreiten darf. In keinem Fall darf aber die Redezeit auf weniger als 20 Minuten
herabgesetzt werden.

(4) Der Ausschuß kann, solange ein Bericht an den Landtag nicht erstattet ist, seine Beschlüsse
jederzeit abändern.

(5) Ein Beschluß, mit dem ein Verhandlungsgegenstand von der Tagesordnung eines Ausschusses
abgesetzt werden soll, bedarf einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der Ausschußmitglieder.

(6) Für das Verfahren in den Ausschüssen und Unterausschüssen gelten, soweit nicht besondere
Regelungen getroffen sind, sinngemäß jene, die für die Sitzungen des Landtages anzuwenden sind.
Anträge auf Vertagung eines Verhandlungsgegenstandes im Ausschuss können auch mündlich einge-
bracht werden.

§ 46
Berichterstattung der Ausschüsse

(1) Der Ausschuß hat aus seiner Mitte vor Beginn der Beratungen über einen Verhandlungsgegen-
stand einen Berichterstatter zu wählen, welcher auch im Namen des Ausschusses im Landtag zu
berichten hat. Der Berichterstatter hat das Ergebnis der Beratung in einem schriftlichen Antrag zusam-
menzufassen und die Beschlüsse der Mehrheit zu vertreten.

(2) Ist der gewählte Berichterstatter verhindert oder lehnt er die Berichterstattung ab, so hat der
Ausschuß einen neuen Berichterstatter zu wählen. Kann kein Berichterstatter gewählt werden, so hat
der Obmann des Ausschusses die Aufgaben des Berichterstatters zu übernehmen.

(3) Jeder Ausschußantrag ist vom Vorsitzenden und vom Berichterstatter, im Falle des Absatzes 2
zweiter Satz nur vom Vorsitzenden, zu unterzeichnen und der Landtagsdirektion zur Vorlage an den
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Präsidenten des Landtages zu übergeben.
(4) Sind mehrere Ausschüsse mit einem Verhandlungsgegenstand befaßt, dann können diese

gemeinsam beraten und einen gemeinsamen Berichterstatter bestimmen, sofern kein Mitglied der be-
troffenen Ausschüsse einen Einwand erhebt. Den Vorsitz führt dabei der Obmann des Ausschusses,
dem der Verhandlungsgegenstand als erstem zugewiesen wurde.

§ 47
Minderheitsberichte

(1) Mindestens ein Drittel der Mitglieder des Ausschusses hat das Recht, einen besonderen
schriftlichen Bericht zu erstatten.

(2) Ein Minderheitsbericht ist entweder mit dem Hauptbericht des Ausschusses oder spätestens 24
Stunden vor Beginn der Landtagssitzung, in der der Gegenstand zur Verhandlung gelangt, der Land-
tagsdirektion zur Vorlage an den Präsidenten des Landtages zu übergeben. Der Hauptbericht und der
Minderheitsbericht sind zu vervielfältigen. Die mündliche Berichterstattung über einen Minderheits-
bericht ist unzulässig.

§ 48
Entscheidung über Vorfragen

Sollte der Bericht des Ausschusses von einer Vorfrage abhängen, so kann der Ausschuß dem Land-
tag einen Antrag auf Klärung dieser Vorfrage vorlegen und erst nach deren Erledigung die Beratung
fortsetzen.

§ 49
Verhandlungsschrift

(1) Über die Sitzungen der Ausschüsse werden Verhandlungsschriften geführt, welche vom Vor-
sitzenden und vom Schriftführer gefertigt und vom ersteren der Landtagsdirektion übergeben werden.
Die Protokollführung wird durch Bedienstete der Landtagsdirektion besorgt.

(2) In diesen Verhandlungsschriften sind die Namen aller anwesenden Mitglieder und Teilnehmer
zu verzeichnen.

(3) Die Verhandlungsschriften enthalten alle im Verlauf der Sitzung gestellten Anträge, die Art
ihrer Erledigung, die gefaßten Beschlüsse und, wenn dies der Ausschuß beschließt, auch eine
auszugsweise Darstellung der Verhandlungen.

(4) Eine Verhandlungsschrift gilt als genehmigt, wenn gegen ihre Fassung bis zur nächsten Sitzung
des Ausschusses keine Einwendung erhoben wurde.

§ 50
Unterausschüsse

(1) Ein Ausschuß kann zur Vorbehandlung eines ihm zugewiesenen Gegenstandes und zur
Berichterstattung hierüber an ihn, einen Unterausschuß einsetzen. Dem Unterausschuß kommt bera-
tender Charakter zu. Die §§ 19 und 39 bis 44 gelten sinngemäß.

(2) Der Unterausschuß hat dem Ausschuß über das Ergebnis seiner Verhandlungen durch den Vor-
sitzenden mündlich oder schriftlich zu berichten. Anträge zur Vorlage, über die im Unterausschuß
Einverständnis erzielt wurde, sind dem Ausschuß schriftlich vorzulegen. Dem Unterausschuß kann
vom Ausschuß jederzeit, auch während der Verhandlungen über den Gegenstand im Unterausschuß,
eine Frist zur Berichterstattung gesetzt werden.

§ 50a
Hauptausschuß

(1) Der Landtag hat einen Hauptausschuß zu bilden, der insbesondere bei der Erlassung von
Notverordnungen durch die Landesregierung mitzuwirken hat. Dieser besteht aus einem Obmann,
einem Obmann-Stellvertreter und der vom Landtag zu bestimmenden Zahl von weiteren Mitgliedern,
die jedoch sieben nicht übersteigen darf; sie werden vom Landtag aus seiner Mitte nach den Grund-
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sätzen der Verhältniswahl gewählt, wobei jedoch unter Bedachtnahme auf diesen Grundsatz dem
Hauptausschuß mindestens ein Mitglied jeder im Landtag vertretenen Partei angehören muß. § 38 ist
dabei sinngemäß anzuwenden. Für jedes Mitglied des Hauptausschusses ist ein Ersatzmitglied zu
wählen. Der Hauptausschuß wählt aus seiner Mitte einen Ersten und Zweiten Schriftführer.

(2) Der Hauptausschuß ist auch außerhalb der Tagungen des Landtages (§ 54) einzuberufen, wenn
sich die Notwendigkeit hiezu ergibt.

(3) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Hauptausschusses bleiben auch nach Ablauf der Geset-
zgebungsperiode oder nach Auflösung des Landtages im Amt und behalten ihre Mandate solange, bis
der Landtag andere Mitglieder und Ersatzmitglieder gewählt hat.

§ 50b
Ausschuß für europäische Integration und

grenzüberschreitende Zusammenarbeit
Der Landtag hat einen Ausschuß für europäische Integration und grenzüberschreitende Zusamme-

narbeit zu bilden, dem insbesondere die Besorgung von Aufgaben obliegt, die der Landtag gemäß Ar-
tikel 83 L-VG in Angelegenheiten der europäischen Integration wahrzunehmen hat. Dieser besteht aus
dem Obmann, dem Obmann-Stellvertreter und der vom Landtag zu bestimmenden Zahl von weiteren
Mitgliedern. Sie werden aus seiner Mitte nach dem Grundsatz der Verhältniswahl gewählt, wobei jedoch
unter Bedachtnahme auf diesen Grundsatz dem Ausschuß mindestens ein Mitglied jeder im Landtag
vertretenen Partei angehören muß. § 38 ist dabei sinngemäß anzuwenden. Für jedes Mitglied ist ein
Ersatzmitglied zu wählen. Der Ausschuß wählt aus seiner Mitte einen Ersten und Zweiten Schriftführer.

§ 51
Immunitätsausschuß

(1) Ersuchen um Zustimmung zur behördlichen Verfolgung eines Landtagsabgeordneten gemäß Ar-
tikel 24 Absatz 2 und 3 erster Satz L-VG, Ersuchen um Entscheidung über das Vorliegen eines Zusam-
menhanges im Sinne des Artikels 24 Absatz 3 L-VG, Mitteilungen von Behörden gemäß Artikel 24
Absatz 5 L-VG sowie Ersuchen um die Ermächtigung zur Verfolgung von Personen wegen Beleidigung
des Landtages weist der Präsident des Landtages dem mit diesen Angelegenheiten betrauten ständigen
Ausschuß (Immunitätsausschuß) sofort nach dem Einlangen zu.

(2) Über Auslieferungsbegehren hat der Ausschuß dem Landtag so rechtzeitig Bericht zu erstatten,
daß dieser spätestens am vorletzten Tag der gemäß Artikel  24 Absatz 4 L-VG vorgesehenen
achtwöchigen Frist hierüber abstimmen kann.

(2a) Bei den Sitzungen des Immunitätsausschusses ist lediglich die Anwesenheit der Ausschuss-
mitglieder, des Landtagsdirektors und seines Stellvertreters zulässig.

(2b) Die Mitglieder der Landesregierung und die Präsidenten des Landtages sind verpflichtet, über
Einladung des Obmannes (Obmann-Stellvertreters) des Immunitätsausschusses an den Sitzungen des
Immunitätsausschusses zur Erteilung von Auskünften und Aufklärungen teilzunehmen. Der Immu-
nitätsausschuss hat das Recht, Landesbedienstete zur Erteilung von Auskünften und Aufklärungen
der Sitzungen des Immunitätsausschusses beizuziehen.

(3) Für den Fall, daß der Ausschuß nicht rechtzeitig Bericht erstattet, hat der Präsident des Land-
tages das Auslieferungsbegehren spätestens am vorletzten Tag der achtwöchigen Frist zur Abstimmung
zu stellen.

§ 52
Landesausschüsse

(1) Der Landtag kann zur Beratung allgemein bedeutsamer Angelegenheiten der Regierungspolitik
Landesausschüsse einsetzen.

(2) Einem Landesausschuß gehören an: die sachlich zuständigen Mitglieder der Landesregierung,
Mitglieder des Landtages und die Vorstände der sachlich zuständigen Abteilungen des Amtes der
Landesregierung.

GESCHÄFTSORDNUNG - LANDTAG



(3) Die Mitglieder des Landtages werden vom Landtag in den Landesausschuß nach dem Grundsatz
der Verhältniswahl (§ 38 Absatz 2) entsendet.

(4) Ein Landesausschuß kann nach Bedarf Sachverständiger beiziehen. Diesen kommt ein Stimm-
recht nicht zu.

(5) Die erstmalige Einberufung eines Landesausschusses und seine Konstituierung obliegen dem
Präsidenten des Landtages. Er führt bis zur Wahl des Obmannes den Vorsitz.

(6) Der Landesausschuß wählt einen Obmann und so viele Obmann-Stellvertreter, als für notwendig
erachtet werden.

(7) Ein Landesausschuß ist einzusetzen, wenn dies ein Mitglied der Landesregierung oder min-
destens ein Drittel der Mitglieder des Landtages beantragen.

(8) Über die Ergebnisse der Beratungen des Ausschusses hat der Obmann einen schriftlichen
Bericht an den Landtag zu erstatten. Mindestens ein Drittel der Mitglieder des Ausschusses, die aus
dem Landtag entsendet sind, hat das Recht, einen besonderen schriftlichen Bericht zu erstatten. Nach
erfolgter Berichterstattung und Beschluss desselben im Landtag gilt der Landesausschuss als aufgelöst.

(9) Die Bestimmungen über die Bildung der Ausschüsse und die Geschäftsbehandlung in den Auss-
chüssen (§§ 38 bis 49) sind im übrigen sinngemäß anzuwenden.

§ 53
Untersuchungsausschüsse

Für die Einsetzung und das Verfahren der Untersuchungsausschüsse gilt die Verfahrensordnung
für Untersuchungsausschüsse des Burgenländischen Landtages (Anlage 1), die als Anlage 1 zu diesem
Gesetz einen Bestandteil desselben bildet. Sofern diese Verfahrensordnung nichts anderes bestimmt,
kommen für das Verfahren die Bestimmungen dieses Gesetzes zur Anwendung.

VII. TAGUNGEN UND SITZUNGEN DES LANDTAGES

§ 54
Einberufung

(1) Der Präsident des Landtages beruft den Landtag in jedem Jahr zu einer ordentlichen Tagung
und innerhalb der Tagung zu den einzelnen Sitzungen ein. Die ordentliche Tagung soll nicht vor dem
15. September beginnen und nicht länger als bis zum 1. August des folgenden Jahres währen. Der
Präsident des Landtages kann den Landtag auch zu außerordentlichen Tagungen einberufen.

(2) Wenn die Landesregierung oder mindestens ein Sechstel der Landtagsabgeordneten es verlan-
gen, so hat der Präsident des Landtages den Landtag binnen einer Woche so einzuberufen, daß er in-
nerhalb einer weiteren Woche zusammentreten kann. Sofern diese in die tagungsfreie Zeit fällt, hat
der Präsident des Landtages zugleich auch eine außerordentliche Tagung einzuberufen. Das Verlangen
auf Einberufung des Landtages ist schriftlich an den Präsidenten des Landtages zu richten und hat
einen Vorschlag für die Tagesordnung zu enthalten. Richtet es sich auf die Behandlung von
Dringlichkeitsanträgen und dringlichen Anfragen, so ist kein Vorschlag für eine Tagesordnung er-
forderlich, jedoch ist der Gegenstand zu bezeichnen.

(3) Im Fall der Vorlage einer von der Landesregierung erlassenen Notverordnung (Artikel 50 Absatz
2 und 3 L-VG) hat der Präsident den Landtag, sobald das Hindernis für das Zusammentreten des Land-
tages weggefallen ist, für einen der folgenden acht Tage einzuberufen.

(4) Zeit und Tagesordnung der Sitzungen sind vom Präsidenten des Landtages schriftlich, wobei
dies auch auf elektronischem Weg erfolgen kann, mindestens 24 Stunden vor der Sitzung den Land-
tagsabgeordneten und den Landtagsklubs mitzuteilen, es sei denn, daß außerordentliche Verhältnisse
die Einhaltung der Frist nicht zulassen. Die Festsetzung der Tagesordnung entfällt in den Fällen des
§ 54 Abs. 2 letzter Satz.
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§ 55
Öffentlichkeit

(1) Die Sitzungen des Landtages sind öffentlich. Die Sitzungen sind via Livestream im Internet zu
übertragen.

(2) Die Öffentlichkeit wird ausgeschlossen, wenn es vom Präsidenten des Landtages oder von min-
destens einem Sechstel der anwesenden Landtagsabgeordneten verlangt und vom Landtag nach Ent-
fernung der Zuhörer beschlossen wird.

(3) Die Vornahme von Ton- und Bildaufnahmen bedarf der Bewilligung des Präsidenten des Land-
tages.

§ 56
Verlauf

(1) Der Präsident des Landtages eröffnet die Sitzung zur anberaumten Stunde ohne Rücksicht auf
die Anzahl der anwesenden Landtagsabgeordneten.

(2) Der Präsident des Landtages stellt fest, ob die Landtagsabgeordneten in beschlußfähiger Anzahl
anwesend sind. Ist die Beschlußfähigkeit nicht gegeben, so hat der Präsident des Landtages die Sitzung
zu unterbrechen oder zu schließen.

(3) Er bringt den Einlauf zur Kenntnis und macht die ihm sonst notwendig erscheinenden Mit-
teilungen. Insbesondere gibt er die Namen der entschuldigten Landtagsabgeordneten bekannt. Weitere
Mitteilungen kann der Präsident des Landtages während der ganzen Sitzung vorbringen.

(3a) Die Bekanntgabe des Einlaufs sowie der Zuweisungen können an Stelle einer Verlesung zu Be-
ginn einer Sitzung auch durch Aushang, digitalen Versand und Veröffentlichung im Internet erfolgen.

(4) Wenn gegen die Verhandlungsschrift der letzten Sitzung keine Einwendung erhoben wurde,
erklärt sie der Präsident des Landtages als genehmigt.

(5) Der Präsident des Landtages gibt bekannt, dass die Tagesordnung versendet wurde und ob sie
unverändert geblieben ist. Gegen diese Tagesordnung können nur sogleich nach Aufforderung des
Präsidenten von jedem Landtagsabgeordneten Einwendungen erhoben oder Gegenanträge gestellt
werden. Werden Gegenanträge gestellt, so sind diese schriftlich beim Präsidenten abzugeben. Wahlen
und Bestellungen kann der Präsident des Landtages aus Eigenem auf die Tagesordnung setzen.

(6) Der Präsident des Landtages kann vor Verlesung der Tagesordnung eine Umstellung der Ver-
handlungsgegenstände vornehmen. Wird Einspruch erhoben, so entscheidet der Landtag ohne Debatte.

(7) Auf Vorschlag des Präsidenten des Landtages oder auf Antrag eines Landtagsabgeordneten kann
der Landtag mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der anwesenden Landtagsabgeordneten
vor Verkündung des Überganges zur Tagesordnung beschließen, daß ein Verhandlungsgegenstand von
der Tagesordnung abgesetzt oder daß ein nicht auf der Tagesordnung stehender Verhandlungsgegen-
stand in Verhandlung genommen wird. Handelt es sich um einen Antrag eines Landtagsabgeordneten,
so ist dieser in schriftlicher Form beim Präsidenten des Landtages einzubringen.

(8) Mit Verkündung des Überganges zur Tagesordnung durch den Präsidenten des Landtages tritt
der Landtag in die Geschäftsbehandlung ein.

(9) Der Präsident des Landtages verkündet vor Schließung jeder Sitzung nach Möglichkeit Tag,
Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung. Wird eine Einwendung erhoben oder ein Gegenantrag
gestellt, so entscheidet der Landtag. Über alle in einem solchen Fall erhobenen Einwendungen und
Gegenanträge findet nur eine Debatte statt, in der der Präsident des Landtages die Redezeit eines jeden
Redners bis auf fünf Minuten beschränken kann. Werden die Gegenanträge abgelehnt, so bleibt es
bei dem Vorschlag des Präsidenten des Landtages.

(10) Der Landtag kann nur durch Beschluß vertagt werden. Die Wiedereinberufung erfolgt durch
den Präsidenten des Landtages. Dieser ist verpflichtet, den Landtag sofort einzuberufen, wenn dies
mindestens ein Sechstel der Landtagsabgeordneten, der Landeshauptmann oder die Landesregierung
verlangen. Dieses Verlangen ist schriftlich beim Präsidenten des Landtages einzubringen.
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VIII. GESCHÄFTSBEHANDLUNG IN DEN SITZUNGEN
DES LANDTAGES

§ 57
Erste Lesung

(1) Die Debatte bei der ersten Lesung hat sich auf die Besprechung der allgemeinen Grundsätze
der Vorlage oder des Antrages zu beschränken.

(2) Anträge dürfen bei dieser Debatte nur darüber gestellt werden, ob die Vorlage oder der Antrag
einem schon bestehenden oder einem erst zu wählenden Ausschuß zugewiesen werden soll. Wird kein
derartiger Antrag gestellt oder hat eine erste Lesung nicht stattgefunden, so verfügt der Präsident die
Zuweisung.

(3) Selbständige Anträge von Ausschüssen werden nach § 23 behandelt.
(4) Eine Vorlage der Landesregierung wird nur dann in erste Lesung genommen, wenn dies vom

Landtag beschlossen wird. Ein darauf abzielender Antrag muß spätestens in der nächsten Sitzung,
nachdem die Vorlage verteilt worden ist, gestellt werden.

(5) Der selbständige Antrag eines Landtagsabgeordneten wird auf dessen Verlangen in erste Lesung
genommen. Bei der ersten Lesung eines solchen Antrages erhalten der Antragsteller, bei mehreren
Antragstellern verschiedener Parteien nur die von ihnen bezeichneten Antragsteller das Wort zur Be-
gründung.

§ 58
Fristsetzung

(1) Der Landtag kann auf Vorschlag des Präsidenten des Landtages oder auf Antrag eines Land-
tagsabgeordneten jederzeit - auch während der Verhandlung über einen Gegenstand im Ausschuss -
dem Ausschuss eine Frist zur Berichterstattung setzen. Die Bekanntgabe eines diesbezüglichen
Vorschlages durch den Präsidenten des Landtages oder die Stellung eines solchen Antrages hat vor
Eingang in die Tagesordnung einer Sitzung schriftlich zu erfolgen. Die Abstimmung hierüber ist,
sofern keine Debatte stattfindet, vom Präsidenten des Landtages nach Beendigung der Verhandlungen
in dieser Sitzung vorzunehmen, findet eine Debatte statt, so erfolgt die Abstimmung nach Schluss
dieser Debatte.

(2) Wenn es mindestens ein Drittel der Landtagsabgeordneten verlangt, darf die zur Berichterstat-
tung gesetzte Frist einen Zeitraum von sechs Monaten nicht überschreiten.

(3) Fünf Abgeordnete können vor Eingang in die Tagesordnung schriftlich eine Debatte über
Anträge gemäß Abs. 1 oder 2 verlangen. Kurze Debatten über einen Fristsetzungsantrag werden von
einem Antragsteller bzw. einem Abgeordneten, der ein diesbezügliches Verlangen unterzeichnet hat,
eröffnet, wobei dessen Redezeit drei Minuten beträgt. Danach kann jeder Klub einen Redner melden,
dessen Redezeit auf drei Minuten beschränkt ist. Bei gleichzeitiger Wortmeldung richtet sich die Rei-
henfolge der Worterteilung nach der Stärke der Klubs. Von Abgeordneten, die demselben Klub ange-
hören, kann nur ein solches Verlangen pro Sitzungswoche eingebracht werden. Wird ein solches
Verlangen von Abgeordneten mehrerer Klubs unterstützt, ist es dem Klub, dem der Erstunterzeichner
angehört, anzurechnen. Gehört dieser keinem Klub an, gilt diese Bestimmung hinsichtlich des
Zweitunterzeichners und so weiter.

(4) Die Bestimmungen über die tatsächliche Berichtigung (§ 65) finden keine Anwendung.
(5) Debatten gemäß Abs. 3 finden nach Erledigung der Tagesordnung statt.

§ 59
Zweite Lesung

(1) Die zweite Lesung besteht aus der allgemeinen Debatte über die Vorlage als Ganzes (Gener-
aldebatte) und den Beratungen über einzelne Teile der Vorlage (Spezialdebatte) sowie den Abstim-
mungen. Generaldebatte und Spezialdebatte werden unter einem abgeführt, wenn der Landtag auf
Antrag des Berichterstatters nicht anderes beschließt.
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(2) Die zweite Lesung darf in der Regel nicht vor Ablauf von 24 Stunden nach erfolgter Verteilung
des Berichtes stattfinden (§ 36). Nur auf Grund eines Vorschlages des Präsidenten des Landtages und
des darüber mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Landtagsabgeordneten gefaßten Beschlusses
kann von der Vervielfältigung des Ausschußberichtes oder von der 24-stündigen Frist abgesehen wer-
den.

(3) Nach Ablauf einer dem Ausschuß zur Berichterstattung gestellten Frist hat die zweite Lesung
selbst dann zu beginnen, wenn ein schriftlicher Ausschußbericht nicht vorliegt und nur mündlich
berichtet wurde.

(4) Sollte der Ausschuß auch nicht in der Lage sein, mündlich Bericht zu erstatten, so bestimmt
der Präsident des Landtages den Berichterstatter.

§ 60
Generaldebatte

(1) Werden Generaldebatte und Spezialdebatte getrennt durchgeführt, kann während der Gener-
aldebatte der Antrag auf Vertagung, auf Rückverweisung an den Ausschuß oder auf Zuweisung an
einen anderen Ausschuß schriftlich gestellt werden. Die Beschlußfassung über solche Anträge erfolgt
am Schluß der Generaldebatte. Die Anträge sind beim Präsidenten des Landtages einzubringen.

(2) Am Schluß der Generaldebatte ist ferner darüber abzustimmen, ob der Landtag in die Spezialde-
batte eingeht.

(3) Beschließt der Landtag, in die Spezialdebatte einzugehen, so folgt diese unmittelbar der Gen-
eraldebatte. Wird das Eingehen in die Spezialdebatte abgelehnt, ist die Vorlage verworfen.

§ 61
Spezialdebatte

(1) Am Beginn der Spezialdebatte bestimmt der Präsident des Landtages, welche Teile der Vorlage
für sich oder vereint zur Beratung und Beschlußfassung kommen. Hiebei hat er den Grundsatz zu
beachten, daß die Teilung der Spezialdebatte in einer die Übersichtlichkeit der Beratung fördernden
Weise erfolgt. Wird eine Einwendung erhoben, entscheidet der Landtag ohne Debatte.

(2) Liegen mehrere Gesamtanträge vor, so beschließt der Landtag, welcher derselben der Spezialde-
batte zugrunde zu legen ist.

(3) Abänderungs- und Zusatzanträge können von jedem Landtagsabgeordneten zu jedem einzelnen
Teil, sobald die Spezialdebatte über ihn eröffnet ist, gestellt werden und sind, wenn sie von mindestens
vier Landtagsabgeordneten einschließlich des Antragstellers unterstützt werden, in die Verhandlung
einzubeziehen. Die Unterstützung erfolgt, wenn die Anträge nicht von vier Landtagsabgeordneten un-
terfertigt sind, auf die Unterstützungsfrage des Präsidenten des Landtages durch Erheben von den Sitzen.

(4) Diese Anträge sind dem Präsidenten des Landtages und jedem Landtagsklub schriftlich zu über-
reichen. Der Beschlussantrag ist von einem der unterfertigten Landtagsabgeordneten zu verlesen.

(5) Dem Landtag steht das Recht zu, jeden solchen Antrag an den Ausschuß zu verweisen und bis
zur Erstattung eines neuerlichen Ausschußberichtes über die Vorlage die Verhandlung zu vertagen.

(6) Nach Beratung jedes Teiles der Vorlage hat die Abstimmung über denselben zu erfolgen. Der
Landtag kann vor der Abstimmung beschließen, die Verhandlung zu vertagen oder den Verhandlungs-
gegenstand nochmals an den Ausschuß zu verweisen oder zur Tagesordnung überzugehen. Beschließt
der Landtag, über den Verhandlungsgegenstand zur Tagesordnung überzugehen, ist die Vorlage ver-
worfen.

§ 62
Rückverweisung an den Ausschuß

(1) Werden Generaldebatte und Spezialdebatte unter einem durchgeführt, sind die Bestimmungen
des § 61 Absatz 2 bis 5 sinngemäß anzuwenden.

(2) Auch wenn Generaldebatte und Spezialdebatte unter einem durchgeführt werden, kann der
Präsident des Landtages bestimmen, daß Teile der Vorlage für sich zur Debatte und Abstimmung
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kommen. Wird eine Einwendung erhoben, entscheidet der Landtag ohne Debatte.
(3) Der Landtag kann vor jeder Abstimmung über die Vorlage beschließen, die Verhandlung zu

vertagen, die Vorlage an den Ausschuß rückzuverweisen oder einem anderen Ausschuß zuzuweisen
oder zur Tagesordnung überzugehen. Beschließt der Landtag, zur Tagesordnung überzugehen, ist die
Vorlage verworfen.

§ 63
Dritte Lesung

(1) Nachdem die Vorlage in zweiter Lesung beschlossen ist, wird die dritte Lesung, das ist die Ab-
stimmung im ganzen, vorgenommen. Auf Vorschlag des Präsidenten des Landtages oder auf
schriftlichen Antrag eines Landtagsabgeordneten kann der Landtag beschließen, daß die dritte Lesung
nicht unmittelbar nach der zweiten Lesung durchgeführt, sondern auf einen späteren Zeitpunkt vertagt
wird.

(2) In der dritten Lesung können nur Anträge auf Behebung von Widersprüchen, die sich bei der
Beschlußfassung in zweiter Lesung ergeben haben, gestellt werden; ferner können Schreib-, Sprach-
und Druckfehler richtiggestellt werden. Entschließungsanträge können in der dritten Lesung nicht
mehr eingebracht werden.

(3) Eine Debatte über Anträge in der dritten Lesung ist nur zulässig, wenn es der Landtag im einzel-
nen Fall beschließt. Die Redezeit ist für jeden Redner bei einer solchen Debatte auf fünf Minuten
beschränkt.

§ 64
Wortmeldung und Wortergreifung

(1) Jene Landtagsabgeordneten, die zu einem in der Sitzung in Verhandlung stehenden Gegenstand
zu sprechen wünschen, haben sich bei einem vom Präsidenten des Landtages zu diesem Zweck bes-
timmten Bediensteten der Landtagsdirektion zu melden. Diese Meldung kann auch durch einen vom
Klub hiezu bestimmten Landtagsabgeordneten erfolgen.

Wortmeldungen werden ab Beginn der Sitzung entgegengenommen.
(2) Die Landtagsabgeordneten gelangen in der Reihenfolge ihrer Anmeldung zu Wort. Von dieser

Reihung kann aufgrund einer Vereinbarung in der Präsidialkonferenz abgewichen werden.
(3) (Anm.: entfallen mit LGBl. Nr. 76/2013)
(4) Jedem Redner steht es frei, sobald er zum Wort gelangt, einen anderen Landtagsabgeordneten

sein Recht abzutreten; jedoch darf das Wort einem Redner, der über den Verhandlungsgegenstand
schon zweimal gesprochen hat, nicht abgetreten werden.

(5) Wer, zur Rede aufgefordert, im Sitzungssaal nicht anwesend ist, verliert das Wort.
(6) Will der Präsident des Landtages als Redner das Wort ergreifen, so verläßt er seinen Präsiden-

tensitz und nimmt ihn in der Regel erst nach Erledigung des Verhandlungsgegenstandes wieder ein.
(7) Die Berichterstatter der Ausschüsse und die übrigen Redner aus dem Landtag sprechen von

Rednerbühnen aus. Nur in Angelegenheiten der Geschäftsbehandlung sowie in besonderen Fällen, in
denen der Präsident des Landtages die Erlaubnis hiezu erteilt, sprechen die Landtagsabgeordneten
von ihrem Platz aus.

(8) Die Mitglieder der Landesregierung sprechen, wenn sie sich gemäß § 19 zum Wort melden,
von der Regierungsbank aus.

§ 65
Tatsächliche Berichtigung

(1) Wenn sich im Lauf einer Verhandlung ein Landtagsabgeordneter zur tatsächlichen Berichtigung
zum Wort meldet, hat ihm der Präsident des Landtages unmittelbar nach der nächsten Unterbrechung
der Debatte oder wenn die Debatte noch an demselben Tag geschlossen wird, nach der Schlußrede
des Berichterstatters das Wort zu erteilen. Eine tatsächliche Berichtigung hat mit der Wiedergabe der
zu berichtigenden Behauptung zu beginnen und hat dieser Behauptung den berichtigten Sachverhalt
gegenüberzustellen. Verstößt ein Redner gegen diese Bestimmung, ist ihm durch den Präsidenten das
Wort zu entziehen.
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(2) Eine tatsächliche Berichtigung darf die Dauer von fünf Minuten nicht überschreiten.
(3) Eine Erwiderung auf eine tatsächliche Berichtigung ist nur dann zulässig, wenn es sich um eine

persönliche Angelegenheit des sich meldenden Landtagsabgeordneten handelt. Sie darf fünf Minuten
nicht überschreiten.

(4) Ausnahmsweise kann der Präsident des Landtages nach eigenem Ermessen einem Redner auf
dessen Ersuchen die für eine tatsächliche Berichtigung oder die Erwiderung darauf eingeräumte Re-
dezeit erstrecken.

§ 66
Wortmeldungen zur Geschäftsordnung

(1) Wortmeldungen zur Geschäftsordnung und Anträge zur Geschäftsbehandlung können ohne Un-
terbrechung eines Redners jederzeit auch mündlich vorgebracht werden. Solche Anträge können vom
Präsidenten des Landtages ohne Debatte zur Abstimmung gebracht werden. Läßt er eine Debatte zu,
so kann er die Redezeit für jeden Redner auf fünf Minuten beschränken.

(2) Werden in der Debatte Anträge auf Absetzung von Verhandlungsgegenständen von der Tage-
sordnung, auf Vertagung, auf Zurückverweisung an den Ausschuss oder auf Zuweisung an einen an-
deren Ausschuss gestellt, so ist über diesen Antrag ohne weitere Debatte abzustimmen.

§ 67
Redezeit

(1) Der Landtag kann mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder
des Landtages auf Vorschlag des Präsidenten des Landtages oder auf Antrag eines Landtagsabgeord-
neten sowohl für die Generaldebatte als auch für die Spezialdebatte beschließen, daß die Redezeit
eines jeden Redners ein bestimmtes Ausmaß nicht überschreiten darf. Der Beschluß ist ohne Debatte
zu fassen. Diese Beschränkung gilt nicht für den Berichterstatter.

(2) Auf weniger als 10 Minuten darf die Redezeit nicht herabgesetzt werden.

§ 68
Schluß der Rednerliste

(1) Sobald zu einer Vorlage wenigstens zwei Debattenredner gesprochen haben, kann jederzeit, je-
doch ohne Unterbrechung eines Redners, der Antrag auf Schluß der Rednerliste gestellt werden, der
vom Präsidenten des Landtages sofort zur Abstimmung zu bringen ist.

(2) Wird der Antrag auf Schluß der Rednerliste angenommen, so erhalten nur mehr die bereits
vorgemerkten Redner der Reihe nach das Wort.

§ 69
Schluß der Debatte

(1) Der Antrag auf Schluß der Debatte kann, nachdem wenigstens zwei Debattenredner gesprochen
haben, jederzeit, jedoch ohne Unterbrechung eines Redners gestellt werden und ist vom Präsidenten
des Landtages ohne Unterstützungsfrage zur Abstimmung zu bringen.

(2) (Anm.: entfallen mit LGBl. Nr. 76/2013)
(3) Landtagsabgeordnete, die einen Abänderungsantrag stellen wollen, können, falls Schluss der

Debatte beschlossen wurde, ihren Antrag sogleich nach ausgesprochenem Schluss dem Präsidenten
des Landtages und jedem Landtagsklub übergeben. Der Präsident hat den Beschlussantrag dem Land-
tag mitzuteilen und wenn der Antrag nicht durch Unterfertigung gehörig unterstützt ist, die Unter-
stützungsfrage zu stellen.

(4) und (5) (Anm.: entfallen mit LGBl. Nr. 76/2013)
(6) Bei der Debatte über den Landesvoranschlag, ferner bei der zweiten Lesung von Verfassungs-

gesetzen muß von jeder Partei, die einen Landtagsabgeordneten in einen den Landesvoranschlag bzw.
das Verfassungsgesetz vorberatenden Ausschuß entsendet hat, mindestens ein Redner zum Wort kom-
men können.
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§ 70
Reihung der Anträge

(1) Die Abstimmungen über verschiedene Anträge sind derart zu reihen, daß die wahre Meinung
der Mehrheit des Landtages zum Ausdruck gelangt.

(2) Es werden daher in der Regel die abändernden Anträge vor dem Hauptantrag nach ihrem
zeitlichen Einlangen zur Abstimmung gebracht.

(3) Nach Abschluß der Beratung verkündet der Präsident des Landtages den Eingang in das Ab-
stimmungsverfahren. Er hat den Verhandlungsgegenstand, über den jeweils abgestimmt wird, genau
zu bezeichnen.

(4) Jeder Landtagsabgeordnete kann einen Antrag auf Berichtigung der vom Präsidenten des Land-
tages ausgesprochenen Fassung und Ordnung der Anträge stellen, welcher, wenn der Präsident des
Landtages dem Antrag nicht beitritt, nach der hierüber zu eröffnenden Debatte zur Abstimmung ge-
bracht werden muß.

(5) Der Präsident des Landtages kann, wenn er die Gründe als ausreichend dargelegt erachtet, die
Debatte für erledigt erklären. Er kann in der Debatte die Redezeit für jeden Redner bis auf fünf Minuten
beschränken.

(6) Jeder Landtagsabgeordnete kann verlangen, daß über bestimmte Teile eines Antrages getrennt
abgestimmt wird. Dieses Verlangen ist schriftlich einzubringen und das Abstimmungsansinnen ist
genau bekannt zu geben.

(7) Es steht dem Präsidenten des Landtages auch frei, sofern er es zur Vereinfachung oder Klarstel-
lung der Abstimmung oder zur Beseitigung unnötiger Abstimmungen für zweckmäßig erachtet, vorerst
einen grundsätzlichen Antrag zur Beschlußfassung zu bringen.

§ 71
Beschlußfähigkeit und Beschlußerfordernisse

(1) Zu einem Beschluß des Landtages ist, soweit verfassungsgesetzlich nicht anders bestimmt wird,
die Anwesenheit von mindestens einem Drittel der Landtagsabgeordneten und die einfache Mehrheit
der abgegebenen Stimmen erforderlich.

(2) Ein Beschluß über Landesverfassungsgesetze und in einfachen Landesgesetzen enthaltene Ver-
fassungsbestimmungen sowie über die Geschäftsordnung des Landtages oder deren Änderung bedarf
der Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Landtagsabgeordneten und einer Mehrheit von min-
destens zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen; dies gilt auch für die Genehmigung von Staatsverträ-
gen mit an Österreich angrenzenden Staaten oder deren Teilstaaten sowie von Vereinbarungen mit
dem Bund oder mit anderen Ländern in Angelegenheiten des selbständigen Wirkungsbereiches, wenn
durch diese das Verfassungsrecht geändert oder ergänzt wird.

(3) Hat die Bundesregierung gegen einen Gesetzesbeschluß des Landtages Einspruch erhoben,
dann ist zur Wiederholung des Beschlusses die Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Land-
tagsabgeordneten erforderlich.

(4) Zu einem Beschluß des Landtages, mit dem eine Anklage gegen Mitglieder der Landesregierung
und die ihnen hinsichtlich der Verantwortlichkeit gleichgestellten Organe wegen Gesetzesverletzung
erhoben wird, bedarf es der Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Landtagsabgeordneten.

(5) Ein Mißtrauensantrag gegen den Präsidenten des Landtages kann gültig nur von mindestens
der Hälfte der Landtagsabgeordneten gestellt werden. Ein Mißtrauensantrag gegen den Zweiten und
Dritten Präsidenten kann gültig nur von mehr als der Hälfte der Landtagsabgeordneten jener Parteien
gestellt werden, über deren Wahlvorschlag sie gewählt wurden.

(6) Ein Beschluß, mit dem der Präsident abberufen wird, kann nur bei Anwesenheit von mindestens
der Hälfte der Landtagsabgeordneten und mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefaßt
werden. Ein Beschluß, mit dem der Zweite und Dritte Präsident abberufen wird, kann nur mit einer
Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der Anzahl der Stimmen, bezogen auf die Zahl der Land-
tagsabgeordneten jener Parteien, über deren Wahlvorschlag sie gewählt wurde, gefaßt werden.
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(7) Wurde der Zweite oder der Dritte Präsident in einem gesonderten Wahlgang ohne Bindung an
einen Wahlvorschlag gewählt, kann ein Beschluß, mit dem ein so gewählter Präsident abberufen wird,
gültig nur bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Landtagsabgeordneten und mit einfacher
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefaßt werden.

(8) Ein Misstrauensantrag gegen ein Mitglied der Landesregierung kann gültig nur von mindestens
einem Drittel der Landtagsabgeordneten gestellt werden.

(9) Ein Beschluss mit dem ein Mitglied der Landesregierung abberufen wird, kann nur bei Anwe-
senheit von mindestens der Hälfte der Landtagsabgeordneten und mit einfacher Mehrheit der
abgegebenen gültigen Stimmen gefasst werden.

(10) Für die Anträge gemäß Abs. 5 oder 8 können fünf Abgeordnete vor Eingang in die Tagesor-
dnung schriftlich eine Debatte verlangen. Für diese gelten die Regelungen nach § 58 Abs. 3 bis 5.

(11) Zu einem Beschluß auf Auflösung des Landtages ist die Anwesenheit von mindestens der
Hälfte der Landtagsabgeordneten erforderlich.

§ 72
Ausübung des Stimmrechtes

(1) Alle Landtagsabgeordneten haben ihr Stimmrecht auf dem ihnen zugewiesenen Sitzplatz per-
sönlich auszuüben.

(2) Die Abgabe der Stimme darf nur durch Bejahung oder Verneinung der Anträge ohne Begrün-
dung stattfinden.

(3) Keinem in der Sitzung anwesenden Landtagsabgeordneten ist es gestattet, sich der Abstimmung
zu enthalten.

(4) Wer bei einer Abstimmung nicht anwesend ist, darf nachträglich seine Stimme nicht abgeben.

§ 73
Abstimmung

(1) Die Abstimmung erfolgt grundsätzlich durch Aufstehen und Sitzenbleiben, außer der Präsident
des Landtages ordnet ausdrücklich die Abstimmung durch Handerheben an.

(2) Der Präsident des Landtages kann jedoch nach eigenem Ermessen von vornherein, oder wenn
ihm das Ergebnis der Abstimmung zweifelhaft erscheint, die namentliche Abstimmung anordnen.
Wenn mindestens sechs Landtagsabgeordnete vor Eingang in das Abstimmungsverfahren die Durch-
führung einer namentlichen Abstimmung verlangen, ist diesem Verlangen ohne weiteres stattzugeben.
Dieses Verlangen ist schriftlich vorzubringen.

(3) Jedem Landtagsabgeordneten steht es frei, vor jeder Abstimmung zu verlangen, daß der Präsi-
dent des Landtages die Zahl der für oder gegen den Antrag Stimmenden bekannt gibt.

(4) Bei einer namentlichen Abstimmung ist folgender Vorgang einzuhalten: Sobald die Abstim-
mung vom Präsidenten des Landtages angeordnet ist, haben die Landtagsabgeordneten ihre Plätze
einzunehmen. Vom Präsidenten des Landtages bestimmte Bedienstete der Landtagsdirektion begeben
sich zu den ihnen zugewiesenen Bankreihen und nehmen von jedem Landtagsabgeordneten dessen
Stimmzettel in Empfang. Die Stimmzettel tragen die Namen der Landtagsabgeordneten und die Beze-
ichnung „ja“ oder „nein“. Die Stimmzettel sind in zwei verschiedenen Farben herzustellen, je nach
dem sie auf „ja“ oder „nein“ lauten. Die Landtagsdirektion hat jedem Landtagsabgeordneten eine
entsprechende Anzahl vorgedruckter Stimmzettel zur Verfügung zu stellen. Die mit der Abnahme der
Stimmzettel beauftragten Bediensteten haben, sobald der Präsident des Landtages die Abstimmung
für beendigt erklärt, jeder für sich die Stimmzählung vorzunehmen und deren Ergebnis dem Präsi-
denten des Landtages sofort mitzuteilen, der das Gesamtergebnis verkündet. Die Namen der Land-
tagsabgeordneten sind, je nach dem sie mit „ja“ oder „nein“ gestimmt haben, in das Wortprotokoll
der Sitzung aufzunehmen.

(5) Auf Vorschlag des Präsidenten des Landtages oder auf schriftlichen Antrag von zehn Land-
tagsabgeordneten kann der Landtag eine geheime Abstimmung beschließen. Diese findet durch Ab-
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gabe von Stimmzetteln statt, die mit „ja“ oder „nein“ vorgedruckt sind. Die Landtagsabgeordneten
werden namentlich aufgerufen. Die Abstimmenden werden gezählt, und jeder legt seinen Stimmzettel
in eine gemeinsame Urne.

(6) Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt.

§ 74
Durchführung von Wahlen

(1) Jede Wahl wird im Landtag mit Stimmzetteln vorgenommen und mit der einfachen Mehrheit
der abgegebenen gültigen Stimmen entschieden.

(2) Die Landtagsabgeordneten werden zur Hinterlegung des Wahlzettels in den Urnen namentlich
aufgerufen und gezählt. Wer beim Aufruf seines Namens nicht anwesend ist, darf nachträglich keinen
Wahlzettel abgeben. Stimmt die Zahl der Wahlzettel mit der der wirklich Stimmenden nicht überein,
so ist die Wahl zu wiederholen, falls die überzähligen Stimmen das Ergebnis der Wahl beeinflussen
könnten.

(3) Leere Stimmzettel sind ungültig.
(4) Bei Wahlen gemäß § 5 Abs. 4 zweiter Satz, § 5 Abs. 5 zweiter Satz, § 38 Abs. 3, § 50a, § 50b

und § 78 Abs. 1 Z 2 werden nur die Abgeordneten derjenigen Partei namentlich aufgerufen, die einen
gültigen Wahlvorschlag eingebracht hat.

§ 75
Engere Wahl und Losentscheidung

(1) Wird bei der ersten Wahl die geforderte Stimmenmehrheit nicht erzielt, so wird in gleicher
Weise eine zweite Wahl vorgenommen.

(2) Ergibt sich auch bei dieser nicht die geforderte Stimmenmehrheit, so findet die engere Wahl
statt. In diese kommen diejenigen, welche bei der zweiten Wahl die meisten Stimmen erhielten, in
der doppelten Anzahl der zu Wählenden.

(3) Haben bei der zweiten Wahl mehrere Bewerber gleichviele Stimmen, so entscheidet das Los,
wer von ihnen in die engere Wahl kommt.

(4) Ergibt sich auch bei der engeren Wahl Stimmengleichheit, so entscheidet ebenfalls das Los.

§ 76
Amtliche Verhandlungsschrift

(1) Über jede Sitzung ist durch einen vom Präsidenten des Landtages bestimmten Bediensteten der
Landtagsdirektion eine Verhandlungsschrift zu führen. Sie hat den zeitlichen Ablauf der Sitzungen,
Mitteilungen des Präsidenten, Anträge zur Geschäftsordnung, die Verhandlungsgegenstände, das
Ergebnis der Abstimmung und die gefaßten Beschlüsse zu enthalten.

(2) Die Verhandlungsschrift ist von den Schriftführern zu prüfen und in der Landtagsdirektion bis
zur nächsten Sitzung, in welcher sie durch den Präsidenten des Landtages bestätigt wird, zur Einsicht
der Landtagsabgeordneten aufzulegen.

(3) Bedenken gegen die Fassung oder den Inhalt der Verhandlungsschrift sind dem Präsidenten
des Landtages außerhalb der Sitzung mitzuteilen. Findet er dieselben begründet, nimmt er die Berich-
tigung vor.

(4) Wenn der Präsident des Landtages die geforderte Berichtigung für nicht begründet hält, steht
es dem Landtagsabgeordneten, welcher sie verlangt hat, frei, in der nächsten Sitzung einen schriftlichen
Antrag auf Berichtigung zu stellen.

(5) Über eine unter Ausschluß der Öffentlichkeit abgehaltene Sitzung wird eine eigene Verhand-
lungsschrift verfaßt und noch in derselben Sitzung vorgelegt und genehmigt; ob sie veröffentlicht
wird, hängt von dem noch während des Ausschlusses der Öffentlichkeit gefaßten Beschluß des Land-
tages ab.
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§ 77
Sitzungsberichte

(1) Über die öffentlichen Sitzungen des Landtages werden von Bediensteten der Landtagsdirektion
an Hand von elektronischen Aufnahmen oder stenographischen Aufzeichnungen Sitzungsberichte
(Wortprotokolle) verfasst und vervielfältigt herausgegeben. Sie haben die vollständige Darstellung
der Verhandlungen zu enthalten. Der Wortlaut von Gesetzen ist nicht aufzunehmen, sondern nur ein
entsprechender Hinweis.

(2) Jeder Redner erhält vor der Vervielfältigung seiner Ausführungen den Sitzungsbericht zwecks
allfälliger Vornahme stilistischer Änderungen übermittelt. Werden innerhalb von acht Tagen keine
Einwendungen erhoben, ist der Sitzungsbericht zu vervielfältigen. Werden Einwendungen erhoben
und tritt der Präsident des Landtages diesen nicht bei, dann sind sie in ihrem vollen Wortlaut
anzumerken.

(3) Änderungen im Text von Beschlüssen können auf gemeinsamen Beschluß der Präsidenten des
Landtages zur Behebung von Formfehlern, stilistischen oder sinnstörenden Fehlern vorgenommen
werden; für Gesetzesbeschlüsse gilt dies nur insoweit, als sie noch nicht verlautbart sind.

(4) Die im § 20 angeführten Verhandlungsgegenstände mit Ausnahme der Ersuchen um Zustim-
mung zur behördlichen Verfolgung von Landtagsabgeordneten, der Ersuchen um Ermächtigung zur
Verfolgung von Personen wegen Beleidigung des Landtages und der Bittschriften und Eingaben wer-
den als Beilagen zu den Wortprotokollen herausgegeben. Dasselbe gilt für die schriftlichen Anfragen
und Anfragebeantwortungen sowie die Berichte der Ausschüsse bzw. Minderheitsberichte.

(5) Die Wortprotokolle und ihre Beilagen sind den Landtagsabgeordneten zuzumitteln.

IX. GEBARUNGSKONTROLLE DES LANDEs

§ 78
Landes-Rechnungshofausschuss

(1) Der Landes-Rechnungshofausschuss besteht aus dem Obmann, dem Obmann-Stellvertreter und
sieben weiteren Mitgliedern. Diese werden vom Landtag aus seiner Mitte nach den Grundsätzen der
Verhältniswahl unter Bedachtnahme darauf, daß dem Landes-Rechnungshofausschuss mindestens ein
Mitglied jeder im Landtag vertretenen Partei angehören muß, wie folgt gewählt:

1. a) Der Obmann wird auf Vorschlag jener an Stimmen stärksten im Landtag vertretenen Partei
gewählt, der kein Mitglied in der Landesregierung zukommt.

b) Der Obmann-Stellvertreter wird auf Vorschlag der an Stimmen zweitstärksten im Landtag
vertretenen Partei gewählt, der kein Mitglied in der Landesregierung zukommt.

c) Ist nur eine Partei nicht in der Landesregierung vertreten, so wird der Obmann auf Vorschlag
dieser und der Obmann-Stellvertreter auf Vorschlag der im Landtag an Stimmen schwächsten
in der Landesregierung vertretenen Partei gewählt.

d) Sind alle im Landtag vertretenen Parteien auch in der Landesregierung vertreten, dann wird
der Obmann auf Vorschlag der im Landtag an Stimmen schwächsten Partei und der Obmann-
Stellvertreter auf Vorschlag der im Landtag an Stimmen zweitschwächsten Partei gewählt.

2. Für die Wahl des Obmannes und des Obmann-Stellvertreters und der sieben weiteren Mitglieder
gelten im übrigen die Bestimmungen des § 38 sinngemäß.

3. Für den Obmann, den Obmann-Stellvertreter sowie jedes weitere Mitglied ist in gleicher Weise
ein Ersatzmitglied zu bestellen. Der Landes-Rechnungshofausschuss wählt aus seiner Mitte
einen Ersten und Zweiten Schriftführer.

(2) Erstattet eine Partei, der gemäß Absatz 1 Mitglieder im Landes-Rechnungshofausschuss zukom-
men, keinen oder nur einen ungültigen Wahlvorschlag, dann werden die betreffenden Mitglieder des
Landes-Rechnungshofausschusses auf Vorschlag der übrigen anspruchsberechtigten Parteien in der
Reihenfolge absteigender Stimmenstärke mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt. Für den Fall, dass
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es keine stimmenschwächere Partei gibt oder erstattet auch diese keinen oder nur einen ungültigen
Wahlvorschlag so geht das Wahlvorschlagsrecht auf die Parteien in aufsteigender Stimmenstärke über.
In beiden Fällen werden die so gewählten Mitglieder denjenigen Parteien zugerechnet, denen nach
dem Grundsatz der Verhältniswahl das Wahlvorschlagsrecht zugekommen wäre.

(3) Die Stellung eines Mitgliedes der Landesregierung ist mit der Stellung eines Mitgliedes oder
eines Ersatzmitgliedes des Landes-Rechnungshofausschusses unvereinbar.

(4) Der Landes-Rechnungshofausschuss ist nur dem Landtag verantwortlich. Seine Mitglieder sind
zur Geheimhaltung über alle ihnen ausschließlich auf Grund ihrer Tätigkeit im Landes-Rechnung-
shofausschuss bekanntgewordenen Tatsachen verpflichtet, soweit und solange deren Geheimhaltung
im überwiegend berechtigten Interesse einer Gebietskörperschaft oder der Parteien geboten ist, wenn
sie davon nicht vom Landes-Rechnungshofausschuss selbst entbunden sind.

(4a) Bei den Sitzungen des Landes-Rechnungshofausschusses ist lediglich die Anwesenheit der
Ausschussmitglieder, des Landtagsdirektors und seines Stellvertreters sowie des Landesamtsdirektors
zulässig.

(5) Die Mitglieder des Landes-Rechnungshofausschuss behalten ihre Funktion, bis ein neugewählter
Landtag den Landes-Rechnungshofausschuss gewählt hat. Der Landes-Rechnungshofausschuss ist in
der ersten Sitzung des Landtages zu wählen.

(6) Die Sitzungen des Landes-Rechnungshofausschusses sind vertraulich. Der Landes-Rechnung-
shofausschuss kann durch einen mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der abgegebenen
Stimmen gefaßten Beschluß die Vertraulichkeit aufheben.

(7) Die Mitglieder der Landesregierung und die Präsidenten des Landtages sind verpflichtet, über
Einladung des Obmannes (Obmann-Stellvertreters) des Landes-Rechnungshofausschusses an den
Sitzungen des Landes-Rechnungshofausschusses zur Erteilung von Auskünften und Aufklärungen
teilzunehmen. Der Direktor des Landes-Rechnungshofs hat an den Beratungen des Landes-Rechnung-
shofausschusses über die dem Landtag übermittelten Berichte des Landes-Rechnungshofs
teilzunehmen; er hat das Recht, in den Beratungen des Ausschusses bei Behandlung dieser Berichte
gehört zu werden und deren Inhalt kurz darstellen. Der Landes-Rechnungshofausschuss hat das Recht,
Landesbedienstete zur Erteilung von Auskünften und Aufklärungen den Sitzungen des Landes-Rech-
nungshofausschusses beizuziehen.

§ 79
Einberufung und Beschlussfähigkeit

(1) Der Landes-Rechnungshofausschuss ist nach Bedarf vom Obmann oder bei Verhinderung vom
Stellvertreter, so einzuberufen, dass er in angemessener Frist zusammentreten kann. Er ist verpflichtet,
den Ausschuss zu einer Sitzung einzuberufen, wenn dies von mindestens zwei Mitgliedern des Lan-
des-Rechnungshofausschusses verlangt oder vom Direktor des Landes-Rechnungshofes beantragt
wird. Wenn der Obmann, bei Verhinderung der Stellvertreter, die Einberufung nicht fristgerecht vorn-
immt, ist diese vom Präsidenten des Landtages vorzunehmen. Diesem obliegt in diesem Fall die Fes-
tlegung der Tagesordnung (Abs. 3). Er ist verpflichtet Verlangen nach Abs. 3 nachzukommen.

(2) Der Landes-Rechnungshofausschuss beschließt mit einfacher Stimmenmehrheit. Er ist
beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder (Ersatzmitglieder) anwesend sind. Den Vorsitz führt
der Obmann; im Fall seiner Verhinderung wird er von seinem Stellvertreter vertreten. Bei gleichzeit-
iger Verhinderung von Obmann und Stellvertreter obliegt die Vorsitzführung dem an Lebensjahren
ältesten anwesenden Mitglied des Ausschusses.

(3) Die Tagesordnung wird von jener Person festgelegt, welche zur Sitzung eingeladen hat. Min-
destens zwei Mitglieder des Landes-Rechnungshofausschusses können schriftlich bei dieser verlangen,
dass ein Tagesordnungspunkt auf die Tagesordnung gesetzt wird. Dem Verlangen ist nachzukommen.

(4) Zur Anhörung der Bewerber für die Funktion des Direktors des Landes-Rechnungshofes durch
die Mitglieder des Landes-Rechnungshofausschusses hat der Präsident des Landtages einzuladen.
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X. ORDNUNGSBESTIMMUNGEN

§ 80
Ordnungsbefugnisse des Präsidenten des Landtages

(1) Der Präsident kann im Zuge der Beratungen auch während der Rede eines zur Teilnahme an
den Beratungen Berechtigten das Wort ergreifen.

(2) Sobald der Präsident zu sprechen beginnt, hat der Redner seine Rede solange zu unterbrechen,
bis der Präsident seine Ausführungen beendet hat, widrigenfalls ihm das Wort entzogen werden kann.

(3) Abweichungen vom Gegenstand ziehen den Ruf des Präsidenten „zur Sache“ nach sich. Nach
dem dritten Ruf „zur Sache“ kann der Präsident dem Redner das Wort entziehen.

(4) Wurde einem Redner wegen Abweichung vom Gegenstand das Wort entzogen, so kann der
Landtag ohne Debatte beschließen, daß er den Redner dennoch hören will.

(5) Wenn jemand, der zur Teilnehme an den Beratungen des Landtages berechtigt ist, den Anstand
oder die Sitte verletzt oder beleidigende Äußerungen gebraucht, spricht der Präsident die Mißbilligung
darüber durch den Ruf „zur Ordnung“ aus. Im besonderen kann der Präsident die Rede unterbrechen
und einem Redner nach dem dritten Ruf „zur Ordnung“ das Wort entziehen.

(6) Wenn jemand, der zur Teilnahme an den Beratungen des Landtages berechtigt ist, Anlaß zum
Ordnungsruf gegeben hat, kann dieser vom Präsidenten auch am Schluß derselben Sitzung oder am
Beginn der nächsten Sitzung ausgesprochen werden.

(7) Ein Ruf „zur Sache“ oder „zur Ordnung“ kann von jedem, der zur Teilnahme an den Beratungen
berechtigt ist, vom Präsidenten verlangt werden. Der Präsident entscheidet hierüber endgültig.

§ 81
Abordnungen

Abordnungen werden weder zu den Verhandlungen des Landtages noch seiner Ausschüsse zuge-
lassen.

XI. SCHLUSSBESTIMMUNGEN

§ 82
Änderung der Geschäftsordnung

Dieses Gesetz kann nur auf Grund von selbständigen Anträgen von Landtagsabgeordneten geändert
werden. Solche Anträge sind nach Durchführung der ersten Lesung einer Ausschußberatung zu un-
terziehen. Der Ausschuß hat schriftlich Bericht zu erstatten.

§ 83
Geschlechtsspezifische Bezeichnungen

Personenbezogene Bezeichnungen, die in diesem Gesetz nur in der männlichen Form verwendet
werden, gelten für Frauen in ihrer jeweiligen weiblichen Form.

§ 84
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 4. Oktober 1982 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt das Gesetz vom 25. April 1924, betreffend die Geschäftsordnung des Burgen-

ländischen Landtages, LGBl. Nr. 27 i. d.g.F. außer Kraft.
(3) (Verfassungsbestimmung) Gleichzeitig treten die Bestimmungen der §§ 28 D und 80 A des

Gesetzes vom 25. April 1924, betreffend die Geschäftsordnung des Burgenländischen Landtages,
LGBl. Nr. 27 i. d.g.F. außer Kraft.

(4) Die Bestimmungen des Gesetzes LGBl. Nr. 74/2005 treten mit Beginn der XIX. Gesetzge-
bungsperiode in Kraft.
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(5) Das Inhaltsverzeichnis, § 10, § 11 Abs. 4, §§ 13, 14 Abs. 2, § 18 Abs. 2, § 19 Abs. 2, § 20 Abs. 1,
§ 27 Abs. 2, § 28a Abs. 1, § 29 Abs. 3, 4, 6, 6a, 7 und 9, § 30 Abs. 5, § 31 Abs. 6, § 31a Abs. 5, § 32
Abs. 2, die Überschrift zu § 34, § 34 Abs. 1, §§ 36, 40 Abs. 3 und 3a, § 45 Abs. 6, § 53 Abs. 4, § 54
Abs. 4, § 56 Abs. 5, 7 und 10, § 58 Abs. 1, § 60 Abs. 1, § 63 Abs. 1, § 64 Abs. 1 und 2, § 66 Abs. 2,
§ 67 Abs. 2, § 70 Abs. 6, § 73 Abs. 2 und 5, §§ 78 und 79 sowie die Überschrift zu § 84 in der Fassung
des Gesetzes LGBl. Nr. 76/2013 treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft; gleichzeitig
entfallen § 64 Abs. 3 und § 69 Abs. 2, 4 und 5.

(6) Für das Inkrafttreten der durch das Gesetz LGBl. Nr. 5/2015 eingefügten oder neu gefassten
Bestimmungen gilt Folgendes:

1. § 3 Abs. 1 und § 5 Abs. 7 treten mit 1. Jänner 2015 in Kraft.
2. § 8 tritt mit Ablauf des Tages der Wahl des Landtages für die XXI. Gesetzgebungsperiode in

Kraft und ist erstmals bei der Wahl der Landesregierung für die XXI. Gesetzgebungsperiode
anzuwenden. Die Wahl der Mitglieder der Landesregierung in der XX. Gesetzgebungsperiode
ist nach den bis zum Inkrafttreten der Novelle LGBl. Nr. 5/2015 geltenden Bestimmungen
durchzuführen.

3. § 10 Abs. 3 und 6, § 17 Abs. 4 bis 6, § 20 Abs. 1, § 36, § 42 Abs. 6, § 53, § 71 Abs. 8, 9 und 10,
§ 74 Abs 1 und 4 sowie § 78 Abs. 1 Z 1 lit. a und lit. b treten mit Beginn der XXI. Gesetzge-
bungsperiode des Landtages in Kraft.

(7) Für das Inkrafttreten des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020 gilt Folgendes:
1. die Änderungen des § 5, § 6 Abs. 2 und § 74 Abs. 4 treten mit Ablauf des Tages der Wahl des

Landtages für die XXIII. Gesetzgebungsperiode des Landtages in Kraft und sind erstmals bei
der Wahl der Präsidenten für die XXIII. Gesetzgebungsperiode des Landtages anzuwenden.

2. § 10 Abs. 3 tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. Abweichend von § 10
Abs. 1 ist die Konstituierung eines Klubs für die XXII. Gesetzgebungsperiode des Landtages
nicht nur spätestens einen Monat vom Tag des ersten Zusammentritts des Landtages an gerech-
net möglich, sondern zugleich auch binnen eines Monats ab der Kundmachung dieses Gesetzes
LGBl. Nr. 43/2020.

3. § 10 Abs. 6, § 12 Abs. 6 und 9, § 14 Abs. 3, § 28 Abs. 2 und 3, § 28a, § 29 Abs. 5, § 31, § 35
Abs. 5, § 41 Abs. 1, § 51 Abs. 2a und 2b, § 55 Abs. 1, § 56 Abs. 3a, § 72 Abs. 1 und § 78
Abs. 4a treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(8) § 53 und Anlage 1 in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 54/2020 treten mit dem der Kund-
machung folgenden Tag in Kraft.

(9) Das Inhaltsverzeichnis, § 5 Abs. 6, § 10 Abs. 7, § 17 Abs. 4, § 22 Abs. 9, § 24 Abs. 4 und 5,
die Überschrift zu § 28a, § 28a Abs. 1, 3 bis 8, §§ 28b bis 28d, § 29 Abs. 6, § 30 Abs. 1, § 31a Abs. 5,
§ 58 Abs. 1, 3 bis 5, § 71 Abs. 10, § 78 Abs. 4 sowie die Anlage 1 in der Fassung des Gesetzes LGBl.
Nr. 54/2025 treten mit 1. September 2025 in Kraft.
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Anlage 1
. 
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2. Abschnitt 
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4. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen zur Beweisaufnahme

§ 15 Beweisaufnahme
§ 16 Grundsätzlicher Beweisbeschluss
§ 17 Ergänzende Beweisanforderungen
§ 18 Unterrichtung über Beweisbeschlüsse und ergänzende Beweisanforderungen
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§ 23 Unzulässigkeit der Befragung als Auskunftsperson
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§ 27 Belehrung der Auskunftspersonen
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§ 34 Vertrauensperson

6. Abschnitt 
Sonstige Maßnahmen der Beweisaufnahme

§ 35 Schriftliche Äußerungen
§ 36 Beweiserhebungen und Vorlage von Akten und Unterlagen durch Behörden
§ 37 Beweis durch Sachverständige
§ 38 Bestellung zum und Stellung als Sachverständiger
§ 39 Einsichtnahme in Akten und Unterlagen durch Sachverständige
§ 40 Augenschein

7. Abschnitt 
Ende der Beweisaufnahme und Berichterstattung

§ 41 Ende der Beweisaufnahme
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8. Abschnitt 
Kostenersatz

§ 43 Kostenersatz für Verfahrensrichter und Verfahrensanwalt
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9. Abschnitt 
Sanktionen

§ 46 Beugemittel
§ 47 Strafbestimmungen

1. Abschnitt
Einrichtung von Untersuchungsausschu ̈ssen

§ 1
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses

(1) Zur Untersuchung bestimmter abgeschlossener Vorgänge aus dem Bereich der Landesverwal-
tung einschließlich der Tätigkeiten von Organen des Landes, durch die das Land, unabhängig von der
Höhe der Beteiligung, wirtschaftliche Beteiligungs- und Aufsichtsrechte wahrnimmt, kann der Landtag
durch Beschluss einen Untersuchungsausschuss einsetzen. Ebenso ist auf schriftliches Verlangen eines
Viertels der Mitglieder des Landtages ein solcher Untersuchungsausschuss einzusetzen.

(2) Die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses durch Beschluss des Landtages ist unzulässig,
solange ein durch Beschluss des Landtages eingesetzter Untersuchungsausschuss seine Tätigkeit nicht
abgeschlossen hat. Ebenso ist ein von mindestens einem Viertel der Mitglieder des Landtages
unterstuẗztes Verlangen auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses unzulässig, solange ein durch
Verlangen von mindestens einem Viertel der Mitglieder des Landtages eingesetzter Untersuchungs -
aus schuss seine Tätigkeit noch nicht abgeschlossen hat. Die zeitgleiche Unterstützung mehrerer Un-
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tersuchungsausschüsse durch einen Landtagsabgeordneten ist nicht zulässig. Jedenfalls unzulässig ist
die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses wenn kein Bezug zur laufenden oder zu den beiden
unmittelbar vorangegangenen Gesetzgebungsperioden gegeben ist.

(3) Ein Antrag auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses hat ebenso wie ein Verlangen auf
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses den Gegenstand der Untersuchung genau zu bezeichnen.

(4) Die Einsetzung des Untersuchungsausschusses nach §1 Abs. 1 letzter Satz obliegt dem Präsi-
denten des Landtages nach Beratung durch die Präsidialkonferenz.

(5) Innerhalb von fu ̈nf Werktagen nach Einlangen des Verlangens auf Einsetzung eines Unter-
suchungsausschusses in der Landtagsdirektion hat der Präsident des Landtages die Präsidialkonferenz
zur Beratung einzuberufen. Die Beratung hat sich auf die Frage der Zulässigkeit des Antrages im
Sinne des Abs. 6 zu beziehen.

(6) Nach Beratung der Präsidialkonferenz und unter Bedachtnahme auf begründete Bedenken, die in der
Präsidialkonferenz geäußert wurden, hat der Präsident des Landtages ein Verlangen auf Einsetzung eines Un-
tersuchungsausschusses unverzug̈lich wegen Unzulässigkeit zurückzuweisen, wenn es eine Angelegenheit
zum Gegenstand hat, die nicht zum Bereich der Landesverwaltung zählt, wenn es nicht von einem Viertel der
Mitglieder des Landtages unterfertigt ist oder wenn es eingebracht wird, solange die Tätigkeit eines auf Grund
eines Verlangens von mindestens einem Viertel der Mitglieder des Landtages eingesetzten Untersuchungsauss-
chusses nicht beendet ist. Der Präsident des Landtages hat - wenn die Bekanntgabe nicht in einer Sitzung des
Landtages erfolgt - die Mitglieder des Landtages von der Zurückweisung eines Antrages und vom hiefür
maßgeblichen Grund unverzug̈lich schriftlich zu verständigen.

(7) Ist ein Verlangen auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses nicht nach Abs. 6 zurückzu -
weisen, hat der Präsident des Landtages den Untersuchungsausschuss unverzüglich einzusetzen und
die im Landtag vertretenen Parteien zugleich aufzufordern, Mitglieder des Landtages in den Unter-
suchungsausschuss nach Maßgabe des § 2 zu entsenden.

(8) Ein Beschluss gemäß Abs. 6, mit dem das Verlangen auf Einsetzung eines Untersuchungsausschusses
zuruc̈kgewiesen wird, kann gemäß § 20a des Burgenländischen Landesverwaltungsgerichtsge setzes beim
Landesverwaltungsgericht Burgenland angefochten werden. Erachtet das Lan   des  verwaltungsgericht einen
Beschluss gemäß Abs. 6 fur̈ rechtswidrig, hat der Präsident des Landtages unverzug̈lich die erforderlichen
Beschlus̈se gemäß Abs. 7 zu fassen.

(9) Der Präsident des Landtages hat - wenn die Bekanntgabe nicht in einer Sitzung des Landtages
erfolgt - die Mitglieder des Landtages von der Wirksamkeit und dem Tag der Einsetzung des Unter-
suchungsausschusses unverzüglich schriftlich zu verständigen.

(10) Ein Verlangen gemäß Abs. 1 kann bis zur Einsetzung des Untersuchungsausschusses und der
Aufforderung an die im Landtag vertretenen Parteien gemäß Abs. 7 zurückgezogen werden.

§ 2
Mitglieder des Untersuchungsausschusses

(1) Die Zahl der Mitglieder eines Untersuchungsausschusses und seine fraktionelle Zusammenset-
zung entspricht jener des Hauptausschusses.

(2) Nach Maßgabe der ihnen zustehenden Zahl an Ausschussmitgliedern hat jede im Landtag
vertretene Partei dem Präsidenten des Landtages eine Liste der in den Untersuchungsausschuss zu
entsendenden Mitglieder und Ersatzmitglieder zu übermitteln, die von mehr als der Hälfte der Land-
tagsabgeordneten jener Partei, die den Wahlvorschlag übermittelt, unterschrieben sein muss; diese
gelten damit als entsendet. Sollte eine Partei keine Mitglieder und Ersatzmitglieder entsenden, hindert
dies nicht die Aufnahme der Tätigkeit des Ausschusses, sofern mindestens zwei Drittel der Auss-
chussmitglieder entsendet wurden.

(3) Der Präsident des Landtages hat die Mitglieder des Untersuchungsausschusses dem Landtag in
der auf die Entsendung folgenden Sitzung bekannt zu geben.

(4) Scheidet ein Mitglied des Untersuchungsausschusses aus, gelten fur̈ eine neuerliche Entsendung
die Abs. 2 und 3.
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2. Abschnitt
Organe von Untersuchungsausschu ̈ssen

§ 3
Vorsitzender des Untersuchungsausschusses

(1) Der Präsident des Landtages ist Vorsitzender des Untersuchungsausschusses.
(2) Der Präsident kann sich in der Vorsitzfu ̈hrung wahlweise durch den Zweiten oder den Dritten
Präsidenten vertreten lassen und ihnen auch Aufgaben gemäß § 4 Abs. 1 und 2 übertragen.
(3) Der Vorsitzende ist im Untersuchungsausschuss nicht stimmberechtigt. Er wird auf die Zahl der
gemäß § 2 entsendeten Mitglieder nicht angerechnet.

§ 4
Aufgaben des Vorsitzenden

(1) Der Vorsitzende führt den Vorsitz in den Sitzungen des Untersuchungsausschusses. Er hat sich
bei der Vorsitzfuḧrung und bei der Durchfuḧrung der Befragung von Auskunftspersonen und Sachver-
ständigen mit dem Verfahrensrichter zu beraten; bei seinen Entscheidungen hat der Vorsitzende die
Rechtsmeinung des Verfahrensrichters gebührend zu berücksichtigen. In allen Verfahrensfragen ist
nach Möglichkeit das Einvernehmen mit den Mitgliedern des Untersuchungsausschusses herzustellen.

(2) Der Vorsitzende hat die Tagesordnung festzulegen und den Untersuchungsausschuss zu seinen
Sitzungen einzuberufen, die Sitzungen des Untersuchungsausschusses zu eröffnen und zu schließen,
die Verhandlungen des Untersuchungsausschusses sowie die Befragung von Auskunftspersonen und
Sachverständigen zu leiten, die Reihung der Befragung vorzunehmen. Ebenso obliegt ihm die Wahr -
nehmung der Ordnungsbefugnisse, insbesondere hat er für die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ord-
nung während der Sitzung zu sorgen. Der Vorsitzende hat nach Beratung mit dem Verfahrensrichter
einen Arbeitsplan vorzubereiten und diesen dem Untersuchungsausschuss vorzulegen. Der Vorsitzende
ist berechtigt, die Sitzungen zu unterbrechen, er hat sie zu unterbrechen, wenn dies ein Drittel der
Mitglieder des Untersuchungsausschusses oder der Verfahrensanwalt verlangt.

(3) Der Vorsitzende hat die Öffentlichkeit regelmäßig über den Fortgang der Untersuchung zu in-
formieren.

§ 5
Bestellung des Verfahrensrichters und des Verfahrensanwaltes

(1) Fu ̈r die Dauer der Gesetzgebungsperiode hat der Präsident des Landtages nach Beratung in der
Präsidialkonferenz und nach Einholung von Vorschlägen der in Betracht kommenden Interessen-
vertretungen eine ständige Liste von Personen zu führen, die die persönlichen Voraussetzungen für
die Funktion des Verfahrensrichters oder des Verfahrensanwaltes erfu ̈llen. Der Präsident hat diese
Personen um Zustimmung zu ersuchen und gegebenenfalls die vorgesetzte Stelle zu unterrichten. Die
Liste ist zu veröffentlichen.

(2) Sofern die Erstellung einer Liste von Verfahrensrichtern nach Abs. 1 nicht möglich ist, hat der
Präsident des Landesgerichtes Eisenstadt dem Landtag binnen drei Wochen auf Ersuchen des Präsi-
denten 15 Richter zu benennen.

(3) Der Verfahrensrichter, der Verfahrensanwalt und deren jeweiligen Stellvertreter sind vom Un-
tersuchungsausschuss mit mehr als der Hälfte der abgegebenen Stimmen zu wählen. Der Wahlvor -
schlag ist auf Grund der Liste gemäß Abs. 1 von der Präsidialkonferenz zu erstatten.

(4) Der Untersuchungsausschuss kann den Verfahrensrichter, den Verfahrensanwalt sowie deren
jeweiligen Stellvertreter auf Vorschlag des Vorsitzenden abwählen.

§ 6
Voraussetzungen für die Bestellung und Stellung als Verfahrensrichter

(1) Zum Verfahrensrichter und seinem Stellvertreter können nur Personen bestellt werden, die
gemäß Art. 86 Abs. 1 B-VG zum Richter ernannt worden sind. Sie müssen sich im dauernden Ruhe-
stand befinden oder fur̈ die Dauer des Untersuchungsausschusses gemäß § 75d des Richter- und Staat-
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sanwalt-schaftsdienstgesetzes, BGBl. Nr. 305/1961, in der Fassung des Bundesgesetz BGBl. I Nr.
112/2019, dienstfrei gestellt sein. Ebenso können zum Verfahrensrichter und seinem Stellvertreter
Personen bestellt werden, die gemäß Art. 134 B-VG Mitglieder oder ehemalige Mitglieder des Ver-
waltungsgerichtshofes sind, sowie Personen, die gemäß Art. 147 B-VG Mitglieder oder ehemalige
Mitglieder des Verfassungsgerichtshofes sind.

(2) Der Verfahrensrichter und sein Stellvertreter müssen durch ihre beruflichen Fähigkeiten und
Erfahrungen Gewähr dafür bieten, dass sie unabhängig von den Fraktionen des Untersuchungsaus -
schusses für die Einhaltung der Verfahrensregeln Sorge tragen und ihre Position im Interesse des
Grundrechts- und Persönlichkeitsschutzes sowohl unmittelbar als auch mittelbar vom Verfahren be-
troffener Personen ausüben.

(3) Im Fall der Verhinderung oder des vorzeitigen Endes seiner Tätigkeit bis zur Neuwahl wird
der Verfahrensrichter durch seinen Stellvertreter vertreten.

(4) Dem Verfahrensrichter und seinem Stellvertreter gebu ̈hrt fu ̈r ihre jeweilige Tätigkeit eine
Vergütung gemäß § 43, sofern nicht Unentgeltlichkeit vereinbart wird.

(5) Der Verfahrensrichter hat bei allen Sitzungen des Untersuchungsausschusses anwesend zu sein.
Er kann in alle dem Untersuchungsausschuss vorliegenden Akten und Unterlagen Einsicht nehmen.

§ 7
Aufgaben des Verfahrensrichters

(1) Der Verfahrensrichter nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen des Untersuchungs-auss-
chusses teil. Er hat sich zur Wahrung seiner Aufgaben unverzüglich an den Vorsitzenden zu wenden.
Erforderlichenfalls hat der Vorsitzende die Befragung zu unterbrechen.

(2) Der Verfahrensrichter hat den Untersuchungsausschuss bei der Bestimmung des Gangs der Be-
weisaufnahme und der Handhabung der Verfahrensordnung zu unterstu ̈tzen, auf die Erforschung des
für die Untersuchung maßgebenden Sachverhalts hinzuwirken und sich bei der Beratung des Auss-
chusses von der Beachtung der Gesetzmäßigkeit und Rücksichten auf möglichste Zweckmäßigkeit,
Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis der Beweisaufnahme leiten zu lassen.

(3) Der Verfahrensrichter belehrt die Auskunftspersonen und die Sachverständigen ub̈er ihre Rechte
und Pflichten und führt im Auftrag des Vorsitzenden die Erstbefragung gemäß § 28 durch. Er kann
gemäß§ 29 Abs. 3 ergänzende Fragen an die Auskunftsperson und den Sachverständigen richten. Er
hat den Vorsitzenden auf unzulässige Fragen gemäß § 30 hinzuweisen sowie ihn in allen Verfahrens-
fragen zu beraten und kann den Ausschluss der Öffentlichkeit gemäß § 11 Abs. 3 beantragen.

(4) Der Verfahrensrichter hat tunlichst während der Dauer der Beweisaufnahme, jedenfalls unver-
züglich nach dem Ende derselben (§ 15 Abs. 3, § 41) einen schriftlichen Feststellungsbericht zu er-
stellen und diesen zugleich an den Vorsitzenden und die Mitglieder des Untersuchungsausschusses
zu übermitteln. Der Feststellungsbericht hat neben dem Verlauf des Verfahrens eine zusammen-
fassende Darstellung der Beweisaufnahme zu enthalten.

§ 8
Voraussetzungen für die Ernennung und Stellung als Verfahrensanwalt

(1) Zum Verfahrensanwalt und seinem Stellvertreter kann bestellt werden, wer durch seine beru-
flichen Fähigkeiten und Erfahrungen Gewähr dafür bietet, dass er unabhängig von den Fraktionen des
Untersuchungsausschusses für die Einhaltung der Verfahrensregeln Sorge trägt und seine Position im
Interesse des Grundrechts- und Persönlichkeitsschutzes ausübt. Sie müssen mindestens fünf Jahre in
einem Beruf tätig gewesen sein, in dem der Abschluss des Studiums der Rechtswissenschaften oder
der rechts- und staatswissenschaftlichen Studien Berufsvoraussetzung ist.

(2) Im Fall der Verhinderung wird der Verfahrensanwalt durch seinen Stellvertreter vertreten.
(3) Dem Verfahrensanwalt und seinem Stellvertreter gebu ̈hrt für ihre jeweilige Tätigkeit eine

Vergütung gemäß § 43, sofern nicht Unentgeltlichkeit vereinbart wird.
(4) Der Verfahrensanwalt und sein Stellvertreter können bei allen Sitzungen des Untersuchungs-
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ausschusses anwesend sein und in alle dem Untersuchungsausschuss vorliegenden Akten und Unter-
lagen Einsicht nehmen.

§ 9
Aufgaben des Verfahrensanwaltes

(1) Der Verfahrensanwalt nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen des Untersuchungs-
ausschusses teil. Er hat sich zur Wahrung seiner Aufgaben unverzug̈lich an den Vorsitzenden zu wen-
den. Erforderlichenfalls hat der Vorsitzende die Befragung zu unterbrechen.

(2) Der Verfahrensanwalt hat den Vorsitzenden oder den Verfahrensrichter jederzeit unverzüglich
auf Verletzungen der Verfahrensordnung sowie auf Eingriffe in die Grund- oder Persönlichkeitsrechte
einer Auskunftsperson hinzuweisen.

(3) Der Verfahrensanwalt hat unverzüglich auf Gründe für den Ausschluss der Öffentlichkeit gemäß
§ 11 Abs. 3 und auf das Vorliegen von Aussageverweigerungsgründen gemäß §§ 32 und 33 hinzuweisen.

(4) Der Verfahrensanwalt hat Auskunftspersonen vor und während einer Befragung im Unter-
suchungsausschuss die Möglichkeit zur vertraulichen Beratung zu geben. Zu diesem Zweck kann er
auch eine Unterbrechung der Sitzung verlangen.

(5) Der Verfahrensanwalt ist zur Verschwiegenheit ub̈er die ihm anvertrauten Angelegenheiten und
die ihm sonst in dieser Eigenschaft bekanntgewordenen Tatsachen, deren Geheimhaltung im überwiegen-
den berechtigten Interesse einer Auskunftsperson gelegen ist, verpflichtet. Er hat in gerichtlichen und
sonstigen behördlichen Verfahren nach Maßgabe der verfahrensrechtlichen Vorschriften das Recht auf
diese Verschwiegenheit.

§ 10
Beratung über Hinweise des Verfahrensrichters oder des Verfahrensanwaltes

Trägt der Vorsitzende den Hinweisen des Verfahrensrichters oder des Verfahrensanwaltes nicht
Rechnung, so hat jedes Mitglied des Untersuchungsausschusses das Recht, eine Beratung in zumindest
vertraulicher Sitzung gemäß § 12 zur Klärung dieser Frage zu verlangen. Der Vorsitzende gibt seine
nach dieser Beratung getroffene Entscheidung unter Angabe der Gründe zu Beginn der fortgesetzten
Beratung oder Befragung bekannt.

3. Abschnitt
Arbeitsweise von Untersuchungsausschu ̈ssen

§ 11
Medienöffentliche und vertrauliche Sitzungen

(1) Bei der Anhörung von Auskunftspersonen und Sachverständigen wird Medienvertretern vom
Vorsitzenden nach Maßgabe der räumlichen Möglichkeiten Zutritt gewährt. Ton- und Bildaufnahmen
sind ausschließlich für Zwecke der Protokollierung gemäß § 13 und der Übertragung innerhalb der
Landtagsgebäudes gestattet.

(2) Die Medienöffentlichkeit ist auszuschließen, wenn
1. überwiegende schutzwürdige Interessen der Allgemeinheit, der Auskunftsperson oder Dritter

dies gebieten,
2. es zum Schutz von Betriebs- oder Geschäftsgeheimnissen notwendig ist oder
3. der Ausschluss der Öffentlichkeit im Interesse der Erlangung einer wahrheitsmäßigen Aussage

erforderlich erscheint.
(3) Der Vorsitzende entscheidet über den Ausschluss der Öffentlichkeit aus eigenem, auf Antrag

des Verfahrensrichters, eines Mitglieds, einer Auskunftsperson oder des Verfahrensanwalts.
(4) Der Inhalt nicht medienöffentlicher Sitzungen der Untersuchungsausschüsse ist vertraulich und

als geheim zu qualifizieren. Die Mitglieder des Untersuchungsausschusses und die sonstigen an
nichtöffentlichen Sitzungen des Untersuchungsausschusses beteiligten Personen sind vom Präsidenten
des Landtages auf die Wahrung der Vertraulichkeit zu vereidigen. Die Verhandlungsschriften über
Sitzungen, deren Inhalt vertraulich ist, sind ebenso wie alle anderen ausschließlich in nichtöffentlichen

VERFAHRENSORDNUNG FU ̈R UNTERSUCHUNGSAUSSCHU ̈SSE



Sitzungen behandelten Dokumente und verbreiteten Informationen als geheim zu qualifizieren und
dürfen nur den Ausschussmitgliedern übermittelt werden. Die von Rechtsträgern vorgelegten Akten
dürfen nicht veröffentlicht werden.

(5) Die Befragung von Auskunftspersonen kann in vertraulicher Sitzung stattfinden. Bei der Be-
fragung von öffentlich Bediensteten ist eine Mitteilung gemäß § 24 zu berücksichtigen.

(6) Auf Beschluss des Untersuchungsausschusses dürfen
1. von Mitgliedern des Untersuchungsausschusses namhaft gemachte Personen, die zur Unter -

stützung der Mitglieder des Untersuchungsausschusses beschäftigt und in deren Auftrag tätig
sind, sowie

2. von den Klubs namhaft gemachte Personen
zum Zweck der Unterstützung der Mitglieder des Untersuchungsausschusses bei der Wahrnehmung
ihrer Aufgabe in als vertraulich zu qualifizierende Verhandlungsschriften und Akten Einsicht nehmen.
Gemäß Z 1 oder 2 namhaft gemachte Personen sind vom Präsidenten des Landtages auf die Wahrung
der Vertraulichkeit zu vereidigen.

§ 12
Beratungen des Untersuchungsausschusses

Die Beratungen des Untersuchungsausschusses sind, soweit er nicht anderes beschließt, vertraulich.

§ 13
Verhandlungsschrift

(1) Über die Sitzungen des Untersuchungsausschusses wird eine amtliche Verhandlungsschrift
geführt. § 49 Geschäftsordnung des Burgenländischen Landtages ist mit der Maßgabe anzuwenden,
dass

1. Schriftstücke, die in der Sitzung des Ausschusses den Mitgliedern zur Kenntnis gebracht wurden,
nach den Vorschriften für Beweismittel zu behandeln sind und nicht der amtlichen Verhand-
lungsschrift beigelegt werden,

2. ub̈er allfällige Einwendungen gegen die amtliche Verhandlungsschrift der Vorsitzende nach Be-
ratung mit dem Verfahrensrichter entscheidet.

(2) Beweiserhebungen werden wörtlich protokolliert. Über sonstige Beratungen ist eine auszugs -
weise Darstellung zu verfassen, sofern der Ausschuss nichts anderes beschließt.

(3) Das übertragene Protokoll der Befragung ist der Auskunftsperson bzw. dem Sachverständigen
nachweislich zu übermitteln. Die Auskunftsperson bzw. der Sachverständige kann binnen drei Tagen
ab Übermittlung Einwendungen gegen Fehler der Übertragung erheben sowie einzelne Berichtigungen
ingeringfügigem Ausmaß anregen. Über Einwendungen und Berichtigungen entscheidet der Unter-
suchungsausschuss. Angenommene Berichtigungen sind dem Protokoll anzuschließen.

§ 14
Anwendung der Geschäftsordnung des Burgenländischen Landtages

Soweit diese Verfahrensordnung nichts anderes bestimmt, ist das Gesetz ub̈er die Geschäftsordnung
des Burgenländischen Landtages, LGBl. Nr. 47/1981, in der jeweils geltenden Fassung, auf die
Tätigkeit der Untersuchungsausschüsse anzuwenden.

4. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen zur Beweisaufnahme

§ 15
Beweisaufnahme

(1) Der Untersuchungsausschuss ist befugt, Beweise im Rahmen des Untersuchungsgegenstandes
zu erheben. Beweise werden aufgrund von Beweisbeschlus̈sen, der ergänzenden Beweisanforderungen
sowie der Ladung von Auskunftspersonen und Sachverständigen erhoben.
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(2) Als Beweismittel kann alles verwendet werden, was geeignet ist, der Untersuchung im Rahmen
des Untersuchungsgegenstandes zu dienen. Ausgeschlossen sind jedoch solche Beweismittel, die durch
eine strafbare Handlung oder durch die Umgehung gesetzlicher Bestimmungen erlangt worden sind.

(3) Die Beweisaufnahme endet mit Feststellung des Vorsitzenden oder unter Beachtung der Endi-
gungsgru ̈nde gemäß § 41 von Gesetzes wegen. Das Ende der Beweisaufnahme ist sowohl in der
amtlichen Verhandlungsschrift u ̈ber die Ausschusssitzung als auch im schriftlichen Feststellungs-
bericht (§ 7 Abs. 4) festzuhalten.

§ 16
Grundsätzlicher Beweisbeschluss

(1) Der grundsätzliche Beweisbeschluss verpflichtet Organe des Landes zur vollständigen Vorlage
von Akten und Unterlagen im Umfang des Untersuchungsgegenstands. Sie können zugleich um Be -
weis erhebungen im Zusammenhang mit dem Untersuchungsgegenstand ersucht werden. Dies gilt
nicht für die Vorlage von Akten und Unterlagen sowie Erhebungen, deren Bekanntwerden Quellen
die nationale Sicherheit oder die Sicherheit von Menschen gefährden würde.

(2) Die Verpflichtung gemäß Abs. 1 besteht nicht, soweit die rechtmäßige Willensbildung der Lan-
desregierung und ihrer einzelnen Mitglieder oder ihre unmittelbare Vorbereitung beeinträchtigt wird.

(3) Der grundsätzliche Beweisbeschluss ist nach Beweisthemen zu gliedern und zu begründen. Die
vom Untersuchungsgegenstand betroffenen Organe sind genau zu bezeichnen. Die Setzung einer
angemessenen Frist ist zulässig.

(4) Im Fall eines aufgrund eines Verlangens gemäß § 1 Abs. 1 letzter Satz eingesetzten Unter-
suchungsausschusses kann die Einsetzungsminderheit nach Einsetzung des Untersuchungsausschusses
das Landesverwaltungsgericht gemäß § 20b Bgld. LVwGG zur Feststellung über den hinreichenden
Umfang des grundsätzlichen Beweisbeschlusses anrufen. Gleiches gilt hinsichtlich einer Ergänzung
des grundsätzlichen Beweisbeschlusses gemäß Abs. 5.

(5) Stellt das Landesverwaltungsgericht gemäß § 20b Bgld. LVwGG fest, dass der Umfang des
grundsätzlichen Beweisbeschlusses nicht hinreichend ist, hat der Vorsitzende binnen zwei Wochen
eine Ergänzung festzulegen. Der Beschluss ist den Mitgliedern des Untersuchungsausschusses bekannt
zu geben.

(6) Im Fall einer Anrufung des Landesverwaltungsgerichtes zur Feststellung des nicht hinreichen-
den Umfangs der Ergänzung des grundsätzlichen Beweisbeschlusses gemäß Abs. 5 wird diese in dem
vom Landesverwaltungsgericht gemäß § 20b Bgld. LVwGG festgestellten erweiterten Umfang wirk-
sam. Der grundsätzliche Beweisbeschluss samt Ergänzung ist den Mitgliedern des Untersuchungsauss-
chusses bekannt zu geben.

§ 17
Ergänzende Beweisanforderungen

(1) Der Untersuchungsausschuss kann aufgrund eines schriftlichen Antrags eines Mitglieds
ergänzende Beweisanforderungen beschließen.

(2) Ein Viertel seiner Mitglieder kann ergänzende Beweisanforderungen verlangen. Das Verlangen
wird wirksam, wenn die Mehrheit der Mitglieder in dieser Sitzung nicht den sachlichen Zusammen-
hang mit dem Untersuchungsgegenstand mit Beschluss bestreitet.

(3) Eine ergänzende Beweisanforderung hat ein Organ gemäß § 16 Abs. 1 im Umfang des Unter-
suchungsgegenstands zur Vorlage bestimmter Akten und Unterlagen zu verpflichten oder um Erhe-
bungen im Zusammenhang mit dem Untersuchungsgegenstand zu ersuchen. Die Beweisanforderung
ist zu begründen. Die Setzung einer angemessenen Frist ist zulässig.

(4) Bestreitet die Mehrheit der Mitglieder des Untersuchungsausschusses den sachlichen Zusam-
men-hang eines Verlangens gemäß Abs. 2 mit dem Untersuchungsgegenstand, kann das verlangende
Viertel der Mitglieder das Landesverwaltungsgericht gemäß § 20c Bgld. LVwGG zur Entscheidung
über die Rechtmäßigkeit des Beschlusses gemäß Abs. 2 anrufen. Mit der Feststellung des Landesver-
waltungs-gerichtes über die Rechtswidrigkeit dieses Beschlusses wird das Verlangen gemäß Abs. 2
wirksam.
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§ 18
Unterrichtung über Beweisbeschlüsse und ergänzende Beweisanforderungen

(1) Beweisbeschlu ̈sse und ergänzende Beweisanforderungen hat der Vorsitzende an die von der
Untersuchung betroffenen Organe unverzüglich zu übermitteln.

(2) Der Vorsitzende hat die verpflichteten Organe über eine Anrufung und eine Entscheidung des
Landesverwaltungsgerichtes gemäß § 16 Abs. 4 bis 6 und § 17 Abs. 4 unverzüglich zu unterrichten.

§ 19
Ladung von Auskunftspersonen mit Beschluss

Der Untersuchungsausschuss kann aufgrund eines schriftlichen Antrags eines Mitglieds die Ladung
von Auskunftspersonen beschließen. Der Antrag hat die Auskunftspersonen und die Themen der Be-
fragung zu benennen und kann einen Vorschlag für den Zeitpunkt der Befragung enthalten. Er ist
unter Bedachtnahme auf den Untersuchungsgegenstand zu begründen.

§ 20
Ladung von Auskunftspersonen auf Verlangen

(1) Ein Viertel der Mitglieder des Untersuchungsausschusses kann in einer Sitzung die Ladung
von Auskunftspersonen schriftlich verlangen. Im Verlangen sind die Auskunftspersonen und die The-
men der Befragung zu benennen. Es kann einen Vorschlag für den Zeitpunkt der Befragung enthalten
und ist unter Bezugnahme auf den Untersuchungsgegenstand zu begrun̈den. Das Verlangen wird wirk-
sam, wenn die Mehrheit der Mitglieder in dieser Sitzung nicht den sachlichen Zusammenhang mit
dem Untersuchungsgegenstand mit Beschluss bestreitet.

(2) Eine Auskunftsperson kann aufgrund eines Verlangens gemäß Abs. 1 höchstens zweimal
geladen und gemäß dem 5. Abschnitt dieses Gesetzes befragt werden.

(3) Der Vorsitzende hat das Einlangen eines Verlangens gemäß Abs. 1 unverzüglich bekanntzugeben
und dieses an die anwesenden Mitglieder des Untersuchungsausschusses zu verteilen. Bis zum Ende der
Sitzung können weitere Mitglieder des Ausschusses das Verlangen beim Vorsitzenden schriftlich un-
terstuẗzen. Sofern ein Verlangen von mehr als der Hälfte der Mitglieder unterstuẗzt ist, wird es in die
Beschränkung gemäß Abs. 2 nicht eingerechnet.

(4) Bestreitet die Mehrheit der Mitglieder des Untersuchungsausschusses den sachlichen Zusam-
men-hang eines Verlangens gemäß Abs. 1 mit dem Untersuchungsgegenstand, kann das verlangende
Viertel der Ausschussmitglieder das Landesverwaltungsgericht mit der Frage der Zulässigkeit des
Beschlusses gemäß Abs. 1 letzter Satz befassen. Mit der Feststellung des Landesverwaltungsgerichtes
über die Rechts-widrigkeit dieses Beschlusses wird das Verlangen gemäß Abs. 1 wirksam.

§ 21
Inhalt und Ausfertigung der Ladung

(1) Die Ladung hat den Untersuchungsgegenstand und die Themen der Befragung, Ort und Zeit
derselben sowie einen Hinweis auf die gesetzlichen Bestimmungen über die Rechte und Pflichten von
Auskunftspersonen und den Kostenersatz sowie allfällige Folgen des Ausbleibens zu enthalten.

(2) Der Vorsitzende hat entsprechende Ladungen unverzug̈lich auszufertigen. Jede Ladung ist dem
Empfänger zu eigenen Handen zuzustellen.

(3) Ist die zu ladende Auskunftsperson ein öffentlich Bediensteter, so ist gleichzeitig die zuständige
Dienstbehörde oder der jeweilige Dienstgeber von der Ladung zu benachrichtigen.
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5. Abschnitt
Befragung von Auskunftspersonen

§ 22
Rechte und Pflichten von Auskunftspersonen

(1) Die Auskunftsperson hat der Ladung Folge zu leisten und in der Befragung wahrheitsgemäß
zu antworten. Davon unberührt bleiben die Aussageverweigerungsgründe gemäß § 32. Die Auskun-
ftsperson hat insbesondere das Recht

1. sich gemäß § 9 Abs. 4 vor und während ihrer Befragung im Untersuchungsausschuss mit dem
Verfahrensanwalt zu beraten,

2. sich bei ihrer Befragung von einer Vertrauensperson gemäß § 34 begleiten zu lassen und im
Fall des Ausschlusses gemäß § 34 Abs. 4 die Befragung zu einem späteren Zeitpunkt fortzuset-
zen,

3. eine einleitende Stellungnahme gemäß § 28 Abs. 1 abzugeben,
4. Beweismittel und Stellungnahmen gemäß § 28 Abs. 3 vorzulegen,
5. die Zulässigkeit von Fragen gemäß § 30 Abs. 4 zu bestreiten,
6. Akten und Unterlagen gemäß § 31 zur Einsichtnahme vorgelegt zu erhalten,
7. den Ausschluss der Öffentlichkeit gemäß § 11 Abs. 2 zu beantragen,
8. die amtliche Verhandlungsschrift nach § 13 übermittelt zu erhalten und Einwendungen gegen

Fehler der Übertragung sowie wegen behaupteter Unvollständigkeit oder Unrichtigkeit der
Niederschrift zu erheben sowie

9. Kostenersatz gemäß § 44 zu begehren.
(2) Die Anhörung als Auskunftsperson alleine begründet weder eine Stellung in der Öffentlichkeit

im Sinne von § 7a Mediengesetz, BGBl. Nr. 314/1981, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. 32/2018, noch einen Zusammenhang mit dem öffentlichen Leben im Sinne der §§ 6, 7, 7a und 29
Mediengesetz , BGBl. Nr. 314/1981, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 32/2018.

§ 23
Unzulässigkeit der Befragung als Auskunftsperson

Als Auskunftspersonen du ̈rfen nicht angehört werden:
1. Personen, die wegen einer psychischen Krankheit, wegen einer geistigen Behinderung oder aus

einem anderen Grund unfähig sind, die Wahrheit anzugeben;
2. Geistliche in Ansehung dessen, was ihnen in der Beichte oder sonst unter dem Siegel geistlicher

Verschwiegenheit anvertraut wurde.

§ 24
Aussagepflicht der öffentlich Bediensteten und Verständigung der Dienstbehörde

oder des Dienstgebers
Öffentlich Bedienstete dur̈fen sich bei der Befragung nicht auf die Verpflichtung zur Geheimhaltung

berufen. Hält es die Dienstbehörde oder der Dienstgeber aufgrund der Verständigung gemäß § 11
Abs. 5 fur̈ erforderlich, dass die Befragung solcher Bediensteter teilweise oder zur Gänze in nicht me-
dien-öffentlicher (§ 11 Abs. 2) oder in vertraulicher Sitzung (§ 11 Abs. 5) stattfindet, so hat sie dies
dem Untersuchungsausschuss mitzuteilen; dies gilt nicht im Fall einer neuerlichen Ladung gemäß §
20 Abs. 3 letzter Satz.

§ 25
Folgen des Ausbleibens von Auskunftspersonen

(1) Wenn eine Auskunftsperson der ihr gemäß § 21 zugestellten Ladung ohne genügende Ent-
schuldigung nicht Folge leistet, kann der Untersuchungsausschuss beim Landesverwaltungsgericht
die Verhängung einer Beugestrafe gemäß § 46 Abs. 1 beantragen. Der Antrag ist zu begründen.
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(2) Der Untersuchungsausschuss kann die Auskunftsperson zugleich neuerlich laden und androhen,
dass er bei nochmaliger Nichtbefolgung der Ladung die Vorfu ̈hrung beantragen werde. Leistet die
Auskunftsperson einer solchen Ladung ohne genug̈ende Entschuldigung nicht Folge, so kann der Un -
ter suchungsausschuss beschließen, an die Bezirkshauptmannschaft Eisenstadt-Umgebung heran zu -
tre ten, um bei ihr die Vorführung der Auskunftsperson zu beantragen.

(3) Beschlüsse gemäß Abs. 1 und 2 sind vom Vorsitzenden auszufertigen.
(4) Auf Antrag des Ausschusses hat die Bezirkshauptmannschaft Eisenstadt-Umgebung bei Zutreffen

der Voraussetzungen nach Abs. 2 die Vorfuḧrung der Auskunftsperson vor den Untersuchungs ausschuss
nach § 19 Abs. 3 des AVG, BGBl. Nr. 51/1991, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 58/2018
anzudrohen und nach den Bestimmungen des VVG, BGBl. Nr. 53/1991, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 33/2013, unmittelbaren Zwang zum Zweck dieser Vorführung anzu wenden.

(5) Gegen die Vorfu ̈hrung gemäß Abs. 2 und 4 ist eine Beschwerde an das Landesverwaltungs-
gericht zulässig.

§ 26
Befragung von Auskunftspersonen

(1) Die Auskunftspersonen sind einzeln in Abwesenheit der später zu hörenden Auskunftspersonen
zu befragen.

(2) Auskunftspersonen, deren Aussagen voneinander abweichen, können einander gegenüberge -
stellt werden. Dabei können unter Hinweis auf Widerspruc̈he zwischen den Aussagen von allen Auss-
chuss-mitgliedern weitere Fragen zur Aufklärung dieser Widersprüche gestellt werden.

(3) Die Befragung einer Auskunftsperson soll drei Stunden nicht überschreiten und ist vom Vor-
sitzenden nach längstens vier Stunden für beendet zu erklären. Die einleitende Stellungnahme gemäß
§ 28 Abs. 1 sowie Sitzungsunterbrechungen werden nicht eingerechnet.

§ 27
Belehrung der Auskunftspersonen

Der Verfahrensrichter hat zunächst die Personaldaten der Auskunftsperson zu prüfen. Er hat sie
vor ihrer Befragung über die Gründe fu ̈r eine Verweigerung der Aussage und einen Ausschluss der
Öffentlichkeit sowie die Pflicht zur Angabe der Wahrheit und die strafrechtlichen Folgen einer falschen
Aussage zu belehren. Diese Belehrung ist in der amtlichen Verhandlungsschrift festzuhalten.

§ 28
Einleitende Stellungnahme und Erstbefragung

(1) Der Verfahrensrichter hat der Auskunftsperson die Möglichkeit zu einer einleitenden Stellung-
nahme zu geben, die 20 Minuten nicht überschreiten soll.

(2) Der Verfahrensrichter führt anschließend im Auftrag des Vorsitzenden die Erstbefragung der
Auskunftsperson zum Thema der Befragung durch, die 15 Minuten nicht überschreiten soll.

(3) Auskunftspersonen können Beweismittel und Stellungnahmen vorlegen, die zu den Ausschuss-
akten zu nehmen sind.

§ 29
Worterteilung bei Befragungen

(1) Der Vorsitzende fuḧrt die Rednerliste und erteilt im Anschluss an die einleitende Stellungnahme
den Ausschussmitgliedern das Wort zur Befragung der Auskunftsperson.

(2) Der Vorsitzende hat das Recht, aus wichtigen Gründen, insbesondere wenn dies der Verhand-
lungs-ökonomie oder der Wahrheitsfindung dient oder wenn Widerspruc̈he klarzustellen sind, auf An-
regung des Verfahrensrichters, auf Antrag eines Mitgliedes oder - falls kein Widerspruch erhoben
wird - aus eigenem von der Reihenfolge der Worterteilungen abzuweichen oder einem Redner das
Wort zu entziehen.

(3) Liegen keine Wortmeldungen mehr vor, so kann der Verfahrensrichter ergänzende Sachfragen
an die Auskunftsperson richten.
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§ 30
Zulässigkeit von Fragen an Auskunftspersonen

(1) Fragen an die Auskunftsperson mu ̈ssen durch das in der Ladung festgelegte Beweisthema
gedeckt sein.

(2) Die an die Auskunftsperson zu richtenden Fragen dürfen nicht unbestimmt, mehrdeutig, ver-
fänglich, beleidigend oder unterstellend sein und nicht Grund- oder Persönlichkeitsrechte verletzen.
Es sind daher insbesondere solche Fragen unzulässig, in denen eine von der Auskunftsperson nicht
zugestandene Tatsache als bereits zugestanden angenommen wird.

(3) Fragen, durch die einer Auskunftsperson Umstände vorgehalten werden, die erst durch ihre
Antwort festgestellt werden sollen, dürfen nur gestellt werden, wenn die Auskunft nicht in anderer
Weise erlangt werden kann.

(4) Wird eine Frage entgegen Abs. 1, 2 oder 3 gestellt, hat der Vorsitzende des Untersuchungs-
ausschusses nach Beratung mit dem Verfahrensrichter und dem Verfahrensanwalt die Frage für un-
zulässig zu erklären. Wird die Zulässigkeit einer Frage von einer Auskunftsperson, ihrer
Vertrauensperson oder einem Mitglied des Untersuchungsausschusses bestritten oder erklärt der Vor-
sitzende des Unter-suchungsausschusses eine Frage fu ̈r unzulässig, muss die Auskunftsperson die
Frage nicht beantworten; beharrt der Fragesteller auf der Beantwortung, entscheidet der Unter-
suchungsausschuss nach Anhörung des Verfahrensrichters auf Antrag des Fragestellers darüber, ob
die Auskunftsperson die Frage zu beantworten hat.

§ 31
Einsichtnahme in Akten und Unterlagen

(1) Bezieht sich eine Frage gemäß § 26 auf Akten oder Unterlagen, sind diese genau zu bezeichnen
und der Auskunftsperson sowie dem Verfahrensanwalt zur Einsichtnahme vorzulegen. Sofern diese
dem Untersuchungsausschuss nicht gemäß § 16 Abs. 1, §§ 35 oder 28 u ̈bermittelt wurden, hat der
Fragesteller sie dem Vorsitzenden, dem Verfahrensrichter, dem Verfahrensanwalt und den anderen
Fraktionen rechtzeitig zur Kenntnis zu bringen.

(2) Ein Mitglied des Untersuchungsausschusses oder der Verfahrensanwalt kann daraufhin eine
Unterbrechung der Sitzung zur Durchsicht und Prüfung der Zulässigkeit der Vorlage verlangen.

§ 32
Aussageverweigerungsgründe

(1) Die Aussage kann von einer Auskunftsperson verweigert werden:
1. ub̈er Fragen, deren Beantwortung die Privatsphäre der Auskunftsperson oder eines Angehörigen

(§ 72 StGB, BGBl. Nr. 60/1974, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 111/2019) be-
treffen oder für sie oder einen Angehörigen die Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung nach sich
ziehen würde;

2. über Fragen, deren Beantwortung für die Auskunftsperson oder einen Angehörigen einen un-
mittelbaren bedeutenden vermögensrechtlichen Nachteil nach sich ziehen würde;

3. in Bezug auf Tatsachen, ub̈er welche sie nicht aussagen können wur̈de, ohne eine gesetzlich an-
erkannte Pflicht zur Verschwiegenheit zu verletzen, sofern sie nicht von der Pflicht zur
Geheimhaltung gul̈tig entbunden wurde oder als öffentlich Bediensteter gemäß § 24 zur Aussage
verpflichtet ist;

4. in Ansehung desjenigen, was ihr in ihrer Eigenschaft als Verteidiger oder Rechtsanwalt bekannt
geworden ist;

5. über Fragen, welche die Auskunftsperson nicht beantworten können würde, ohne ein Kunst-
oder Geschäftsgeheimnis zu offenbaren;

6. über die Frage, wie die Auskunftsperson ihr Wahlrecht oder Stimmrecht ausgeübt hat, wenn
dessen Ausübung gesetzlich für geheim erklärt ist;

7. über Fragen, durch deren Beantwortung Quellen betroffen sind, deren Bekanntwerden die na-
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tionale Sicherheit oder die Sicherheit von Menschen gefährden würde.
(2) Die Aussage kann in den unter Z 1 und 2 angegebenen Fällen mit Rücksicht auf die dort beze-

ichneten Angehörigen auch dann verweigert werden, wenn die Ehe oder eingetragene Partnerschaft,
welche die Angehörigkeit begründet, nicht mehr besteht.

§ 33
Glaubhaftmachung der Gründe für die Aussageverweigerung

(1) Eine Auskunftsperson, welche die Aussage verweigern will, hat die Gründe der Verweigerung
bei der zu ihrer Befragung bestimmten Sitzung oder in ihrer schriftlichen Äußerung gemäß § 35
anzugeben und, falls dies ein Mitglied des Untersuchungsausschusses oder der Vorsitzende verlangt,
glaubhaft zu machen.

(2) Der Vorsitzende entscheidet nach Beratung mit dem Verfahrensrichter ub̈er die Rechtmäßigkeit
der Verweigerung. Kommt er zur Auffassung, dass die Verweigerung der Aussage nicht gerechtfertigt
ist, kann er bei fortgesetzter Verweigerung beim Landesverwaltungsgericht die Verhängung einer
Beugestrafe gemäß § 46 beantragen. Der Antrag ist zu begründen.

§ 34
Vertrauensperson

(1) Jede Auskunftsperson kann bei ihrer Befragung vor dem Untersuchungsausschuss eine Ver-
trauens-person beiziehen.

(2) Der Verfahrensrichter hat die Vertrauensperson über die strafrechtlichen Folgen einer falschen
Beweisaussage der Auskunftsperson zu belehren. Diese Belehrung ist in der amtlichen Verhandlungss-
chrift festzuhalten.

(3) Aufgabe der Vertrauensperson ist die Beratung der Auskunftsperson. Die Vertrauensperson
darf keine Erklärungen vor dem Untersuchungsausschuss abgeben oder an Stelle der Auskunftsperson
antworten. Sie kann sich bei Verletzungen der Verfahrensordnung oder Eingriffen in die Grund- oder
Persönlichkeitsrechte der Auskunftsperson unmittelbar an den Verfahrensrichter oder den Verfahrens-
anwalt wenden.

(4) Als Vertrauensperson kann ausgeschlossen werden,
1. wer voraussichtlich als Auskunftsperson im Verfahren vor dem Untersuchungsausschuss geladen

wird,
2. wer die Auskunftsperson bei der Ablegung einer freien und vollständigen Aussage beeinflussen

könnte,
3. wer gegen die Bestimmungen des Abs. 3 verstößt.

Die Auskunftsperson hat im Fall des Ausschlusses das Recht, die Befragung in Anwesenheit einer
anderen Vertrauensperson fortzusetzen. Der Vorsitzende bestimmt den Zeitpunkt der Fortsetzung der
Befragung.

(5) Der Vertrauensperson gebührt Kostenersatz gemäß § 44.

6. Abschnitt
Sonstige Maßnahmen der Beweisaufnahme

§ 35
Schriftliche Äußerungen

Auskunftspersonen können jederzeit zur schriftlichen Äußerung eingeladen werden.

§ 36
Beweiserhebungen und Vorlage von Akten und Unterlagen durch Behörden

Die Behörden, Ämter und Dienststellen des Landes sind verpflichtet, einem Ersuchen des Unter-
suchungsausschusses um Beweiserhebungen im Umfang des Untersuchungsgegenstandes Folge zu
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leisten und auf Verlangen ihre Akten und Unterlagen vorzulegen. Wenn an ordentliche Gerichte, Ver-
waltungs-gerichte des Bundes oder Verwaltungsbehörden des Bundes heranzutreten ist, ist vorher das
Einvernehmen mit dem zuständigen Bundesminister herzustellen.

§ 37
Beweis durch Sachverständige

(1) Ist fu ̈r die Aufnahme eines Beweises ein Sachverständiger notwendig, so kann der Unter-
suchungs-ausschuss diesen bestellen. Dabei soll, sofern nicht besondere Umstände etwas Anderes
notwendig machen, vor allem auf die fu ̈r Gutachten der erforderlichen Art öffentlich bestellten
Sachverständigen Bedacht genommen werden.

(2) Mit seiner Bestellung ist der Sachverständige zur Befragung zu laden; § 11 Abs. 5 ist sinngemäß
anzuwenden. Ein Sachverständiger kann zur schriftlichen Äußerung aufgefordert werden, wenn sein
Erscheinen vor dem Untersuchungsausschuss nicht zumutbar oder mit unverhältnismäßigen Kosten
verbunden wäre.

§ 38
Bestellung zum und Stellung als Sachverständiger

(1) Der Bestellung zum Sachverständigen hat Folge zu leisten, wer zur Erstattung von Gutachten
der erforderlichen Art öffentlich bestellt ist oder wer die Wissenschaft, die Kunst oder das Gewerbe,
deren Kenntnis Voraussetzung der geforderten Begutachtung ist, öffentlich als Erwerb ausübt oder
zu deren Ausübung öffentlich angestellt oder ermächtigt ist.

(2) Aus denselben Grun̈den, welche Auskunftspersonen zur Verweigerung der Aussage berechtigen,
kann die Enthebung von der Bestellung als Sachverständiger begehrt werden. § 32 ist sinngemäß
anzuwenden.

(3) Auf die Befragung von Sachverständigen, den Ausschluss der Öffentlichkeit oder die Befragung
in vertraulicher Sitzung ist § 11, auf die Niederschrift § 13 sinngemäß anzuwenden.

(4) Hinsichtlich der Verschwiegenheit von Sachverständigen gilt § 9 Abs. 5 sinngemäß.
(5) Dem Sachverständigen gebührt für seine Tätigkeit eine Vergütung gemäß § 45.

§ 39
Einsichtnahme in Akten und Unterlagen durch Sachverständige

Ein Sachverständiger kann in die fur̈ die Erful̈lung seines Auftrags erforderlichen Akten und Unter-
lagen, die dem Untersuchungsausschuss vorliegen, Einsicht nehmen.

§ 40
Augenschein

Zur Aufklärung des Untersuchungsgegenstandes kann der Untersuchungsausschuss aufgrund eines
Beweisbeschlusses oder einer ergänzenden Beweisanforderung auch einen Augenschein im Landes-
gebiet, nötigenfalls mit Zuziehung eines bestellten Sachverständigen, vornehmen.

7. Abschnitt
Ende der Beweisaufnahme und Berichterstattung

§ 41
Ende der Beweisaufnahme

Die Beweisaufnahme endet, sofern dies nicht früher mit Feststellung des Vorsitzenden gemäß §
15 Abs. 3 geschieht, spätestens sechs Monate nach dem Tag der Einsetzung des Untersuchungsauss-
chusses, jedenfalls aber drei Monate vor Ablauf der Gesetzgebungsperiode des Landtages nach Art.
12 L-VG, im Fall der Auflösung des Landtages nach Art. 13 L-VG endet die Beweisaufnahme mit
Ausschreibung der Wahl.
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§ 42
Berichterstattung

(1) Binnen eines Monats nach dem Ende der Beweisaufnahme hat der Vorsitzende des Unter-
suchungsausschusses den Entwurf eines schriftlichen Schlussberichts nach Maßgabe des Abs. 3 zu
erstellen und dem Untersuchungsausschuss zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen. Im Fall
der Beschluss-fassung hat der Vorsitzende den schriftlichen Schlussbericht unverzug̈lich dem Landtag
zuzuleiten.

(2) Der schriftliche Schlussbericht besteht jedenfalls aus der Wiedergabe des vom Verfahrens richter
verfassten schriftlichen Feststellungsberichts (§ 7 Abs. 4) und in einem weiteren Abschnitt aus einer
Darstellung der festgestellten Tatsachen, dem Ergebnis der Untersuchung sowie Schlussfolgerungen
und Wertungen zum Untersuchungsgegenstand. Der Bericht kann auch Empfehlungen beinhalten.

(3) Mindestens ein Drittel der Mitglieder des Untersuchungsausschusses hat das Recht, einen beson-
deren schriftlichen Bericht zu erstatten. Ein Minderheitsbericht ist entweder mit dem Hauptbericht
des Ausschusses oder spätestens 24 Stunden vor Beginn der Landtagssitzung, in der der Gegenstand
zur Verhandlung gelangt, der Landtagsdirektion zur Vorlage an den Präsidenten des Landtages zu
übergeben. Die mündliche Berichterstattung über einen Minderheitsbericht ist unzulässig.

(4) Im Fall der Auflösung des Landtages nach Art. 13 L-VG beträgt die Frist gemäß Abs. 1 erster
Satz höchstens einen Monat und jene nach Abs. 2 und Abs. 4 erster Satz eine Woche.

(5) Mit der Zuleitung des Schlussberichts gemäß Abs. 1 an den Landtag endet die Tätigkeit des
Untersuchungsausschusses.

(6) Bei der Berichterstellung und Berichterstattung sowie bei der Veröffentlichung des Ausschuss-
berichts ist auf die Wahrung schutzwürdiger Geheimhaltungsinteressen bei der Verwendung person-
enbezogener Daten, die gegenüber dem öffentlichen Informationsinteresse überwiegen, zu achten.

8. Abschnitt 
Kostenersatz 

§ 43 
Kostenersatz für Verfahrensrichter und Verfahrensanwalt 

(1) Dem Verfahrensrichter und dem Verfahrensanwalt sowie deren Stellvertretern gebührt als
Entschädigung für die Erfüllung ihrer Aufgaben für jede begonnene Stunde ein Zehntel der Entschädi-
gung eines Ersatzmitgliedes des Verfassungsgerichtshofes für einen Sitzungstag (§ 4 Abs. 3 VfGG,
BGBl. Nr. 85/1953, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 24/2020). Für die Vergütung ihrer
Reisekosten gelten die für Landesbedienstete geltenden Reisegebührenvorschriften sinngemäß. Für
die Bemessung der Vergütung ist der Präsident zuständig. 

(2) Der Präsident hat dem Verfahrensrichter und dem Verfahrensanwalt sowie deren Stellvertretern
die zur Bewältigung ihrer administrativen Tätigkeiten notwendigen Sach- und Personalressourcen zur
Verfügung zu stellen. Das zur Verfügung gestellte Personal ist bei Tätigkeiten im Auftrag des Verfahren-
srichters, des Verfahrensanwalts sowie deren Stellvertreter ausschließlich an deren Weisungen gebunden. 

§ 44 
Kostenersatz für Auskunftspersonen und Vertrauenspersonen 

Auskunftspersonen und Vertrauenspersonen, die zum Zweck der Befragung bzw. der Begleitung
der Auskunftsperson von ihrem Wohn- bzw. Dienstort an den Sitz des Landtages reisen müssen,
gebühren ein Ersatz der notwendigen Kosten. Die Landtagsdirektion hat bei Nachweis solcher Kosten
diese zu ersetzen. Die für Landesbediensteten geltenden Reisegebührenvorschriften sind sinngemäß
anzuwenden. 

§ 45 
Kostenersatz für Sachverständige 

(1) Sachverständigen, die zur mündlichen Äußerung vor den Untersuchungsausschuss geladen wur-
den und zu diesem Zweck von ihrem Wohn- bzw. Dienstort an den Sitz des Landtags reisen müssen,
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gebührt ein Ersatz der notwendigen Kosten. Die Landtagsdirektion hat bei Nachweis solcher Kosten
diese zu ersetzen. Die für Landesbedienstete geltenden Reisegebührenvorschriften sind sinngemäß
anzuwenden. 

(2) Sachverständigen gebührt für die Erstattung von Gutachten eine angemessene Entschädigung.
Darüber entscheidet der Präsident des Landtages. 

9. Abschnitt 
Sanktionen

§ 46 
Beugemittel 

(1) Als Beugestrafe wegen Nichtbefolgung einer Ladung als Auskunftsperson kommt eine Geld-
strafe in der Höhe von 500 Euro bis 5 000 Euro, im Wiederholungsfall in der Höhe von 2 000 Euro
bis 10 000 Euro in Betracht. 

(2) Als Beugestrafe wegen ungerechtfertigter Verweigerung der Aussage zu einer zulässigen Frage
kommt eine Geldstrafe bis zu 1 000 Euro in Betracht. 

(3) Zuständig zur Verhängung der Beugestrafe ist das Landesverwaltungsgericht auf Grund eines
begründeten Antrages gemäß § 25 Abs. 1 oder § 33 Abs. 2. 

§ 47 
Strafbestimmungen 

(1) Wer vor dem Untersuchungsausschuss als Auskunftsperson bei seiner Befragung zur Sache
falsch aussagt oder als Sachverständiger einen falschen Befund oder ein falsches Gutachten erstattet,
ist vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(2) Wer eine falsche Beweisaussage (Abs. 1) ablegt, um von sich oder einem Angehörigen Schande
oder die Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines unmittelbaren und bedeutenden vermögens-
rechtlichen Nachteils abzuwenden, ist nicht zu bestrafen, wenn er von der Verbindlichkeit zur Able-
gung eines Zeugnisses befreit war oder hätte befreit werden können und wenn er 

1. nicht wusste, dass dies der Fall war, 
2. den Befreiungsgrund nicht geoffenbart hat, um die schon aus der Offenbarung drohenden Folgen

der bezeichneten Art abzuwenden, oder 
3. zur Ablegung der Aussage zu Unrecht verhalten worden ist. 

(3) Der Täter ist nach Abs. 1 ferner nicht zu bestrafen, wenn sich die Untersuchung gegen ihn
gerichtet und er eine falsche Beweisaussage abgelegt hat, um die Gefahr strafrechtlicher Verfolgung
von sich abzuwenden. 

(4) Die durch eine Ehe oder eingetragene Partnerschaft begründete Eigenschaft einer Person als
Angehöriger bleibt aufrecht, auch wenn die Ehe oder eingetragene Partnerschaft nicht mehr besteht. 

(5) Der Täter ist jedoch auch bei Vorliegen der Voraussetzungen des Abs. 2 zu bestrafen, wenn es
ihm insbesondere im Hinblick auf den aus der falschen Aussage einem anderen drohenden Nachteil
dennoch zuzumuten ist, wahrheitsgemäß auszusagen. 

(6) Wegen einer nach Abs. 1 mit Strafe bedrohten Handlung ist der Täter nicht zu bestrafen, wenn
er die unwahre Erklärung vor Beendigung seiner Befragung richtigstellt. 

(7) Die Weitergabe und Verbreitung von vertraulichen Unterlagen des Untersuchungsausschusses
an zur Erlangung dieser Informationen nicht berechtigte Personen ist unzulässig und vom Gericht mit
Geldstrafe von bis zu 150 000 Euro zu ahnden. 
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1. Abschnitt
Grundlagen und Aufgaben

§ 1
Einrichtung eines Burgenländischen Landes-Rechnungshofs

(1) Zur Besorgung der in diesem Gesetz geregelten Aufgaben wird der Burgenländische Landes-
Rechnungshof (im Folgenden kurz als “Landes-Rechnungshof” bezeichnet) eingerichtet.

(2) Der Landes-Rechnungshof ist, soweit in diesem Gesetz nicht anderes bestimmt wird, ein Organ
des Landtags und als solches

1. bei Erfüllung der ihm in diesem Gesetz zugewiesenen Aufgaben an keine Weisungen von Or-
ganen der staatlichen Verwaltung gebunden und unmittelbar dem Landtag verantwortlich sowie
2. zur Führung des Burgenländischen Landeswappens berechtigt.

(3) Der Landes-Rechnungshof hat seinen Sitz am Sitz des Burgenländischen Landtags.
(4) Durch dieses Gesetz werden Zuständigkeiten des Rechnungshofs (Art. 121 bis 128 B-VG) nicht

berührt.
§ 2

Aufgaben
(1) Dem Landes-Rechnungshof obliegen - unbeschadet besonderer landesgesetzlicher Regelungen

- folgende Aufgaben:
1. die Prüfung der Gebarung des Landes;
2. die Prüfung der Gebarung

a) der der Landesregierung unterstellten öffentlichen Ämter;
b) der Anstalten, Stiftungen und Fonds, die von Organen des Landes oder von Personen (Perso-

nengemeinschaften) verwaltet werden, die hiezu von Organen des Landes bestellt sind;
c) öffentlich-rechtlicher Körperschaften, Fonds, Stiftungen und Anstalten mit Mitteln des Lan-

des;
3. die Prüfung der Gebarung von Unternehmungen, die das Land allein betreibt oder an denen ihm

die finanziellen Anteile zu mehr als 25 % zustehen. Einer solchen finanziellen Beteiligung ist
die Beherrschung von Unternehmungen durch andere finanzielle oder sonstige Maßnahmen gle-
ichzuhalten. Die Zuständigkeit des Landes-Rechnungshofs erstreckt sich auch auf Un-
ternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen die vorangeführten Voraussetzungen zutreffen,
wobei dieses Beteiligungsverhältnis jeweils von einer Stufe zur nächsten zu prüfen ist;

4. die Prüfung der Gebarung von nicht unter Z 3 fallenden Unternehmungen, an denen eine zusam-
mengerechnete Beteiligung des Landes einerseits und burgenländischer Gemeinden und/oder
burgenländischer Gemeindeverbände andererseits zu mehr als 25 % vorliegt. Einer solchen fi-
nanziellen Beteiligung ist die Beherrschung von Unternehmungen durch andere finanzielle oder
sonstige Maßnahmen gleichzuhalten. Die Zuständigkeit des Landes-Rechnungshofs erstreckt
sich auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen die vorangeführten Vorausset-
zungen zutreffen, wobei dieses Beteiligungsverhältnis jeweils von einer Stufe zur nächsten zu
prüfen ist;

5. die Prüfung der widmungsgemäßen Verwendung und der Wirksamkeit der vom Land gewährten
finanziellen Förderungen, einschließlich der vom Land übernommenen Haftungen für den Bere-
ich der Haftung;

6. die Erstellung von - für die Aufsichtsbehörde nicht verbindlichen - Gutachten über die Gebarung
der Gemeinden und Gemeindeverbände über Auftrag der Landesregierung nach Maßgabe des
Abs. 2;

7. die Mitwirkung an der Beurteilung der finanziellen Auswirkungen von Gesetzesvorhaben des
Landes auf Ersuchen des Landtags oder eines seiner Ausschüsse;
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8. die Mitwirkung an der gemeinschaftsrechtlichen Finanzkontrolle (§ 3);
9. die Prüfung der Gebarung der Gemeinden mit weniger als 10 000 Einwohnern;

10. die Prüfung der Gebarung von Stiftungen, Fonds und Anstalten, die von Organen einer Gemeinde
mit weniger als 10 000 Einwohnern oder von Personen (Personengemeinschaften) verwaltet wer-
den, die hiezu von Organen einer Gemeinde mit weniger als 10 000 Einwohnern bestellt sind;

11. die Prüfung der Gebarung von Unternehmungen, an denen einer Gemeinde mit weniger als 10 000
Einwohnern allein oder gemeinsam mit anderen der Zuständigkeit des Landes-Rechnungshofes
unterliegenden Rechtsträgern finanzielle Anteile zu mehr als 50% zustehen oder die eine solche
Gemeinde allein oder gemeinsam mit anderen solchen Rechtsträgern betreibt. Einer solchen fi-
nanziellen Beteiligung ist die Beherrschung von Unternehmungen durch andere finanzielle oder
sonstige Maßnahmen gleichzuhalten. Die Zuständigkeit des Landes-Rechnungshofes erstreckt
sich auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen die vorangeführten Vorausset-
zungen zutreffen, wobei dieses Beteiligungsverhältnis jeweils von einer Stufe zur nächsten zu
prüfen ist;

12. die Prüfung der Gebarung öffentlich-rechtlicher Körperschaften mit Mitteln einer Gemeinde mit
weniger als 10 000 Einwohnern;

13. die Prüfung der Gebarung der Gemeinden mit mindestens 10 000 Einwohnern;
14. die Prüfung der Gebarung von Stiftungen, Fonds und Anstalten, die von Organen einer Gemeinde

mit mindestens 10 000 Einwohnern oder von Personen (Personengemeinschaften) verwaltet wer-
den, die hiezu von Organen einer Gemeinde mit mindestens 10 000 Einwohnern bestellt sind;

15. die Prüfung der Gebarung von Unternehmungen, an denen einer Gemeinde mit mindestens 10 000
Einwohnern allein oder gemeinsam mit anderen der Zuständigkeit des Landes-Rechnungshofes
unterliegenden Rechtsträgern finanzielle Anteile zu mehr als 50% zustehen oder die eine solche
Gemeinde allein oder gemeinsam mit anderen solchen Rechtsträgern betreibt. Einer solchen fi-
nanziellen Beteiligung ist die Beherrschung von Unternehmungen durch andere finanzielle oder
sonstige Maßnahmen gleichzuhalten. Die Zuständigkeit des Landes-Rechnungshofes erstreckt sich
auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen die vorangeführten Voraussetzungen
zutreffen, wobei dieses Beteiligungsverhältnis jeweils von einer Stufe zur nächsten zu prüfen ist;

16. die Prüfung der Gebarung öffentlich-rechtlicher Körperschaften mit Mitteln einer Gemeinde mit
mindestens 10 000 Einwohnern.

(1a) Die für die Überprüfung der Gebarung von Gemeinden geltenden Bestimmungen des Abs. 1
finden sinngemäß Anwendung auf die Überprüfung der Gebarung von Gemeindeverbänden.

(2) Bei der Erfüllung von Aufträgen gemäß Abs. 1 Z 6 gilt der Landes-Rechnungshof als eine dem
Amt der Landesregierung einbezogene Einrichtung zur Erstellung von Gutachten über die Gebarung
der genannten Rechtsträger für die Ausübung der Aufsicht nach den gemeinderechtlichen Vorschriften
und ist nicht Organ des Landtags gemäß § 1 Abs. 2. Die Landesregierung hat den Präsidenten des
Landtags von solchen Prüfungsaufträgen schriftlich in Kenntnis zu setzen. Dieser hat die Land-
tagsklubs sowie alle Abgeordneten, die keinem Landtagsklub angehören, darüber zu informieren. Der
Landes-Rechnungshof ist bei Erstellung von Gutachten gemäß Abs. 1 Z 6 unabhängig und an keine
Weisungen gebunden.

(2a) Der Landes-Rechnungshof soll zum Zweck der Vermeidung von Doppelprüfungen im Bereich
der Prüfungen gemäß Abs. 1 Z 9 bis 12 seine Prüfungstätigkeit mit jener des Landes im Bereich der
Gebarung der Gemeinden (Art. 119a Abs. 2 B-VG) abstimmen.

(3) Entstehen zwischen dem Landes-Rechnungshof und einem seiner Prüfungsbefugnis unterliegen-
den Rechtsträger Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung der Bestimmungen, die die
Zuständigkeit des Landes-Rechnungshofs regeln, so entscheidet darüber auf Antrag der Lan-
desregierung oder des Landes-Rechnungshofs der Verfassungsgerichtshof.
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§ 3
Gemeinschaftsrechtliche Finanzkontrolle

Der Landes-Rechnungshof wirkt nach Maßgabe verbindlicher gemeinschaftsrechtlicher Bestim-
mungen bei der Prüfung der Gebarung aller öffentlich-rechtlichen Körperschaften sowie aller natür-
lichen und juristischen Personen mit, wenn und soweit diese Rechtsträger Finanzmittel der
Europäischen Union aus dem Bereich der kofinanzierten Maßnahmen erhalten oder direkt von der
Europäischen Union in Anspruch nehmen.

§ 4
Maßstäbe der Prüfungen und Begutachtungen

Der Landes-Rechnungshof hat - unbeschadet des § 5 Abs. 4 zweiter Satz - die ihm obliegenden
Prüfungs- und Begutachtungsaufgaben dahingehend auszuüben, ob und allenfalls inwieweit die betr-
effende Gebarung

1. ziffernmäßig richtig ist;
2. mit den bestehenden Rechtsvorschriften übereinstimmt sowie
3. den Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit entspricht.

2. Abschnitt
Verfahren

§ 5
Einleitung von Prüfungen

(1) Der Landes-Rechnungshof hat Prüfungen im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 1 bis 5
1. von Amts wegen (Initiativprüfung [Abs. 2]) oder
2. auf Verlangen (Antragsprüfung [Abs. 3 und 4]) 

durchzuführen.
(1a) Der Landes-Rechnungshof hat Prüfungen im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 9 bis 12 von Amts wegen

(Initiativprüfung [Abs. 2]) durchzuführen.
(1b) Der Landes-Rechnungshof hat Prüfungen im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 13 bis 16

1. auf begründetes Ersuchen der Landesregierung oder
2. auf Beschluss des Landtages

durchzuführen. In jedem Jahr dürfen nur zwei Ersuchen gemäß Z 1 sowie zwei Anträge gemäß Z 2
gestellt werden. Ersuchen der Landesregierung gemäß Z 1 sind nur hinsichtlich jener Gemeinden
zulässig, die im Vergleich mit anderen Gemeinden über eine auffällige Entwicklung bei Schulden
oder Haftungen verfügen. Dies gilt auch für Beschlüsse des Landtages gemäß Z 2.

(2) Initiativprüfungen im Sinne des Abs. 1 Z 1 und Abs. 1a können die jeweilige Gebarung ent -
weder

1. insgesamt oder
2. hinsichtlich bestimmter sachlich oder zeitlich abgegrenzter Teilbereiche und -projekte 

erfassen. Initiativprüfungen können, soweit dies ein verlässliches Bild der jeweiligen Gebarung ergibt,
auch stichprobenweise durchgeführt werden. Der Direktor des Landes-Rechnungshofs bestimmt,
welche Initiativprüfungen durchzuführen sind und legt Art und Umfang der Prüfung im Einzelfall
fest. Er hat dabei unter Berücksichtigung der Prüftätigkeit, die der Rechnungshof als Organ des Land-
tags ausübt, darauf Bedacht zu nehmen, dass die Erfüllung der Aufgaben nach § 2 im Sinne der Prü-
fungsmaßstäbe des § 4 bestmöglich gewährleistet ist. Art, Umfang und Wortlaut einer Initiativprüfung
sind dem Präsidenten des Landtags schriftlich zur Kenntnis zu bringen. Dieser hat die Landtagsklubs
sowie alle Abgeordneten, die keinem Landtagsklub angehören, darüber zu informieren. Als Ergebnis
einer eingeleiteten Initiativprüfung ist dem Landtag unverzüglich nach Abschluss der Prüfung ein
schriftlicher Bericht in einheitlicher Form vorzulegen. Im Falle einer Initiativprüfung gemäß Abs. 1a
ist dieser Bericht zugleich dem Gemeinderat und dem Bürgermeister der betreffenden Gemeinde sowie
der Landesregierung vorzulegen. Die Erstellung und Vorlage von Teilberichten ist nicht zulässig. Der
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Direktor des Landes-Rechnungshofs hat bis zum 15. November eines jeden Kalenderjahres eine Über-
sicht über die im nächstfolgenden Kalenderjahr voraussichtlichen Initiativprüfungen zu erstellen und
dem Präsidenten des Landtags schriftlich zur Kenntnis zu bringen. Dieser informiert die Mitglieder
des Landes-Rechnungshofausschusses.

(3) Antragsprüfungen im Sinne des Abs. 1 Z 2 obliegen dem Landes-Rechnungshof auf Verlangen
1. des Landtags;
2. eines Drittels der Mitglieder des Landtags;
3. eines Landtagsklubs, dessen Mitgliederanzahl ein Drittel der Anzahl der Mitglieder des Land-

tags nicht erreicht, einmal je Kalenderjahr;
4. des Landes-Rechnungshofausschusses;
5. dreier Mitglieder des Landes-Rechnungshofausschusses;
6. der Landesregierung oder
7. eines Mitglieds der Landesregierung im Rahmen des den Mitgliedern der Landesregierung

in der Geschäftsordnung der Landesregierung (Referatseinteilung) zugewiesenen sachlichen
Aufgabenbereichs (einmal je Kalenderjahr).

(4) Das Verlangen auf Durchführung einer Antragsprüfung gemäß Abs. 1b und Abs. 3 ist beim
Landes-Rechnungshof schriftlich einzubringen und hat den Gegenstand und den Umfang (letzteren
im Sinne des § 4 Z 1 bis 3) der gewünschten Prüfung sowie im Falle einer Antragsprüfung gemäß
Abs. 1b die auffällige Entwicklung bei Schulden oder Haftungen möglichst genau darzulegen. Im Fall
von Unklarheiten ist mit dem Direktor des Landes-Rechnungshofs eine Klarstellung vorzunehmen
und der Antrag gegebenenfalls zu präzisieren. Art, Umfang und Wortlaut des Verlangens auf Durch-
führung einer Antragsprüfung sind vom Landes-Rechnungshof dem Präsidenten des Landtags
schriftlich zur Kenntnis zu bringen. Dieser hat die Landtagsklubs sowie alle Abgeordneten, die keinem
Landtagsklub angehören, zu informieren. Als Ergebnis einer eingeleiteten Antragsprüfung ist dem
Landtag unverzüglich nach Abschluss der Prüfung ein schriftlicher Bericht in einheitlicher Form
vorzulegen. Im Falle einer Antragsprüfung gemäß Abs. 1b ist dieser Bericht zugleich dem Gemeinderat
und dem Bürgermeister der betreffenden Gemeinde sowie der Landesregierung vorzulegen. Die Er-
stellung und Vorlage von Teilberichten ist nicht zulässig.

(5) Die Prüfungen sollen bei Initiativprüfungen möglichst bald nach Eintritt der Kenntnis des Lan-
des-Rechnungshofs von den prüfungsrelevanten Tatbeständen und bei Antragsprüfungen möglichst
bald nach Einlangen eines Verlangens auf Durchführung einer Prüfung erfolgen.

(6) Sind bereits drei Antragsprüfungen gemäß Abs. 3 Z 1 bis 7 anhängig, darf kein weiteres Ver-
langen auf Durchführung einer Antragsprüfung gemäß Abs. 3 Z 2 bis 7 gestellt werden. Überdies darf
kein Abgeordneter desselben Landtagsklubs ein Verlangen gemäß Abs. 3 Z 2 bis 5 unterstützen,
solange zwei Antragsprüfungen, die auf Grund eines Verlangens von Abgeordneten des Land-
tagsklubs, dem er angehört, unterstützt wurden, anhängig sind. Als anhängig gilt eine Antragsprüfung
bis zur Erstattung des Berichts des Landes-Rechnungshofs an die in § 8 Abs. 2 genannten Stellen.

§ 6
Befugnisse des Landes-Rechnungshofs bei Durchführung

seiner Prüfungs- und Begutachtungstätigkeit
(1) Der Landes-Rechnungshof verkehrt im Zuge der Wahrnehmung der ihm obliegenden Prüfungs-

und Begutachtungstätigkeit mit allen seiner Prüfung und Begutachtung unterliegenden Dienststellen,
Unternehmungen und sonstigen Rechtsträgern unmittelbar. Der Landes-Rechnungshof hat Art, Um-
fang und Wortlaut der Prüfungs- und Begutachtungstätigkeit der Leitung der zu prüfenden Stelle im
Rahmen der Prüfungseinleitung schriftlich bekannt zu geben.

(2) Der Landes-Rechnungshof ist berechtigt, zum Zwecke seiner Prüfungs- und Begutach-
tungstätigkeit

1. von den in Abs. 1 genannten Stellen jederzeit schriftlich oder in sonstiger zweckmäßiger
Weise alle ihm erforderlich erscheinenden Auskünfte zu verlangen;
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2. durch seine Organe an Ort und Stelle in die mit der Gebarung, die geprüft wird, im Zusam-
menhang stehenden Aufzeichnungen und Unterlagen (insbesondere Akten, Rechnungsbücher,
Belege, Korrespondenzen, Verträge, Voranschläge, Rechnungsabschlüsse, Gewinn- und Ver-
lustrechnungen sowie Bilanzen) Einsicht zu nehmen;

3. die Übermittlung der in Z 2 genannten Aufzeichnungen und Unterlagen zu verlangen;
4. Lokalerhebungen (etwa Kassenprüfungen) selbst vorzunehmen oder bei einer Dienststelle

durch die vorgesetzte Verwaltungsbehörde zu veranlassen und an diesen Amtshandlungen
durch seine Organe teilzunehmen, wobei die Prüfung von Kassen nur unter Beiziehung eines
leitenden Bediensteten der betreffenden Dienststelle zulässig ist, sowie

5. Personen, die nicht bei der überprüften Stelle tätig sind, als Auskunftspersonen anzuhören,
wobei diese Personen dabei die ihnen obliegenden gesetzlichen Verschwiegenheitspflichten
wahrzunehmen haben.

(3) Die überprüfte Stelle hat jedem auf Abs. 2 gegründeten Verlangen des Landes-Rechnungshofs
unverzüglich, wahrheitsgemäß und vollständig zu entsprechen. Dabei ist dem Landes-Rechnungshof
insbesondere der Zugriff auf sowie das Ermitteln und das Kopieren von automationsunterstützt ver-
arbeiteten Daten, die er zur Wahrnehmung der jeweiligen Prüfungsaufgabe benötigt, zu gewähren.

(4) Der Landes-Rechnungshof kann sich bei Ausübung seiner Prüfungs- und Begutachtungstätigkeit
geeigneter Sachverständiger bedienen. Die Sachverständigen sind, wenn dies nicht schon für die Er-
stattung von Gutachten der gewünschten Art im Allgemeinen geschehen ist, vom Direktor des Lan-
des-Rechnungshofs zu beeiden. Die Sachverständigen sind zur Geheimhaltung über ihnen
ausschließlich aus ihrer Tätigkeit bekannt gewordene Informationen verpflichtet, soweit und solange
deren Geheimhaltung zur Wahrung überwiegender berechtigter Interessen eines anderen, insbesondere
zur Wahrung des Rechts auf Schutz der personenbezogenen Daten und zur Wahrung von Geschäfts-
oder Betriebsgeheimnissen, erforderlich ist.

(5) Der Direktor des Landes-Rechnungshofs hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass
über einzelne im Rahmen der Tätigkeit des Landes-Rechnungshofs bekannt gewordene Tatsachen
sowie über Ergebnisse seiner Prüfungs- und Begutachtungstätigkeit bis zur endgültigen Berichterstat-
tung an den Landtag (§ 8) Verschwiegenheit bewahrt wird; dies gilt nicht im Verhältnis zur geprüften
Stelle. In Berichtfassungen oder sonstigen Schriftstücken, die veröffentlicht werden, sind geeignete
Vorkehrungen zur Wahrung des Datenschutzes und berechtigter Geheimhaltungsinteressen, insbeson-
dere auch im Hinblick auf Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse, zu treffen.

(6) Eine unmittelbare Einflussnahme auf die Führung der seiner Prüfung unterliegenden Stellen
steht dem Landes-Rechnungshof nicht zu.

(7) Der Landes-Rechnungshof hat bei Ausübung seiner Prüfungsbefugnisse die sachlich in Betracht
kommenden Prüfungsergebnisse anderer Kontrolleinrichtungen (insbesondere des Rechnungshofs) -
ohne Bindung an diese - in Erwägung zu ziehen.

§ 7
Vorläufige Prüfungsergebnisse

(1) Der Landes-Rechnungshof hat das vorläufige Ergebnis einer durchgeführten Prüfung aus dem
Bereich des Landes (§ 2 Abs. 1 Z 1 bis 5) der geprüften Dienststelle, Unternehmung oder einem son-
stigen Rechtsträger, deren Gebarung Gegenstand der Prüfung war, schriftlich mitzuteilen. Gleichzeitig
ist das vorläufige Ergebnis einer durchgeführten Prüfung gemäß § 2 Abs. 1 Z 2 lit. b und Z 3 bis 5 der
Landesregierung zur Kenntnis zu bringen.

(2) Eine Übermittlung gemäß Abs. 1 ist mit der Aufforderung zu verbinden, zum vorläufigen Prü-
fungsbericht innerhalb einer angemessenen, zehn Wochen nicht überschreitenden Frist eine schriftliche
Äußerung abzugeben. Werden Mängel, die der Landes-Rechnungshof bereits in früheren Berichten
gerügt hat, neuerlich festgestellt, so hat der Landes-Rechnungshof in dieser Aufforderung um eine
Begründung zu ersuchen, warum diese Unzulänglichkeiten nicht behoben wurden. Der Landes-Rech-
nungshof kann erforderlichenfalls zu einer gemäß dem ersten Satz erstatteten Äußerung eine
schriftliche Gegenäußerung abgeben.
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(3) Der Landes-Rechnungshof hat das vorläufige Ergebnis einer durchgeführten Überprüfung aus
dem Bereich einer Gemeinde (§ 2 Abs. 1 Z 9 bis 16) dem Bürgermeister sowie der geprüften Stelle
zu übersenden und die Möglichkeit zur Abgabe einer schriftlichen Äußerung einzuräumen. Der Bürg-
ermeister hat zum vorläufigen Ergebnis der durchgeführten Überprüfung Stellung zu nehmen und
dem Landes-Rechnungshof die auf Grund des Prüfungsergebnisses getroffenen Maßnahmen innerhalb
von drei Monaten mitzuteilen. Hat der Bürgermeister fristgerecht eine Äußerung abgegeben, so hat
der Landes-Rechnungshof diese in seine Erwägungen miteinzubeziehen und in seinen Prüfungsbericht
einzuarbeiten. Die Äußerung des Bürgermeisters ist überdies dem Bericht als Beilage anzuschließen.

§ 8
Prüfungsberichte

(1) Der Landes-Rechnungshof hat dem Landtag das Ergebnis einer Initiativprüfung (§ 5 Abs. 1 Z 1
und Abs. 1a) unverzüglich nach Abschluss der Prüfung in einem schriftlichen Bericht in einheitlicher
Form über die durchgeführte Prüfung mitzuteilen. Die Erstellung und Vorlage von Teilberichten ist
nicht zulässig. Gleichzeitig ist ein solcher Bericht vom Landes-Rechnungshof der geprüften Stelle,
der Landesregierung sowie im Falle einer Initiativprüfung gemäß § 5 Abs. 1a dem Gemeinderat und
dem Bürgermeister der betreffenden Gemeinde zur Kenntnis zu bringen. Im Falle einer Befassung
des Landes-Rechnungshofs gemäß § 3 hat der Landes-Rechnungshof den demgemäß erstatteten
schriftlichen Bericht unverzüglich nach Abschluss der Prüfung der antragstellenden und der geprüften
Stelle, dem Landtag und der Landesregierung zur Kenntnis zu bringen. Der Landes-Rechnungshof
hat derartige Berichte in geeigneter Weise zu veröffentlichen, nachdem die Vervielfältigung und
Verteilung gemäß § 36 der Geschäftsordnung des Burgenländischen Landtages, LGBl. Nr. 47/1981,
an die Landtagsabgeordneten erfolgt ist, worüber der Landes-Rechnungshof unverzüglich zu in-
formieren ist.

(2) Der Landes-Rechnungshof hat der Stelle, die das Verlangen auf die entsprechende Prüfung
gestellt hat, das Ergebnis einer Antragsprüfung (§ 5 Abs. 1 Z 2 und Abs. 1b) unverzüglich nach Ab-
schluss der Prüfung in einem schriftlichen Bericht in einheitlicher Form über die durchgeführte Prü-
fung mitzuteilen. Die Erstellung und Vorlage von Teilberichten ist nicht zulässig. Gleichzeitig ist ein
solcher Bericht vom Landes-Rechnungshof

1. der geprüften Stelle,
2. dem Landtag,
3. im Fall einer Prüfung gemäß § 5 Abs. 3 Z 1 bis 5 und 7 der Landesregierung und
4. im Falle einer Prüfung gemäß § 5 Abs. 1b dem Gemeinderat und dem Bürgermeister der be-

treffenden Gemeinde
zur Kenntnis zu bringen. Der Landes-Rechnungshof hat derartige Berichte in geeigneter Weise zu
veröffentlichen, nachdem die Vervielfältigung und Verteilung gemäß § 36 der Geschäftsordnung des
Burgenländischen Landtages, LGBl. Nr. 47/1981, an die Landtagsabgeordneten erfolgt ist, worüber
der Landes-Rechnungshof unverzüglich zu informieren ist.

(3) Der Landes-Rechnungshof hat Gutachten gemäß § 2 Abs. 1 Z 6 der Landesregierung sowie
Stellungnahmen gemäß § 2 Abs. 1 Z 7 dem Präsidenten des Landtags unverzüglich nach Abschluss
der Prüfung schriftlich zu übermitteln.

(4) Der Landes-Rechnungshof hat dem Landtag jeweils bis spätestens 31. März einen zusammen-
fassenden schriftlichen Bericht über seine Tätigkeit im vorangegangenen Kalenderjahr (Tätigkeitsbericht)
zu übermitteln. Die Darstellung der Ergebnisse der Prüfungen im Einzelnen (Abs. 1 und 2) sowie sonstige
Darlegungen sind nicht Gegenstand eines solchen Berichts. Der Bericht ist vom Landes-Rechnungshof
gleichzeitig der Landesregierung zur Kenntnis zu bringen. Der Landes-Rechnungshof kann dem Landtag
zusätzlich Zwischenberichte über die laufende Tätigkeit des Landes-Rechnungshofs übermitteln.

(5) Der Landes-Rechnungshof hat seine Berichte - unter Beachtung der Grundsätze der Sparsamkeit,
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit - wahrheitsgemäß, objektiv, genau und umfassend zu erstellen.
Er hat in Berichten die Darstellung des Sachverhalts von dessen Bewertungen durch den Landes-Rech-
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nungshof deutlich zu trennen. Auf rechtzeitig erstattete Äußerungen der geprüften Stellen (§ 7) ist in der
Sache einzugehen; davon abweichende Auffassungen des Landes-Rechnungshofs sind zu begründen.
Sind erhebliche Rechtsfragen strittig, so sind die unterschiedlichen Auffassungen darzulegen. Der Lan-
des-Rechnungshof hat in seinen Berichten auch auf die Ursachen festgestellter Mängel einzugehen und
erforderlichenfalls Verbesserungsvorschläge (insbesondere hinsichtlich der Möglichkeit der Vermeidung
oder Senkung von Ausgaben und der Schaffung oder Erhöhung von Einnahmen) zu erstatten. Wenn dies
für die vom Landes-Rechnungshof dargelegte Bewertung der Sachverhalte, die Gegenstand der jeweiligen
Prüfung sind, von besonderer Bedeutung ist, sind nach Tunlichkeit die für das Verständnis der erörterten
Vorgänge maßgeblichen Rahmenbedingungen und Begleitumstände ergänzend darzustellen. Stellung-
nahmen, Gutachten oder sonstige Äußerungen des Landes-Rechnungshofs an den Landtag, die keine
Berichte über eine abgeschlossene Prüfung gemäß § 2 Abs. 1 darstellen, sind ohne Befassung des Landtags
an die Landtagsklubs, alle Abgeordneten, die keinem Landtagsklub angehören, den Obmann des Landes-
Rechnungshofausschusses und die Landtagsdirektion zu übermitteln.

(6) Der Direktor des Landes-Rechnungshofs hat an den Beratungen des Landes-Rechnungshofauss-
chusses über die dem Landtag gemäß Abs. 1, 2 und 4 übermittelten Berichte des Landes-Rechnung-
shofs teilzunehmen. Er hat das Recht, in den Beratungen der Ausschüsse bei Behandlung dieser
Berichte gehört zu werden und deren Inhalt kurz darzustellen.

(7) Enthält ein Bericht des Landes-Rechnungshofs Beanstandungen oder Vorschläge für die Be-
seitigung von Mängeln, die die Landesregierung zu vertreten hat, so hat die Landesregierung dem
Landtag innerhalb von zwölf Monaten nach der Behandlung des Berichts im Landes-Rechnung-
shofausschuss die aufgrund der im Bericht enthaltenen Prüfungsergebnisse getroffenen Maßnahmen
schriftlich mitzuteilen. Dabei hat die Landesregierung gegebenenfalls zu begründen, warum den Bean-
standungen oder Vorschlägen zur Beseitigung von Mängeln nicht entsprochen wurde.

(8) Nach Veröffentlichung seiner Prüfungsberichte (§ 8 Abs. 1 und 2) kann der Landes-Rechnung-
shof in den Folgejahren den Umsetzungsstand der in diesen Prüfungsberichten getroffenen Empfehlun-
gen abfragen.

3. Abschnitt
Organisation

§ 9
Grundsätzliches

(1) Der Landes-Rechnungshof besteht aus
1. dem Direktor des Landes-Rechnungshofs (§§ 10 und 11) sowie
2. den sonstigen Bediensteten (Abs. 2 Z 1 und § 12).
(2) Die Landesregierung und der Landesamtsdirektor haben im Rahmen ihrer jeweiligen

Zuständigkeiten allenfalls auf Anregung und jedenfalls nach Anhörung des Direktors des Landes-
Rechnungshofs im Rahmen des im jeweiligen Landesvoranschlag hiefür vorgesehenen Ansatzes

1. dem Landes-Rechnungshof die zur ordnungsgemäßen Besorgung seiner Aufgaben erforder-
liche Anzahl von entsprechend qualifizierten Landesbediensteten zur Verfügung zu stellen;

2. für die dem jeweiligen Personalstand entsprechende räumliche und sonstige Ausstattung des
Landes-Rechnungshofs zu sorgen sowie

3. dem Landes-Rechnungshof die erforderlichen finanziellen Mittel zur Verfügung zu stellen.
(Verfassungsbestimmung) Der Direktor des Landes-Rechnungshofs verfügt unter Beachtung der dies-
bezüglichen Vorschriften über die dem Landes-Rechnungshof im Landesvoranschlag zugewiesenen
Kredite, hat sich jedoch der zentralen Landesbuchhaltung zu bedienen.

(3) Der Direktor des Landes-Rechnungshofs hat dem Präsidenten des Landtags bis längstens
31. März jeden Jahres schriftlich die voraussichtlichen personellen und sachlichen Erfordernisse für
das kommende Jahr samt einer Übersicht über die voraussichtliche diesbezügliche Entwicklung in
den nächsten drei Jahren bekanntzugeben. (Verfassungsbestimmung) Diese Mitteilungen sind im Lan-
des-Rechnungshofausschuss zu beraten und vom Präsidenten des Landtags der Landesregierung mit
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einer allfälligen Stellungnahme des Landes-Rechnungshofausschusses zwecks Berücksichtigung im
Landesvoranschlag für das folgende Jahr zu übermitteln. (Verfassungsbestimmung) Der Direktor des
Landes-Rechnungshofs ist berechtigt, an den Verhandlungen im Landtag sowie in den zuständigen
Ausschüssen und deren Unterausschüssen zum entsprechenden Teil des Landesvoranschlags gehört
zu werden.

§ 10
Bestellung und Abberufung des Direktors des Landes-Rechnungshofs

(1) Der Direktor des Landes-Rechnungshofs wird vom Landtag bei Anwesenheit von mindestens
der Hälfte der Mitglieder mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen bestellt.
Vor der Bestellung hat der Präsident des Landtags

1. eine öffentliche Ausschreibung dieser Funktion zu veranlassen und nachfolgend
2. zu einer Anhörung der Bewerber, die fristgerecht eine Bewerbung eingebracht haben und

nach den vorgelegten Unterlagen die Voraussetzungen des Abs. 2 Z 1, 2 sowie 4 bis 7 er-
füllen, durch die Mitglieder des Landes-Rechnungshofausschusses einzuladen sowie dem
Landtag einen geeigneten Bewerber zur Bestellung vorzuschlagen. Auf die Ausschreibung
nach Z 1 ist § 2 des Objektivierungsgesetzes, LGBl. Nr. 56/1988, mit der Maßgabe sinngemäß
anzuwenden, dass anstelle der Landesregierung der Präsident des Landtags tritt sowie der
Präsident des Landtags das Amt der Burgenländischen Landesregierung um Durchführung
der für die Bestellungserfordernisse gemäß Abs. 2 Z 4 erforderlichen Untersuchungen zu er-
suchen hat.

(2) Zum Direktor des Landes-Rechnungshofs darf nur ein Bewerber bestellt werden, der
1. ein Studium an einer Universität, einer Hochschule oder einer Fachhochschule, insbesondere

der Rechtswissenschaften, der Sozial- und Wirtschaftswissenschaften oder einschlägiger tech-
nischer Studienrichtungen, abgeschlossen hat. 
Der Bewerber muss weiters durch mindestens fünf Jahre einen Beruf, für den die Vollendung
eines dieser Studien Voraussetzung ist, oder einen einer solchen Qualifikation gleichzuhal-
tenden Beruf ausgeübt haben;

2. eine für seinen Berufsbereich vorgesehene anerkannte Prüfung oder eine einer solchen Prü-
fung gleichzuhaltende Qualifikation aufweist;

3. Kenntnisse und Erfahrungen nachweist, die für seine Tätigkeit im Landes-Rechnungshof er-
forderlich ist;

4. die körperliche und geistige Eignung für die Tätigkeit im Landes-Rechnungshof besitzt;
5. zum Burgenländischen Landtag - abgesehen vom Wohnsitzerfordernis - wählbar ist;
6. zum Zeitpunkt des Funktionsantritts weder einem allgemeinen Vertretungskörper noch dem

Europäischen Parlament angehört sowie
7. weder Mitglied der Bundesregierung noch der Burgenländischen Landesregierung ist oder in

den letzten vier Jahren war.
(3) Der Direktor des Landes-Rechnungshofs hat vor Antritt seines Amts dem Präsidenten des Land-

tags das Gelöbnis der strengsten Unparteilichkeit und der gewissenhaften Erfüllung der mit seinem
Amt verbundenen Pflichten zu leisten. Er ist hinsichtlich seiner rechtlichen Verantwortlichkeit den
Mitgliedern der Landesregierung gleichgestellt (Art. 57 L-VG).

(4) Die Amtsperiode des Direktors des Landes-Rechnungshofs beträgt zehn Jahre. Eine Wie der -
bestellung ist unzulässig.

(5) Die Amtsperiode des Direktors des Landes-Rechnungshofs endet vor ihrem Ablauf im Sinne
des Abs. 4 durch

1. einen gegenüber dem Präsidenten des Landtags erklärten schriftlichen, unwiderruflichen
Verzicht auf die weitere Amtsausübung;

2. den Wegfall einer Bestellungsvoraussetzung (Abs. 2);
3. ein auf Verlust des Amts lautendes Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs gemäß Art. 142

B-VG oder
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4. die Abberufung durch Beschluss des Landtags, für den die gleichen Anwesenheits- und Zus-
timmungserfordernisse wie bei der Bestellung (Abs. 1) gelten.

§ 11
Rechtsstellung des Direktors des Landes-Rechnungshofs

(1) Der Direktor des Landes-Rechnungshofs leitet den Landes-Rechnungshof und vertritt ihn, ins-
besondere im Verkehr mit den seiner Prüfung unterliegenden Dienststellen, Unternehmungen und
sonstigen Einrichtungen, nach außen. Er ist für die Tätigkeit des Landes-Rechnungshofs ausschließlich
dem Landtag verantwortlich.

(2) Der Direktor des Landes-Rechnungshofs hat für den Fall seiner Verhinderung im Einvernehmen
mit dem Präsidium des Landtags aus dem Kreis der übrigen Bediensteten des Landes-Rechnungshofs
jährlich einen Vertreter zu bestimmen. Im Falle der Verhinderung auch dieses Vertreters wird der Di-
rektor durch den dienstältesten, auf Grund seiner dienstrechtlichen Stellung entsprechend quali-
fizierten, nicht verhinderten Bediensteten des Landes-Rechnungshofs vertreten. Bei Wahrnehmung
seiner Vertretungstätigkeit unterliegt der Vertreter der gemäß § 10 Abs. 3 letzter Satz dem Direktor
auferlegten rechtlichen Verantwortlichkeit.

(3) Der Direktor des Landes-Rechnungshofs erhält für seine Tätigkeit Bezüge nach Maßgabe des
Burgenländischen Landesbezügegesetzes, LGBl. Nr.  12/1998; dieses Landesgesetz enthält auch
Regelungen über die pensionsrechtlichen Ansprüche des Direktors.

(4) Die §§ 80 bis 97 des Burgenländischen Landesbeamten-Dienstrechtsgesetzes 1997, LGBl.
Nr. 17/1998, sind für den Direktor des Landes-Rechnungshofs mit der Maßgabe sinngemäß anzuwen-
den, dass ihm Urlaubsansprüche wie Landesbeamten der Dienstklasse IX zustehen sowie der Antritt
und die Beendigung eines Urlaubs dem Präsidenten des Landtags zur Kenntnis zu bringen ist.

§ 12
Sonstige Bedienstete des Landes-Rechnungshofs

(1) Die im Landes-Rechnungshof aufgrund des maßgeblichen Stellenplans beschäftigten Bedien-
steten sind entsprechend den dienstrechtlichen Vorschriften Bedienstete des Landes Burgenland.

(2) (Verfassungsbestimmung) Der Direktor des Landes-Rechnungshofs ist Vorgesetzter aller Be-
diensteten, die im Landes-Rechnungshof beschäftigt sind. Dem Direktor obliegt - unbeschadet der
der Landesregierung und dem Landesamtsdirektor im § 9 Abs. 2 eingeräumten Befugnisse - die
Ausübung der Dienst- und Personalhoheit über die in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis
zum Land stehenden Bediensteten im Landes-Rechnungshof, soweit es sich nicht um Zuständigkeiten
der Disziplinarkommission oder der Leistungsfeststellungskommission handelt; weiters nimmt er die
Stellung des Landes als Dienstgeber bei Landesvertragsbediensteten im Landes-Rechnungshof wahr.
Der Direktor des Landes-Rechnungshofs kann jedoch, sofern dies im Interesse der Zweckmäßigkeit,
Raschheit und Einfachheit liegt, das Amt der Burgenländischen Landesregierung beauftragen, die ihm
danach obliegenden Angelegenheiten in seinem Namen und nach seinen Weisungen zu besorgen.

§ 13
Unvereinbarkeiten

(1) Weder der Direktor noch die sonstigen Bediensteten des Landes-Rechnungshofs dürfen an der
Leitung und Verwaltung von Unternehmungen beteiligt sein, die der Prüfung des Landes-Rechnung-
shofs unterliegen. Ebenso wenig darf eine dieser Personen an der Leitung und Verwaltung sonstiger
auf Gewinn gerichteter Unternehmungen teilnehmen.

(2) Der Direktor des Landes-Rechnungshofs darf während seiner Amtstätigkeit keinen Beruf mit
Erwerbsabsicht ausüben, es sei denn, dass dies der im Sinne des § 6a Abs. 2 des Bundesgesetzes über
die Transparenz und Unvereinbarkeiten für oberste Organe und sonstige öffentliche Funktionäre (Un-
vereinbarkeits- und Transparenz-Gesetz (Unv-Transparenz-G)), BGBl. Nr. 330/1983, in der Fassung
des Gesetzes BGBl. I Nr. 141/2013, für Angelegenheiten der Unvereinbarkeit zuständige Ausschuss
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des Landtags ausnahmsweise genehmigt.
(3) Nach Beendigung der Funktion beim Landes-Rechnungshof darf der Direktor des Landes-Rech-

nungshofs zwei Jahre lang keine Leitungsfunktion im Landesdienst oder in der Kontrolle des Lan-
des-Rechnungshofs unterliegenden Unternehmungen übernehmen.

§ 14
Geschäftsordnung

Die näheren Vorschriften über
1. die innere Organisation des Landes-Rechnungshofs;
2. die Abwicklung der Prüfungen;
3. die Erstellung der Berichte;
4. die Vorgangsweise bei allfälligen Behinderungen der Prüfungstätigkeit;
5. die Befugnisse der Prüfer sowie
6. den sonstigen Geschäftsgang im Landes-Rechnungshof

sind durch eine Geschäftsordnung zu regeln, die vom Direktor des Landes-Rechnungshofs zu erlassen
und vom Präsidenten des Landtags den Mitgliedern des Landes-Rechnungshofausschusses zur Ken-
ntnis zu bringen ist.

§ 14a
Verarbeitung personenbezogener Daten

(1) Der Landes-Rechnungshof ist im Rahmen der Erfüllung seiner gesetzlichen Aufgaben Verant-
wortlicher nach Art. 4 Z 7 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates
zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Daten-
verkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl. Nr. L 119
vom 04.05.2016 S. 1.

(2) Der Landes-Rechnungshof ist berechtigt, personenbezogene Daten zur Erfüllung der geset-
zlichen Aufgaben des Landes-Rechnungshofs zu verarbeiten. Die Verarbeitung besonderer Kategorien
personenbezogener Daten im Sinne des Art. 9 Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung ist zulässig,
soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben des Landes-Rechnungshofs erforderlich ist und somit ein er-
hebliches öffentliches Interesse an der Verarbeitung besteht und wirksame Maßnahmen zum Schutz
der Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen bestehen. Die Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten über gerichtlich oder verwaltungsbehördlich strafbare Handlungen oder Unterlassungen,
insbesondere auch über den Verdacht der Begehung von Straftaten, sowie über strafrechtliche
Verurteilungen oder vorbeugende Maßnahmen ist zulässig, soweit und solange dies zur Erfüllung der
Aufgaben des Landes-Rechnungshofs erforderlich ist. Welche Daten die Verantwortlichen nach Abs. 1
verarbeiten dürfen, richtet sich nach den Rechtsvorschriften, die für die der Prüfungszuständigkeit des
Landes-Rechnungshofs unterliegenden Dienststellen, Unternehmen und sonstigen Einrichtungen und
Rechtsträger gelten.

(3) In Bezug auf die von den der Prüfungszuständigkeit des Landes-Rechnungshofs unterliegenden
Stellen erlangten Informationen nach § 6 Abs. 2 sind die Rechte der betroffenen Personen nach den
Art.  12 bis 22 der Datenschutz-Grundverordnung und §  1 des Datenschutzgesetzes, BGBl.  I
Nr. 165/1999, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 70/2024, bei der jeweiligen Stelle gel-
tend zu machen. Diese hat dem Landes-Rechnungshof unverzüglich schriftlich über allenfalls getrof-
fene Veranlassungen zu informieren und gegebenenfalls die datenschutzrechtlich angepasste Version
der Information zu übermitteln. Diese ist der weiteren Behandlung im Landes-Rechnungshof zugrunde
zu legen, sofern dem nicht überwiegende Gründe entgegenstehen.

(4) Bei Ausübung der dem Landes-Rechnungshof gesetzlich übertragenen Aufgaben - insbesondere
gemäß § 2 Abs. 1 (Rechnungs- und Gebarungskontrolle des Landes, der Gemeinden und anderer durch
Gesetz bestimmter Rechtsträger), § 3 (Gemeinschaftsrechtliche Finanzkontrolle), § 8 Abs. 8 (Nach-
frageverfahren) - gelten die Rechte der betroffenen Personen nach Art. 13 bis 19 und 21 der Daten-
schutz-Grundverordnung und § 1 Abs. 3 des Datenschutzgesetzes im Hinblick auf Art. 23 Abs. 1 lit. e
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und h der Datenschutz-Grundverordnung nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen:
1. Die nach Art. 13 und 14 der Datenschutz-Grundverordnung vorgeschriebenen Informationen

sind in Form einer Erklärung auf elektronischem Weg zur Verfügung zu stellen (Datenschutzerk-
lärung). Die Informationspflicht nach Art. 14 Abs. 2 lit. f der Datenschutz-Grundverordnung findet
keine Anwendung.

2. Das Recht auf Auskunft (Art. 15 der Datenschutz-Grundverordnung, § 1 Abs. 3 des Daten-
schutzgesetzes) findet hinsichtlich der Datenverarbeitungen durch den Landes-Rechnungshof bei
Wahrnehmung seiner gesetzlich übertragenen Prüf- und Kontrollaufgaben keine Anwendung.

3. Das Recht auf Berichtigung (Art. 16 der Datenschutz-Grundverordnung, § 1 Abs. 3 des Daten-
schutzgesetzes) ist auf Schreibfehler und andere offensichtliche Unrichtigkeiten beschränkt. Zu
darüberhinausgehenden unrichtigen oder unvollständigen personenbezogenen Daten kann die betrof-
fene Person eine (ergänzende) Erklärung abgeben, die gemeinsam mit den als unrichtig oder unvoll-
ständig gerügten personenbezogenen Daten im jeweiligen Akt aufzunehmen ist.

4. Das Recht auf Löschung (Art. 17 der Datenschutz-Grundverordnung, § 1 Abs. 3 des Daten-
schutzgesetzes) findet aufgrund von im öffentlichen Interesse liegenden Archivzwecken keine An-
wendung. Die Verpflichtung zur Löschung der personenbezogenen Daten ab dem Zeitpunkt, ab dem
die Daten zur Erfüllung der dem Landes-Rechnungshof gesetzlich übertragenen Aufgaben nicht mehr
erforderlich sind, bleibt, sofern nicht andere gesetzliche Regelungen eine Pflicht zur weiteren Ver-
wendung der Daten vorsehen, unberührt.

5. Das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18 der Datenschutz-Grundverordnung) und
die Mitteilungspflicht (Art. 19 der Datenschutz-Grundverordnung) kommen nicht zur Anwendung.

6. Das Widerspruchsrecht (Art. 21 der Datenschutz-Grundverordnung) ist auf die Veröffentlichung
von Dokumenten des Landes-Rechnungshofs beschränkt.

(5) Die in Abs. 4 Z 3 bis 6 genannten Beschränkungen gelangen nur insoweit zur Anwendung, als
die Beschränkung jeweils zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben des Landes-Rechnungshofs
geeignet und erforderlich ist.

4. Abschnitt
Übergangs- und Schlussbestimmungen

(Verfassungsbestimmungen)

§ 15
Verweisungen

Soweit in diesem Gesetz auf andere Landesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils gel-
tenden Fassung anzuwenden.

§ 16
Geschlechtsspezifische Bezeichnungen

Die in diesem Gesetz enthaltenen geschlechtsspezifischen Bezeichnungen gelten für Frauen in ihrer
jeweiligen weiblichen Form.

§ 17
Übergangsbestimmungen

(1) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes beim Landeskontrollamt anhängigen Prü-
fungsverfahren gelten als solche nach den Bestimmungen dieses Gesetzes und sind nach dessen Bes-
timmungen abzuschließen.

(2) Bis zur Bestellung des Direktors des Landes-Rechnungshofs übt dessen Funktion der zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes mit der Leitung des Landeskontrollamts betraute Bedienstete
des Landeskontrollamts aus.

(3) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes beim Landeskontrollamt tätigen Bedien-
steten werden mit diesem Tag Bedienstete des Landes-Rechnungshofs im Sinne dieses Gesetzes.

(4) Maßnahmen, die erforderlich sind, damit der Landes-Rechnungshof mit dem Inkrafttreten dieses
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Gesetzes die ihm zugewiesenen Aufgaben wahrnehmen kann, dürfen im Übrigen bereits ab dem der
Verlautbarung dieses Gesetzes folgenden Tag gesetzt werden.

5. Abschnitt

§ 18
Inkrafttreten

(1) (Verfassungsbestimmung) § 9 Abs. 2 letzter Satz sowie § 9 Abs. 3 zweiter und dritter Satz in
der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in
Kraft.

(2) Das Inhaltsverzeichnis, § 1 Abs. 2, § 2 Abs. 2, § 5 Abs. 2, 3, 4 und 6, § 6 Abs. 1 und 3, § 7
Abs. 1 und 2, § 8 Abs. 1, 2, 4, 5, 6 und 7, § 9 Abs. 3 erster Satz, § 10 Abs. 1 und 2, § 13 Abs. 2, § 14
sowie die Gliederungsbezeichnung 5. Abschnitt in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 77/2013 treten
mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(3) § 2 Abs. 1 Z 8 bis 16, § 2 Abs. 2a, § 5 Abs. 1a, 1b, 2 und 4, § 7 Abs. 1 und 3 und § 8 Abs. 1
und 2 in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 64/2014 treten mit 1. Jänner 2016 in Kraft.

(4) § 7 Abs. 4 und § 8 Abs. 8 in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 25/2020 treten mit dem der
Kundmachung folgenden Tag in Kraft. § 7 Abs. 4 ist auf alle Prüfungen anzuwenden, deren Ergebnis
bis zum 1. April 2020 noch nicht dem Landtag übermittelt wurde. § 7 Abs. 4 und § 8 Abs. 8 in der
Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 25/2020 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2020 außer Kraft.

(5) Das Inhaltsverzeichnis, § 2 Abs. 1 und 1a, § 5 Abs. 2, § 8 Abs. 8, § 13 Abs. 3 und § 14a in der
Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 56/2025 treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.
§ 6 Abs. 4 in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 56/2025 tritt mit 1. September 2025 in Kraft.
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REFERATSEINTEILUNG (0001/20)

Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 7. Februar 2025, mit der die Referate auf
die Mitglieder der Landesregierung aufgeteilt werden (Referatseinteilung), LGBl. Nr. 9/2025. 

Red. Hinweis: Die auf die einzelnen Mitglieder der Landesregierung aufgeteilten Angelegenheiten
werden - abweichend vom Satzbild der Verlautbarung im Landesgesetzblatt - mit Ziffern versehen.

Auf Grund des Art. 59 L-VG und des Art. 103 Abs. 2 B-VG wird verordnet:  

Artikel 1 
Die Angelegenheiten der Landesverwaltung, der mittelbaren Bundesverwaltung und der Privat-

wirtschaftsverwaltung des Bundes werden auf die Mitglieder der Landesregierung wie folgt aufgeteilt: 

Landeshauptmann Mag. Hans Peter Doskozil
1. Innerer Dienst, Revision und Controlling; Regierungssitzungen, Regierungsvorlagen; Verfas-

sungsdienst; Bundesverfassung, Landesverfassung; Landesgesetzgebung; Allgemeine Rechtsangele-
genheiten; Abschließende Begutachtung von Gesetzes-und Verordnungsentwürfen; 

2. Angelegenheiten der europäischen Integration und grenzüberschreitenden Zusammenarbeit ein-
schließlich des gesamten diesbezüglichen Förderwesens sowie der Additionalitätsprogramme; 

3. Angelegenheiten des Ausschusses der Regionen (AdR); 
4. Angelegenheiten der Statistik, der Registerzählung und der Mikrozensuserhebung; Zentrale und

dezentrale Datenverarbeitung und Informationstechnik; Datenschutz; 
5. Organisation von Behörden und sonstigen Dienststellen des Landes (insbesondere Aufbau, Or-

ganisation, Errichtung und Auflösung) einschließlich des Landesverwaltungsgerichts; Aus-, Fort- und
Weiterbildung der Landesbediensteten; Errichtung und Unterbringung der Landesdienststellen und
damit im Zusammenhang stehender Liegenschaftserwerb; Allgemeines Beschaffungswesen; Bürger-
initiative und Bürgerbegutachtung; Öffentlichkeitsarbeit und Bürgerservice; Angelegenheiten der
Volksgruppen; Hoheitszeichen, Landessymbole; Bundesgrenzen, Landesgrenzen; Angelegenheiten
der Verbindungsstelle der Bundesländer; Landesgesetz-und Landesamtsblatt; Mitwirkung bei der Füh-
rung der Bundespolizei im Bereich des Landes; Auszeichnungen und Titel; Ehrengaben, Jubiläums-
gaben und allgemeine Protokollangelegenheiten einschließlich Repräsentationen; 

6. Angelegenheiten der Rechnungshöfe; 
7. Landeshaushalt; Landesrechnungsabschluss; Verwaltung des Landesvermögens, soweit nicht

ein anderes Mitglied der Landesregierung zuständig ist; 
8. Finanzwesen und Vermögensangelegenheiten des Landes; Finanzstatistik; Bundesabgaben, Lan-

dessteuern, -abgaben, -umlagen und -gebühren; Landeshaftungen und damit im Zusammenhang ste-
hende Betriebsprüfungen; Finanzausgleich, Geld-, Kredit-und Bankwesen; 

9. Förderungen, sonstige finanzielle Leistungen sowie Einnahmen im Zusammenhang mit der in
Anlage 1 genannten Voranschlagstellen; 

10. Aufsicht über die gemeinnützigen Bauvereinigungen; 
11. Angelegenheiten des Burgenländischen Gesundheitsfonds (BURGEF); Angelegenheiten der

Krankenanstalten und Pflegeanstalten sowie der Ausbildung des Krankenpflegepersonals einschließ-
lich der Fachaufsicht, Akutordinationen; Schulgesundheit; 

12. Gesundheitswesen und Primärversorgung; Rettungswesen; Angelegenheiten der Tuberkulose-
hilfe und Tuberkulosebekämpfung; Sanitäre Aufsicht; Gemeindesanitätswesen; Schulgesundheits-



pflege im medizinischen Bereich; Bäderhygiene; 
13. Aufsicht über die Ärztekammer für das Burgenland; Suchtbekämpfungskoordination; Leichen-

und Bestattungswesen; Besorgung der Geschäfte des Landessanitätsrats; Apotheker; Dentisten; 
14. Kurortewesen und natürliche Heilvorkommen; 
15. Angelegenheiten des Tourismus einschließlich der Förderung; Ausbau von See-und Freibädern;

Camping- und Mobilheimwesen; 
16. Aufsicht über den Landesverband „Burgenland Tourismus“; 
17. Aufsicht über den Burgenländischen Gemeindefonds; 
18. Weinrechtliche Angelegenheiten sowie Fragen des Weinmarketings; 
19. Stiftungs- und Fondswesen; Vereinsangelegenheiten; 
20. Bezugsrechtliche Angelegenheiten der Mitglieder der Landesregierung, des Landtages und son-

stiger  vom Burgenländischen Landesbezügegesetz erfasster Personen; 
21. Dienstrecht und Personalangelegenheiten der öffentlichrechtlichen und privatrechtlichen Be-

diensteten des Landes einschließlich Bezüge-, Gehalts- und Lohnverrechnung; 
22. Ruhebezugsrechtliche Angelegenheiten der Bürgermeister; 
23. Dienstrecht der Gemeindebediensteten einschließlich der Ausübung des Aufsichtsrechts in die-

sen Angelegenheiten; Personalangelegenheiten der Bediensteten der Gemeinden und Gemeindever-
bände, sofern die Zuständigkeit der Landesregierung gegeben ist; 

24.Auswahl bezüglich der Leitungsfunktionen an Pflichtschulen (Pflichtschulcluster); 
25.Dienstrecht und Personalangelegenheiten der in den Landesdienst aufgenommenen Musikschul-

lehrer; 
26. Volksbüchereien; Angelegenheiten der zeitgenössischen bildenden und darstellenden Kunst;

Denkmal- und Ortsbildpflege; Literaturforschung; Musikpflege; Kulturelle und wissenschaftliche Ver-
anstaltungen; Kulturfilmangelegenheiten; Studienförderung für die Studierenden der Studien aller
Kunstrichtungen; Landesmuseen; Heimatmuseen; Förderung der Natur- und Geisteswissenschaften,
der Archäologie und der Volkskunde; Bodendenkmalpflege; Heimat-und Brauchtumspflege; Volks-
kulturangelegenheiten; Kriegsgräberfürsorge; Kultusangelegenheiten; 

27. Landeskundliche Forschungsstelle; Herausgabe und Verwaltung landeseigener Publikationen,
soweit nicht ein anderes Mitglied der Landesregierung zuständig ist; 

28. Wissenschaftlicher und fachtechnischer Archiv-und Bibliotheksdienst; 
29. Bedarfszuweisungen an Gemeinden; 
30. Angelegenheiten der geistigen und zivilen Landesverteidigung; 
31. Angelegenheiten der örtlichen Sicherheitspolizei; 
32. Mitgliedschaft und Verwaltung von Vereinen, soweit nicht ein anderes Mitglied der Landesre-

gierung zuständig ist; 
33. Angelegenheiten oder koordinierende Maßnahmen, die nicht einem anderen Mitglied der Lan-

desregierung zugewiesen sind; 
34. Beteiligungen des Landes gemäß Anlage 2. 

.

Landeshauptmann-Stellvertreterin Anja Haider-Wallner 
1. Angelegenheiten der ländlichen Entwicklung; 
2. Angelegenheiten der Dorferneuerung, soweit nicht ein anderes Mitglied der Landesregierung

zuständig ist; 
3. Agrarangelegenheiten; Bodenreform (Grundzusammenlegung, Flurbereinigung, Agrargemein-
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schaften, landwirtschaftliches Siedlungswesen und landwirtschaftliches Bringungsrecht); Angelegen-
heiten der Obereinigungskommission; 

4. Grundverkehrsrecht; 
5. Aufsicht über die Burgenländische Landwirtschaftskammer; Landwirtschaftlicher Grenzbesitz; 
6. Landwirtschaftliche Marktordnung; Landwirtschaftsförderung; Buschenschankwesen; Elemen-

tarschäden; 
7. Land- und forstwirtschaftliche Berufsausbildung; Landwirtschaftliche Berufs- und Fachschulen,

Dienstrecht der Lehrer an diesen Schulen; 
8. Bodenschutz und Pflanzenschutz; 
9. Tierschutz, Tierzucht und Tierhaltung; 
10. Nahrungsmittelkontrolle; Trinkwassergüte; Veterinärwesen; Tierseuchenbekämpfung; Tier-

körperverwertung; Tierärztliche Praxen und Hausapotheken; Futtermittelrecht; Aufsicht über die
Österreichische Tierärztekammer Landesstelle Burgenland; 

11. Fachgutachten auf dem Gebiet der Landwirtschaft; 
12. Angelegenheiten der Urbarialgemeinden; 
13. Koordinierende Maßnahmen in Angelegenheiten des Umweltschutzes; 
14. Klimaschutz; Nachhaltigkeit; Rechtliche und fachliche Angelegenheiten des Heizungswesens,

der Luftreinhaltung und des Immissionsschutzes; Energiewesen einschließlich der Preisregelung und
Preisüberwachung; Lastverteilung; 

15. Gewässeraufsicht und Wassergütekontrolle, soweit es sich nicht um Bäderhygiene und Trink-
wasser handelt; 

16. Angelegenheiten des Nationalparks Neusiedler See - Seewinkel; Welterbe Kulturlandschaft
Fertö-Neusiedler See; 

17. Rechtliche und fachliche Angelegenheiten des Naturschutzes und der Landschaftspflege; Bio-
logische Station Neusiedler See; 

18. Marken-und Musterschutz, unlauterer Wettbewerb; Patentwesen; 
19. Konsumentenschutz; Schuldnerberatung; 
20. Preisregelung und Preisüberwachung, soweit diese nicht im Zusammenhang mit dem Energie-

recht stehen; 
21. Mitgliedschaft und Verwaltung von Vereinen, deren Tätigkeitsfelder im Zuständigkeitsbereich

der Landeshauptmann-Stellvertreterin liegen; 
22. Beteiligungen des Landes gemäß Anlage 2.

Landesrat Mag. Dr. Leonhard Schneemann 
1. Angelegenheiten der Gemeindeverwaltung; Aufsicht über die Gemeinden und die Gemeinde-

verbände, beim Burgenländischen Müllverband eingeschränkt auf die finanzielle Aufsicht; Gemein-
deabgaben; Finanzstatistik der Gemeinden; Gemeinde-Ertragsanteile; Gemeindenamen,
Gemeindewappen und Gemeindefarben; Service-und Beratungseinrichtungen für Gemeinden; 

2. Bundespräsidentenwahlen; Wahlen in die allgemeinen Vertretungskörper; Bürgermeisterwahlen;
Volksabstimmungen und Volksbegehren; Gemeindevolksrechte; 

3. Personenstandsangelegenheiten; 
4. Melde-, Fremden- und Niederlassungswesen; 
5. Gewerberecht; Angelegenheiten des Berufsanerkennungs-und Dienstleistungsrechts; 
6. Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften; 
7. Wirtschaftsförderung; Angelegenheiten der Wirtschaftskammer; 
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8. Wirtschaftstreuhänder; Außenhandelsangelegenheiten; 
9. Veranstaltungswesen; 
10. Breitbandausbau und Koordinierung der Maßnahmen in diesem Bereich; 
11. Forschungsangelegenheiten; Digitalisierung; 
12. Jagd- und Fischereiwesen; 
13. Sozialwesen; Sozialhilfe, Sozialbetreuung und Hauskrankenpflege; Kinder- und Jugendhilfe; 
14. Schulsozialarbeit; 
15. Opferfürsorge; 
16. Angelegenheiten des Zivildienstes; 
17. Sammelbewilligungen; Pflegebezogene Geld- und Sachleistungen; Angelegenheiten der Kam-

mer für Arbeiter und Angestellte für das Burgenland; 
18. Angelegenheiten der Altenwohn- und Pflegeheime sowie Einrichtungen der Behindertenhilfe

und der Kinder- und Jugendhilfe; Behindertenwesen; Außerordentliche Zuwendungen in sozialen Här-
tefällen; 

19. Arbeitsrecht sowie Arbeiter- und Angestelltenschutz; Wahrnehmung der Angelegenheiten der
Land- und Forstwirtschaftsinspektion; Arbeitnehmerförderung; 

20. Seniorenangelegenheiten; Seniorenförderung; 
21. Mitgliedschaft und Verwaltung von Vereinen, deren Tätigkeitsfelder im Zuständigkeitsbereich

des Landesrates liegen; 
22. Beteiligungen des Landes gemäß Anlage 2. 

Landesrätin Mag.a (FH) Daniela Winkler 
1. Schulwesen und äußere Organisation (Aufbau, Organisationsform, Errichtung, Auflassung,

Sprengel, Klassenschülerzahlen und Unterrichtszeit) der allgemeinbildenden Pflichtschulen und der
Berufsschulen; 

2. Angelegenheiten der Bildung und der Bildungsdirektion; 
3. Äußere Organisation der öffentlichen Schülerheime, die ausschließlich oder vorwiegend für

Schüler von Pflichtschulen bestimmt sind; Dienstpostenplan der Lehrer für allgemeinbildende Pflicht-
schulen; 

4. Erhaltung der allgemeinbildenden Pflichtschulen; Verwaltung der Landessonderschulen, der Pri-
vatschulen des Landes sowie der angeschlossenen Schülerheime; 

5. Äußere Organisation der Schülerheime der Landesberufsschulen; Dienstpostenplan der Lehrer
für Berufsschulen; Verwaltung der Landesberufsschulen; 

6. Angelegenheiten des Dienstrechts der Lehrer für öffentliche allgemeinbildende Pflichtschulen
und für öffentliche Berufsschulen sowie die Behördenzuständigkeit zur Ausübung der Diensthoheit,
soweit nicht andere Behörden auf Grund der gemäß Art. 14 Abs. 4 lit. a B-VG ergehenden Gesetze
damit betraut sind; 

7. Kindergärten, Kinderkrippen, Tagesheimstätten und Horte, einschließlich der fachlichen An-
stellungserfordernisse sowie der Angelegenheiten des Dienst- und Besoldungsrechts der vom Land,
den Gemeinden oder Gemeindeverbänden angestellten Kindergärtner, Erzieher an Horten und an
Schülerheimen, die ausschließlich oder vorwiegend für Schüler von Pflichtschulen bestimmt sind; 

8. Zweckzuschüsse zu den Pflichtschulbauten der Gemeinden; 
9. Förderung des Volks- und Erwachsenenbildungswesens; Studienförderung mit Ausnahme für

die   Studierenden des Studiums aller Kunstrichtungen; 
10. Joseph Haydn Privathochschule GmbH; 
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11. Außerschulische Musikerziehung; 
12. Fachhochschulen; 
13. Kinder-und Jugendförderung; Jugendschutz; 
14. Familienpolitische Angelegenheiten, insbesondere Familienberatung, Familienservice, Fami-

lienförderung sowie Angelegenheiten der Tagesmütter; 
15. Angelegenheiten der Frauenpolitik und Frauenförderung; Koordinierung der umfassenden  Be-

rücksichtigung von Frauenfragen (Gender Mainstreaming); Angelegenheiten der Gleichbehandlung; 
16. Angelegenheiten der Integration; Antidiskriminierung; 
17. Staatsbürgerschaftsangelegenheiten; 
18. Asyl- und Flüchtlingswesen, Grundversorgung; 
19. Buchführung des Landes inklusive Anlagenbuchführung und Kostenrechnung; Kassen- und

Zahlungsdienst; Vorbereitung des Landesrechnungsabschlusses; Finanzielle Aufsicht über den Ge-
barungsvollzug des Amtes der Landesregierung und seine nachgeordneten Ämter und Behörden;  

20. Mitgliedschaft und Verwaltung von Vereinen, deren Tätigkeitsfelder im Zuständigkeitsbereich
der Landesrätin liegen; 

21. Beteiligungen des Landes gemäß Anlage 2. 

Landesrat Mag. Heinrich Dorner
1. Angelegenheiten des Katastrophenschutzes; 
2. Angelegenheiten des Zivilschutzes; 
3. Angelegenheiten des Strahlenschutzes; 
4. Wasserrecht, Baurecht, Bergrecht; 
5. Feuerwehrwesen, Feuerpolizei; 
6. Kraftfahrwesen, Kraftfahrlinien; Straßenpolizei; Straßenverwaltungsrecht; Eisenbahnwesen;

Schifffahrtsrecht; Zivilluftfahrt; 
7. Angelegenheiten der örtlichen und überörtlichen Raumplanung; Koordination des Burgenländi-

schen Geographischen Informationssystems; 
8. Koordinierende Maßnahmen in Angelegenheiten der Verkehrsplanung; Angelegenheiten des öf-

fentlichen Verkehrs und der Verkehrsverbünde; 
9. Angelegenheiten des Straßen-, Brücken-, Güterwege-, Forstwege-und Radwanderwegebaus, ins-

besondere Projektierung, Bau und Erhaltung einschließlich der Förderung; Bodenprüfung; Vermes-
sungswesen; 

10. Sachverständigengutachten auf den Gebieten der Hochbautechnik, der Statik, der Verkehrs-
technik sowie des ländlichen Wege- und Brückenbaus; 

11. Technische Angelegenheiten des Luftfahrtwesens, des Maschinen-und Dampfkesselwesens,
des Elektrizitätswesens, des Kraftfahrzeugwesens, des Heizungswesens, des Seilbahn- und Aufzugs-
wesens, der Industrie- und Gewerbetechnik, der Binnenschifffahrt, des allgemeinen Schallschutzes,
des Gaswesens, des Bedienstetenschutzes und der Luftschadstoffe; Technische Sachverständigengut-
achten in den oben genannten Angelegenheiten; Chemikalienwesen; 

12. Rechtliche Angelegenheiten des Maschinen- und Dampfkesselwesens; Rechtliche Angelegen-
heiten der Güterwege; Rechtliche Angelegenheiten der Abfallwirtschaft und der Altlastensanierung; 

13. Rechtliche Angelegenheiten des Forstwesens; Technische Angelegenheiten des Agrar- und
Forstwesens; Forstgärten; 

14. Befähigungsprüfung für Elektrotechnik; Befähigungsprüfung für Gas- und Sanitärtechnik; 
15. Hochbauten des Landes und des Bundes; Normenwesen; Zivilingenieure und Ziviltechniker;
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Baugewerbeprüfungen; Eich- und Messwesen; 
16. Erschließung und Nutzung von Bodenschätzen; Grundlagenforschung in Bezug auf Lagerstät-

ten; 
17. Wasserwirtschaftliche Rahmenplanung; Hydrographie; 
18. Siedlungswasserbau; Flussbau und landwirtschaftlicher Wasserbau (Ent-und Bewässerung);

Technische Angelegenheiten und Sachverständigendienst im Bereich der Wasser- und Abfallwirtschaft
einschließlich der gefährlichen Stoffe und der Altlastensanierung; Verwaltung des öffentlichen Was-
serguts; Wasserbuchdienst; Angelegenheiten der Grenzgewässerkommission; 

19. Angelegenheiten der Wohnbauförderung ausgenommen die Aufsicht über die gemeinnützigen
Bauvereinigungen; 

20. Sportwesen; 
21. Mitgliedschaft und Verwaltung von Vereinen, deren Tätigkeitsfelder im Zuständigkeitsbereich

des Landesrates liegen; 
22. Beteiligungen des Landes gemäß Anlage 2.

Artikel 2 
Die in dieser Verordnung verwendeten geschlechtsspezifischen Begriffe und Bezeichnungen schlie-

ßen jeweils die männliche und weibliche Form gleichermaßen ein. 

Artikel 3 
(1) Diese Verordnung LGBl. Nr. 9/2025 tritt mit dem Tag ihrer Kundmachung in Kraft. 
(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung LGBl. Nr. 9/2025 tritt die Referatseinteilung LGBl.

Nr. 7/2020 in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr.3/2024, außer Kraft. 
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Anlage 1  

Raumordnung und Raumplanung

VASt. 1-022945-7670 Weltkulturerbe Neusiedler See

Katastrophendienst

VASt. 1-170005-7670 Zuwendungen an Katastrophenhilfsdienstorg.

VASt. 1-170008-7296 Aufwendungen, Katastrophenhilfegesetz

VASt. 1-170015-7340 Ausstattung des Katastrophend., Rettungsorg.

VASt. 2-179005-8299 Rückers., Entgeltfortz.gem.§ 3 Z.3 lit.b Kat.Fondsg.

Zivilschutz

VASt. 1-180005-7670 Zivilschutzverband

Schülerbetreuung

VASt. 1-232009-7297 Schulsportliche Veranstaltungen

Außerschulische Jugenderziehung

VASt. 1-259005-7430 Transfers an Unternehmen (ohne Finanzunternehmen)

VASt. 1-259005-7670 Sonst. Zuwendungen a.priv.gemeinn.Einrichtungen

VASt. 1-259005-7690 Sonstige Zuwendungen an Einzelpersonen

VASt. 1-259009-7270 Sonstige Leistungen von natürlichen Personen

VASt. 1-259009-7280 Sonstige Leistungen (Sonstige)

VASt. 1-259009-7297 Sonstige Aufwendungen

VASt. 2-259005-8299 Sonstige Erträge

Sport und außerschulische Leibeserziehung

VASt. 1-260005-7670 Förd.d.Turn- u.Sportwesens außerhalb d.Schulen

VASt. 1-260005-7690 Sportinitiative Burgenland

VASt. 1-260007-7355 Trendsportanlagen

VASt. 1-260007-7480 Überregionale Sonderprojekte

VASt. 1-260015-7340 Schul- und Leistungsmodelle

VASt. 1-269005-7670 Spitzensport, Förderungsmaßnahmen

VASt. 1-269007-7355 Förderungsmaßnahmen, Gemeinden

VASt. 1-269007-7770 Förderungsmaßnahmen

VASt. 1-269009-7270 Sportmedizinische Untersuchungen
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Anlage 1

Sport und außerschulische Leibeserziehung

VASt. 1-269009-7297 Bewegungs- und Jugendsportprojekte

VASt. 1-269015-7670 Sonderprojekte, Nachwuchsförderung

Sozialpolitische Maßnahmen

VASt. 1-459005-7305 Transfers an Gemeinden, sonstige

VASt. 1-459005-7403 Transfers an Bet.Land

VASt. 1-459005-7670 Sonstige Zuwendungen an private gemeinn. Einricht.

VASt. 1-459015-7430 Transfers an Untern.

Familienpolitische Maßnahmen

VASt. 1-469005-7305 Transfers an Gemeinden, sonstige

VASt. 1-469005-7670 Zuwendungen an private gemeinn. Einricht.

VASt. 1-469005-7690 Sonstige Zuwendungen an Einzelpersonen

Straßenverkehr

VASt. 1-649005-7340 Verschiedene Meßgeräte, LPD

Produktionsförderung

VASt. 1-742105-7500 Zinsenzuschüsse in der Landwirtschaft
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Anlage 2  

Betei l igungen des Landes

Landeshauptmann Mag. Hans Peter Doskozil

Landesholding Burgenland GmbH, alle direkten und indirekten Beteiligungen der Landesholding Burgenland GmbH, so-
weit diese nicht einem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind

Akademie Burgenland GmbH

Digital Burgenland GmbH

Burgenländische Krankenanstalten-Gesellschaft m.b.H., sowie alle direkten und indirekten Beteiligungen, soweit diese
nicht einem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind

Gesundheitsplanungs GmbH

Österreich Wein Marketing GmbH, sowie alle direkten und indirekten Beteiligungen, soweit diese nicht einem anderen
Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind

Technologiezentren Burgenland GmbH

Wohnbau Burgenland GmbH

AVITA Resort GmbH

Landeshauptmann-Stellvertreterin Anja Haider-Wallner

Burgenländischer Ökoenergiefonds

Nationalparkgesellschaft Neusiedler See – Seewinkel

Landschaftspflegefonds

Landesrat Mag. Dr. Leonhard Schneemann

Wirtschaftsagentur Burgenland GmbH, sowie alle direkten und indirekten Beteiligungen, soweit diese nicht einem ande-
ren Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind

Burgenländischer Gemeindefonds

WAB Beteiligungen und Risikomanagement GmbH, sowie alle direkten und indirekten Beteiligungen, soweit diese nicht
einem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind

Forschung Burgenland GmbH

Soziale Dienste Burgenland GmbH, sowie alle direkten und indirekten Beteiligungen, soweit diese nicht einem anderen
Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind

Landesrätin Mag.a (FH) Daniela Winkler

Stiftung Pädagogische Hochschule Burgenland

Hochschule für Angewandte Wissenschaften Burgenland GmbH, sowie alle direkten und indirekten Beteiligungen, so-
weit diese nicht einem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind

Joseph Haydn Privathochschule GmbH
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Anlage 2  

Betei l igungen des Landes

Landesrat Mag. Heinrich Dorner

Neusiedler Seebahn GmbH

Verkehrsverbund Ost-Region (VOR) Gesellschaft m.b.H.

Verkehrsinfrastruktur Burgenland GmbH, sowie alle direkten und indirekten Beteiligungen, soweit diese
nicht einem anderen Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind

Verkehrsbetriebe Burgenland GmbH, sowie alle direkten und indirekten Beteiligungen, soweit diese nicht einem anderen
Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind

Burgenländische Mobilitätsorganisationsgesellschaft mbH

ASFINAG Service GmbH

LIB-Landesimmobilien Burgenland GmbH sowie deren direkte und indirekte Beteiligungen, soweit diese nicht einem an-
deren Mitglied der Landesregierung zugewiesen sind

Sport Burgenland GmbH, sowie alle direkten und indirekten Beteiligungen, soweit diese nicht einem anderen Mitglied
der Landesregierung zugewiesen sind

Nationale Anti Doping Agentur Austria GmbH



GESCHÄFTSORDNUNG DER LANDESREGIERUNG 
Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 7. Oktober 2024, mit der die Geschäfts-

ordnung der Burgenländischen Landesregierung erlassen wird (Geschäftsordnung der Landesregierung
-GeOL), LGBl. Nr. 64/2024, 70/2025. 

Auf Grund des Art. 103 Abs. 2 B-VG, BGBl. Nr. 1/1930, in der Fassung des Bundesverfassungs-
gesetzes BGBl. I Nr. 68/2024, und der Art. 55, 59 und 60 Landes-Verfassungsgesetz über die Verfas-
sung des Burgenlandes (L-VG), LGBl. Nr. 42/1981, in der Fassung Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020, wird
verordnet: 
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3. Abschnitt 
Sitzungen der Landesregierung

§ 5 Anberaumung, Tagesordnung 
§ 6 Vorsitz 
§ 7 Beschlussfähigkeit 
§ 8 Voraussetzungen für die Behandlung von Anträgen in einer Sitzung der Landesregierung 
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§ 19 Dienstverhinderung, Vertretung 
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5. Abschnitt 
Ausübung der Diensthoheit über Landesbedienstete
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6. Abschnitt 
Finanzielle Gebarung des Landes

§ 22 Landesvoranschlag, Abwicklung der Gebarung 

7. Abschnitt 
Elektronische Abwicklung

§ 23 Elektronische Abwicklung von Sitzungsangelegenheiten und sonstigen Unterschriftser-
fordernissen 

8. Abschnitt 
Schlussbestimmungen

§ 24 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

1. Abschnitt 
Landesverwaltung

§ 1 
Landesregierung 

(1) Die Landesregierung übt die Vollziehung hinsichtlich des selbständigen Wirkungsbereiches des
Landes aus und verwaltet das Landesvermögen sowie die in der Verwaltung des Landes stehenden Stif-
tungen, Fonds und Anstalten. 

(2) Die Landesregierung besorgt die ihr zustehenden Verwaltungsgeschäfte in den Angelegenheiten
des § 2 durch das Kollegium, in allen anderen Angelegenheiten durch ihre nach der Referatseinteilung
(§ 3) zuständigen verantwortlichen Mitglieder. 

§ 2 
Kollegiale Beschlussfassung 

(1) Der kollegialen Beratung und Beschlussfassung durch die Landesregierung sind vorbehalten: 
1. Vorlagen und Berichte an den Landtag; 
2. Antragstellung bzw. Anrufung des Verfassungsgerichtshofes gemäß Art. 126a B-VG, BGBl. Nr.

1/1930, in der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. I Nr. 68/2024, Art. 127c iVm Art.
126a B-VG und Art. 74 L-VG, LGBl. Nr. 42/1981, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 43/2020,
Art. 137, 138, 138a, 139, 139a, 140 und 140a B-VG; Äußerungen an den Verfassungsgerichtshof
in Verfahren gemäß Art. 126a B-VG, Art. 127c iVm Art. 126a B-VG und Art. 74 L-VG, Art. 137,
138, 138a, 139, 139a, 140 und 140a B-VG über Aufforderung des Verfassungsgerichtshofes;

3. Geschäftsordnung der Landesregierung und Aufteilung der Referate auf die Mitglieder der Lan-
desregierung (Referatseinteilung); 

4. Zustimmung zu der vom Landeshauptmann zu erlassenden Geschäftseinteilung des Amtes der
Landesregierung und zu der gleichfalls vom Landeshauptmann zu erlassenden Geschäftsordnung
des Amtes der Landesregierung gemäß § 2 und § 3 Abs. 2 und 3 Ämter-der-Landesregierungen-
Bundesverfassungsgesetz -BVG ÄmterLReg, BGBl. Nr. 289/1925, in der Fassung des Bundes-
verfassungsgesetzes BGBl. I Nr. 14/2019; 

5. Vereinbarungen gemäß Art. 15a B-VG; 
6. Bestellung des Landesamtsdirektors und Landesamtsdirektor-Stellvertreters gemäß § 1 Abs. 3

BVG ÄmterLReg und Art. 106 B-VG bzw. Art. 73 L-VG; 
7. Zuerkennung des Rechtes zur Führung des Landeswappens; 
8. Verleihung von Ehrenzeichen des Landes Burgenland sowie sonstiger Auszeichnungen des Lan-

GESCHÄFTSORDNUNG DER LANDESREGIERUNG



des; 
9. Rechtsverordnungen, ausgenommen solche gemäß § 43 Abs. 1 lit. a und § 44a Straßenverkehrs-

ordnung 1960 -StVO 1960, BGBl. Nr. 159/1960, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr.
52/2024, sowie ausgenommen solche, die im Zusammenhang mit der Erteilung von Bewilligun-
gen gemäß § 64 und § 90 StVO 1960 erlassen werden; 

10. Entsendung von Vertretern des Landes in öffentliche Körperschaften oder andere juristische Per-
sonen; 

11. Staatsbürgerschaftsverleihungen; 
12. Genehmigung von Geschäftsordnungen, Satzungen, Jahresabschlüssen, Umlagenordnungen, Ver-

bandsbeiträgen, Dienst- und Pensionsordnungen öffentlich-rechtlicher Körperschaften, für die
die Landesregierung Aufsichtsbehörde ist, sofern eine Genehmigung durch die Landesregierung
gesetzlich vorgesehen ist; 

13. Ausschreibung von Wahlen in die öffentlich-rechtlichen Interessenvertretungen, zu deren Aus-
schreibung die Landesregierung gesetzlich berufen ist; 

14. Personalangelegenheiten der Bediensteten des Landes soweit es sich hiebei um nachfolgende
Belange handelt: 
a) Anstellungen von Landesbediensteten; 
b) Bestellung der Gruppenvorstände und Abteilungsvorstände beim Amt der Landesregierung

sowie der Leiter der Bezirkshauptmannschaften; 
c) Verleihung von Funktionsbezeichnungen, die nicht bereits auf Grund von Rechtsvorschriften

mit der Innehabung einer Funktion verbunden sind; 
15. Gemeindeangelegenheiten, soweit es sich um nachfolgende Belange handelt: 

a) Gewährung von Bedarfszuweisungen; 
b) Genehmigung von Rechtsgeschäften der Gemeinden gemäß § 87 der Burgenländischen Ge-

meindeordnung 2003 -Bgld. GemO 2003, LGBl. Nr. 55/2003, in der Fassung des Gesetzes
LGBl. Nr. 18/2022, bzw. des § 85 des Eisenstädter Stadtrechts 2003 - EisStR 2003, LGBl. Nr.
56/2003, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 18/2022, bzw. des § 84 des Ruster Stadtrechts
2003 -Ruster StR 2003, LGBl. Nr. 57/2003, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 18/2022,
wenn der Wert 100 000 Euro übersteigt; 

c) die Errichtung von wirtschaftlichen Unternehmungen und die Beteiligung an wirtschaftlichen
Unternehmungen gemäß § 63 Abs. 2 der Bgld. GemO 2003; 

d) Amtsenthebung von Mitgliedern des Gemeindevorstandes; 
e) Auflösung eines Gemeinderates, Bestellung eines Regierungskommissärs sowie die Ausschrei-

bung der Neuwahl des Gemeinderates in diesen Fällen; 
f) Verleihung des Rechtes zur Führung eines Gemeindewappens; 

16. Abschluss von Verträgen aller Art, welche über den Rahmen der laufenden Geschäftsführung
hinausgehen und in Ansehung der Vertragsdauer, der Höhe der in Anspruch genommenen finan-
ziellen Mittel oder aus sonstigen Gründen von besonderer Bedeutung für das Land Burgenland
sind; 

17. Alle Angelegenheiten, die nach den Bestimmungen der Landeshaushaltsordnung der Beratung
und Beschlussfassung der Landesregierung zu unterziehen sind, soweit an anderer Stelle des § 2
keine abweichende Regelung getroffen wird. Verfügungen, durch die Landesmittel in Anspruch
genommen werden, dürfen grundsätzlich nur auf Grund eines in der Sitzung der Landesregierung
gefassten Beschlusses getroffen werden. Davon ausgenommen sind jedoch Verfügungen in Aus-
führung eines von der Landesregierung bereits genehmigten Vorhabensbeschlusses, mit welchem
bereits konkrete finanzielle Mittel freigegeben worden sind. Nähere Ausführungsbestimmungen
zu Vorhabensbeschlüssen sind in den Allgemeinen Durchführungsbestimmungen zum Landes-
voranschlag festzulegen. Ohne Einholung eines Sitzungsbeschlusses dürfen solche Verfügungen
vom sachlich zuständigen Mitglied der Landesregierung nur dann in Vollzug gesetzt werden,
wenn sie auf Grund gesetzlicher Bestimmungen oder vertragsmäßiger Verpflichtung erfolgen
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(unter Beachtung des § 22 Abs. 6) oder wenn die Ausgabe im Einzelfall den Betrag von 50 000
Euro nicht übersteigt (unter Beachtung des § 22 Abs. 5); doch sind die solche Angelegenheiten
behandelnden Geschäftsstücke der Beratung und Beschlussfassung in der Sitzung zu unterziehen,
wenn dies von einem Mitglied der Landesregierung verlangt wird oder wenn Bedarfszuweisungen
an Gemeinden vergeben werden; 

18. Aufnahmen von Darlehen (Krediten); 
19. Errichtung und Auflassung von landwirtschaftlichen Fachschulen, Privatschulen mit Öffentlich-

keitsrecht und Schülerheimen; 
20. In Angelegenheiten der Krankenanstalten: 

a) Bewilligung zur Errichtung, zum Betrieb, zur Änderung und Auflassung einer öffentlichen
Krankenanstalt und von Ambulatorien in öffentlichen Krankenanstalten und Bewilligung zum
Betrieb des geänderten Teiles der Anstalt; 

b) Bewilligung des Überganges einer öffentlichen Krankenanstalt auf einen anderen Rechtsträger; 
(2) Der kollegialen Beratung und Beschlussfassung durch die Landesregierung sind ferner vorbe-

halten: 
1. Angelegenheiten, die zur Behandlung in einer Sitzung der Landesregierung vom Vorsitzenden

mit Zustimmung des zuständigen Mitgliedes der Landesregierung oder über besonderen Beschluss
der Landesregierung bestimmt werden; 

2. Angelegenheiten, die wegen ihrer besonderen Wichtigkeit von dem nach der Referatseinteilung
hiefür zuständigen Mitglied der Landesregierung zur Behandlung in einer Sitzung der Landesre-
gierung beantragt werden. 

§ 3 
Referatseinteilung 

In der Referatseinteilung, die unmittelbar nach der Wahl der Landesregierung zu beschließen ist,
werden die in der Geschäftseinteilung des Amtes der Landesregierung enthaltenen Verwaltungsge-
schäfte auf die Mitglieder der Landesregierung aufgeteilt. Die Referatseinteilung ist - unbeschadet der
Bestimmungen des § 2 - die Grundlage für die Zuständigkeit der Mitglieder der Landesregierung zur
Erledigung der ihnen zugewiesenen Angelegenheiten. 

2. Abschnitt 
Mittelbare Bundesverwaltung

§4 
Vollziehung der Geschäfte 

(1) Die Geschäfte der mittelbaren Bundesverwaltung werden vom Landeshauptmann, im Falle seiner
Verhinderung durch den Landeshauptmann-Stellvertreter geführt. 

(2) In der Referatseinteilung (§ 3) können jene Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung
auf die Mitglieder der Landesregierung aufgeteilt werden, die wegen ihres sachlichen Zusammenhanges
mit Angelegenheiten des selbständigen Wirkungsbereiches des Landes von den zuständigen Mitgliedern
der Landesregierung im Namen des Landeshauptmannes zu führen sind. In diesen Angelegenheiten
sind die betreffenden Mitglieder der Landesregierung an die Weisungen des Landeshauptmannes ebenso
gebunden wie dieser an die Weisungen der Bundesregierung oder der einzelnen Bundesminister. 

(3) Wenn in der Referatseinteilung gemäß Abs. 2 Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwal-
tung wegen ihres sachlichen Zusammenhanges mit Angelegenheiten des selbständigen Wirkungsbe-
reiches des Landes von einem Mitglied der Landesregierung geführt werden, kann eine solche
Zusammenlegung nur mit der im § 11 vorgesehenen qualifizierten Mehrheit abgeändert werden. 
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3. Abschnitt 
Sitzungen der Landesregierung

§ 5 
Anberaumung, Tagesordnung 

(1) Die Sitzungen der Landesregierung finden in der Regel alle zwei Wochen an einem von der Lan-
desregierung zu bestimmenden Tag statt. Die Anberaumung der Sitzung erfolgt durch den Landes-
hauptmann. Der Landeshauptmann kann erforderlichenfalls den Entfall einer regelmäßigen Sitzung
verfügen oder eine solche Sitzung auf einen anderen Tag verschieben. 

(2) Die Einladung der Mitglieder der Landesregierung zu den Sitzungen erfolgt durch die Übermitt-
lung der Tagesordnung. Die Tagesordnung einer ordentlichen Regierungssitzung muss den Regierungs-
mitgliedern mindestens 24 Stunden vor Beginn der Sitzung vorliegen. Es ist Vorsorge zu treffen, dass
jeder in der Landesregierung vertretenen Fraktion der Wortlaut der Anträge zugleich mit der Aussen-
dung der Tagesordnung bekannt wird. Die Landesregierung kann aus wichtigen Gründen von der Ein-
haltung der 24-stündigen Frist absehen. 

(3) Die Tagesordnung der Regierungssitzung wird mit der in Abs. 4 genannten Einschränkung durch
den Landeshauptmann bestimmt. Der Landesamtsdirektor oder ein von ihm beauftragter Bediensteter
des Landes hat die Regierungssitzungen vorzubereiten. Soweit Geschäftsstücke in der nächsten ordent-
lichen Sitzung der Landesregierung behandelt werden sollen, müssen sie spätestens am zweiten Ar-
beitstag vor dem Sitzungstermin bei der Landesamtsdirektion eingelangt sein. Anträge, die in einer
außerordentlichen Regierungssitzung behandelt werden sollen und dem Landeshauptmann zugleich
mit dem Verlangen nach der Einberufung einer außerordentlichen Sitzung bekanntgegeben werden,
sind der Landesamtsdirektion so rechtzeitig zuzuleiten, dass die Einberufung der Sitzung zeitgemäß
innerhalb der vorgesehenen Fristen veranlasst werden kann. 

(4) Der Landeshauptmann kann die Landesregierung außerhalb des für Sitzungen bestimmten Tages
auch zu außerordentlichen Sitzungen einladen. Er hat zu einer solchen Sitzung einzuladen, wenn mindes -
tens ein Drittel der Mitglieder der Landesregierung dies mit Bekanntgabe der Tagesordnung verlangt. In
diesem Fall hat der Landeshauptmann die von den Antragstellern gewünschte Tagesordnung zu berück-
sichtigen. Die Sitzung ist spätestens an dem dem Antrag folgenden dritten Arbeitstag anzusetzen. Von
der Einberufung einer außerordentlichen Sitzung hat der Landeshauptmann die Mitglieder der Landesre-
gierung spätestens 48 Stunden vor Beginn der Sitzung unter Bekanntgabe der Tagesordnung zu verstän-
digen. Mit Einverständnis aller Regierungsmitglieder kann ein anderer Termin für die außerordentliche
Regierungssitzung festgelegt und auch von der Einhaltung der 48-stündigen Frist abgesehen werden. 

(5) Die Landesregierung kann vereinbaren, dass während der Monate Juli und August Sitzungen
nur in dringenden Fällen stattfinden. 

§ 6 
Vorsitz 

(1) Der Landeshauptmann führt in den Sitzungen der Landesregierung den Vorsitz und sorgt für
einen geregelten Ablauf. 

(2) Der Landeshauptmann wird im Falle seiner Verhinderung als Vorsitzender vom Landeshaupt-
mann-Stellvertreter vertreten. 

§ 7 
Beschlussfähigkeit 

Die Landesregierung ist, abgesehen vom Falle des § 11, bei Anwesenheit von mehr als der Hälfte
aller ihrer Mitglieder beschlussfähig. 

§ 8 
Voraussetzungen für die Behandlung von Anträgen in einer Sitzung der Landesregierung 

(1) In den Regierungssitzungen werden grundsätzlich nur Geschäftsstücke behandelt, die vom Amt
der Landesregierung ausgearbeitet und mit einem Antrag des zuständigen Regierungsmitgliedes ver-
sehen sind. Die Mitglieder der Landesregierung haben die in einer Sitzung zu behandelnden Anträge

GESCHÄFTSORDNUNG DER LANDESREGIERUNG



in der durch die Büroordnung bestimmten Form einzubringen. Der Antrag ist eigenhändig oder elek-
tronisch zu unterfertigen und mit Datum zu versehen. 

(2) Die Geschäftsstücke sind vor Einbringung in die Regierungssitzung jenen Mitgliedern der Lan-
desregierung zur Zustimmung zu übermitteln, deren Referat von der beabsichtigten Regelung mitbe-
troffen wird (Korreferat). Um das Zustandekommen eines Beschlusses nicht zu verzögern, haben die
Regierungsmitglieder allfällige Bemerkungen ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber binnen zwei
Wochen nach Einlangen des Geschäftsstückes, darin zu vermerken. 

(3) Soweit ein Antrag die Bewilligung von durch Beschluss des Landtages zugewiesenen Krediten
bezweckt, ist im diesbezüglichen Geschäftsstück vor Einbringung in die Regierungssitzung die Bestä-
tigung der für Finanzen zuständigen Abteilung über das Vorhandensein der Mittel einzuholen. 

(4) Anträge, die bis zum Ausscheiden eines Mitgliedes der Landesregierung aus seiner Funktion
noch nicht behandelt worden sind, können einer Beschlussfassung nicht mehr zugeführt werden. 

§ 9 
Verlauf der Sitzung 

(1) In den Sitzungen der Landesregierung verliest der Vorsitzende die in der Tagesordnung aufge-
nommenen, der gemeinsamen Beratung unterliegenden Anträge. Das Verlesen kann unterbleiben, wenn
jedes Mitglied der Landesregierung dem zustimmt. Jedes Mitglied der Landesregierung ist in seinem
Geschäftsbereich berechtigt und über Ersuchen eines anderen Regierungsmitgliedes verpflichtet, hin-
sichtlich der von ihm eingebrachten Anträge zu referieren. 

(2) Der Vorsitzende bestimmt die Reihenfolge der Vorträge. Ihm steht das Recht zu, die Verhandlung
über einen Gegenstand bis zur nächsten Sitzung zu vertagen. Jedes Regierungsmitglied ist berechtigt,
vor Beginn und während der Behandlung seines Antrages diesen zurückzuziehen oder nach Beginn der
Behandlung die Vertagung eines Gegenstandes zu beantragen. 

(3) Nach jedem Vortrag folgt allenfalls die mündliche Erörterung des Gegenstandes durch jene Mit-
glieder der Landesregierung, welche hiezu das Wort verlangen. Ein Antrag auf Schluss der Rednerliste
bedarf zu seiner Annahme der Zweidrittelmehrheit der anwesenden Regierungsmitglieder. Am Ende
der Erörterung erhält der Berichterstatter das Schlusswort. 

§ 10 
Beschlussfassung, Abstimmung 

(1) Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Der Vorsitzende nimmt an der
Abstimmung teil und hat überdies bei Stimmengleichheit das Recht der Dirimierung. 

(2) Wenn sich zu einem vom Berichterstatter gestellten Antrag niemand zu Wort meldet, so gilt der
Antrag als angenommen. Sonst hat die Abstimmung durch Heben der Hand stattzufinden. Die anwe-
senden Regierungsmitglieder dürfen sich der Abstimmung nicht enthalten. 

(3) Der Vorsitzende stellt bei Mehrheitsbeschlüssen das Stimmenverhältnis insofern fest, als anzu-
führen ist, wer für und wer gegen den Antrag gestimmt hat. 

§ 11 
Besondere Mehrheitserfordernisse 

Beschlüsse, mit denen 
1. die Geschäftsordnung der Landesregierung erlassen oder abgeändert wird, 
2. die Geschäftseinteilung des Amtes der Landesregierung erlassen oder abgeändert wird, 
3. die Landeshaushaltsordnung erlassen oder abgeändert wird, 
4. Beteiligungen an Gesellschaften eingegangen werden, oder 
5. die Vorlage des Landesvoranschlages an den Landtag beschlossen wird, 

sind nur dann rechtsgültig, wenn in der Regierungssitzung außer der in § 7 vorgeschriebenen Anzahl von
Regierungsmitgliedern noch ein weiteres Regierungsmitglied anwesend ist und mindestens drei Viertel
der anwesenden Mitglieder der Landesregierung den vorgeschlagenen Maßnahmen auch zustimmen. 
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§ 12 
Öffentlichkeit, Teilnahme von Beamten 

(1) Sitzungen der Landesregierung sind nicht öffentlich. Der Pressedienst des Amtes der Landesre-
gierung kann jedoch die Bewilligung erhalten, über den Gegenstand der Beratungen und die gefassten
Beschlüsse eine Aussendung zu veröffentlichen. Diese darf jedoch ohne ausdrückliche Zustimmung
der Landesregierung keine Mitteilungen über den Gang der Beratung selbst sowie über das Abstim-
mungsergebnis enthalten. 

(2) Der Landesamtsdirektor oder ein von ihm bevollmächtigter qualifizierter rechtskundiger Bedien-
steter des Landes nimmt an den Sitzungen mit beratender Stimme teil. Der Vorsitzende kann in beson-
deren Ausnahmefällen Sitzungen auf die Teilnahme der Regierungsmitglieder beschränken. In diesen
Fällen hat der Vorsitzende ein Regierungsmitglied mit der Fortführung des Protokolls zu betrauen. 

(3) Der Vorsitzende kann verfügen, dass den Regierungssitzungen Bedienstete des Landes oder auch
nicht in einem Dienstverhältnis zum Lande stehende Sachverständige oder sonstige Experten beigezo-
gen werden. Mit Zustimmung des zuständigen Regierungsmitgliedes kann der Vorsitzende die Erstat-
tung des Berichtes durch Landesbedienstete in einzelnen Fällen zulassen. 

(4) Den Sitzungen der Landesregierung kann ein Schriftführer beigezogen werden. 

§ 13 
Akteneinsicht 

Jedem Mitglied der Landesregierung steht das Recht zu, nach Aussendung der Tagesordnung (§ 5
Abs. 2 bzw. 3) und auch noch während der Sitzung des Kollegiums der Landesregierung in die zur Be-
handlung stehenden Geschäftsstücke in geeigneter Form Einsicht zu nehmen. 

§ 14 
Protokoll 

(1) Über jede Sitzung der Landesregierung ist ein Beschlussprotokoll (Abs. 2) und ein Verlaufspro-
tokoll (Abs. 3) aufzunehmen. 

(2) Das Beschlussprotokoll hat zu enthalten: 
1. die Namen und Funktionen der anwesenden Personen, 
2. Datum und Uhrzeit, 
3. alle gefassten Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis. 
(3) Bei für die Tagesordnung relevanten Wortmeldungen oder bei Meinungsverschiedenheiten ist

der wesentliche Inhalt in einem Verlaufsprotokoll aufzunehmen. 
(4) Jedem Regierungsmitglied steht es frei, die Gründe seiner Meinung innerhalb von 72 Stunden

ab Ende der Regierungssitzung in geeigneter Form bekannt zu geben. Diese Äußerungen werden dem
Verlaufsprotokoll hinzugefügt. 

(5) Das Beschlussprotokoll sowie das Verlaufsprotokoll sind 24 Stunden vor der nächsten Sitzung
zur Einsicht durch die in der gegenständlichen Sitzung anwesenden Regierungsmitglieder in geeigneter
Form in der Landesamtsdirektion bereitzuhalten. Wenn gegen sie kein Einspruch erfolgt ist, sind die
Protokolle vom Vorsitzenden sowie im Falle der Beiziehung eines Schriftführers von diesem zu fertigen
und vom Landesamtsdirektor oder einem gemäß § 12 Abs. 2 bevollmächtigten qualifizierten rechts-
kundigen Bediensteten des Landes zu bestätigen. Einsprüche wegen Unvollständigkeit oder Unrich-
tigkeit sind in einem Nachtrag zum jeweiligen Beschlussprotokoll oder Verlaufsprotokoll festzuhalten. 

§ 15 
Beschlussfassung im Umlaufweg 

(1) Die Beschlussfassung der Landesregierung kann auf Anordnung des Landeshauptmannes in drin-
genden Fällen auch im Umlaufwege erfolgen. Ein solcher Beschluss ist dann rechtsgültig zustande ge-
kommen, wenn dem Beschlussantrag mindestens zwei Drittel aller Regierungsmitglieder zugestimmt
haben. 
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(2) An Stelle der Zustimmung im Geschäftsstück kann ein Regierungsmitglied seine Zustimmung
im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden auch mündlich oder fernmündlich erteilen. Dieses Einver-
nehmen als auch die Zustimmung zum Beschlussantrag sind vom Landesamtsdirektor oder einem
gemäß § 12 Abs. 2 bevollmächtigten qualifizierten rechtskundigen Bediensteten des Landes im Ge-
schäftsstück zu vermerken. 

(3) Das geschäftsordnungsgemäße Zustandekommen eines Beschlusses im Umlaufweg ist vom Lan-
desamtsdirektor oder einem gemäß § 12 Abs. 2 bevollmächtigten qualifizierten rechtskundigen Be-
diensteten des Landes zu bestätigen. 

(4) Die erfolgte Beschlussfassung ist allen Regierungsmitgliedern zur Kenntnis zu bringen, sofern
dies nicht bereits auf elektronischem Weg erfolgt ist. 

§ 16 
Ausfertigung der Beschlüsse 

(1) Das Zustandekommen eines Beschlusses in der Sitzung der Landesregierung, sei es, dass ein
Antrag angenommen oder abgelehnt worden ist, und die Tatsache des Zurückziehens eines Antrages
oder der Vertagung der Beschlussfassung über einen Antrag eines Regierungsmitgliedes wird vom
Landesamtsdirektor oder einem gemäß § 12 Abs. 2 bevollmächtigten qualifizierten rechtskundigen Be-
diensteten des Landes im Beschlussprotokoll bestätigt. Dies ist unmittelbar nach dem Zustandekommen
des Beschlusses in der Sitzung der Landesregierung vom Landesamtsdirektor oder einem von ihm hiezu
bevollmächtigten Bediensteten des Landes im Geschäftsstück zu vermerken. 

(2) Im Landesgesetzblatt zu verlautbarende Verordnungen und Kundmachungen der Landesregie-
rung sind von dem nach der Referatseinteilung (§ 3) zuständigen Mitglied der Landesregierung zu un-
terfertigen. 

4. Abschnitt 
Pflichten und Rechte der Mitglieder der Landesregierung

§ 17 
Geheimhaltung 

(1) Die Mitglieder der Landesregierung sowie alle weiteren Anwesenden unterliegen der Verpflich-
tung zur Geheimhaltung über alle ihnen ausschließlich aus ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt geworde-
nen Tatsachen, soweit und solange deren Geheimhaltung zur Vorbereitung einer Entscheidung, zur
Wahrung von Berufs-, Geschäfts- oder Betriebsgeheimnissen oder zur Wahrung überwiegender be-
rechtigter Interessen eines anderen, insbesondere zur Wahrung des Rechts auf Schutz personenbezo-
gener Daten, erforderlich ist. 

(2) Die Verpflichtung nach Abs. 1 besteht auch nach dem Ausscheiden aus der Landesregierung un-
verändert fort. 

(3) Zur Ermöglichung der Aussage als Zeuge vor einem Gericht oder einer Verwaltungsbehörde
kann die Entbindung von der Verpflichtung zur Geheimhaltung in den Angelegenheiten der mittelbaren
Bundesverwaltung durch den Landeshauptmann und in den Angelegenheiten der Landesverwaltung
durch Beschluss der Landesregierung verfügt werden.

§ 18 
Befangenheit 

Liegt bei einem Mitglied der Landesregierung in einer bestimmten Angelegenheit ein Befangen-
heitsgrund im Sinne des § 7 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 -AVG, BGBl. Nr.
51/1991, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 88/2023, vor, so hat es sich an der Beratung
und Beschlussfassung über diese Angelegenheit nicht zu beteiligen und auch sonst der Ausübung seines
Amtes zu enthalten. 
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§ 19 
Dienstverhinderung, Vertretung 

(1) Ist ein Mitglied der Landesregierung weniger als drei Monate verhindert, bestimmt dieses Mit-
glied der Landesregierung mittels schriftlicher Bevollmächtigung in Angelegenheiten des selbständigen
Wirkungsbereiches des Landes selbst, durch welches andere Regierungsmitglied es sich vertreten lassen
will. Wurde eine solche Verfügung nicht getroffen, so hat die Landesregierung durch Beschluss einen
Vertreter zu bestellen, der - wenn möglich - derselben Partei zugehört wie der zu Vertretende. 

(2) Eine schriftliche Bevollmächtigung nach Abs. 1 ist auch durch Bekundung der Bevollmächtigung
durch eine geeignete, elektronische Unterfertigung im Sinne des § 23 möglich. Zudem kann bei Vor-
liegen außergewöhnlicher Umstände eine Bevollmächtigung auch mündlich oder fernmündlich erteilt
werden. Eine mündliche oder fernmündliche erteilte Bevollmächtigung ist vom Landesamtsdirektor
oder einem gemäß § 12 Abs. 2 bevollmächtigten, qualifizierten rechtskundigen Bediensteten des Landes
mit einem Aktenvermerk zu bestätigen. 

(3) In Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung betraut der Landeshauptmann im Falle
der Verhinderung des nach der Referatseinteilung zuständigen Mitgliedes der Landesregierung (§ 4 Abs.
2) ein anderes Mitglied der Landesregierung mit dessen Vertretung. 

§ 20 
Korreferat 

Wenn auf Grund der Referatseinteilung ein Gegenstand mit einem oder mehreren Korreferenten zu
behandeln ist, so sind alle diesen Gegenstand betreffenden Geschäftsstücke, die vom Hauptreferenten
unterfertigt werden, vor Abfertigung auch den Korreferenten zur Zustimmung vorzulegen. Wenn diese
dem Geschäftsstück nicht zustimmen, muss der Gegenstand in eine Sitzung der Landesregierung ge-
bracht werden. Der Hauptreferent hat in der Sitzung seinen Antrag vorzulegen, wonach der jeweilige
Korreferent seinen Standpunkt vertreten kann. 

5. Abschnitt 
Ausübung der Diensthoheit über Landesbedienstete

§ 21 
Diensthoheit 

Die Landesregierung übt die Diensthoheit des Landes über die Bediensteten des Landes aus. Die
Diensteinteilung und die Art der Dienstverwendung bestimmt - sofern es sich nicht um im § 2 der kol-
legialen Beratung und Beschlussfassung vorbehaltene Angelegenheiten handelt - der Landeshauptmann
unbeschadet der dem Landesamtsdirektor auf Grund der Bestimmungen der Geschäftsordnung des
Amtes der Landesregierung zustehenden Befugnisse. 

6. Abschnitt 
Finanzielle Gebarung des Landes

§ 22 
Landesvoranschlag, Abwicklung der Gebarung 

(1) Die Landesregierung hat dem Landtag vor Ablauf des Finanzjahres einen Voranschlag der Ein-
nahmen und Ausgaben des Landes für das folgende Finanzjahr vorzulegen (Art. 37 Abs. 1 L-VG). 

(2) Die Landesregierung hat sich bei der Bewilligung der Landesausgaben genau an den vom Land-
tag beschlossenen Voranschlag zu halten. 

(3) Die Landesregierung hat die jeweilig zu Zahlungen nicht erforderlichen Gelder fruchtbringend
anzulegen. Sie kann diese Gelder entweder bei einem Kreditinstitut verzinslich anlegen oder sie zum
Ankauf von Effekten, die von einem Kreditinstitut herausgegeben wurden, oder von öffentlichen Fonds-
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papieren mit bestimmter Verfallsfrist verwenden. Dabei ist risikoavers vorzugehen. 
(4) Gelder, die durch Beschluss des Landtages zur bleibenden Kapitalanlage bestimmt sind, dürfen

nur mit genauer Beobachtung der hiefür vom Landtag gegebenen Aufträge fruchtbringend angelegt
werden. Verfügbare Gelder dürfen ohne Zustimmung des Landtages nicht zu bleibenden Kapitalanlagen
benützt werden. 

(5) Alle Geschäftsstücke über Verfügungen der Landesregierung, durch die Landesmittel in An-
spruch genommen werden, sind dem Finanzreferenten zur Kenntnis zu bringen. Sofern ein Sitzungs-
beschluss erforderlich ist, hat dies vor der Beschlussfassung, sonst aber vor Genehmigung zu erfolgen.
In gleicher Weise sind auch Geschäftsstücke, die den Landesvoranschlag, ein Voranschlagsprovisorium
und Landeshaftungen betreffen, zu behandeln. Diese Regelung gilt jedoch nicht für die im Abs. 6 be-
zeichneten Ausgaben. Der Finanzreferent hat das Recht binnen längstens vier Wochen zu prüfen, ob
die beabsichtigte Verfügung im Sinne des Voranschlages gelegen und im Hinblick auf das Gebot der
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit der Ausgaben sowie auf den jeweiligen Stand
der zur Verfügung stehenden Mittel zulässig ist. 

(6) Ausgaben zur Erfüllung gesetzlicher oder vertraglicher Verpflichtungen (§ 2 Abs. 1 Z 17) auf
Grund von Beschlüssen der Landesregierung, die zur Bestreitung der laufenden Amtserfordernisse not-
wendig sind, sowie Ausgaben, die einen vom Finanzreferenten festgesetzten Betrag nicht überschreiten,
werden diesem nachträglich zur Kenntnis gebracht. 

(7) Soweit diese Verordnung keine abweichenden Bestimmungen enthält, bleibt die Landeshaus-
haltsordnung bis auf weiteres in Geltung. 

7. Abschnitt 
Elektronische Abwicklung

§ 23 
Elektronische Abwicklung von Sitzungsangelegenheiten 

und sonstigen Unterschriftserfordernissen 
Die Abwicklung von Sitzungsangelegenheiten sowie sonstige Beurkundungs- und Unterschriftser-

fordernisse können nach Maßgabe der vorhandenen technischen Möglichkeiten im Rahmen der gesetz-
lichen Vorschriften in elektronischer Form erfolgen. In diesem Fall kann an die Stelle der Unterschrift
ein Verfahren zum Nachweis der Identität des Genehmigenden und der Authentizität der Erledigung
treten. 

8. Abschnitt 
Schlussbestimmungen 

§ 24 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 
(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung, mit der die Geschäftsordnung der

Burgenländischen Landesregierung erlassen wird (GeOL), LGBl. Nr. 35/2015, in der Fassung der Ver-
ordnung LGBl. Nr. 83/2023, außer Kraft.
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GESCHÄFTSORDNUNG - AMT DER LANDESREGIERUNG (0001/30)

Verordnung des Landeshauptmannes von Burgenland vom 25. September 2023, mit der die Ge-
schäftsordnung des Amtes der Burgenländischen Landesregierung erlassen wird (GeOA), LGBl. Nr.
59/2023. 

Auf Grund des § 3 Abs. 2 des Bundesverfassungsgesetzes vom 30. Juli 1925, betreffend Grundsätze
für die Einrichtung und Geschäftsführung der Ämter der Landesregierungen außer Wien (Ämter-der-
Landesregierungen-Bundesverfassungsgesetz - BVG ÄmterLReg), BGBl. Nr. 289/1925, in der Fas-
sung des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. I Nr. 14/2019, sowie des Art. 72 Abs. 2 L-VG, LGBl.
Nr. 42/1981, in der Fassung des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 43/2020, wird mit Zustimmung
der Burgenländischen Landesregierung verordnet: 

§ 1 
Aufgaben des Amtes der Landesregierung 

(1) Das Amt der Landesregierung besorgt als Hilfsorgan die Geschäfte des selbständigen Wir-
kungs-bereichs des Landes einschließlich der Privatwirtschaftsverwaltung, die Geschäfte der mittel-
baren Bundesverwaltung und nach Maßgabe des Art. 104 Abs. 2 B-VG die Geschäfte der Verwaltung
des Bundesvermögens (Auftragsverwaltung). 

(2) Auf Grund besonderer gesetzlicher Vorschriften ist das Amt der Landesregierung auch selb-
ständige Verwaltungsbehörde in Unterordnung unter die Landesregierung, den Landeshauptmann oder
als Agrarbehörde. Darüber hinaus ist das Amt der Landesregierung auch Geschäftsapparat (Geschäfts-
stelle) von Sonderbehörden, von Organen besonderer juristischer Personen des öffentlichen Rechts
sowie von Fachorganen, Beiräten, Kommissionen und ähnlichen Beratungs- und Begutachtungsgre-
mien. 

§ 2 
Vorstand des Amtes der Landesregierung 

(1) Der Landeshauptmann ist der Vorstand des Amtes der Landesregierung. 
(2) Der Landeshauptmann wird auch in allen ihm in dieser Eigenschaft zukommenden Obliegen-

heiten durch den Landeshauptmann-Stellvertreter vertreten. 

§ 3 
Aufgaben und Stellung des Landesamtsdirektors 

(1) Unter der unmittelbaren Aufsicht des Landeshauptmannes obliegt die Leitung des inneren Dien-
stes des Amtes der Landesregierung dem Landesamtsdirektor, bei dessen Verhinderung seinem Stell-
vertreter. Der Landesamtsdirektor ist auch in den Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung
und der Auftragsverwaltung das Hilfsorgan des Landeshauptmannes. 

(2) Der Landesamtsdirektor trifft alle notwendigen Maßnahmen im Hinblick auf die Leitung und
zur Wahrung der Gesetzmäßigkeit und Einheitlichkeit des inneren Dienstes. Zu diesem Zwecke hat
er auch das Recht der Revision und der Akteneinsicht bei allen Gruppen und Abteilungen des Amtes
der Landes-regierung. Weiters steht ihm auch das Recht zu, die Führung der Geschäfte im Amt der
Landesregierung fortlaufend zu überwachen. Er kann auf Grund seiner Wahrnehmungen hinsichtlich
der Organisation und Einteilung die erforderlichen Verfügungen selbst treffen und kann einzelne Be-
dienstete oder Organisationseinheiten mit koordinierenden abteilungs- oder gruppenübergreifenden
Aufgaben betrauen. Er hat in wichtigen Fällen den Landeshauptmann zu informieren. 

(3) Der Landesamtsdirektor ist der Vorgesetzte sämtlicher Bediensteter des Amtes der Landes-re-
gierung und der unterstellten Dienststellen. Er ist befugt, allen Bediensteten Weisungen zu erteilen.
Er ist vor der Bestellung der im § 2 Abs. 1 Z 14 lit. b der Geschäftsordnung der Burgenländischen



Landes-regierung, LGBl. Nr. 35/2015, in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 92/2022 aufgezählten
leitenden Bediensteten zu hören. 

(4) Alle Geschäftsstücke, die der kollegialen Beratung und Beschlussfassung durch die Landes-re-
gierung zugeführt werden sollen, sind vor der Beschlussfassung dem Landesamtsdirektor zur Ein-
sichtnahme vorzulegen. Daneben kann der Landesamtsdirektor mit Erlass weitere Vorlagepflichten
für Eingangs- und Ausgangsstücke festlegen. 

(5) Der Landesamtsdirektor ist berechtigt, hinsichtlich des erforderlichen Amtssachaufwandes, die
notwendigen Bestellungen durchzuführen und demgemäß im Rahmen der vom Landtag hiefür bewil-
ligten Kredite Zahlungsaufträge zu fertigen. Diese Berechtigung kann vom Landesamtsdirektor an
geeignete Bedienstete delegiert werden. 

(6) Unbeschadet der vorstehenden Aufgaben kann der Landesamtsdirektor vom Landeshauptmann
oder von der Landesregierung mit der Erledigung von besonders wichtigen oder vertraulich zu be-
handelnden Angelegenheiten betraut werden. 

(7) Der Landesamtsdirektor kann sich die Erledigung von Aufgaben für ein bestimmtes Sachgebiet
oder im Einzelfall vorbehalten. Das zuständige Mitglied der Landesregierung ist hievon zu verstän-
digen. 

§ 4 
Gliederung des Amtes der Landesregierung, 

Sachbearbeitung 
(1) Das Amt der Landesregierung gliedert sich in Abteilungen und Gruppen, soweit diese nach der

Geschäftseinteilung des Amtes eingerichtet sind. Abteilungen, die überwiegend interne Dienstleistun-
gen wahrnehmen, können auch als Stabsabteilungen bezeichnet werden. Die Geschäfte werden den
Gruppen und Abteilungen in der Geschäftseinteilung des Amtes der Landesregierung nach ihrem Ge-
genstand und ihrem sachlichen Zusammenhang zugewiesen. Eine weitergehende innere Gliederung
des Amtes der Landesregierung obliegt dem Landesamtsdirektor. 

(2) Die Abteilungen des Amtes der Landesregierung besorgen die ihnen zugewiesenen Geschäfte
des selbständigen Wirkungsbereichs des Landes einschließlich der Privatwirtschaftsverwaltung unter
der fachlichen Leitung und nach Weisung der einzelnen Mitglieder der Landesregierung. Fachlich
weisungs-befugt in diesen Angelegenheiten ist dasjenige Mitglied der Landesregierung, welchem die
betreffenden Agenden nach der Referatseinteilung (§ 3 der Geschäftsordnung der Burgenländischen
Landesregierung LGBl. Nr. 35/2015, in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 92/2022) zur Bear-
beitung zugewiesen sind. War die Angelegenheit Gegenstand der Beschlussfassung der Landesregie-
rung, so ist dieser Beschluss für die Bearbeitung der Angelegenheit maßgebend. 

(3) Die Geschäfte der mittelbaren Bundesverwaltung und der Auftragsverwaltung werden von den
zuständigen Abteilungen unter der fachlichen Leitung und nach Weisung des Landeshauptmannes
bzw. der im Namen des Landeshauptmannes handelnden Mitgliedern der Landesregierung besorgt. 

(4) Weisungen an die Abteilung ergehen an den Abteilungsvorstand, bei dessen Abwesenheit an
seinen Stellvertreter; im Falle der Abwesenheit beider sowie gegebener Dringlichkeit an jeden anwe-
senden Bediensteten. Wird eine Weisung bei Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen des ersten
Satzes ausnahmsweise an nicht unmittelbar nachgeordnete Bedienstete gerichtet, haben die angewie-
senen Bediensteten unverzüglich ihre unmittelbaren Vorgesetzten in Kenntnis zu setzen. 

§ 4a 
Gruppenvorstände 

(1) Soweit nach der Geschäftseinteilung des Amtes der Landesregierung Gruppen eingerichtet sind,
stehen diesen Gruppen Bedienstete des Amtes der Landesregierung vor, welche die Bezeichnung
“Gruppenvorstand“ führen. Sofern für den Gruppenvorstand ein Stellvertreter bestellt wurde, vertritt
dieser im Falle seiner Verhinderung. 

(2) Der Gruppenvorstand ist Vorgesetzter aller seiner Gruppe und zugeordneten Abteilungen zu-

GESCHÄFTSORDNUNG - AMT DER LANDESREGIERUNG



gehörenden Bediensteten und ist diesen gegenüber weisungsbefugt. 
(3) Dem Gruppenvorstand obliegt die fachliche Koordination der den Abteilungen zugewiesenen

Geschäfte innerhalb der Gruppe sowie die Unterstützung des Landesamtsdirektors bei der Besorgung
der Angelegenheiten des inneren Dienstes im Bereich der Gruppe. Zu diesem Zweck hat er insbeson-
dere für den geregelten, einheitlichen und den Grundsätzen der Gesetzmäßigkeit, der Sparsamkeit,
der Wirtschaftlichkeit und der Zweckmäßigkeit entsprechenden Geschäftsgang in der Gruppe zu sor-
gen. Dabei hat er auf Gruppen- oder Abteilungsebene ein den Anforderungen der Gruppe sowie der
ihr unterstellten Abteilungen angemessenes internes Kontrollsystem einzurichten. Der Gruppenvor-
stand kann in seinem Zuständigkeitsbereich auch Vorlagepflichten für Eingangs- und Ausgangsstücke
festlegen. 

(4) Der Gruppenvorstand kann sich in Angelegenheiten, die nach der Geschäftseinteilung des Amtes
der Landesregierung den Abteilungen und Dienststellen der Gruppe zur Besorgung zugewiesen und
von besonderer Bedeutung sind, die Erledigung vorbehalten. Das zuständige Mitglied der Landesre-
gierung ist hiervon zu verständigen. 

§ 5 
Abteilungsvorstände 

(1) Den Abteilungen stehen Bedienstete des Amtes der Landesregierung vor, welche die Bezeich-
nung „Abteilungsvorstand“ führen. Den Abteilungsvorstand vertritt im Falle seiner Verhinderung sein
zugeteilter Stellvertreter. Der Abteilungsvorstand ist den seiner Abteilung zugeteilten Bediensteten
gegenüber weisungsbefugt. 

(2) Der Abteilungsvorstand hat den Dienstbetrieb der Abteilung zu leiten und den Landesamtsdi-
rektor und den Gruppenvorstand bei der Besorgung der Angelegenheiten des inneren Dienstes im Be-
reich der Abteilung zu unterstützen. Er hat die von der Abteilung zu besorgenden Aufgaben, soweit
er diese nicht selbst erledigt, auf die Bediensteten aufzuteilen und für die rechtzeitige und sachgemäße
Besorgung dieser Aufgaben nach den Grundsätzen der Gesetzmäßigkeit, der Sparsamkeit, der Wirt-
schaftlichkeit und der Zweckmäßigkeit zu sorgen. Zu diesem Zweck hat er ein angemessenes internes
Kontrollsystem einzurichten. Der Abteilungsvorstand kann die Aufgaben auf die Bediensteten im Ein-
zelfall oder nach im Voraus festgelegten Aufgabengebieten aufteilen. Erfolgt die Aufteilung nach im
Voraus festgelegten Aufgabengebieten, so sind diese vom Abteilungsvorstand für die einzelnen Be-
diensteten schriftlich festzulegen. 

(3) Unbeschadet der Überwachung durch sonstige Vorgesetzte obliegt jedem unmittelbar Vorge-
setzen die Kontrolle der Aufgabenbesorgung unter Bedachtnahme auf die festgelegten Ziele sowie
die Überwachung der Einhaltung der allgemeinen Dienstpflichten. 

(4) Sofern die Abteilung in weitere Gliederungseinheiten (zB Hauptreferate, Referate) sowie all-
fällige nachgeordnete Dienststellen und Außenstellen gegliedert ist, gelten die Abs. 1 bis 3 sinngemäß
für die jeweiligen Leiter der weiteren Gliederungseinheiten. 

§ 6 
Organisationshandbuch 

Für jede Abteilung ist ein Organisationshandbuch zu erstellen. Im Organisationshandbuch werden
die Aufbauorganisation der Abteilung abgebildet sowie die Aufgaben und Befugnisse aller in der Ab-
teilung Tätigen ausgewiesen. Im Organisationshandbuch sind insbesondere auszuweisen: 

1. die Aufgaben der Abteilung sowie allfälliger weiterer Gliederungseinheiten (zB Hauptreferate,
Referate) und allfälliger nachgeordneter Dienststellen und Außenstellen, 

2. die Gliederung der Abteilung samt allfälligen in der Abteilung bestehenden weiteren Gliede-
rungs-einheiten (zB Hauptreferate, Referate) sowie allfälligen nachgeordneten Dienststellen und
Außenstellen, 

3. die Leitung der allfälligen weiteren Gliederungseinheiten (zB Hauptreferate, Referate) sowie all-
fälligen nachgeordneten Dienststellen und Außenstellen, 
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4. Weisungsbefugnisse, 
5. Zeichnungsbefugnisse, 
6. sonstige organisatorische Regelungen, 
7. die Befugnisse und Verantwortungsbereiche der Leiter der weiteren Gliederungseinheiten (zB

Hauptreferate, Referate) sowie allfälliger nachgeordneter Dienststellen und Außenstellen, 
8. Vorbehalte gemäß § 4a Abs. 4, sowie 
9. Vertretungsbefugnisse. 

§ 7 
Informations- und Beteiligungspflicht 

(1) Die Organe des Amtes der Landesregierung und die Organe der dem Amt der Landesregierung
nachgeordneten Dienststellen haben ihre vorgesetzten Organe über alle Umstände, die für deren Amts-
führung wichtig sein können, in Kenntnis zu setzen. Dies betrifft insbesondere außergewöhnliche Vor-
fälle und Ereignisse, welche über den Rahmen des üblichen Verwaltungsgeschehens hinausgehen und
unter Umständen besondere Maßnahmen erforderlich machen. 

(2) Betrifft ein Geschäftsstück eine Angelegenheit, die mehrere Abteilungen berührt, sind diese
Abteilungen mitzubefassen. Federführend ist jene Abteilung, in deren Aufgabengebiet die Angele-
genheit in der Hauptsache fällt. Ergeben sich bei der Auslegung der Geschäftseinteilung des Amtes
der Landesregierung Meinungsverschiedenheiten über die Abgrenzung der Zuständigkeiten zwischen
den Abteilungen, entscheidet der Landesamtsdirektor, von welcher Abteilung bzw. Gruppe die An-
gelegenheit zu besorgen ist; bei Auslegungsfragen innerhalb der Gruppe, kann der Gruppenvorstand
in seinem Zuständigkeitsbereich entscheiden. 

§ 8 
Zuteilung der Geschäftsstücke 

(1) Die beim Amt der Landesregierung einlangenden Geschäftsstücke werden, unbeschadet der
Bestimmung des § 3 Abs. 4, nach der Geschäftseinteilung des Amtes der Landesregierung auf die ein-
zelnen Abteilungen aufgeteilt, sofern nicht seitens des Landesamtsdirektors eine abweichende Verfü-
gung getroffen wird. 

(2) Ergeben sich bei der Zuteilung von Einlaufstücken im Hinblick auf den in der Geschäftseinteilung
des Amtes der Landesregierung bestimmten Wirkungsbereich der Abteilungen innerhalb der Gruppe
Zweifel, so ist das Einlaufstück dem Gruppenvorstand vorzulegen, der über die Zuteilung entscheidet. Im
Falle eines gruppenübergreifenden Zuständigkeitskonflikts entscheidet endgültig der Landesamtsdirektor.

§ 9 
Projekt- und Stabsorganisation 

(1) Zur Besorgung komplexer Aufgaben, die sich über einen bestimmten Zeitraum erstrecken und
die den Geschäftsbereich mehrerer Abteilungen oder Angelegenheiten des Aufgabenbereichs anderer
Behörden oder Dienststellen des Landes betreffen, können befristet abteilungsübergreifende Arbeits-
gruppen oder Projekte vom Landesamtsdirektor eingerichtet werden. Gruppen- oder abteilungsinterne
Arbeitsgruppen oder Projekte können jederzeit vom jeweiligen Gruppen- oder Abteilungsvorstand
eingerichtet werden. 

(2) Für jede Arbeitsgruppe oder jedes Projekt sind bei ihrer Einrichtung insbesondere schriftlich
festzulegen: 

1. die Ziele und der Aufgabenbereich, 
2. der Zeitraum für die Erfüllung der Aufgaben, 
3. die Leiterin oder der Leiter und die Mitglieder. 

Das Ausmaß der Tätigkeit der Mitglieder für Aufgaben der Arbeitsgruppe oder des Projektes ist bei
Bedarf festzuhalten. 

(3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß für die Einrichtung von Stabsorganisa-
tionen. 
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§ 10 
Genehmigung der Geschäftsstücke, 

Fertigungsklausel 
(1) Die Genehmigung der Geschäftsstücke (worunter immer auch Zahlungsaufträge zu verstehen

sind) obliegt den Mitgliedern der Landesregierung im Rahmen des ihnen nach der Referatseinteilung
(§ 3 der Geschäftsordnung der Burgenländischen Landesregierung, LGBl. Nr. 35/2015, in der Fassung
der Verordnung LGBl. Nr. 92/2022) zustehenden Wirkungsbereichs. Die Mitglieder der Landesre-
gierung können sich bei Amtshandlungen und Erledigungen, bei denen die Bundesverfassung oder
die Landesverfassung die Amtshandlung nicht dem Landeshauptmann oder der Landesregierung oder
einem Mitglied derselben vorbehält, durch den Landesamtsdirektor bzw. durch den Gruppenvorstand,
den Abteilungsvorstand sowie durch einzelne geeignete Bedienstete, jeweils in deren Zuständigkeits-
bereich, vertreten lassen. 

(2) Der Abteilungsvorstand ist zur Genehmigung der Geschäftsstücke seiner Abteilung innerhalb
der ihm vom zuständigen Mitglied der Landesregierung übertragenen Befugnis berechtigt. Er hat jene
Geschäftsstücke, deren Genehmigung außerhalb dieser Befugnis liegt, nach vorbereitender Bearbei-
tung abzuzeichnen und sodann an das zuständige Mitglied der Landesregierung zu leiten. Der Abtei-
lungs-vorstand kann im Interesse einer raschen und zweckmäßigen Geschäftsbehandlung geeigneten
Bediensteten die Genehmigung von Geschäftsstücken im Bereich der von ihnen zu besorgenden Auf-
gaben übertragen. Eine solche Übertragung bedarf der Schriftform. Sofern die Abteilung in weitere
Gliederungseinheiten (zB Hauptreferate, Referate) sowie allfällige nachgeordnete Dienststellen und
Außenstellen gegliedert ist, kann der Abteilungsvorstand zudem die Leiter der jeweiligen weiteren
Gliederungseinheiten ermächtigen, mit seiner Zustimmung die Befugnis zur Genehmigung von Ge-
schäftsstücken an geeignete Bedienstete dieser Gliederungseinheit zu übertragen. Eine solche Über-
tragung bedarf außer in dringenden Ausnahmefällen der Schriftform. Eine mündliche Erteilung ist
ehestmöglich schriftlich festzuhalten. 

(3) Die Formen der Fertigung sind vom Landesamtsdirektor in der Büroordnung festzulegen. 
(4) Die Bestimmungen der Abs. 2 bis 4 gelten sinngemäß auch für den Landesamtsdirektor und

den Gruppenvorstand. 
§ 11 

Bundesrechnungsdienst 
Soweit das Amt der Landesregierung Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung zu voll-

ziehen hat, gelten für diese die Bundesvorschriften über die Buchhaltung, Gebarung und Verrechnung. 

§ 12 
Elektronisches Aktensystem, Büroordnung 

Für die Aktenführung und den Kanzleidienst gilt die vom Landesamtsdirektor zu erlassende Bü-
roordnung. 

§ 13 
Geschlechtsspezifische Begriffe und Bezeichnungen 

Die in dieser Verordnung verwendeten geschlechtsspezifischen Begriffe und Bezeichnungen schlie-
ßen alle Geschlechter gleichermaßen ein. 

§ 14 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 2023 in Kraft. 
(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Landeshauptmannes von Bur-

genland vom 13. April 2016, mit der die Geschäftsordnung des Amtes der Burgenländischen Landes-
regierung erlassen wird (GeOA), LGBl. Nr. 36/2016, in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr.
67/2019, außer Kraft. 
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GESCHÄFTSEINTEILUNG 
DES AMTES DER LANDESREGIERUNG

Verordnung des Landeshauptmannes von Burgenland vom 13. April 2016, mit der die Geschäfts-
einteilung des Amtes der Burgenländischen Landesregierung erlassen wird, LGBl. Nr. 35/2016,
66/2019, 69/2020, 77/2020, 24/2021, 82/2021, 28/2022, 58/2022, 1/2023, 63/2023, 4/2024, 46/2024,
54/2024.

• Auf Grund des § 2 Abs. 4 und 5 des Bundesverfassungsgesetzes vom 30. Juli 1925, betreffend
Grundsätze für die Einrichtung und Geschäftsführung der Ämter der Landesregierungen außer
Wien, BGBl. Nr. 289/1925, in der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. I Nr. 2/2008,
sowie des Art. 72 Abs. 1 L-VG, LGBl. Nr. 42/1981, in der Fassung des Landesverfassungsgeset-
zes LGBl. Nr. 64/2014, wird mit Zustimmung der Burgenländischen Landesregierung und, soweit
hiebei die Geschäfte der mittelbaren Bundesverwaltung in Betracht kommen, mit Zustimmung
der Bundesregierung verordnet: 

• Promulgationsklausel zur Verordnung LGBl. Nr. 4/2024: Auf Grund des § 2 Ämter-der-Landes-
regierungen-Bundesverfassungsgesetzes - BVG ÄmterLReg, BGBl. Nr. 289/1925, in der Fassung
des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. I Nr. 14/2019, sowie des Art. 72 Abs. 1 L-VG, LGBl. Nr.
42/1981, in der Fassung des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 43/2020, wird mit Zustim-
mung der Burgenländischen Landesregierung verordnet: 

• Promulgationsklausel zur Verordnung LGBl. Nr. 46/2024: Auf Grund des § 2 Ämter-der-Lan-
desregierungen-Bundesverfassungsgesetzes - BVG ÄmterLReg, BGBl. Nr. 289/1925, in der Fas-
sung des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. I Nr. 14/2019, sowie des Art. 72 Abs. 1 L-VG, LGBl.
Nr. 42/1981, in der Fassung des Landesverfassungsgesetzes LGBl. Nr. 43/2020, wird mit Zu-
stimmung der Burgenländischen Landesregierung verordnet:

§ 1 
Die Geschäftseinteilung des Amtes der Burgenländischen Landesregierung wird in der Anlage fest-

gesetzt. 

§ 2 
Die in dieser Verordnung verwendeten geschlechtsspezifischen Begriffe und Bezeichnungen schlie-

ßen jeweils die männliche und weibliche Form gleichermaßen ein. 

§ 3 
(1) Die Verordnung in der Fassung LGBl. Nr. 35/2016 tritt mit 1. Juli 2016 in Kraft. 
(2) Mit dem Inkrafttreten der Verordnung LGBl. Nr. 35/2016 tritt die Verordnung des Landes-

hauptmannes von Burgenland vom 20. November 2001, mit der eine Geschäftseinteilung für das Amt
der Burgenländischen Landesregierung erlassen wird, LGBl. Nr. 30/2002, in der Fassung der Verord-
nung LGBl. Nr. 38/2014, außer Kraft. 

(3) Die Anlage in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 66/2019 tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft.
(4) Die Anlage in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 69/2020 tritt mit 1. Jänner 2021 in Kraft.
(5) Die Anlage in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 77/2020 tritt mit 1. Feber 2021 in Kraft. 
(6) Die Anlage in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 24/2021 tritt mit 1. Juli 2021 in Kraft. 
(7) Die Anlage in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 82/2021 tritt mit 1. Jänner 2022 in Kraft.
(8) Die Anlage in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 28/2022 tritt mit 1. Mai 2022 in Kraft.
(9) Die Anlage in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 58/2022 tritt mit 1. September 2022 in Kraft.
(10) Die Anlage in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 1/2023 tritt mit 1. Februar 2023 in Kraft. 
(11) Die Anlage in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 63/2023 tritt mit 1. November 2023 in Kraft.
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(12) Die Anlage in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 4/2024 tritt mit dem der Kundmachung
folgenden Tag in Kraft. 1

(13) Die Anlage in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 46/2024 tritt mit 1. September 2024 in
Kraft.

(14) Die Anlage in der Fassung der Verordnung LGBl. Nr. 54/2024 tritt mit dem der Kundmachung
folgenden Tag in Kraft.2

1 Das ist der 9. Februar 2024.2 Das ist der 4. September 2024.
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Anlage (I.d.F. LGBl. Nr. 54/2024) 

Geschäftseinteilung  
des Amtes der Burgenländischen Landesregierung

1. Innerer Dienst 
2. Interne Revision 
3. Geschäftsordnung und Geschäftseinteilung des Amtes der Landesregierung 
4. Geschäftsordnung der Landesregierung, Referatseinteilung 
5. Organisation von Behörden und sonstigen Dienststellen des Landes (insbesondere Aufbau, Or-

ganisation, Errichtung und Auflösung), einschließlich des Landesverwaltungsgerichts 
6. Verwaltungsentwicklung 
7. Regierungssitzungen, Regierungsvorlagen 
8. Angelegenheiten oder koordinierende Maßnahmen, die auf Grund ihrer besonderen Bedeutung

dem Landesamtsdirektor vorbehalten sind 
9. Angelegenheiten der Rechnungshöfe 

10. Angelegenheiten der Verbindungsstelle der Bundesländer 
11. Landesamtsblatt 
12. Zustellung von Schriftstücken im Rahmen der internationalen Rechtshilfe in Verwal tungs (straf)sa -

chen aus dem Ausland  

Stabsabteilung Protokoll und Zentrale Dienste 

1. Zentrale Gebäudeverwaltung, Errichtung, Anmietung und Unterbringung der Landesdienststellen
und damit im Zusammenhang stehender Liegenschaftserwerb  

2. Zentrale interne Dienstleistungen (Postmanagement und Service, Infopoint, Reinigungsdienste,
Telefonzentrale, Garten- und Landschaftsdienste), soweit nicht die Zuständigkeit einer anderen
Abteilung gegeben ist 

3. Angelegenheiten der Zentralen Beschaffung 
4. Versicherungsangelegenheiten des Landes 
5. Zentrale Fuhrparkverwaltung 
6. Auszeichnungen und Titel 
7. Ehrengaben, Jubiläumsgaben 
8. Repräsentation und protokollarische Angelegenheiten 
9. Vorbereitung, Organisation, Durchführung und Betreuung von Empfängen und Veranstaltungen

des Landes 
10. Angelegenheiten der Landhausküche und des Landhaus-Buffets 
11. Kontaktstelle zum Europäischen Parlament, zur Europäischen Kommission, zum Ausschuss der

Regionen und zu anderen Vertretungsstellen in Brüssel 
12. Information über Vorhaben und Initiativen der genannten Institutionen und Stellen sowie Beitrag

zur Positionsfindung im Land 
13. Ständige Vertretung des Burgenlandes in Brüssel 
14. Unterstützung der burgenländischen Mitglieder beim Ausschuss der Regionen 
15. Angelegenheiten der Europäischen Integration 
16. Angelegenheiten der internationalen Kooperation und grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
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17. Koordination der Partnerschaften des Landes (insbesondere auch der Kulturpartnerschaft mit der
Stadt Bayreuth), soweit diese nicht einer anderen Abteilung vorbehalten sind 

18. Folgende Beteiligungen des Landes, soweit es sich nicht um Angelegenheiten der rechtlichen Be-
teiligungsverwaltung handelt: 
a) LIB-Landesimmobilien Burgenland GmbH sowie deren direkte und indirekte Beteiligungen, so-

weit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
b) alle sonstigen Beteiligungen sowie Vereine im sachlichen Zuständigkeitsbereich der Abteilung,

soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 

Stabsabteilung Informationstechnologie

1. Zentrale und dezentrale Datenverarbeitung und Informationstechnik 
2. Beratung der Dienststellen in IKT-Angelegenheiten 
3. Server- und System-Administration, Betriebsführung und Systementwicklung 
4. Hardware-, Software- und Lizenzmanagement 
5. Betreuung, Planung, Betrieb sowie Weiterentwicklung von Endgeräten 
6. Telekommunikationsinfrastruktur und -lösungen (Festnetz-/Mobil- und Videokommunikation) 
7. Ganzheitliche qualitätsgesicherte SW-Entwicklung, Evaluierung, Implementierung, Betrieb und

Weiterentwicklung von E-Government-Technologien und Standards, inklusive Strategieentwick-
lung 

8. Betreuung und Weiterentwicklung von Fachanwendungen, insbesondere (Fach-)ELAK 
9. Bereitstellung von IKT-Richtlinien zur Einhaltung der Informations- und Datensicherheit 

10. Anbindung und Vernetzung der Standorte des Landes 
11. Bereitstellung einer Servicehotline 
12. Verwaltung der Druckerinfrastruktur und Multifunktionsgerätelandschaft 
13. Elektronische Aktenverwaltung 
14. Technische Koordination von Open Data und der Publikation hochwertiger Datensätze 
15. Angelegenheiten der Landesstatistik 
16. Folgende Beteiligungen des Landes, soweit es sich nicht um Angelegenheiten der rechtlichen Be-

teiligungsverwaltung handelt: 
a) Erstes burgenländisches Rechenzentrum Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
b) alle sonstigen Beteiligungen sowie Vereine im sachlichen Zuständigkeitsbereich der Abteilung,

soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind  

Stabsabteilung Öffentlichkeitsarbeit

1. Öffentlichkeitsarbeit 
2. Bürgerservice 
3. Corporate Design, Verwaltung der Standortmarke Burgenland 
4. Medienangelegenheiten 

Abteilung 1 - Personal 

1. Dienstrecht und Personalangelegenheiten der öffentlich-rechtlichen und privatrechtlichen Bedien-
steten des Landes 

2. Dienstrecht und Personalangelegenheiten der Lehrerinnen und Lehrer an landwirtschaftlichen Be-
rufs- und Fachschulen 
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3. Dienstrecht und Personalangelegenheiten der in den Landesdienst aufgenommenen Musiklehre-
rinnen und Musiklehrer 

4. Personalbezogene Angelegenheiten des Inneren Dienstes im Auftrag des Landesamtsdirektors,
sofern diese nicht der Landesamtsdirektion vorbehalten sind 

5. Aus-, Fort- und Weiterbildung der Landesbediensteten 
6. Dienstrecht sowie Grundausbildung der Gemeindebediensteten, einschließlich der Ausübung des

Aufsichtsrechts in diesen Angelegenheiten 
7. Personalangelegenheiten der Bediensteten der Gemeinden und Gemeindeverbände, sofern die Zu-

ständigkeit der Landesregierung gegeben ist 
8. Bezugs- und ruhebezugsrechtliche Angelegenheiten der Mitglieder der Landesregierung, des

Landtages und sonstiger vom Burgenländischen Landesbezügegesetz erfasster Personen 
9. Lehrlingswesen 

10. Verwaltungspraktikantinnen und Verwaltungspraktikanten, Praktikantinnen und Praktikanten 
11. Personalentwicklung 
12. Arbeitsrecht 
13. Betriebliche Gesundheitsförderung 
14. Geschäftsstelle für alle dienstrechtlich vorgesehenen Kommissionen 
15. Folgende Beteiligungen des Landes, soweit es sich nicht um Angelegenheiten der rechtlichen Be-

teiligungsverwaltung handelt: 
a) Akademie Burgenland GmbH 
b) alle sonstigen Beteiligungen sowie Vereine im sachlichen Zuständigkeitsbereich der Abteilung,

soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 

Abteilung 3 - Finanzen 

1. Landeshaushalt 
2. Budgetplanung und Budgetcontrolling 
3. Landesrechnungsabschluss 
4. Verwaltung des Landesvermögens, soweit nicht die Zuständigkeit einer anderen Abteilung gege-

ben ist 
5. Finanzwesen und Vermögensangelegenheiten des Landes 
6. Finanzstatistik 
7. Bundesabgaben, Landessteuern, -abgaben, -umlagen und -gebühren 
8. Zentrales Mahnwesen, soweit nicht die Zuständigkeit einer anderen Dienststelle gegeben ist 
9. Landeshaftungen  

10. Finanzausgleich und Stabilitätspakt 
11. Geld-, Kredit- und Bankwesen 
12. Finanzielle Angelegenheiten der Krankenanstalten 
13. Buchführung des Landes (inkl. Kreditoren- und Debitorenbuchführung) 
14. Anlagenbuchführung 
15. Kostenrechnung 
16. Verrechnung der Bezüge sowie der Ruhe- und Versorgungsbezüge der Mitglieder der Landesre-

gierung und des Landtages, der Bediensteten des Landes, der Landeslehrer sowie der Ruhe- und
Versorgungsbezüge der Bürgermeister 

17. Kassen- und Zahlungsdienst 
18. Finanzielle Aufsicht über den Gebarungsvollzug des Amtes der Landesregierung und seine nach-

geordneten Ämter und Behörden 
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19. Finanzielle Prüfungen im Auftrag der Landesregierung und im Rahmen der Zuständigkeit anderer
Abteilungen 

20. Aufsicht über die gemeinnützigen Bauvereinigungen 
21. Finanzielle Prüfungen von EU-, nationalen und Landesförderungen, soweit nicht die Zuständigkeit

einer anderen Abteilung gegeben ist 
22. Folgende Beteiligungen des Landes, soweit es sich nicht um Angelegenheiten der rechtlichen Be-

teiligungsverwaltung handelt: 
a) Landesholding Burgenland GmbH sowie alle direkten und indirekten Beteiligungen, soweit

diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
b) Burgenländische Krankenanstalten-Gesellschaft m.b.H. sowie alle direkten und indirekten Be-

teiligungen, soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
c) Burgenländischer Gesundheitsfonds (BURGEF) sowie alle direkten und indirekten Beteiligun-

gen, soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
d) Burgenland Holding Aktiengesellschaft 
e) Vermögens- und Beteiligungsverwaltung Burgenland GmbH 
f) Burgenland Energie AG sowie alle direkten und indirekten Beteiligungen, soweit diese nicht

einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
g) alle sonstigen Beteiligungen sowie Vereine im sachlichen Zuständigkeitsbereich der Abteilung,

soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 

Abteilung 9 - EU, Gesellschaft und Förderwesen

1. Allgemeines Förderwesen (Richtlinien, Prozess- und Qualitätsmanagement), soweit Aufgaben
nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 

2. Zentrales Fördercontrolling, zentrale Förderdatenbank des Landes 
3. Angelegenheiten der Wohnbauförderung 
4. Angelegenheiten der Förderung von Alternativenergieanlagen, soweit nicht die Zuständigkeit

einer anderen Abteilung gegeben ist 
5. Angelegenheiten des Burgenländischen Sozial- und Klimafonds 
6. Grundsatzangelegenheiten der Kohäsions- und Förderpolitik der Europäischen Union 
7. EU-Förderungen, soweit nicht die Zuständigkeit einer anderen Abteilung gegeben ist 
8. Finanzielle Angelegenheiten und Förderwesen der europäischen gemeinsamen Agrarpolitik 
9. Angelegenheiten der Dorferneuerung, soweit nicht die Zuständigkeit einer anderen Abteilung ge-

geben ist 
10. Förderangelegenheiten der gemeinsamen Marktorganisationen mit Ausnahme der Umstellungs-

förderung Weinbau 
11. EU - Fördermonitoring 
12. Wirtschaftsförderung 
13. Tourismusförderung 
14. Arbeitnehmerförderung 
15. Angelegenheiten der Kammer für Arbeiter und Angestellte für das Burgenland 
16. Angelegenheiten des Förderwesens im Bereich Soziales, soweit nicht die Zuständigkeit einer an-

deren Abteilung gegeben ist 
17. Sportwesen 
18. Vereinsangelegenheiten 
19. Angelegenheiten der Integration 
20. Außerschulische Jugendarbeit und Jugendförderung 
21. Jugendschutz 
22. Seniorenangelegenheiten, Seniorenförderung 
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23. Angelegenheiten der Gleichbehandlung 
24. Geschäftsstelle für Kommissionen und Beauftragte im Bereich der Gleichbehandlung 
25. Angelegenheiten der Frauenpolitik und Frauenförderung 
26. Koordinierung der umfassenden Berücksichtigung von Frauenfragen (Gender Mainstreaming) 
27. Familienpolitische Angelegenheiten, insbesondere Familienberatung und Familienservice sowie

Familienförderung 
28. Antidiskriminierung 

29. Geschäftsstelle für Kommissionen und Beauftragte im Bereich der Antidiskriminierung 
30. Folgende Beteiligungen des Landes, soweit es sich nicht um Angelegenheiten der rechtlichen Be-

teiligungsverwaltung handelt: 
a) Burgenland Tourismus GmbH 
b) Thermengolfanlagen - Loipersdorf/Fürstenfeld/Rudersdorf Betriebsgesellschaft m.b.H. & Co

KG
c) Tourismus- und Beherbergungsbetriebe Burgenland GmbH sowie alle direkten und indirekten

Beteiligungen, soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
d) AVITA Resort GmbH 
e) Sport Burgenland GmbH sowie alle direkten und indirekten Beteiligungen, soweit diese nicht

einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
f) Fußballakademie Burgenland Errichtungs-GmbH 
g) Österreichisches Institut für Schul- und Sportstättenbau-Stiftung 
h) Nationale Anti Doping Agentur Austria GmbH 
i) Wirtschaftsagentur Burgenland GmbH sowie alle direkten und indirekten Beteiligungen, soweit

diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
j) Erste burgenländische gemeinnützige Siedlungsgenossenschaft - registrierte Genossenschaft

mit beschränkter Haftung  
k) Oberwarter gemeinnützige Bau-, Wohn- und Siedlungsgenossenschaft registrierte Genossen-

schaft mit beschränkter Haftung 
l) Wohnbau Burgenland GmbH 
m) alle sonstigen Beteiligungen sowie Vereine im sachlichen Zuständigkeitsbereich der Abteilung,

soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 

Abteilung 2 - Landesplanung, Gemeinden und Wirtschaft

1. Angelegenheiten der örtlichen und überörtlichen Raumplanung 
2. Koordination des Burgenländischen Geografischen Informationssystems (GIS) 
3. Koordinierende Maßnahmen in Angelegenheiten der Verkehrsplanung 
4. Angelegenheiten des öffentlichen Verkehrs und der Verkehrsverbünde 
5. Angelegenheiten der Gesamtverkehrsstrategie Burgenland 
6. Verkehrsdienstverträge 
7. Mobilitätsberatung, EU-Projekte im Bereich der Mobilität 
8. Verkehrsangelegenheiten, soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
9. Welterbe Kulturlandschaft Fertö Neusiedler See 

10. Angelegenheiten der Gemeindeverwaltung 
11. Bedarfszuweisungen an Gemeinden 
12. Gemeinde-Ertragsanteile 
13. Gemeindeabgaben 
14. Finanzstatistik der Gemeinden 
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15. Gemeindenamen, Gemeindewappen und Gemeindefarben 
16. Aufsicht über die Gemeinden und die Gemeindeverbände, beim Burgenländischen Müllverband

eingeschränkt auf die finanzielle Aufsicht 
17. Aufsicht über die Tourismusverbände 
18. Datenschutz im Bereich der Gemeinden 
19. Sammelbewilligungen 
20. Staatsbürgerschaftsangelegenheiten 
21. Personenstandsangelegenheiten 
22. Melde-, Fremden- und Niederlassungswesen 
23. Bundespräsidentenwahlen 
24. Wahlen in die allgemeinen Vertretungskörper 
25. Bürgermeisterwahlen 
26. Volksabstimmungen, Volksbegehren, Volksbefragung 
27. Gemeindevolksrechte 
28. Baurecht 
29. Gewerberecht 
30. Umweltverträglichkeitsprüfung 
31. Strategische Umweltprüfung 
32. Anlagenrecht einschließlich der rechtlichen Angelegenheiten des Naturschutzes im konzentrierten

Verfahren 
33. Rechtliche Angelegenheiten des Maschinen- und Dampfkesselwesens 
34. Angelegenheiten des Berufsanerkennungs- und Dienstleistungsrechts, einschließlich Einheitlicher

Ansprechpartner (EAP) und Single Digital Gateway (SDG) 
35. Veranstaltungswesen inkl. Kleines Glücksspiel 
36. Energierecht einschließlich Preisregelung und Preisüberwachung 
37. Güter- und Personenbeförderungsgesetz 
38. Öffnungszeitengesetz 
39. Bergrecht 
40. Marken- und Musterschutz, unlauterer Wettbewerb 
41. Patentwesen 
42. Urheberrecht 
43. Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften mit Ausnahme der finanziellen Prüfung 
44. Angelegenheiten der Wirtschaftskammer 
45. Rechtliche Angelegenheiten des Tourismus 
46. Ausbau von See- und Freibädern 
47. Camping- und Mobilheimwesen 
48. Folgende Beteiligungen des Landes, soweit es sich nicht um Angelegenheiten der rechtlichen Be-

teiligungsverwaltung handelt: 
a) Verkehrsverbund Ost-Region (VOR) Gesellschaft m.b.H. 
b) Burgenländische Mobilitätsorganisationsgesellschaft mbH 
c) Verkehrsinfrastruktur Burgenland GmbH sowie alle direkten und indirekten Beteiligungen, so-

weit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
- Neusiedler Seebahn GmbH 
- Verkehrsbetriebe Burgenland GmbH 
- Verkehrsbetriebe Burgenland Mobilität GmbH 

d) Verein Welterbe Neusiedler See 
e) Verein Österreichisches Institut für Verkehrsdateninfrastruktur „ÖVDAT“ 
f) alle sonstigen Beteiligungen sowie Vereine im sachlichen Zuständigkeitsbereich der Abteilung,

soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
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Abteilung 6 - Soziales und Pflege 

1. Sozialunterstützung 
2. Sozialhilfe 
3. Geschäftsstelle für Sozialhilfebeirat 
4. Außerordentliche Zuwendungen in sozialen Härtefällen, Opferfürsorge, Förderungen betreffend

die Opfer des Krieges und Faschismus 
5. Angelegenheiten des Behindertenwesens 
6. Schulassistenz 
7. Persönliche Assistenz 
8. Angelegenheiten der Einrichtungen der Behindertenhilfe 
9. Angelegenheiten der Kinder- und Jugendhilfe 

10. Angelegenheiten der Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe 
11. Internationale Adoptionen 
12. Eignungsfeststellung von Einrichtungen für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 
13. Schulsozialarbeit 
14. Erwachsenensozialarbeit 
15. Angelegenheiten Pflegeeltern 
16. Angelegenheiten der Altenwohn- und Pflegeheime 
17. Angelegenheiten der Einrichtungen der Altenwohn- und Pflegeheime 
18. Bewilligung von Ausbildungsstätten für nichtärztliche Gesundheitsberufe 
19. Angelegenheiten der Pflege- und Sozialbetreuungsberufe 
20. Nostrifikationsverfahren 
21. Sachverständigendienst in den Bereichen Sozial-, Behindertenwesen und Kinder- und Jugendhilfe 
22. Angelegenheiten des Pflegefonds 
23. Angelegenheiten der mobilen Pflege- und Betreuungsdienste 
24. Angelegenheiten der Kurzzeitpflege 
25. Angelegenheiten der Hospiz- und Palliativversorgung 
26. Angelegenheiten der Grundversorgung für Fremde und des Landesbetreuungsgesetzes 
27. Folgende Beteiligungen des Landes, soweit es sich nicht um Angelegenheiten der rechtlichen Be-

teiligungsverwaltung handelt: 
a) Burgenländische Pflegeheim Betriebs-GmbH 
b) Betreuung und Pflege Burgenland GmbH 
c) Selbsthilfe-Werkstätten-Burgenland-GmbH 
d) Soziale Dienste Burgenland GmbH 
e) Pflegeservice Burgenland GmbH 
f) alle sonstigen Beteiligungen sowie Vereine im sachlichen Zuständigkeitsbereich der Abteilung,

soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 

Abteilung 7 - Bildung, Kultur und Wissenschaft 

1. Institutionelle Kinderbildungs- und -betreuungseinrichtungen (Kinderkrippen, Kindergärten, al-
terserweiterte Kindergärten und Horte) 

2. Schulwesen und äußere Organisation (Aufbau, Organisationsform, Errichtung, Auflassung, Spren-
gel, Klassenschülerzahlen und Unterrichtszeit) der allgemeinbildenden Pflichtschulen und der Be-
rufsschulen, soweit nicht eine Zuständigkeit der Bildungsdirektion gegeben ist 

3. Zweckzuschüsse zu den Pflichtschulbauten der Gemeinden 
4. Landesseitige Angelegenheiten des Dienstpostenplans/Stellenplans der Lehrerinnen und Lehrer

für allgemeinbildende und berufsbildende Pflichtschulen 
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5. Dienstpostenplan der Lehrerinnen und Lehrer für Berufsschulen 
6. Angelegenheiten der Bildungsdirektion 
7. Äußere Organisation der öffentlichen Schülerheime, die ausschließlich oder vorwiegend für Schü-

lerinnen und Schüler von Pflichtschulen bestimmt sind 
8. Äußere Organisation der Schülerheime der Landesberufsschulen 
9. Verwaltung der Landessonderschulen, der Berufsschulen, der Privatschulen des Landes sowie

der angeschlossenen Schülerheime 
10. Landwirtschaftliche Berufs- und Fachschulen 
11. Fachhochschulen 
12. Studienförderung 
13. Musikpflege, einschließlich außerschulischer Musikerziehung 
14. Förderung des Volks- und Erwachsenenbildungswesens 
15. Angelegenheiten der zeitgenössischen bildenden und darstellenden Kunst 
16. Landeskundliche Forschungsstelle 
17. Wissenschaftlicher und fachtechnischer Archiv- und Bibliotheksdienst 
18. Kulturelle und wissenschaftliche Veranstaltungen 
19. Förderung der Natur- und Geisteswissenschaften, der Archäologie und der Volkskunde 
20. Literaturförderung 
21. Heimat- und Brauchtumspflege 
22. Volkskulturangelegenheiten 
23. Volksbüchereien 
24. Kulturfilmangelegenheiten 
25. Landesmuseen 
26. Heimatmuseen 
27. Herausgabe und Verwaltung landeseigener Publikationen, soweit nicht die Zuständigkeit einer

anderen Abteilung gegeben ist 
28. Bodendenkmalpflege 
29. Denkmal- und Ortsbildpflege sowie Baukulturelle Angelegenheiten 
30. Kultusangelegenheiten 
31. Kriegsgräberfürsorge 
32. Angelegenheiten der Tagesmütter Burgenland 
33. Förderung der Volksgruppen 
34. Folgende Beteiligungen des Landes, soweit es sich nicht um Angelegenheiten der rechtlichen Be-

teiligungsverwaltung handelt: 
a) Stiftung Private Pädagogische Hochschule Burgenland 
b) JOANNEUM RESEARCH Forschungsgesellschaft mbH 
c) Fachhochschule Burgenland GmbH sowie alle direkten und indirekten Beteiligungen, soweit

diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
d) Joseph Haydn Privathochschule GmbH 
e) Gästehäuser und Küchen Burgenland GmbH 
f) CERAMIcO Burgenland GmbH 
g) KBB - Kultur-Betriebe Burgenland GmbH sowie alle direkten und indirekten Beteiligungen,

soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
h) Stiftung des weiland Fürst Philipp Batthyány zur Erhaltung der alten Güssinger Burg 
i) Stiftung des weiland Fürst Philipp Batthyány zur Erhaltung des Güssinger Franziskanerklosters,

der Kirche und der Familiengruft 
j) alle sonstigen Beteiligungen sowie Vereine im sachlichen Zuständigkeitsbereich der Abteilung,

soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
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Abteilung 10 - Gesundheit 

1. Gesundheitswesen 
2. Öffentlicher Gesundheitsdienst 
3. Impfwesen 
4. Rechtliche Angelegenheiten der Krankenanstalten (mit Ausnahme der Personalangelegenheiten),

einschließlich der Fachaufsicht 
5. Errichtungs- und Betriebsbewilligung sowie Baubewilligung von Krankenanstalten inkl. Arbeits-

stättenbewilligungen 
6. Sanitäre Aufsicht über Krankenanstalten und Kuranstalten 
7. Angelegenheiten des Ärztegesetzes, soweit sie in die Zuständigkeit des Landes fallen 
8. Leichen- und Bestattungswesen 
9. Angelegenheiten des Rettungs- und Notarztwesens  

10. Angelegenheiten des Burgenländischen Rettungsgesetzes 2024 und des Sanitätergesetzes 
11. Gemeindesanitätswesen, soweit nicht die Zuständigkeit der Abteilung 1 gegeben ist 
12. Angelegenheiten der medizinisch-fachlichen Schulgesundheit 
13. Drogen- und Suchtbekämpfungskoordination 
14. Angelegenheiten der Tuberkulosehilfe und Tuberkulosebekämpfung 
15. Besorgung der Geschäfte des Landessanitätsrats 
16. Angelegenheiten des Burgenländischen Heilvorkommen- und Kurortegesetz 
17. Bäderhygiene 
18. Trinkwassergüte 
19. Aufsicht über die Ärztekammer für das Burgenland und die Österreichische Tierärztekammer

Landesstelle Burgenland 
20. Ärzte- und Apothekerkammerwahlen 
21. Rechtliche Angelegenheiten des Chemikalienwesens 
22. Nahrungsmittelkontrolle 
23. Vermarktungsnormenkontrolle 
24. Veterinärwesen 
25. Tierseuchenbekämpfung 
26. Tierkörperverwertung 
27. Tierschutz, Tierzucht und Tierhaltung 
28. Tiergesundheitsdienst Burgenland 
29. Koordinierung des Vollzugs des Epidemiegesetzes  
30. Angelegenheiten des Zivildienstes 
31. Folgende Beteiligungen des Landes, soweit es sich nicht um Angelegenheiten der rechtlichen Be-

teiligungsverwaltung handelt: 
a) Gesundheitsplanungs GmbH 
b) Gesundheitsservice Burgenland GmbH 
c) alle sonstigen Beteiligungen sowie Vereine im sachlichen Zuständigkeitsbereich der Abteilung,

soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
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Abteilung 4 - Agrarwesen, Natur- und Klimaschutz 

1. Allgemeine und rechtliche Angelegenheiten des Agrarwesens 
2. Fachgutachten auf dem Gebiet der Landwirtschaft 
3. Aufsicht über die Burgenländische Landwirtschaftskammer 
4. Angelegenheiten der landwirtschaftlichen gemeinsamen Marktorganisationen ausgenommen För-

derangelegenheiten, sofern es sich nicht um die Umstellungsförderung Weinbau handelt 
5. Land- und forstwirtschaftliche Berufsausbildung 
6. Arbeitsrecht sowie Arbeiter- und Angestelltenschutz im land- und forstwirtschaftlichen Bereich,

Angelegenheiten der Obereinigungskommission 
7. Grundverkehrsrecht 
8. Landwirtschaftlicher Grenzbesitz 
9. Angelegenheiten der Agrarbehörde 

10. Wahrnehmung der Angelegenheiten der Land- und Forstwirtschaftsinspektion 
11. Landwirtschaftsförderungen, soweit nicht die Zuständigkeit einer anderen Abteilung gegeben ist 
12. Elementarschäden und Katastrophenfonds 
13. Bodenschutz und Pflanzenschutz, Pflanzenschutzmittel 
14. Jagd- und Fischereiwesen, soweit nicht die Zuständigkeit einer anderen Abteilung gegeben ist 
15. Buschenschankwesen 
16. Weinrechtliche Angelegenheiten 
17. Rechtliche Angelegenheiten des Forstwesens 
18. Wasserrecht 

19. Rechtliche Angelegenheiten der Abfallwirtschaft und der Altlastensanierung 
20. Koordinierende Maßnahmen in Angelegenheiten des Energiewesens, einschließlich der Ener-

gieeffizienz 
21. Koordinierende Maßnahmen in Angelegenheiten des Umweltschutzes 
22. Rechtliche und fachliche Angelegenheiten des Naturschutzes (soweit es sich nicht um ein kon-

zentriertes Anlageverfahren handelt) und der Landschaftspflege 
23. Angelegenheiten des Nationalparks Neusiedler See - Seewinkel 
24. Biologische Station Neusiedler See 
25. Rechtliche und fachliche Angelegenheiten des Heizungswesens, der Luftreinhaltung und des Im-

missionsschutzes 
26. Klimaschutz 
27. Nachhaltigkeit 
28. Technische Angelegenheiten und Sachverständigengutachten in den Bereichen 7des Luftfahrt-

wesens, des Maschinen- und Dampfkesselwesens, des Elektrizitätswesens, des Heizungswesens,
des Seilbahn- und Aufzugswesens, der Industrie- und Gewerbetechnik, der Binnenschifffahrt, der
Schalltechnik, des Gaswesens, des Bedienstetenschutzes, der Luftschadstoffe, des Chemikalien-
wesens sowie des Strahlenschutzes 

29. Akkreditierte Wasseruntersuchungen und Anlagenprüfungen 
30. Sachverständigengutachten in den Bereichen Trinkwasser-, Bäderhygiene- und Lebensmittelsi-

cherheit 
31. Naturkundliche Forschungstätigkeit 
32. Folgende Beteiligungen des Landes, soweit es sich nicht um Angelegenheiten der rechtlichen Be-

teiligungsverwaltung handelt: 
a) Österreich Wein Marketing GmbH sowie alle direkten und indirekten Beteiligungen, soweit

diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
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b) Nationalparkgesellschaft Neusiedler See – Seewinkel (KdöR) 
c) Landschaftspflegefonds 
d) alle sonstigen Beteiligungen sowie Vereine im sachlichen Zuständigkeitsbereich der Abteilung,

soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 

Abteilung 5 - Baudirektion 

1. Angelegenheiten des Straßen-, Ingenieur-, Güterwege-, Forstwege- und Radwegebaus, sowie Pro-
jektierung, Bau, Erhaltung und Betrieb, einschließlich der Förderung 

2. Angelegenheiten und Sachverständigengutachten auf den Gebieten der Hochbautechnik, der Sta-
tik, der Verkehrstechnik, der Straßenbautechnik, des Ingenieurbaus, der Geologie, der Geotechnik,
des bautechnischen Prüfwesens, des Landschaftsbildes sowie des ländlichen Wege- und Brücken-
baus und im Bereich des Wasserbaues 

3. Normenwesen 
4. Vermessungswesen 
5. Eich- und Messwesen 
6. Zivilingenieurinnen und Zivilingenieure, Ziviltechnikerinnen und Ziviltechniker 
7. Sondertransportbewilligungen 
8. Technische Angelegenheiten und Sachverständigengutachten in den Bereichen der Verkehrs-

technik, des Kraftfahrzeugwesens, der Verkehrsüberwachung, der Verkehrsdaten, der Geoinfor-
mation und der Fernerkundung, der Wasser- und Abfallwirtschaft, einschließlich der gefährlichen
Stoffe und der Altlastensanierung, sowie des Agrarwesens und des Forstwesens 

9. Forstgärten und technischer Bodenschutz 
10. Ländliche Neuordnung 
11. Wasserwirtschaftliche Planung 
12. Verwaltung des öffentlichen Wasserguts 
13. Wasserbuchdienst 
14. Hydrographie 
15. Gewässeraufsicht und Wassergütekontrolle, soweit es sich nicht um Bäderhygiene und Trink-

wasser handelt 
16. Angelegenheiten des Siedlungswasserbaus, einschließlich der Förderung 
17. Angelegenheiten des Flussbaus, der Seen und des landwirtschaftlichen Wasserbaus (Ent- und

Bewässerung), einschließlich der Förderung 
18. Angelegenheiten der Grenzgewässerkommissionen 
19. Angelegenheiten des Beschaffungs- und Vergabewesens inklusive technologische Entwicklung

für die Gruppe 4, soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
20. Folgende Beteiligungen des Landes, soweit es sich nicht um Angelegenheiten der rechtlichen

Beteiligungsverwaltung handelt: 
a) ASFINAG Service GmbH sowie alle direkten und indirekten Beteiligungen, soweit diese nicht

einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
b) Seemanagement Burgenland GmbH sowie alle direkten und indirekten Beteiligungen, soweit

diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
c) alle sonstigen Beteiligungen sowie Vereine im sachlichen Zuständigkeitsbereich der Abteilung,

soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
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Stabsabteilung Verfassung und Recht 

1. Verfassungsdienst 
2. Bundesverfassung, Landesverfassung 
3. Verkehr mit dem Verfassungsgerichtshof, insbesondere in Verfahren nach Art. 126a B-VG, Art.

127c iVm. Art. 126a B-VG und Art. 74 L-VG, Art. 137, 138, 138a, 139, 139a, 140 und 140a B-
VG 

4. Landesgesetzgebung, Landesgesetzblatt, Rechtsinformationssystem des Bundes (RIS) 
5. Begutachtung von Gesetzes- und Verordnungsentwürfen des Bundes und der Länder 
6. Aufgaben im Rahmen des Konsultationsmechanismus 
7. Koordination in Angelegenheiten des EU-Rechtssetzungsprozesses, einschließlich der Begutach-

tung von Entwürfen von EU-Rechtsakten und der Abgabe von Erklärungen; Koordination der
Umsetzung von EU-Recht 

8. EU-rechtliche Notifikationen der Rechtsumsetzung; Verfahren vor der Europäischen Kommission,
dem EuGH, dem EuG und vor internationalen Gerichten 

9. Koordination und formaler Abschluss von Vereinbarungen gemäß Art. 15a B-VG 
10. Bundesgrenzen, Landesgrenzen 
11. Angelegenheiten der Volksgruppen, soweit diese nicht einer anderen Abteilung zugewiesen sind 
12. Bürgerinitiative und Bürgerbegutachtung, soweit diese Angelegenheiten nicht in die Zuständigkeit

der Abteilung 2 fallen 
13. Verbindung zum Landtag 
14. Allgemeine Rechtsangelegenheiten 
15. Koordinationsstelle und Qualitätscontrolling für allgemeine Fragen des Verwaltungs(verfahrens)-

rechts
16. Stiftungs- und Fondswesen, Aufsicht 
17. Datenschutz 
18. Angelegenheiten des rechtlichen Beschaffungs- und Allgemeinen Vergabewesens 
19. Angelegenheiten der Burgenländischen Gesundheits-, Patientinnen-, Patienten- und Behinderten-

anwaltschaft; Behindertenombudsstelle 
20. Angelegenheiten der Kinder- und Jugendanwaltschaft 
21. Angelegenheiten der Burgenländischen Landesumweltanwaltschaft 
22. Angelegenheiten der Tierschutzombudsstelle 
23. Angelegenheiten der Ombudsstelle für Pensionistinnen und Pensionisten 
24. Angelegenheiten der Ombudsstelle für Bankangelegenheiten 
25. Angelegenheiten der Ombudsstelle für Sport- und Vereinswesen 
26. Servicestelle für Konsumentenschutz 
27. Servicestelle für Schuldnerinnen und Schuldner 
28. Preisregelung und Preisüberwachung, soweit diese nicht im Zusammenhang mit dem Energierecht

stehen 
29. Angelegenheiten der rechtlichen Beteiligungsverwaltung, soweit diese nicht einer anderen Ab-

teilung zugewiesen sind 
30. Landessymbole 

Abteilung 8 - Kompetenzzentrum Sicherheit

1. Angelegenheiten der Landessicherheitszentrale 
2. Bedienstetenschutz 
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3. Brandschutz, sofern nicht die Zuständigkeit der LIB - Landesimmobilien Burgenland GmbH ge-
geben ist 

4. Gebäudesicherheit, inklusive Sicherheit in Amtsgebäuden 
5. Feuerwehrwesen, Feuerpolizei 
6. Angelegenheiten der Landesfeuerwehrdirektorin oder des Landesfeuerwehrdirektors 
7. Angelegenheiten der geistigen und zivilen Landesverteidigung 
8. Angelegenheiten der örtlichen Sicherheitspolizei 
9. Mitwirkung bei der Führung der Bundespolizei im Bereich des Landes 

10. Angelegenheiten der Straßenpolizei 
11. Angelegenheiten des Landessicherheitsrates 
12. Angelegenheiten der Lebensmittelbewirtschaftung und der Energielenkung 
13. Angelegenheiten des Katastrophenschutzes 
14. Angelegenheiten des Strahlenschutzes 
15. Angelegenheiten des Zivilschutzes 
16. Straßenverwaltungsrecht und Straßenverkehrsrecht 
17. Rechtliche Angelegenheiten der Güterwege 
18. Kraftfahrwesen, Kraftfahrlinien, Tiertransportrecht 
19. Führerscheinrecht 
20. Eisenbahnrecht, Schifffahrtsrecht und Zivilluftfahrt 
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